Giinter Bentg\le : Reinhard Bohse™

Uwe Hitschfeld - Felix Krebber Hrsg.

Akzeptanzin der
Medien- und
Protestgesellschaft




Akzeptanz in der Medien- und
Protestgesellschaft



GUlnter Bentele « Reinhard Bohse
Uwe Hitschfeld « Felix Krebber
(Hrsg.)

Akzeptanzin der
Medien- und
Protestgesellschaft

Zur Debatte um Legitimation,
offentliches Vertrauen, Transparenz
und Partizipation

@ Springer V5



Herausgeber
Giinter Bentele
Reinhard Bohse
Uwe Hitschfeld
Felix Krebber

Leipzig
Deutschland

ISBN 978-3-658-06166-1 ISBN 978-3-658-06167-8 (eBook)
DOI 10.1007/978-3-658-06167-8

Die Deutsche Nationalbibliothek verzeichnet diese Publikation in der Deutschen Natio-
nalbibliografie; detaillierte bibliografische Daten sind im Internet {iber http://dnb.d-nb.de
abrufbar.

Springer VS

© Springer Fachmedien Wiesbaden 2015

Das Werk einschlieBlich aller seiner Teile ist urheberrechtlich geschiitzt. Jede Verwertung,
die nicht ausdriicklich vom Urheberrechtsgesetz zugelassen ist, bedarf der vorherigen Zu-
stimmung des Verlags. Das gilt insbesondere fiir Vervielfiltigungen, Bearbeitungen, Uber-
setzungen, Mikroverfilmungen und die Einspeicherung und Verarbeitung in elektronischen
Systemen.

Die Wiedergabe von Gebrauchsnamen, Handelsnamen, Warenbezeichnungen usw. in diesem
Werk berechtigt auch ohne besondere Kennzeichnung nicht zu der Annahme, dass solche
Namen im Sinne der Warenzeichen- und Markenschutz-Gesetzgebung als frei zu betrachten
wiren und daher von jedermann benutzt werden diirften.

Gedruckt auf sdurefreiem und chlorfrei gebleichtem Papier
Springer VS ist eine Marke von Springer DE. Springer DE ist Teil der Fachverlagsgruppe

Springer Science+Business Media
www.springer-vs.de



Zum Geleit

Gunter Bentele, Reinhard Bohse, Uwe Hitschfeld,
Felix Krebber

Akzeptanz ist kein Mythos, kein Geschenk. Akzeptanz muss immer wieder er-
arbeitet werden. Im Diskurs um Akzeptanz spiegelt sich ein tibergreifender ge-
sellschaftlicher Trend wider.

Der vorliegende Band vertieft diesen Diskurs. Er gliedert sich in drei Teile.
Zunichst fassen in der Einflihrung die Herausgeber grundsitzliche Aspekte des
Diskurses um Akzeptanz, Legitimation, 6ffentliches Vertrauen, Transparenz und
Partizipation zusammen und formulieren Leitthesen filir die Debatte

Der Teil I bietet einen wissenschaftlichen Zugang zu der Debatte um Akzep-
tanz, Vertrauen, Transparenz und Legitimation. Im II. Teil stehen Akteure in Ak-
zeptanzdiskursen mit ihren Perspektiven auf den Zusammenhang im Mittelpunkt.
Im III. Teil stellen die Autoren Fallbeispiele fiir Akzeptanzkonflikte in Wirtschaft,
Kultur und Politik vor.

Teil I wird von Patricia Griinberg mit Ausfithrungen zu Vertrauen und Glaub-
wiirdigkeit eréffnet. Diesem Beitrag folgt ein Aufsatz von Julian Ebert, Sebastian
KeBler und Sophia Charlotte Volk zum Thema Transparenz. Die kommunikati-
ven Aspekte von Beteiligungsverfahren arbeiten Nadja Enke und Isabel Reinhardt
heraus. Einen spezifischen Aspekt politischer Beteiligung, ndmlich politischen
Protest, riicken Kristin Siegel und Florian Thiele in den Mittelpunkt und ordnen
ihn historisch und sozialwissenschaftlich ein. Da in der Auseinandersetzung um
Akzeptanz die Medien eine besondere Rolle spielen, beschreibt Anne Linke den
Einfluss des Medienwandels auf Akzeptanzdiskurse. Den starken Einfluss lokaler
Eigenheiten und die Rolle lokaler Kommunikation thematisiert Felix Krebber in
seinem Aufsatz. Der II. Teil des Bandes ist durch einen akteurszentrierten Ansatz
geprigt. Christoph Eichenseer und Uwe Hitschfeld beginnen mit einem Aufsatz
zu ihrer Studie zur Akzeptanz von Projekten in Politik und Wirtschaft. Eine ge-
sellschaftsethische Reflexion zeichnet Friedhelm Hengsbach SJ Briiche in der Ge-
sellschaft nach und betont die aus seiner Sicht ,,unheilige* Allianz von Wirtschaft
und Politik. Nachfolgend beschreibt Christian Holzherr Gemeinsamkeiten im
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VI Zum Geleit

Handlungsfeld von Politikern und Managern in Bezug auf die Bedeutung von Ver-
trauen und Akzeptanz. Die Justiz als ein weiterer Akteur der Debatte miisse sich
als ruhender Pol medial gepréigten gesellschaftlichen Trends weitgehend verwei-
gern, meint die ehemalige Generalbundesanwiltin Monika Harms. Rainer Knauber
weist Auswege aus der Vertrauenskrise. Fiir die Kommunikation der Finanzwelt
brauche es einen Sinneswandel, zeigen sich Iris Bethge und Volker Knauer iiber-
zeugt. Die Rolle der Verwaltung als ,,Hiiterin der Verfahren® benennt Angelika
Freifrau von Fritsch. Eine spezielle Art der Biirgerbeteiligung beschreiben Felix
ab Egg und Hans Poser: Finanzielle Beteiligung. Auch grof3e Institutionen geraten
zunehmend unter Akzeptanzdruck in der Bevolkerung: die Bundeswehr, wie Gene-
ral Achim Lidsba aufzeigt, die katholische Kirche, wie Matthias Kopp beschreibt,
und die traditionellen Medien, die um Aufmerksamkeit und Auflage kimpfen, wie
der Beitrag von Wilm Herlyn verdeutlicht. Hans Hiitt zeigt den Versuch einer pu-
blizistischen Alternative im Web 2.0 auf. Werner Schulz schliefflich meint, dass
direkte Demokratie fiir unser Gemeinwesen zukiinftig unverzichtbar sei. Dazu ge-
hort seiner Meinung nach auch, dass der Bundesprésident direkt vom Volk gewéhlt
werden soll.

Im III. Teil machen Fallbeispiele Dimensionen und Reichweite von Akzeptanz-
diskursen deutlich. Frank Brettschneider reflektiert das schon zum Synonym fiir
Biirgerproteste gewordene ,,Stuttgart 21 kritisch und markiert dariiber hinaus
gehende Schlussfolgerungen. Reinhard Bohse und Jorg Miiller berichten, wie sie
Akzeptanz fiir eine 1000 Meter lange Stral3enbahnbaustelle in der Innenstadt Leip-
zigs erringen konnten — ein Projekt, das zwei Jahre dauert und (zunédchst) nichts
als Arger und Verdruss bringt. Martin Walden erklért, wie die Deutsche Bahn mit
dem Thema Akzeptanz bei GroBprojekten umgeht. Michael Sasse bringt in seinem
Beitrag die Kommunikation zur Gas-Pipeline OPAL auf die Formel ,,Machbar ist
nur, was vermittelbar ist!“ Projektkommunikation im Rahmen der Energiewende
skizziert Elmar Thyen am Beispiel der Kraftwerks-Projektentwicklung der Trianel
GmbH Aachen. Thr Engagement in einer Biirgerinitiative schildert Ursula Theiler,
die sich in die Diskussion um den nun nicht mehr geplanten Ausbau der Klein-
machnower Schleuse einbrachte und deutlich macht, es gehe Biirgern nicht um
Verhinderung, sondern Mitgestaltung. Ebenfalls nicht mehr verfolgt werden die
Olympia-Pléne in Miinchen und Umgebung, worauf Gernot Brauer eingeht. Einen
Schlussakkord stimmt Andreas Schulz an, der am Beispiel des Leipziger Gewand-
hauses die gesellschaftliche Bedeutung der Akzeptanz von Kultureinrichtungen
illustriert.

Wir bedanken uns bei allen, die zur Entstehung dieses Bandes beigetragen ha-
ben: Zu allererst bei den Autoren, die nicht nur interessante Beitrdge aus ihren
spezifischen Blickwinkeln geschrieben, sondern auch unser beharrliches Drangen
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ertragen haben und das Buch zu dem machen, was es ist: ein grundlegendes Werk
fiir Theorie und Praxis.

Den Studierenden der Masterclass 2012 im Master Communication Manage-
ment an der Universitdt Leipzig, die in einem Seminar im Sommersemester 2013
zu Akzeptanz und Kommunikation durch ihre Préisentationen und Diskussionsbei-
tridge wertvolle Impulse gegeben haben, sei fiir diese, sowie die Mitarbeit an die-
sem Buch gedankt. Dariiber hinaus gilt unser Dank allen, die uns mit Beitrdgen,
Inspiration, Rat und Tat zur Seite gestanden haben, besonders Harald Lachmann,
Hagen Ruhmer, Steffi Klement, Mandy Nieber und Mathias Scheithauer.

Und nicht zuletzt bedanken wir uns bei unseren Familien und Freunden, deren
Zeit und Zuwendung wir fiir dieses Projekt iiber Gebiihr in Anspruch genommen
haben.

Die Herausgeber



Ein Vorwort

Bodo Hombach

Entdeckerfreude, Erfindergeist, Made in Germany. Wir konnten mit uns zufrieden
sein, denn Deutschland gehdrt zu den innovativsten Nationen der Welt. Jedes zehn-
te Patent kommt aus unserem Land, und die Produkte sind Verkaufsschlager auf
den internationalen Mirkten. Uber 90 % der Wirtschaftsleistung entsteht in mittel-
stindischen Betrieben. Deren Spannkraft und langer Atem hat auch die Turbulen-
zen der exogenen Krisen abgefedert.

Aber das schone Selbstbildnis hat Flecken. Wahrend Produktion und Dienst-
leistung, Wissenschaft und Forschung florieren, kommen grof3e Projekte der Infra-
struktur nicht aus den Puschen. Sie springen als Tiger und landen als Bettvorleger.
Sie verirren sich im Dschungel der Verwaltung. Thre Planung verstolpert sich bis
zur Lachnummer. Thre Kosten explodieren. Das ist oft systemisch. Offentliche
Auftraggeber, die die Offentlichkeit fiirchten, setzen die zu erwartenden Kosten
bewusst niedrig an. So kdnnen sie es Projekte leichter, auch in Réten und Par-
lamenten durchsetzen. So lief es zu oft. Das hat Misstrauen gesédt. Und wird in
Zukunft einer realistischeren Kostenkalkulation und groBerer Ehrlichkeit weichen
miissen. Jahrhundertprojekte wie die Energiewende verreiben sich, aber nicht nur
deshalb, in falsch gesetzten Regelkreisen. Sprungbereiter Lobbyismus besiedelt
das Vakuum der Politik.

Die Chaostheorie erkldrt uns die Unvorhersehbarkeit der Vorgénge in komple-
xen Systemen. Nihert sich die Komplexitdt moderner Gesellschaften dem Chaos?
— Ist deren Derivat dann Entscheidungsangst der Politik und Akzeptanzverweige-
rung der Gesellschaft? Mephistos Spruch in Goethes ,,Faust® hingt offenbar wie
eine Selbstverpflichtung iiber Behorden und Parlamenten: ,,Drum besser wir’s,
wenn nichts entstiinde.*

Lamentieren gehdrt zum Problem und nicht zur Losung. Wer auf sich hilt, fragt
nach den Voraussetzungen und Eigenschaften der neuen Situation. Er sucht Schrit-
te, Mallnahmen, Formen, die konkret notig und realisierbar sind. Und wer analysiert
die langfristigen Folgen fiir die Gestaltung des Gemeinwesens, in dem wir leben?

IX
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Wenn sich die Politik vorwiegend mit sich selbst beschéftigt, miissen Unterneh-
men und Gruppen eine neuartige Kommunikationskultur entwickeln, um wichtige
Konzepte gesellschaftsfahig zu machen. Viel Vertrauen wurde zerstort, aber man
kann es zuriickgewinnen. Die Zauberformel heil3t ,, Transparenz und Partizipation®.

Autokratische Systeme verzichten auf Teilhabe. Widerspruch ist nicht vorgese-
hen. Widerstand wird geahndet. Das bedeutet ideologische Dogmatik und Verzicht
auf mogliche Alternativen. Entscheidungen fallen rasch, denn sie gelten als unfehl-
bar. Fehlsteuerungen sind deshalb kaum revidierbar. Sie werden mit Machtmitteln
durchgesetzt — bis zum bitteren Ende.

Demokratie ist Teilhabe. Sie fordert nicht nur, sie ist das offentliche Selbst-
gesprich der Gesellschaft und erzeugt so einen Uberfluss an Alternativen. Man
kann die (vielleicht) Bessere wéhlen. Es geht nicht um die schnelle Entscheidung,
sondern um den Ausgleich der Interessen. Was sich nicht stort, darf nebeneinan-
der existieren. Nur wenn es sich gegenseitig ausschlieft, soll die Mehrheit ent-
scheiden. Die Wege sind langwierig, oft auch langweilig. Aber Experimente sind
erlaubt. Sie diirfen sogar scheitern. Fehler werden relativ frith erkannt und ohne
grofBe Schiaden korrigiert. Das klingt gut und schon, ist aber mithsam. Die Formel
hat Charme, aber sie geht nicht restlos auf.

Es gibt unberechenbare Ereignisse. Gegensitzliche Interessen, weltanschauli-
che Zielkonflikte und unterschiedliche Wahrnehmungen von Realitét prallen auf-
einander. Menschliche Schwichen und Irrtiimer mischen sich subkutan ein. Im
raschen Takt der Wahl-Termine fehlt es an langfristigen Perspektiven. Prestigebe-
diirfnis kollidiert mit Grundrechenarten. Die 6ffentlichen Kassen sind leer.

Unter dem Stress der Finanz- und Schuldenkrise steigt die Temperatur der
Konflikte, oft bis zum Siedepunkt, hoffentlich nicht bis zur Kernschmelze. Ge-
wissheiten und Traditionen stehen auf dem Priifstand. Parteien und Kabinette de-
legitimieren sich schleichend. Auch der liquid-demokratische Biirger ist seiner
selbst nicht sicher. Umfragen sind morgen das Papier nicht mehr wert, auf dem
sie heute stehen. Wichtige Strukturentwicklungen ermiiden am Territorialverhal-
ten der Kleingértner. Die Theorie erscheint ihnen plausibel. Kommt es dann zum
Schwur, stehen eher die Preise im Vordergrund. Ein gutes Gewissen ist schon, darf
aber nichts kosten.

Zwischen den Fronten: Die Unternehmen und Betriebe. Sie stehen im welt-
weiten Wettbewerb. Sie haben Umsatzinteressen. Das ist ihre Natur. Sie haben
aber auch Know-how und Erfahrung. Sie verfiigen iiber flexible Organisation, Er-
findungsreichtum und eine kompetente Belegschaft. Sie brauchen jedoch verldss-
liche Rahmenbedingungen, und die kommen nicht mehr frei Haus. Strukturelle
GrofBprojekte werden nicht mehr im Hinterzimmer der Politik besprochen, verab-
redet und dann durchgesetzt. Sie entstehen nicht nur auf dem Reif3brett, im Labor



Ein Vorwort Xl

und Windkanal. Heute sind sie auch das Ergebnis einer klugen und geduldigen
Kommunikation. Die beste Idee muss sich erst einmal in einem diffusen Umfeld
durchsetzen, das nicht auf sie gewartet hat und ihr oft mit dumpfem Widerstand
begegnet. Unternehmen brauchen schon intern ein innovatives Klima, das neue
Ideen nicht als Stor- und Kostenfaktor empfindet, sondern als eigentlichen Da-
seinszweck. Sie sind aber nur dann auch extern erfolgreich, wenn sie die Struk-
turen der Offentlichkeit kennen und sich adiquat verhalten. — Was sagt uns das?

Der bisherige Mindeststandard fiir die Offentlichkeitsbeteiligung in Genehmi-
gungsverfahren reicht nicht mehr aus. Die bloBe Chance, Einwendungen vorzu-
bringen und an einem Erdrterungstermin teilzunehmen, kann Konflikten nicht vor-
beugen und sie schon gar nicht befrieden.

Der Prozess hat nur dann Erfolg, wenn er von beiden Seiten positiv gesehen und
konstruktiv gefiihrt wird. Biirgerbeteiligung ist eben nicht die ,,bittere Pille” oder
,Durststrecke®, die man hinter sich bringen muss, um endlich wieder freie Bahn
zu haben. Die Leute spiiren es sehr genau, ob sie nur Statisten sind, oder ob sie
mit ihren Sorgen und sachlichen Einwénden ernst genommen werden. Sie wollen
ergebnisoffen diskutieren und nicht mit Herrschaftswissen gedemditigt werden, zu-
mal sie selbst oft grole Sachkompetenz haben. — Die Kompetenz der Betroffenen
haben sie ohnehin.

Eine breite Beteiligung im Vorfeld ermdglicht auch dem Betreiber des Vor-
habens, bisher unbekannte Probleme und neue Losungen zu finden. Teilziele der
Skeptiker kdnnen im Gesamtkonzept berilicksichtigt werden, was ihnen die Zu-
stimmung zum Ganzen erleichtert. Mogliche Konflikte werden erkannt und be-
nannt. Das reduziert die Menge der ,,Jedermann-Einwendungen und verschiebt
sie von der Gefiihlsebene auf die der rationalen Argumente.

Das bedeutet einen Mehraufwand an Zeit und Geld. Er dient jedoch dazu, das
anschlieBende Verwaltungsverfahren optimal vorzubereiten und so zeitintensive
Konflikte zu verhindern. Bei einer Gesamtbetrachtung ist somit auch aus wirt-
schaftlicher Sicht eine Effizienzsteigerung zu erwarten.

Es gibt Erkenntnishunger und Forschungsbedarf. Es geht um neue Mittel und
Wege, aber auch um eine neue Haltung auf beiden Seiten. Die kann man leider
nicht einfach einschalten. Man muss sie trainieren. Die meisten Probleme entste-
hen im Kopf. Was wir fiir ,,alternativlos® halten, ist nur Denkblockade. Wir blicken
durch die Schie3scharte oder den Tunnel unserer Pragungen, unseres Parteibuchs,
der lieben Gewohnheiten und anderer Denkblockaden. Ein kleiner Standort- oder
Blickwechsel geniigt, und alles sieht anders aus. Betriebe, die das verstanden ha-
ben und sich auch auf diesem Gebiet professionalisieren, sind nicht nur erfolgrei-
cher als andere. Sie leisten einen Beitrag zur Sozialkultur der Gesellschaft.
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Einen wichtigen Beitrag leistet auch das vorliegende Buch. Es sammelt Fakten
und Meinungen. Es formuliert Thesen und Fragen. Es ist Verstehensversuch und
Appell zugleich. Es ist auf der Hohe der Zeit, und das heifit: Es hat einen weiten
Blick. — Ich wiinsche ihm, wovon es selbst nur trdumen kann: Eselsohren und
Kaffeeflecken.
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aus und hat verschiedene Ursachen. Blickwinkel und Sichtweise entscheiden iiber
Interpretationen und Schlussfolgerungen.

Wir nehmen dabei insbesondere Wirtschaft und Politik in den Blick und unter-
suchen, wie Akteure mit diesem gesellschaftlichen Wandel umgehen. Dass dabei
immer wieder die Kommunikation eine besondere Rolle spielt, hat nicht nur mit
dem beruflichen Hintergrund der Herausgeber zu tun, sondern auch mit der Sache.

Der sprichwortlich gewordene siiddeutsche Bahnhof ist inzwischen oft be-
schrieben worden: ,,Stuttgart 21° wurde zu einer Chiffre fiir Biirgerproteste und
»schwindende Akzeptanz“. Doch die Biirger entschieden zum Schluss anders als
erwartet. Sie votierten dafiir. Mit der Neuausrichtung der deutschen Energiepoli-
tik, insbesondere dem Ausbau der Netze als Voraussetzung fiir die Integration der
erneuerbaren Energien, stehen Deutschland landauf landab massive Infrastruktur-
projekte bevor. Gleiches gilt fiir die Sanierung und den Ausbau der Verkehrsinfra-
struktur in Form von Straflen, Briicken, Schienen, Start- und Landebahnen. Auf
insgesamt 102,6 Mrd. Euro wird der Investitionsstau allein im Bereich der kom-
munalen Infrastruktur in Deutschland bis 2015 geschitzt (vgl. dchp|consulting und
ops GmbH 2013). Hier stehen Deutschland Projekte bevor, die nicht nur finanziert,
sondern um deren Akzeptanz kiinftig heftig gerungen werden muss. Doch auch
damit nicht genug: Heute stehen potenziell simtliche Entscheidungen und Akteu-
re jedweder Couleur unter Legitimationsdruck. Kaum noch etwas hat ungefragt
Bestand. Das betrifft Kultur, Kirchen, Gesundheitswesen ebenso wie Banken und
Bundeswehr. Biirgerinnen und Biirger mochten direkt beteiligt oder mindestens die
Moglichkeit angeboten bekommen, aktiv bei allen Entscheidungsprozessen betei-
ligt zu werden und zwar immer dann, wenn sie betroffen sind oder sich betroffen
fiihlen.

Die Mediendiskurse der vergangenen Monate und Jahre konnten manchmal den
Eindruck entstehen lassen, die Gesellschaft wire zu einer dauererregten Resonanz-
fliche geworden, die dem sachlichen Diskurs Raum und Luft nimmt. Ist diese Sicht
einseitig? Verstellt der laute Ruf nach besserer Kommunikation von Projekten und
Themen moglicherweise den Blick darauf, ob es nicht an den Eigenschaften der
Projekte, am Management der Themen oder an den verdnderten gesellschaftlichen
Rahmenbedingungen lag, dass Akzeptanz nicht erreicht wurde? Ist der Eindruck
zunehmend mangelnder Akzeptanz von Projekten, Entscheidungen und Akteuren
in unserer Gesellschaft aber wirklich nur als Defizit und nicht zumindest auch als
eine Chance zu begreifen? Driickt sich in den Protesten eine iibersittigte, reiche
Gesellschaft aus, die schon genug hat und die Verédnderungen ablehnt und so ihre
Zukunftsfahigkeit aufs Spiel setzt? Oder ist das Ringen um Akzeptanz, um mehr
Transparenz und Partizipation, Ausdruck einer demokratischen Gesellschaft, die
sich modernisiert?
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Diesen und weiteren Fragen mochten wir mit diesem Band nachgehen, um
Impulse fiir die wissenschaftliche und praktische Auseinandersetzung mit dem
Phiinomen Akzeptanz zu setzen. Wir mochten einen Uberblick iiber die Debatte
und Problemldsungsansitze aufzeigen. Hierzu begegnen wir dem Phdnomen aus
drei Perspektiven: Aus der {ibergreifenden Makro-Perspektive wollen wir uns den
gesellschaftlichen Umbriichen nédhern, die Ndhrboden neuer Akzeptanzdiskur-
se bilden und Ursachen der Forderungen nach mehr Vertrauen, Transparenz und
Partizipation sind. Auf der Meso-Ebene stehen korporative Akteure (Organisatio-
nen) im Fokus, die sich zunehmend einem Legitimationsdruck ausgesetzt sehen
— angefangen von politischen und staatlichen Akteuren {iber wirtschaftliche bis hin
zu zivilgesellschaftlichen Akteuren. Die Mikro-Perspektive zeigt anhand von Fall-
beispielen, wie im konkreten Fall handelnde Akteure mit der Thematik umgehen.

Die Umrisse des gesellschaftlichen Diskurses mdchten wir bereits mit diesem
Einfliihrungsaufsatz skizzieren und Gedanken zur Losung von Akzeptanzkonflik-
ten darlegen.

Akzeptanz

Zunéchst soll eine gemeinsame begriffliche Basis geschaffen werden. So verhélt es
sich mit dem Akzeptanzbegriff dhnlich wie mit dem sprichwdortlichen ,,Pudding®,
der schwerlich an die Wand zu nageln ist: Der Begriff scheint sich der Explikation
zu entziehen und wird unschérfer, je stiarker er in der populdren Debatte gebraucht
und manches Mal verbogen wird. Wenngleich sich der Begriff im Marketing und
in der IT-Forschung recht groer Beliebtheit erfreut und teilweise sehr eindimen-
sional auf Produktakzeptanz im Sinne von Absatz und Gebrauch fokussiert (vgl.
etwa Dohl 1983; Kollmann 1999), kristallisiert sich zunehmend ein Bedeutungs-
kontext heraus, der auf die gesellschaftliche Ebene des Begriffs fiihrt: Das Deut-
sche Wortschatzportal, ein Internetangebot der Universitit Leipzig, 14sst diesen
Bedeutungskontext nachvollziehen. Das Portal identifiziert Wortverwendungen im
Internet und zeigt semantische Haufigkeitsmuster und Verwendungsweisen auf.
Im Fall des Akzeptanzbegriffs (vgl. Abb. 1) ist die Verwendung im gesellschaft-
lichen Kontext deutlich in dem Graphen ablesbar!. Die Abbildung legt auch nahe,

! Die Tatsache, dass bestimmte, von den Herausgebern in der Debatte um Akzeptanz als
wichtig erachtete Begriffe, wie etwa Partizipation oder Vertrauen, nicht auftauchen, sagt le-
diglich etwas tiber die Hdufigkeit der Nennung in den ausgewerteten Quellen, nicht aber die
Wichtigkeit fiir die Akzeptanzdebatte aus. Ursache ist zudem, dass es fiir bestimmte Begriffe
mehrere Synonyme gibt und die Hiufigkeit der Verwendung sich somit auf mehrere Begriffe
verteilt.



4 G. Bentele et al.

soziale

\

geniefit

gesellschaftliche

|

gegenseitiger

Gesellschaft Toleranz

stossen

Bevolkerung

egenseitige

gesells erhéhen:r

stoft,

mangelnde

fordern
Tran ren
steigern i ok

Abb.1 Mit dem Akzeptanzbegriff in textlichen Quellen assoziierte Begriffe. (Quelle: Deut-
scher Wortschatz 2013)

dass Akzeptanz mit Verstdndigungsprozessen zu tun hat, worauf der Begriff des
Verstidndnisses hindeutet. Zudem wird die semantische Verbindung zum Transpa-
renzbegriff deutlich.

Die Begriffsverstiandnisse von Akzeptanz unterscheiden sich in ihrer Dimen-
sion teils erheblich. So sieht Endruweit (2002) Akzeptanz als ,,die Eigenschaft
einer Innovation, bei ihrer Einfiihrung positive Reaktionen der davon Betroffe-
nen zu erreichen® (S. 6). Lucke (1995) geht in ihrem Verstdndnis deutlich tiefer.
In ihrer soziologischen Studie zum Akzeptanzbegriff definiert sie Akzeptanz als
Potenzial ,,fiir bestimmte Meinungen, MalBnahmen, Vorschldge und Entscheidun-
gen bei einer identifizierbaren Personengruppe ausdriickliche oder stillschwei-
gende Zustimmung zu finden™ oder zumindest ,,unter angebbaren Bedingungen
aussichtsreich auf deren Einverstdndnis rechnen zu kdnnen® (S. 104). Akzeptanz
sei dann gegeben, wenn Mitglieder der Gesellschaft dem Akzeptanzobjekt affir-
mativ gegeniiber stiinden, emotional ,,zugeneigt™ seien, Vorschldgen, Argumenten,
MafBnahmen vorbehaltlos billigten. Akzeptanz hieBe auch, dass das Akzeptierte
verbal oder durch Handlungen verteidigt werde (vgl. Lucke 1995, S. 105). Sehr
anschaulich konzeptualisiert Lucke die Entstehung von Akzeptanz in einer Drei-
eckskonstellation aus Akzeptanzobjekt, Akzeptanzsubjekt und Akzeptanzkontext
(vgl. Lucke 1995, S. 155). Akzeptanzobjekt ist dabei dasjenige, das zu akzeptieren
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ist: technische Gerite, Produkte, Meinungen, Einstellungen, politische Program-
me, wirtschaftliche Projekte, Personen, gesellschaftliche Akteure, Gesetze, Staa-
ten, Regierungen und so weiter. Als Akzeptanzsubjekte lassen sich bei Lucke (ge-
sellschaftliche) Gruppen und Personen beschreiben, die akzeptieren oder dies eben
nicht bzw. nur graduell tun. Beide sind bedingt durch den Akzeptanzkontext. Das
Begriffsverstindnis der Herausgeber dieses Bandes setzt auf dieser Sichtweise auf.
Dabei ist im Zusammenhang von Projekten in Wirtschaft und Politik der Prozess-
charakter von Akzeptanz deutlich zu akzentuieren.

Wir definieren Akzeptanz wie folgt: Akzeptanz ist das Ergebnis eines komple-
xen, permanenten, sich iiber den gesamten Lebenszyklus eines Akzeptanzobjektes
erstreckenden Kommunikations- und Handlungsprozesses zwischen Akzeptanz-
subjekten und Akzeptanzobjekten. In unserer Gegenwartsgesellschaft beinhaltet
dieser Prozess auch in zunehmendem Mal3 Aushandlungsprozesse.

Im vorliegenden Band werfen wir einen Blick auf alle drei Eckpunkte der
,Dreiecksbeziehung™ des Akzeptanzprozesses: Akzeptanzsubjekten und Akzep-
tanzkontexten gehen wir in den theoretisch orientierten Beitrdgen im ersten Teil
des Bandes nach. Akzeptanzobjekte stehen im zweiten und dritten Teil im Zentrum
mit Akteuren und Projekten (Fallbeispiele).

Infrage stellen als Normalzustand

Akzeptanzdiskurse sind nicht isoliert von den gesellschaftlichen Umbriichen der
vergangenen Jahrzehnte und den aktuellen gesellschaftlichen Rahmenbedingun-
gen zu verstehen. Grundvoraussetzung fiir Akzeptanzdiskurse, wie wir sie derzeit
in Deutschland beobachten, ist ein entwickeltes demokratisches Gemeinwesen. In
diesem Rahmen konnen Projekte offenbar nicht mehr nach ,,Gutsherrenart® durch-
gesetzt werden, auch wenn ,,der Gutsherr* sich an die Gesetze und Regeln hélt. Die
Verfassung regelt demokratische Willensbildungs-, Mitwirkungs- und Entschei-
dungsprozesse. Der verfassungsmiflige Rahmen schafft mit seinen Grundrechten,
beispielsweise der freien MeinungsduBlerung oder der Pressefreiheit, forderliche
Bedingungen fiir eine gedeihende Zivilgesellschaft, in der sich Akteure 6ffentlich
artikulieren konnen und diirfen. Unter diesen Bedingungen hat sich in den vergan-
genen Jahrzehnten eine Zivilgesellschaft entwickeln konnen, die sich nach den Ka-
tastrophen des zwanzigsten Jahrhunderts und gepragt durch zwei Diktaturen heute
ihrer demokratischen Mitwirkungsmdglichkeiten bewusst ist und von diesen Ge-
brauch macht — zum Beispiel durch biirgerschaftliches Engagement oder Protest.
Erste groBere Protestwellen in der Bundesrepublik finden sich Ende der 1960er-
Jahre, sie fungierten als Initialziindung fiir Protest, verstanden als einem Mittel zur
offentlichen AuBerung politischer Positionen. Dies wird in dem Beitrag von Kris-
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tin Siegel und Florian Thiele in diesem Band beschrieben. Protest ist, so stellen die
Autoren heraus, zumindest in bestimmten gesellschaftlichen Schichten zu einer
etablierten Form der 6ffentlichen Artikulation geworden. Der Protest kann aber
auch als Ausdruck von Unmut oder Ohnmacht der Biirgerschaft gewertet werden,
die sich nicht ausreichend als miindig akzeptiert und beteiligt fiihlt. Biirger wissen
heute mehr denn je, welche Probleme die Welt bewegen, also glauben sie auch zu
wissen, was fiir sie und die Region das Beste ist. Dies hat Auswirkungen.

Politische Entscheidungen in Frage zu stellen ist kein Phdnomen dieser Tage
(vgl. hierzu auch Hutter und Teune 2012). Das gilt zum Beispiel fiir politische Ent-
scheidungen, wie den NATO-Doppelbeschluss und die Stationierung von Atomra-
keten auf westdeutschem Gebiet. Es gilt auch fiir Proteste gegen Infrastrukturmaf-
nahmen in der alten Bundesrepublik. Hier sei etwa an Proteste gegen die atomare
Aufbereitungsanlage in Wackerdorf oder das Atomkraftwerk Wyhl erinnert (vgl.
hierzu Linse et al. 1988). Die Proteste auf der anderen Seite der Mauer in der DDR
fiihrten schlieBlich zum Umsturz eines ganzen staatlichen Systems mit dem Ziel,
demokratische Verhéltnisse und freie Wahlen zu erreichen. Die Montagsdemonst-
rationen wurden legendar.

Heute erleben wir, dass die ,,Prinzipien des informierten Infragestellens und
kompetenten Dagegenseins® (Lucke 1995, S. 12) ungeahnte Relevanz und Brisanz
in der demokratischen Gesellschaft erlangt haben, weil viele Projekte, obwohl le-
gal und gemil anerkannter Verfahren politisch legitimiert, nicht die Akzeptanz in
der Bevolkerung haben und so nicht mehr durchzusetzen sind. So wére die Ableh-
nung olympischer Winterspiele vor Jahrzehnten noch undenkbar gewesen. Heute
ist sie Realitdt. Gleiches gilt fiir den Flughafenausbau. Was in Frankfurt bei der
Startbahn West noch mit brachialer Gewalt durchgesetzt wurde, scheitert heute,
wie beim Flughafenausbau in Miinchen zu besichtigen ist. Diese Haltung ist in-
zwischen kultiviert, das Infragestellen politischer und wirtschaftlicher Entschei-
dungen in bestimmten Bevolkerungsgruppen zum Normalzustand geworden. Die
Ursachen und Griinde sind vielféltig.

Neue Verfahren und neue Diskurse

Die Bildungs- und Hochschulexpansion hat erstens zu einer nie gekannten Zahl
von Menschen mit Hochschulzugangsberechtigung und Absolventen von Univer-
sitdten und Fachhochschulen gefiihrt (vgl. Vereinigung der Bayerischen Wirtschaft
2011; Schindler 2014). Gleichzeitig ist zweitens eine gesamtgesellschaftliche Zu-
nahme des Wohlstandsniveaus zu verzeichnen. Dies fiihrt dazu, dass Menschen in
einer arbeitsteiligen Gesellschaft auch mehr Zeit zum biirgerschaftlichen Engage-
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ment und zur politischen Mitbestimmung haben. Das durchschnittliche Lebens-
alter und die allgemeine Gesundheit sind erheblich gestiegen, so dass immer mehr
Lebenszeit — auch — fiir politische Partizipation zur Verfiigung steht. So waren
es in Stuttgart zumeist Menschen mit Universititsabschluss, Juristen, Ingenieure,
Kiinstler und eben auch Ruhesténdler, die protestierten und sich zum Teil sehr
fachkundig eingemischten. Das parteipolitische Spektrum reichte von der CDU
bis zur LINKEN (vgl. Butzlaff et al. 2013). Gerade in besser gebildeten Kreisen
scheint nun also das wirkungsmaichtig zu werden, was der Soziologe Ulrich Beck
(1993) bereits vor zwanzig Jahren beschrieb: Bestimmte gesellschaftliche Grup-
pen sind nicht mehr bereit, Entscheidungen hinzunehmen, nur weil sie ,,von oben®
kommen. Statt Verantwortung und Entscheidung nur zu delegieren, erwarten be-
stimmte gesellschaftliche Milieus heute Informationen und die Moglichkeit, sich
zu beteiligen. Das schlieit die Transparenz von Prozessen und Entscheidungsfin-
dungen ein.

Diese Prozesse lassen sich aber in den tradierten Formen und tiber die bishe-
rigen Verfahren von Entscheidungsfindung und -durchsetzung allein nicht mehr
darstellen. Auch das ist eine Facette der ,,gedoppelte(n) Welt“, die Beck (1993,
S. 155) beschreibt: Neben die Welt der politischen Institutionen — etwa Stadtrat,
Landtag, Bundestag oder Europaparlament — trete diesen Institutionen unvereinbar
die Welt der politischen Alltagspraxis mit ihren Konflikten, Machtspielen, Inst-
rumenten und Arenen entgegen. Die eine Welt entstamme der industriellen Mo-
derne, die andere der reflexiven (vgl. Beck 1993, S. 155). So war die industrielle
Moderne noch durch die Massengesellschaft und die groBen tradierten Konflikt-
linien geprégt: Arbeit und Kapital, Stadt versus Land. Heute ist die Gesellschaft
vielgestaltiger, differenzierter, woraus auch sehr unterschiedliche Interessens- und
Problemlagen resultieren.

Hieraus ergeben sich insbesondere fiir die Akzeptanz von Projekten und Akteu-
ren Konsequenzen. Luhmanns These, Legitimation durch Verfahren lasse Biirger-
entscheidungen als ,,bindend — nicht notwendig auch als richtig — *“ akzeptieren
(vgl. Luhmann 1993, S. 82), bekommt eine neue Dimension. Zwar besitzen Ge-
richtsentscheidungen noch immer hohes Ansehen (vgl. Kranenpohl 2010, S. 400),
beim Verwaltungshandeln, beim Handeln von Unternehmen oder in der Politik
sieht dies oft anders aus: In einer Reprisentativbefragung aus dem Jahre 2013 ga-
ben lediglich 15 % der Befragten an, ihrer Gemeinde oder Stadtverwaltung zu ver-
trauen. Demgegeniiber steht in einer weiteren Untersuchung aus dem Jahr 2013
mit 56 % eine Mehrheit der Biirger (vgl. Hitschfeld und Eichenseer 2013, S. 9), die
Bereitschaft duBern, sich fiir oder gegen 6ffentliche oder wirtschaftliche Projekte
mit Zeit und eigenem Geld einsetzen. Daraus folgt, dass neue Verfahren — nicht nur
Verwaltungsverfahren — entwickelt werden miissen, um Akzeptanz in der Biirger-
schaft zu erreichen, um Vertrauen und Glaubwiirdigkeit der ,,alten” Institutionen
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wieder zu erlangen. Diese Verfahren miissen mindestens die Moglichkeit anbieten,
dass sich die Biirgerschaft tatsachlich und nicht nur pro forma einbringen kann. Sie
ersetzen nicht, sie ergdnzen die traditionellen demokratischen Verfahren. Schlief3-
lich entscheidet am Schluss der Erfolg.

Aber neue Verfahren allein reichen nicht aus. Systematisch muss Raum ge-
schaffen werden fiir einen gesellschaftlichen Diskurs, der sich mit einem wirt-
schaftspolitischen Leitbild, mit einer industrieller Zielvorstellung mittlerer Reich-
weite flir unsere Gesellschaft und den daraus abzuleitenden Rahmenbedingungen
befasst (vgl. Knauber in diesem Band). In einem solchen Diskurs kénnten auch
die grundsétzlichen Fragen des ,,Ob* von Projekten unabhingig von der konkreten
Realisierung eines einzelnen Projektes (das ,,Wie®) diskutiert und entschieden wer-
den. Damit wiirden Grundsatzfragen nicht ldnger an dafiir oft untauglichen Einzel-
fragen ,,aufgehdngt™ und Gerichte nicht inflationér als ,,Reparaturwerkstatt der
Politik missbraucht. Das biirgerschaftliche Engagement muss sich mehr als heute
auch an diesen grundlegenden Fragen orientieren.

Damit ist klar, dass sich biirgerschaftliches Engagement nicht im Verhindern
von Projekten erschépfen und der Interessenshorizont nicht vor der eigenen Haus-
tiir enden darf. Das Bewusstsein dafiir, dass die begriiBenswerte Zunahme des En-
gagements nicht in eine sich selbst blockierende Gesellschaft fithren darf, scheint
in Deutschland zu wachsen. Nicht nur die Bereitschaft, sondern auch die Befa-
higung, biirgerschaftliches Engagement in diesem Sinne konstruktiv anzulegen,
muss aber langfristig ausgebildet und beférdert werden. Schon in der vorschuli-
schen und schulischen Bildung miissen die Grundlagen dafiir gelegt werden. Dabei
kommt es nicht allein auf Sachkompetenz an, die heute oft sehr rasch aufgebaut
werden kann. Grofler Wert muss kiinftig auf die Ausbildung von mehr Methoden-
und Sozialkompetenz gelegt werden.

Partizipation und Transparenz

Die heute ebenso allgegenwirtig wie undifferenziert erhobenen Forderungen nach
»mehr Partizipationsmoglichkeiten” und moglichst ,,umfassender Transparenz‘
verdienen in diesem Kontext eine kritische Einordnung. Die immer stirkere Be-
teiligung von Biirgerinnen und Biirgern an der Weiterentwicklung der Gesellschaft
ist zweifellos ein wertvoller Ausdruck eines sich weiter entwickelnden, demokra-
tisch verfassten Gemeinwesens. Die Transparenz, d. h. Nachvollziehbarkeit von
Meinungsbildungs- und Entscheidungsprozessen fiir Biirger ist dafiir eine wichtige
Voraussetzung, aber auch ein Qualitdtsmerkmal einer Biirgergesellschaft an sich.
Eine iibergroBe Mehrheit der Deutschen, so die Ergebnisse einer Représenta-
tivbefragung aus dem Jahr 2013, hélt jedoch heute die Informationspolitik von
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Politik, Wirtschaft und Verwaltung im Kontext von Projekten in Wirtschaft und
Gesellschaft fiir unzureichend (vgl. Hitschfeld und Eichenseer 2013, S. 13). Die
genannten Akteure gében nur so viele Informationen preis, wie unbedingt notig,
sind 86 % der Deutschen iiberzeugt (vgl. Hitschfeld und Eichenseer 2013, S. 13).
Dies alles in einem verdnderten gesellschaftlichen Umfeld, das nachfragt und in
Frage stellt, sich informiert und vielfach kompetent mitreden kann. Diese, iiber
einen langen Zeitraum hinweg nachgewiesenen Einstellungsmuster sind Ausdruck
eines Verdnderungspotentials.

Dabei sind die Anforderungen und Rahmenbedingungen auf den unterschied-
lichen regionalen und politischen Handlungsebenen vor Ort sehr verschieden und
bediirfen der genauen Analyse. Gleiches gilt deshalb auch fiir die Eignung der
verschiedenen Kommunikations- und Partizipationsinstrumente. Eine differen-
zierte Befassung mit der Frage, was unter ,,Partizipation” im konkreten Kontext
verstanden wird, ob der Begriff eher im politisch- kommunikativen Kontext ge-
braucht, oder ob es eher um eine ,,materielle” Partizipation gehen soll und was
welche Instrumente im konkreten Kontext leisten konnen und sollen, ist fir deren
erfolgreichen Einsatz entscheidend.

Grundsitzlich beobachten wir, dass es offenbar zunéchst auf die Schaffung von
Moglichkeiten, etwa fiir Engagement und Partizipation, ankommt. Fehlen diese
Moglichkeiten, wird dieses Defizit — unabhéngig von individueller Betroffenheit —
nicht nur als Mangel eines konkreten Projektes, sondern auch als Ausdruck eines
gesellschaftlichen Missstands aufgefasst. Die Auseinandersetzung damit verlagert
sich dann héufig auf andere formale und inhaltliche Ebenen (nicht mehr ,,wie*
sondern ,,0b°) und geht damit oft weit iiber den konkreten, projektspezifischen
Anlass und die Kompetenzen der jeweiligen Projektverantwortlichen hinaus. Die
tatsdchliche Inanspruchnahme von Instrumenten fiir Partizipation und Kommuni-
kation unterliegt anderen, eher spezifischen Kriterien wie z. B. dem Vorhandensein
von Ressourcen, Zeit, Know-how oder dem Grad der personlichen Betroffenheit.
Deshalb ist die Messung der Inanspruchnahme solcher Instrumente — etwa an der
Anzahl der Anrufe auf der Projekthotline oder der Zahl verkaufter Anteilsscheine
festzumachen — sicherlich ein, aber nicht das entscheidende Kriterium fiir die Be-
urteilung des Erfolgs.

Gemeinwohl und Biirgermacht

Zunehmendes biirgerschaftliches Engagement hat aber auch eine Kehrseite. Aus-
gehend von Becks (1993) These der ,,Subpolitik*, kdnnte sich ein dramatisches Re-
prasentationsdefizit ergeben: Hat das traditionelle politische System immer auch
Minderheiten oder schweigende Mehrheiten mitreprasentiert und die Minderheiten
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geschiitzt, so zeigt sich unter den Bedingungen der ,,Subpolitik™ eine Schieflage.
Die Analysen vieler heutiger Proteste und auch Wahlanalysen zeigen, dass sich in
Protesten und bei Wahlen (vgl. Hierlemann et al. 2013) eher die soziodkonomisch
Bessergestellten Gehor verschaffen, von Beteiligungsverfahren partizipieren und
demokratische Vertretungen bestimmen. Biirgerengagement per se ist eben nicht
nur Zeichen einer vitalen politischen Kultur, sondern kann auch kritisch als Signal
fiir abnehmende gesellschaftliche Solidaritdt, fiir Unmut und Ohnmacht gewertet
und als Indiz fiir ein Auseinanderdriften der Gesellschaft gedeutet werden, der die
einende Kraft des politischen Systems verlustig geht.

Bereits Rousseau (1977 [1762]) hat zwischen den ,,volonté de tous* und dem
,volonté générale” unterschieden, der Gesamtheit der Einzelinteressen und dem
Gemeinwohl. Diese Unterscheidung ist auch heute noch sinnvoll. Wer ist eigent-
lich die Bevdlkerung und was will sie? Wie rezipieren politische Entscheidungs-
trager Interessen und wessen Interessen gehen dabei unter? Gibt es denn eigentlich
iiberhaupt so etwas wie das Gemeinwohl? Sicher gibt es verschiedene Auffassun-
gen dessen, was Gemeinwohl ist, aber die Definition — wie auch immer ausgepragt
— fiihrt hier nicht weiter. Gerade weil es unterschiedliche Weltbilder, Normen und
Werte gibt, ist eine pluralistische Gesellschaft mit einem pluralistischen 6ffent-
lichen Raum so notwendig. Theoretisch gesprochen ist dieser 6ffentliche Raum
Sphire 6ffentlicher Aushandlungsprozesse, in der rationaler Diskurs zu Problem-
16sungen fiihrt (vgl. Habermas 1992, S. 138 f., 349 ff.).

Entgegen der — theoretisch sinnvollen — Idealisierungen der Diskurstheorie fin-
den die 6ffentlichen Aushandlungsprozesse jedoch nie unter den Idealbedingun-
gen, ndmlich unter Gleichen und — als Phrase all zu oft bemiiht — ,,auf Augenhohe*
statt. In der 6ffentlichen Kommunikation gibt es immer ein Machtgefélle zwischen
den Akteuren. Dies ist im politischen Bereich mit den privilegierten Sprecherrol-
len der Berufspolitiker gegeniiber etwa Nichtregierungsorganisationen der Fall,
ebenso im wirtschaftlichen Bereich. Hier scheint der Einfluss auf die 6ffentliche
Meinungsbildung auf Seiten von Unternehmen durch deren 6konomische Kraft
zundchst grofer, als derjenige einer Biirgerinitiative. Dennoch kénnen — wie wir
wissen — Biirgerinitiativen zu michtigen Gegenspielern werden. Aber auch sie ver-
treten Partikularinteressen, auch wenn sie fiir sich — wie politische Organisationen
und Unternehmen — gelegentlich in Anspruch nehmen, diese Partikularinteressen
seien mit dem Gemeinwohl identisch. Was dem Gemeinwohl dient, muss 6ffentlich
ausgehandelt werden. Welche Rolle spielen dabei Macht, Einfluss und Finanzkraft?

Auch bei den Biirgerinitiativen gibt es michtigere und weniger méchtige, wenn
beispielsweise soziookonomisch besser gestellte Biirger, organisiert in Biirgerini-
tiativen, Interessen vertreten, die den weniger organisationsfahigen Bevdlkerungs-
gruppen gegeniiber stehen. Das Beispiel des Hamburger Schulstreits hat diesen
Konflikt deutlich aufgezeigt. In der Frage, ob Schiilerinnen und Schiiler 1dnger
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gemeinsam lernen sollten, hatte sich ein Blindnis gebildet, das dagegen opponierte.
Bei der Volksabstimmung nahmen Biirger mit geringerem Einkommen und gerin-
gerer Bildung deutlich weniger teil als die Opponenten.

Politik und Verwaltungen haben in unserem demokratischen System die Auf-
gabe, im Sinne des Gemeinwohls zu planen und entscheiden. Diese Aufgabe setzt
sie unter Legitimationsdruck, der bisher dadurch gemildert wurde, dass die tra-
ditionellen demokratischen Verfahren in der Gesellschaft weitgehend akzeptiert
wurden. Was aber, wenn gut organisierte Interessengruppen am Ende Interessen
effektiver durchsetzen als demokratisch gewihlte Politiker? Wenn die Interessen-
gruppen die etablierte Politik vor sich her treiben und 6ffentlichen Druck erzeugen,
vor dem die Politik dann zuriickweicht, weil sie um die Wiederwahl firchtet? Wer
behélt dann das Gemeinwohl im Blick? Wie wird unter diesen Umstinden das
Gemeinwohl gemessen und abgewogen? Sind die mit dieser Aufgabe ja eigentlich
betrauten Verwaltungen iiberhaupt (noch) dafiir ausgestattet und ist ihnen diese
neue Dimension bewusst?

Deeskalation und Konfliktlosung

Mag das verdnderte gesellschaftliche Klima verschiedene Akteure zu einer Anti-
zipation neuer Rahmenbedingung veranlassen, so ist es bei vorwiegend wirtschaft-
lich handelnden Akteuren — insbesondere bei Unternehmen — erforderlich, eine
klare, materiell beschreibbare Abwégung einer Verhaltensdnderung gegeniiber der
Verteidigung des status quo vorzunehmen. Damit soll nicht der Eindruck erweckt
werden, gerade Unternehmen bemiihten sich nicht um ihre Verantwortung fiir und
als Teil der Gesellschaft. Verhaltens- und Compliancecodizes, Corporate Gover-
nance, Corporate Social Responsibility, Corporate Citizenship, Corporate Volun-
teering und Sponsoringprojekte sind Ausdruck dafiir. Dennoch muss in internen
Prozessen der Einsatz der zum Teil erheblichen und nicht beliebig zur Verfliigung
stehenden Ressourcen, die fiir Verhaltensédnderungen aufgewendet werden miis-
sen, (z. B. Zeit, Managementkapazitidt, Manpower, Know-how, Geld, etc.) gepriift
und gremiensicher begriindet werden kdnnen. Diese Ressourcen stehen dann an-
deren Projekten nicht oder nur eingeschriankt zur Verfiigung. Ausgangspunkt der
unternehmensinternen Entscheidungsfindung ist die Einschitzung, von welcher
Relevanz die aktuelle Debatte um Akzeptanz, Partizipation, Transparenz und 6f-
fentliches Vertrauen wirklich ist. Kommen Unternechmen zu der Auffassung, dass
es sich hierbei um eines von vielen Modethemen handelt, werden sie sich anders
entscheiden, als wenn sie eine dauerhafte, gesellschaftliche Entwicklungsrichtung
erkennen, die das Verhalten von Akteuren in relevanten Bezugsrdumen (Mérkte,
Kunden, Wettbewerber) beeinflusst. Damit ist klar, dass es fiir die Unternehmen
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nicht um die (kurzfristige) Organisation von Zustimmung fiir ein (vielleicht)
wichtiges Projekt gehen darf, sondern um nicht weniger, als eine Neuausrichtung
der Stellung des Unternehmens im gesellschaftlichen Umfeld, im Markt, gegen-
iiber Kunden und der Belegschaft. Gesellschaftliche Akzeptanz fiir sein Tun, sein
Projekt oder Produkt zu erringen und zu sichern, wird damit zu einem wichtigen
strategischen Erfolgsfaktor, zu einer permanenten Managementaufgabe. Dies wird
kiinftig mafBigeblich iiber Erfolg und Zukunftsfihigkeit eines Unternehmens mit
entscheiden.

Das Befordern und Sichern von Akzeptanz schafft in vielfacher Hinsicht Nut-
zen flir die Unternehmen und Organisationen. Der Aufwand fiir den Einsatz von
akzeptanzfordernden und -sichernden Maflnahmen ist immer gegen das Scheitern
oder teilweise Scheitern des Projektes zu stellen. Juristische Auseinandersetzungen
lassen sich teilweise vermeiden. Konflikte lassen sich minimieren. Eskalations-
gefahren werden reduziert und Projekte lassen sich insgesamt besser handhaben.
Auch der Vermeidung von unerwiinschten — z. B. regulatorischen — Eingriffen der
Politik in Wirtschaftshandeln kann vorgebeugt werden. Nicht gering zu schitzen
sind auch die internen Effekte, die mit einer stirkeren Hinwendung zu Akzeptanz-
themen im Wertesystem von Organisationen einhergehen. Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter sind ja nicht nur ,,Belegschaft®, sondern auch Teil jener Biirgerschaft,
die mit groBer Mehrheit Verhaltensdnderungen von Unternehmen, Politik und Ver-
waltungen einfordert. Sie sind damit Botschafter der Projekte und der Organisatio-
nen, aber auch fiir gesellschaftliche Erwartungen — in positiver wie negativer Hin-
sicht. Sie tragen gesellschaftliche Erwartungen aus dem gesellschaftlichen Umfeld
in das Unternehmen hinein und vermitteln das Organisationshandeln nach auf3en.
Im zunehmenden Wettbewerb um Fachkrifte (,,human ressources*) und deren Mo-
tivation konnen hier auSerdem unbezahlbare Vorteile entstehen.

Nicht verschwiegen werden darf, dass die Anstrengungen um Akzeptanz bei
Unternehmen und politischen Akteuren erheblich sind. Das Selbstverstdndnis und
der bisherige Erfahrungshorizont mit Tagesgeschift, Sonderprojekten und dem
permanenten Change-Prozess miissen aber auf den Priifstand gestellt werden.
Einen wichtigen, dauerhaften gesellschaftlichen Trend zu ignorieren, ist in aller
Regel fiir Unternehmen und Politiker eine existenzbedrohende Variante.

Medien und Wirklichkeit

Das Mediensystem unserer Gesellschaft ldsst sich als ,,Wahrnehmungs- bzw. Be-
obachtungssystem™ der Gesellschaft (Bentele 1988, S. 29, 2008a, S. 284) verste-
hen mit der Funktion der ,,Reprisentation von Offentlichkeit (Luhmann 1996,
S. 188). Dieses Wahrnehmungs- und Beobachtungssystem ist zwar — bedingt durch



Akzeptanz in der Medien- und Protestgesellschaft 13

die Grundprinzipien Selektivitit, Perspektivitdt und Konstruktivitit — oftmals un-
genau, aber unter der Voraussetzung pluralistischer Mediensysteme hinreichend
prizise, um die fiir Rezipienten zentral wichtige Orientierungs- und Informations-
funktionen erfiillen zu konnen. Die Wahrheits- und die Objektivititsnorm der
journalistischen Berichterstattung (es geht nur um die Informationsfunktion der
Medien, nicht um Unterhaltung!) sichern normativ die Strukturdhnlichkeit von
wahrgenommener Wirklichkeit und Medienwirklichkeit. Insofern ,,konstruieren®
Medien ihr Bild der Wirklichkeit nicht nur und vor allem nicht beliebig, sondern
sie liefern in ihren informativen Teilen (Nachrichten, Berichte, Dokumentationen,
etc.) eine mehr oder weniger genaue Rekonstruktion der sozialen Wirklichkeit (vgl.
Bentele 2008b). Bewegen sich einzelne Informationsmedien zu weit weg von dem
notwendigen ,,Rekonstruktionskorridor®, sind sie zu einseitig, politisch-parteiisch,
verzerrt ausgerichtet, so werden sie in der Regel durch Glaubwiirdigkeits- und Ver-
trauenseinbuflen ,,bestraft®.

Medien miissen — schon allein aus Griinden der Platz- und Zeitbegrenzung —
grundsitzlich aus einer prinzipiell unendlichen Menge an Informationen, die die
Wirklichkeit bereithilt, auswiahlen. Selektionskriterien fiir die journalistische Aus-
wahl sind vor allem die Nachrichtenfaktoren, die Ereignisse haben miissen oder die
ihnen zugeordnet werden, um aus Ereignissen ,,berichtete Ereignisse” zu machen.
Nicht jede Auswahl entlang von Nachrichtenfaktoren muss zu einer verzerrten
Darstellung fithren. Aber natiirlich kommen auch Verzerrungen vor. Wenn Protest
auf Grund hoherer Nachrichtenwerte in den Medien deutlich mehr Raum erfahrt,
als dies in der sozialen Wirklichkeit der Fall ist, entsteht an diesem Punkt eine Be-
obachtung der Gesellschaft mit einer gewissen Schieflage. Protest artikuliert sich
in Bildern, die der Darstellungslogik der Medien entsprechen. Damit finden die
Akteure des Protestes mehr Gehor als die Stummen, die nicht auf die Straf3e gehen.
Was folgt daraus fiir die politische Entscheidungsfindung?

Wenn diese lautstarken Akteure neben der Artikulation auf der Straf3e ihre Mei-
nung auch im Netz ausweiten und sie in den eher nicht journalistisch gepréigten
Online-Medien wie Blogs oder den Sozialen Netzwerken ihre Botschaften eben-
falls verbreiten, wirkt sich dies zum einen auf die Meinungsbildung im Web aus.
Rezipienten, die sich hauptsdchlich aus Online-Quellen informieren, erhalten so
ein verzerrtes und ungenaues, jedenfalls nicht reprisentatives Wirklichkeitsbild.
Dieses Phdnomen wird verstirkt durch die aktuelle Lage des traditionellen Journa-
lismus: Unter Zeitdruck und Personalmangel in den Redaktionen findet Recherche
oft nur noch online statt. Skandalisierung und Personalisierung als Teil des moder-
nen Medienkonzeptes zeigen sich keineswegs nur als Phdnomen des Boulevard-
journalismus. Journalisten nutzen das Web als Recherche-Tool und zugleich auch
als Quelle. Zudem ist journalistische Recherche weniger gepragt durch das Veri-
fizieren von Fakten als frither (vgl. Neuberger und Welker 2008; Welker 2012). In
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die Breite der Netzoffentlichkeit gelangen diese Artikel dann wiederum durch das
Teilen und Verbreiten dieser Artikel, denen als journalistische Produkte eine ge-
wisse Glaubwiirdigkeit zugeschrieben wird. Es entsteht kein addquates, konsisten-
tes Realitétsabbild, sondern ein hochst selektiver und interessengefirbter Realitéts-
ausschnitt, auch wenn die Rezipienten tiber Informationsiiberflutung stohnen. Fiir
Meinungsbildung und gesellschaftliche Realitdt heifit das, dass offensichtlich das
,Beobachtungssystem® Medien vormediale Wirklichkeit nicht mehr ausreichend
genau darstellt. Dennoch — oder gerade deshalb — ist die 6ffentliche Meinungs-
bildung auch heute noch auf die traditionellen Medien angewiesen. Nach wie vor
bestimmen sie maB3geblich die Agenda der Themen in der 6ffentlichen Debatte.
Doch der Einfluss der traditionellen Medien, vor allem auch im regionalen und
lokalen Raum, schwindet.

Woran liegt das? Medien benétigen professionelle Journalisten, die Zeit fiir
Recherchen haben und unabhéngig und frei Bericht erstatten. Das erfordert eine
verniinftige Ausbildung und eine solide Finanzierung von Redaktionen, um nicht
Gefahr zu laufen, Medien nur unter Auflagen- und Quotendruck zu realisieren.
Die Qualitédt der Nachrichten und Berichterstattung bleibt das Fundament fiir das
,»Geschiftsmodell” der traditionellen Medien. Dieser Qualititsanspruch sollte aber
auch die Journalisten veranlassen, Transparenz zu fordern, um 6ffentliche Kont-
rolle auszuiiben. Dies alles jedoch nicht, um Transparenz als ,.trojanisches Pferd*
zu missbrauchen und sich Zugang zu ,,ungaren® Informationen zu verschaffen, um
damit den nichsten Skandal ,,vom Zaun zu brechen®.

Ermutigende Tendenzen zeigen sich im Online-Journalismus, wo neue Formate
auch neue Antworten auf die Fragen der Zeit finden — qualitéts- und anspruchs-
voll. Denn ohne qualifizierten Journalismus zielt auch bei den Online-Medien der
Ruf nach Transparenz ins Leere. Die Enthiillungen von Wiki-Leaks zeigen, dass
die reine Verfligbarkeit von Informationen eben nicht zu einer stirkeren 6ffentli-
chen Kontrolle fiihrt, wenn die Informationen nicht durch Journalisten eingeordnet
und bewertet werden. Viele Dokumente bleiben Artefakte, wenn dem Leser das
Kontextwissen fehlt. Erst durch Einordnung entstehen fiir den politischen Diskurs
wertvolle Hinweise. Der normativ besetzte Transparenzbegriff hat keinen Wert an
sich und bedeutet eben nicht, dass alle alles von allen oder von allem wissen miis-
sen. Selbstverstindlich braucht die demokratische Gesellschaft unabhiangige Kon-
trollinstanzen. In einer Demokratie gibt es aber auch schutzbediirftige Interessen,
seien es personliche Informationen aus dem Privaten oder offene und kontroverse
Diskussionen, die, sollten sie nach auflen gelangen, eher Verwirrung stiften als der
Information zu dienen. Auch sicherheitsrelevante Daten gehoren zur nichtoffent-
lichen Normalitdt des Alltages in Politik wie Wirtschaft.
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Meinungsbildung und Social Media

Das Defizit des offentlichen Diskurses konnen Social Media nicht ausgleichen.
Im Gegenteil. Facebook und Twitter sind keine prinzipiell offenen Diskursrdume,
sondern in erster Linie Geschiftsmodelle, die auf der personalisierten Distribution
von Werbung beruhen. Die Diskurse in ihnen stellen in der Regel verzerrte Ab-
bilder von Realitdt dar. Wahrend in traditionellen Medien publizistische Vielfalt
als eines der wichtigen Qualititsmerkmale gilt, haben wir es in den Streams der
sozialen Netzwerke mit iiberaus selbstselektiven Nachrichtenzusammenstellungen
zu tun. Die meisten ,,Freundeskreise* vertreten dhnliche politische Meinungen und
ein kritischer Diskurs durch das Teilen von differenzierten Netzinhalten findet eher
weniger statt.

Fiir die 6ffentliche Debatte stimmt es nicht ermutigend, dass das Social Web
—bei gleichzeitigem Riickgang der Zeitungsnutzung — zunehmend zur tagesaktuel-
len Information genutzt wird. Denn auch wenn sich jeder fiinfte Nutzer mindestens
einmal pro Woche im Social Web iiber tagesaktuelles Geschehen informiert (vgl.
Busemann 2013, S. 394), ist ja noch nicht gesagt, dass dies politische Informatio-
nen sind und der Kontext verstehbar ist. Denn was lesen die User dort? Zumeist
eben nicht politische Inhalte, sondern gerade bei Facebook eher Unterhaltungs-
orientiertes. Dies ldsst sich an der Weitergaben bzw. am ,, Teilen* von Zeitungsar-
tikeln durch die Nutzer nachvollziehen. Dabei finden unpolitische, boulevardeske
und kuriose Nachrichten die grofite Verbreitung (vgl. Machill et al. 2014, S. 73).
Eine Studie von Imhoff (2012) belegt, dass sogar aus den Beitrdgen von Quali-
titszeitungen besonders Human-Interest-Themen und Skandale mit ,,gefallt mir®
markiert werden und somit in den Streams der User landen. Das verzerrt die Welt-
wahrnehmung, weil nur die eigene Peergroup die Relevanzeinordnung tétigt, nicht
aber Journalisten nach umfassenderen Relevanzkriterien. Das fiihrt bei akzeptanz-
relevanten Debatten auch dazu, dass sich die Diskursteilnehmer gegenseitig hoch-
schaukeln, aufputschen, anstacheln.

Gleichzeitig bedeutet die hohe Selektivitit in sozialen Netzwerken und die frag-
mentierten Medienmirkte, dass es schwieriger wird, iiberhaupt Offentlichkeit her-
zustellen. Alle Medien spiegeln letztlich eine fragmentierte Gesellschaft mit sehr
unterschiedlichen Interessenlagen. Kann aber die Offentlichkeit, wenn es sie als
einen homogenen Kommunikationsraum nicht mehr gibt, der Kritik- und Kont-
rollfunktion gegeniiber Wirtschaft und Politik gerecht werden? Gerade, wenn die
Informationen, die sie iiber die traditionellen und elektronischen Medien erhilt,
selektiv, skandalisiert, liickenhaft und schlecht recherchiert sind? Sind in einer sol-
chen Offentlichkeit die Herausforderungen von Finanzpolitik bis hin zum Klima-
wandel iiberhaupt reflektiert zu bearbeiten?
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Auch zukiinftig wird es keinen homogenen Kommunikationsraum mehr geben,
einen gesellschaftlich relevanten, geschlossenen Kommunikationsraum erst recht
nicht. Die 6ffentliche Kommunikation priagen gegenwértig Medien, die zu einer
einheitlichen Meinungsbildung nur noch bedingt beitragen konnen. Die Zeit der
Massenmedien, die generell und bei durchschnittlich interessanten Themen die
offentliche Meinung prégten, ist wohl vorbei. Deshalb wird zukiinftig von den
Akteuren in Gesellschaft und Wirtschaft deutlich mehr eigene kommunikative
Anstrengung abverlangt, um die Biirgerschaft von ihren Vorhaben und Zielen zu
informieren und zu iiberzeugen. Dafiir sind neue Ideen und neue Verfahren zu ent-
wickeln. Eines ist allerdings unstrittig, die Prinzipien der Kommunikation miissen
dabei von den neuen Akteuren ebenso beachtet werden wie die Offentlichkeit sie
heute von den Medien abverlangt. Offen, klar, glaubwiirdig, schnell und aktuell
muss die Kommunikation sein. Anders sind Legitimitédt und Vertrauen und schlief3-
lich Akzeptanz nicht zu erreichen.

Legitimation und Kommunikation

Mit Blick auf das Ausgangsproblem — Akzeptanzdefizite in der Gesellschaft fiir
politische und wirtschaftliche Projekte — sehen sich Organisationen mit deutlich
verdanderten Rahmenbedingungen konfrontiert. Eine wichtige Rolle wird bei der
Losung der Akzeptanzprobleme das Kommunikationsmanagement von Organisa-
tionen spielen. Thm wird in einer medien- und kommunikationsgetriebenen Welt
das Potenzial zugeschrieben, einen ,,Beitrag zur sozialen Integration [...] durch die
Losung von Zweck und Mittelkonflikten bzw. der Kldrung strittiger Situationsde-
finitionen und Handlungsinterpretationen im Nahbereich® (Zerfall 2010, S. 208) zu
leisten. Als second-order Management (vgl. Nothhaft 2010) vermittelt es zwischen
der Unternehmensleitung, der Unternehmung als Ganze und ihren Bezugs- oder
Anspruchsgruppen. Das Ziel ist gleichermaBien die gesellschaftliche Integration
wie die Legitimitdtssicherung, da ohne Legitimitét die licence to operate in Frage
gestellt wird (vgl. Zerfa3 2010). Gelingt diese Integration, leistet die Organisa-
tionskommunikation (bisher PR-Kommunikation) einen gesamtgesellschaftlichen
Beitrag durch die Schaffung 6ffentlichen Vertrauens (vgl. Bentele 1994). Dies ge-
schieht natiirlich nicht ,,automatisch®, sondern nur in dem Malfe, in dem Unter-
nehmen konsistent, wahrheitsgeméal und offen kommunizieren und auch handeln.
Diskrepanzen innerhalb der Kommunikation oder zwischen Kommunikation und
Handeln bewirken Vertrauensverluste.

Mit dieser gesellschaftlich relevanten Rolle kommt der Organisationskom-
munikation konstitutiver Charakter fiir das demokratische Gemeinwesen zu (vgl.
Bentele 1998, S. 143). Damit befindet sie sich jedoch in einem Spannungsfeld:
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Zwischen den strategischen Zielen des Unternehmens, denen sie zugehdrig und als
Teil der Organisation verpflichtet ist, und den teils kontréren Zielen verschiedener
Anspruchsgruppen. In Akzeptanz-Situationen werden normativ stark aufgeladene
Forderungen an die Akteure herangetragen, etwa nach Partizipation und Trans-
parenz. Diesen Forderungen schwingt der Impetus einer ,,Kommunikation auf Au-
genh6he mit, der sich jedoch in vielen Fillen nur schwerlich mit teleologischer,
strategische Kommunikation vereinbaren lisst, die Organisationszielen verpflich-
tet ist. Nichtsdestotrotz muss dialogorientierte Kommunikation Leitbild fiir die Ak-
zeptanzkommunikation sein, wie es Steinmann, Bentele und Zerfal bereits 1996
fiir die Unternehmenskommunikation vorschlugen. Ahnliches gilt fiir den Aspekt
der Glaubwiirdigkeit und des Vertrauens in der 6ffentlichen Kommunikation. Ak-
zeptanzbeforderung kann aber nicht alleine von der Organisationskommunikation
realisiert werden. Kommunikation gehort zur Unternehmensentwicklung und Stra-
tegie und muss demzufolge Chefsache sein.

Erst wenn die Organisationskommunikation in diesem umfassenden Sinne ein-
gesetzt wird und die ndtigen Ressourcen zur Verfligung hat, kann sie — mit klarem
Ziel, aber offenem Ausgang — auf alle Fragen hin an der Erarbeitung der notwendi-
gen Antworten mitwirken und den Prozess intern steuern und in der Offentlichkeit
realisieren. An der Spitze des Prozesses wird stets das TOP-Management stehen
miissen.

Zusammenfassung und Thesen

1. In der aktuellen Debatte um Akzeptanz, 6ffentliches Vertrauen, Partizipation
und Transparenz driickt sich eine emanzipierte, moderne Gesellschaft aus. Biir-
ger geben sich mit den bestehenden Moglichkeiten der Beteiligung nicht mehr
zufrieden, sehen vieles kritisch, fordern Nachvollziehbarkeit von Entscheidun-
gen und Prozessen und mischen sich hartnéckig ein. Darin besteht eine grofe
Chance. In der Debatte um Akzeptanz spiegelt sich ein tiefgreifender gesell-
schaftlicher Wandel wider, der viele, wenn nicht alle Bereiche unserer Gesell-
schaft pragt und dauerhaft verdndert. Dabei handelt es sich durchaus um einen
Mega-Trend, keinesfalls um ein mediales Modethema, wenngleich die Medien
eine besondere Rolle spiclen.

2. Die Rahmenbedingungen der gesellschaftlichen Kommunikation haben sich
grundlegend verdndert. Mit der Digitalisierung 6ffneten sich fast endlose Mog-
lichkeiten interaktiver Kommunikation — auf hochst unterschiedlichem Niveau.
Gleichzeitig bekommt das bisher erfolgreiche Anzeigen-Geschéftsmodell der
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traditionellen Medien tiefe Risse. Nicht wenige sehen folglich im Kampf um
Aufmerksamkeit ihr Heil im Boulevard und Skandal. Der Qualitétsjournalis-
mus bleibt auf der Strecke. Proteste werden iiberhoht dargestellt.

3. Die vielfach geduBerte Angst vor einer ,,Blockade-*“ oder ,,Dagegen-Repub-
lik* wiirdigt biirgerschaftliche Engagement herab und iibersieht schopferische
Potenziale. Beteiligung ist Grundlage eines funktionierenden Gemeinwesens
und Quelle der Innovation fiir Zukunftsperspektiven unserer Gesellschaft. In
der Forderung nach mehr Beteiligung, nach mehr Transparenz in Entschei-
dungs- und Meinungsbildungsprozessen liegen Chancen, die zu erkennen und
fiir das Gemeinwohl zu erschlielen sind.

4. Um biirgerschaftliches Engagement mehr als heute filir die ganze Gesellschaft
nutzbar zu machen, miissen Raum und Versténdnis geschaffen werden.
Vielfach werden anhand oder aus Anlass einzelner Projekte gesellschaftliche
Grundsatzfragen diskutiert, die von den Projektverantwortlichen und der loka-
len Politik nicht beeinflussbar sind und zum guten Schluss die Judikative tiber-
fordern. Darum bedarf es eines gesellschaftlichen wie wirtschaftspolitischen
Diskurses, in dem sowohl die grundlegenden Fragen unserer modernen Indus-
triegesellschaft als auch die sich daraus ableitenden Konsequenzen 6ffentlich
debattiert und im Ergebnis auch politisch formuliert werden. Die Vorwegnahme
dieser grundsitzlichen Diskurse wiirde zudem die Projekte von unnétigem Bal-
last befreien.

5. Die Bereitschaft fiir biirgerschaftliches Engagement wird sich zukiinftig mehr
und mehr auf Bereiche erstrecken, die sich nicht an Projekten und Themen vor
,,der Haustiir* erschopfen. Auch deshalb ist das Sichern und die Befoérderung
von Akzeptanz nicht lediglich die ,,Organisation von Zustimmung® fiir ein ein-
zelnes Projekt. Das Sichern von Akzeptanz bedarf vielmehr einer grundsétzli-
chen Neuausrichtung von Organisationen im gesellschaftlichen Umfeld. Diese
Neuausrichtung auf Akzeptanz wird zu einem strategischen Erfolgsfaktor fiir
Unternehmen, aber auch fiir Politik, Behorden und Verwaltungen, schlieB3lich
auch fiir Biirgerinitiativen, NGOs und andere Interessengruppen. Dies verlangt
von allen Akteuren erhebliche Verdnderungsbereitschaft, die Bereitstellung der
dafiir erforderlichen Ressourcen und Ideen. Dazu gehoren nicht nur angemes-
sen Zeit, Geld und Managementkapazitit, sondern auch neue Methoden, For-
men und Verfahren der Biirgerbeteiligung und Sozial- und Methodenkompetenz
zu entwickeln.

6. Die Organisationen, also beispielsweiseUnternehmen, Verwaltungen oder Ver-
biande, werden zukiinftig in der ,,6ffentlichen Arena® eine deutlich groBere
Rolle spielen miissen und mehr als bisher mit eigenen kommunikativen Mitteln
»Farbe® bekennen miissen. Die zersplitterte Medienlandschaft und die neuen



Akzeptanz in der Medien- und Protestgesellschaft 19

Medien, in denen jeder sein eigener ,,Chefredakteur sein kann, zwingen zu die-
ser Verdnderung der Kommunikation von Organisationen. Der Organisations-
kommunikation, direkt angebunden an das Top-Management, kommt dabei in
der internen wie der externen Kommunikation eine wesentliche Bedeutung zu.
7. Mit diesem Ziel und dieser Aufgabe wird das Akzeptanzmanagement zu einer
grundlegenden und wichtigen Fithrungsaufgabe.
Kategorien wie Glaubwiirdigkeit, Verantwortung, offentliches Vertrauen und
Transparenz werden in der Wirkung und offentlichen Wahrnehmung eine
wesentliche, wenn nicht die entscheidende Rolle spielen fiir die Akzeptanz der
Akteure und Projekte.
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Zahlreiche echte und inszenierte Skandale prigen die Medienberichterstattung
unserer Zeit. Intensive Berichterstattung {iber (vermeintliche) Missstinde erregt
das Aufsehen der Bevolkerung und fiihrt zu Zweifeln an der Glaub- und Ver-
trauenswiirdigkeit wichtiger politischer und wirtschaftlicher Akteure und damit
mittel- und langfristig auch zu Akzeptanzproblemen. Neben Politikern, die durch
Plagiats-Affaren oder Vorwiirfe der Bestechlichkeit 6ffentlich demontiert werden,
stehen auch Wirtschaftsunternehmen und deren Reprisentanten in der Kritik. Die
Finanz- und Bankenkrise hat nicht nur das Vertrauen in entscheidende Wirtschafts-
faktoren erschiittert, sie hat auch dazu gefiihrt, dass die Akzeptanz in verantwort-
liche Personen und Organisationen ganz grundsétzlich in Frage gestellt wird. Di-
verse Lebensmittelskandale wie Pferdefleisch in Fertigprodukten, EHEC-Erreger
auf Sprossen oder dioxinverseuchtes Tierfutter schiiren immer wieder Vorbehalte
gegeniiber Lebensmitteln und ihrer Herstellung.

Akzeptanz und Vertrauen sind zentral in der heutigen Mediengesellschaft, die
geprigt ist durch eine quantitative und qualitative Ausbreitung publizistischer
Medien, verdnderte Angebots- und neue Medienformen, eine Zunahme von Ver-
mittlungsleistung und -geschwindigkeit von Informationen durch Medien, eine
Durchdringung aller gesellschaftlicher Bereiche durch Medien (Medialisierung)
und durch gesamtgesellschaftliche Aufmerksamkeit und Anerkennung fiir Me-
dien (vgl. Jarren 2001, S. 11). Dabei ist es vor allem Aufgabe der Organisation-
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kommunikation, durch non-diskrepante, transparente und aktive Kommunikation
gegeniiber Bezugsgruppen und der Offentlichkeit Vertrauen und Akzeptanz herzu-
stellen und dauerhaft zu stabilisieren.

Glaubwiirdigkeit = Vertrauen?

In der Diskussion um Skandale wird hdufig von mangelhafter Glaubwiirdigkeit,
fehlender Akzeptanz und sinkendem Vertrauen gesprochen. Die Bedeutung die-
ser Begriffe und deren Verhiltnis zueinander werden dabei nur selten thematisiert.
Insbesondere Vertrauen und Glaubwiirdigkeit werden auch im wissenschaftlichen
Diskurs nicht sauber getrennt, teilweise sogar synonym benutzt. So geht der Kom-
munikationspsychologe Kohnken (1990) davon aus, dass Glaubwiirdigkeit vor-
liegt, ,,wenn ein Kommunikator an einen Rezipienten eine Information vermit-
telt, von der er glaubt, dass sie zutreffend ist, wenn also der Kommunikator keine
Tauschungsabsicht hat* (S. 4). Entscheidend fiir die Bewertung der Glaubwiir-
digkeit wire demnach allein die Intention des Kommunikators; Glaubwiirdigkeit
damit eine beobachterunabhingige Kommunikatoreigenschaft. Diese Auffassung
ist zwar teilweise nachvollziehbar, aber nicht hinreichend. Denn ob eine Aussage,
eine Person oder ein Medieninhalt glaubwiirdig oder unglaubwiirdig ist, kann nicht
objektiv bestimmt werden. Es steht auler Frage, dass sich Organisationen und Per-
sonen intendiert glaubwiirdig verhalten und entsprechend kommunizieren. Doch
spétestens seit der kritischen Auseinandersetzung mit einfachen Reiz-Reaktions-
Annahmen sollte klar sein, dass intendiert glaubwiirdiges Verhalten noch lange
nicht als glaubwiirdig wahrgenommen werden muss. Glaubwiirdigkeit beruht vor
allem auf der subjektiven Zuschreibung durch den Rezipienten bzw. Empfénger.!
So ist es durchaus moglich, dass eine intendiert wahrheitsgemaBe Aussage als un-
glaubwiirdig wahrgenommen wird oder dass verschiedene Rezipienten ein und
denselben Kommunikator als unterschiedlich glaubwiirdig einschétzen. Bentele
(1988) bestimmt Glaubwiirdigkeit ,,als eine Eigenschaft, die Menschen, Institu-
tionen oder deren kommunikativen Produkten® (S. 408) von Rezipienten in Bezug
auf ein Ereignis oder einen Sachverhalt zugeschrieben wird. Glaubwiirdigkeit ist
damit als Element einer vierstelligen Relation zu verorten. Einer Person wird dann
Glaubwiirdigkeit zugeschrieben, wenn der Rezipient davon ausgehen kann, dass
getroffene Aussagen wahr, addquat und kohérent sind (vgl. Bentele 1988).

! Vgl. hierzu Bentele (1988, S. 408; Schweiger 1990, S. 91; Kohring 2004, S. 24; Seiden-
glanz 2008, S. 36).
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Im kommunikationspsychologischen Glaubwiirdigkeitsdiskurs gibt es drei
Schwerpunkte (vgl. Kohnken 1990). Im Zentrum der verhaltensorientierten
Glaubwiirdigkeitsforschung steht das beobachtbare Verhalten von Akteuren, das
sowohl nonverbale (Mimik, Gestik), extralinguistische (Sprechgeschwindigkeit,
Stimmhohe) und strukturelle Merkmale sowie psychophysiologische Phianomene
umfasst. Die inhaltsorientierte Glaubwiirdigkeitsforschung untersucht Aussage-
inhalte und -details auf deren Wahrheitsgehalt und mogliche Widerspriiche (vgl.
Kéhnken 1990, S. 83). So werden Aussagen auf deren logische Konsistenz und De-
tailreichtum hin betrachtet. Die quellen- und kontextorientierte Untersuchung von
Glaubwiirdigkeit wiederum konzentriert sich auf verhaltensunabhidngige Merkma-
le und bildet den Schwerpunkt der kommunikationswissenschaftlichen Forschung,
die insbesondere die Glaubwiirdigkeit von Mediengattungen untersucht. Daneben
lassen sich folgende Glaubwiirdigkeitsobjekte unterscheiden (Schweiger 1990,
S. 91): Présentator, Urheber/Akteur, redaktionelle Einheiten, Medienprodukt und
Subsystem einer Mediengattung.

Die Anfinge der Forschung zur Medienglaubwiirdigkeit sind in den 1930er
Jahren in der US-amerikanischen, sozialpsychologischen Persuasionsforschung zu
finden. GroBle Beachtung erfahren auch heute noch die 1950 unter Leitung von
Hovland initiierten Yale-Studien, die Einflussfaktoren fiir Glaubwiirdigkeitswahr-
nehmung in der Tradition des Stimulus-Response-Modells untersuchen. Eine ein-
dimensionale Vorgehensweise zur Messung der Glaubwiirdigkeit von Mediengat-
tungen erlangte ab 1959 in der US-amerikanischen Forschung an Bedeutung: die
Roper-Frage?. Die Ergebnisse zeigen, dass das Fernsehen seit den 1960er Jahren
die hochsten Glaubwiirdigkeitsbeurteilungen erhilt.? Als Griinde fiir die besondere
Glaubwiirdigkeit des Fernsehens werden die vor allem im Vergleich zu den Print-
medien erhohte Aktualitdt, die unverzogerte Berichterstattung sowie die Kom-
bination von optischen und akustischen Stilmitteln genannt (vgl. Nawratil 2006,
S. 136). In Deutschland begann die Erforschung der Medienglaubwiirdigkeit mit
den EMNID-Umfragen im Jahr 1962. Auch hier erzielt das Fernsehen seit 1966
die mit Abstand hochsten Glaubwiirdigkeitswerte (vgl. Bentele 1988, S. 413). Da-
neben wurde die Roper-Frage in der seit 1964 durchgefiihrten Studie ,,Massen-

2 If you got conflicting or different reports of the same news story from radio, television,
the magazines and the newspapers, which of the four versions would you be most inclined to
believe — the one on radio or television or magazines or newspapers?* (Roper 1978, S. 222).

3 Die Roper-Frage wird kritisch diskutiert, da sie sich ausschlieBlich auf widerspriichliche
Nachrichten und Mediengattungen bezieht, die Einschitzung unabhéngig von Kontext und
Themen geschieht, das Nutzungsverhalten der Befragten vernachldssigt wird und weitere
intervenierende Variablen wie Alter und Bildung auBlen vor bleiben (vgl. Kohring 2004,
S. 49).
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kommunikation angewendet. In den vergangenen Erhebungen wurden auch neue
Medien beriicksichtigt. Dabei war festzustellen, dass dem Internet — wahrschein-
lich aufgrund der groBen Heterogenitét der Inhalte — eine vergleichsweise geringe
Glaubwiirdigkeit zugeschrieben wird (vgl. Ridder und Engel 2005, S. 432; 2010,
S. 548).

Wie steht es um das Verhdltnis von Vertrauen und Glaubwiirdigkeit? Beide Be-
griffe haben im alltdglichen Sprachgebrauch eine gewisse Schnittmenge. Auch in
der wissenschaftlichen Auseinandersetzung werden beide Begriffe haufig gleich-
gesetzt, was dann zu der vereinfachten Formel fiihrt: ,,Als vertrauenswiirdig gilt,
wer glaubwiirdig ist“ (Steinheuser 2006, S. 85). Trotzdem erscheint eine Differen-
zierung sinnvoll. Denn, dass man die Aussage einer Person als glaubwiirdig einstuft
— also von der Richtigkeit und Ehrlichkeit der Aussage ausgeht —, bedeutet noch
nicht, der Person auch zu vertrauen. Denn ,,eine duflerst glaubwiirdige Drohung
wirkt sehr wahrscheinlich nicht Vertrauen erweckend” (Reinmuth 2009, S. 131).
Die Glaubwiirdigkeitsforschung versteht Vertrauen meist als eine Dimension von
Glaubwiirdigkeit (vgl. Hovland et al. 1959; Renn und Kastenholz 2008, S. 107).
Auch Nawratil (2006, S. 220) definiert Glaubwiirdigkeit als libergeordnetes Kons-
trukt, das durch Kompetenz, Vertrauenswiirdigkeit, Sympathie und Attraktivitit
vermittelt wird. Bentele (1988, S. 408) hingegen beschreibt Glaubwiirdigkeit als
relevant fiir die Konstitution von Vertrauensmustern. In der Theorie 6ffentlichen
Vertrauens wird Glaubwiirdigkeit explizit als Teilphdnomen bzw. Bedingung fiir
das umfassendere Konstrukt Vertrauen eingeordnet (vgl. Bentele und Seidenglanz
2008, S. 86). Die Glaubwiirdigkeit bezieht sich vorwiegend auf kommunikative
Aussagen bzw. das generelle Auftreten eines Kommunikators in einer spezifischen
Situation, wihrend Vertrauen eine allgemeinere und langfristigere Zuschreibung
darstellt (vgl. Kiister-Rohde 2010, S. 7). Die Extension von Vertrauen ist zudem
weiter, denn man ,,vertraut nicht nur Personen oder Organisationen, sondern auch
technischen oder soziotechnischen Systemen* (Bentele und Nothhaft 2011, S. 56).
Die beiden Begriffe lassen sich auch auf einer zeitlichen Ebene voneinander ab-
grenzen. So sind Zuschreibungen der Glaubwiirdigkeit auf die Gegenwart, auf
konkrete Situationen, bezogen. Dagegen richten sich vertrauensrelevante Aussa-
gen vor allem auf zukiinftige Ereignisse oder Handlungen. Der Charakter des Ver-
trauens ist dabei ,,stirker motivational und letztendlich auch prozessual“ (Seiden-
glanz 2008, S. 42) geprigt.
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Annaherung an den Begriff Vertrauen

Dem Vertrauen wird im Allgemeinen eine sehr hohe Bedeutung zugeschrieben.
Dies gilt sowohl im alltdglichen Leben als auch in der wissenschaftlichen Aus-
einandersetzung. Der Vertrauensbegriff ist ein Terminus mit einem breiten Bedeu-
tungsspektrum, der vor allem im Alltag in den unterschiedlichsten Zusammenhén-
gen genutzt wird, so dass kein allgemeingiiltiges Verstdndnis des Begriffes existiert
(vgl. Bittl 1997, S. 130). Es ist davon auszugehen, dass wir ein gewisses Grund-
oder Basisvertrauen besitzen, ohne das die Bewiltigung alltidglicher Situationen
nicht moglich wire (vgl. Preisendorfer 1995, S. 269). Das Basisvertrauen erdffnet
uns vielféltige Handlungsmoglichkeiten, indem es den fiir das gesellschaftliche
Zusammenleben notwendigen Vertrauensvorschuss ermdglicht. Ohne dieses Ba-
sisvertrauen befdnden wir uns im stindigen Zweifel, in stindiger Unsicherheit.
Folgt man Luhmann (1989, S. 1), kdnnten wir ohne dieses Vertrauen morgens das
Bett nicht verlassen. Fehlt das Basisvertrauen, existiert stattdessen ein Basismiss-
trauen, so ist ein ,,normales” Leben quasi nicht moglich. Krankhaftes Misstrauen,
von der Medizin als paranoide Personlichkeitsstorung bezeichnet, fiihrt nicht nur
zu Vorbehalten fremden Menschen gegeniiber, sondern auch gegeniiber Freunden
und Familie. Das ganze Leben wird dann bestimmt durch grundsitzlich negati-
ve Erwartungen {iber die Absichten und Meinungen anderer Menschen. Ob sich
Basisvertrauen oder Basismisstrauen ausbildet, hdngt wohl maBgeblich von den
Erfahrungen der ersten Lebensjahre ab. Basisvertrauen kann daher als erwachsen
gewordenes Urvertrauen im Sinne Eriksons (1992) verstanden werden.

Sicher ist, dass neben dem grundlegenden Basisvertrauen auch spezifisches
Vertrauen mit jeweils unterschiedlicher Reichweite existiert (vgl. Endre3 2001,
S. 170). Vertrauen richtet sich dann auf bestimmte Personen, Handlungen und Si-
tuationen, in der Regel begrenzt auf einen bestimmten Bereich. Das Vertrauen in
unsere Familienmitglieder mag héufig einen groBeren Lebensbereich einbeziehen,
wihrend das Vertrauen in den Mitarbeiter sich lediglich auf den Arbeitskontext
erstreckt. Gleichzeitig ist es moglich, Personen in bestimmten Bereichen zu ver-
trauen, wihrend wir derselben Person in einem anderen Kontext weniger Vertrauen
entgegenbringen: ,,One may trust in some respects and contexts but not others*
(Lewis und Weigert 1985, S. 976). Vertrauen bezieht sich also im spezifischen Sin-
ne in der Regel auf eine dreistellige Relation: Ein Vertrauensgeber vertraut einem
Vertrauensnehmer in Bezug auf etwas.

Warum ist Vertrauen iiberhaupt von Relevanz? Vertrauen wird in solchen Situ-
ationen bedeutend, in denen wir auf andere angewiesen sind, weil uns nicht genii-
gend eigene Ressourcen, zum Beispiel Informationen, zur Verfiigung stehen. Haw-
thorn (1988) formuliert das Problem wie folgt: ,.the less information we have, the
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more trust we need (S. 114). In unserer immer komplexer werdenden Welt, in der
eine hochgradig differenzierte Arbeitsteilung herrscht und ein hoher Technologie-
grad erreicht ist, treten solche Situationen sehr hiufig auf. Der Bedarf an Vertrauen
nimmt damit immer mehr zu. Das Problem dabei ist, dass wir aufgrund der Hand-
lungs- und Entscheidungsfreiheit des Gegeniibers nicht sicher wissen, wie dieser
handeln wird und auch keinerlei Einfluss darauf haben (vgl. Antfang und Urban
1994, S. 4). Wir befinden uns in einem Zustand der Ungewissheit, weil erst nach
der Vertrauensvergabe deutlich wird, ob diese berechtigt oder unberechtigt war.
Hinzu kommt die eigene Verwundbarkeit und Verletzlichkeit und das dadurch ent-
stehende Risiko (vgl. Mdllering 2006, S. 192). Damit uns die Ungewissheit jedoch
nicht handlungsunféhig macht, benétigen wir Vertrauen. Das Vertrauen schafft die
Basis, sich iiber die Informationsliicke, die Ungewissheit iiber den Ausgang, hin-
weg zu setzen. Mollering (2006, S. 191) spricht in diesem Zusammenhang vom
»leap of faith®, vom Vertrauenssprung. Insofern ist Vertrauen ambivalent, denn ,,it
solves a basic problem of social relations without eliminating the problem* (Mgl-
lering 2006, S. 6).

Doch wie kann es zu einer vertrauensvollen Erwartung kommen? Eine wichtige
Rolle spielen hierbei bisherige Erfahrungen mit den gleichen oder dhnlichen Ver-
trauensobjekten. Diese Erfahrungen kénnen im direkten Kontakt mit dem Vertrau-
ensobjekt entstehen oder sozial und medial vermittelt werden (vgl. ausfiihrlicher
Griinberg 2014). Erfahrungen werden zeitlich, rdumlich und sozial generalisiert
und auf vergleichbare Situationen {ibertragen. Vertrauen schafft so die ,,Vermitt-
lung von Vergangenheit und Zukunft zur Orientierung in einer Gegenwart* (Endref3
2001, S. 175). Die Generalisierung kann dabei sowohl reflexiv als auch unbewusst
stattfinden.* Gleichzeitig besitzt Vertrauen auch eine emotionale Dimension. Denn
Vertrauen kann sowohl durch Gefiihle ausgeldst werden, als auch Emotionen wie
Ruhe und Geborgenheit hervorrufen (vgl. Briickerhoff 1982, S. 98). Doch handelt
es sich nicht vielleicht auch um ein Verhalten oder um eine relationale Bezichung
(vgl. Reinmuth 2009)? Es wird deutlich, dass es die unterschiedlichsten Perspekti-
ven auf den Gegenstand Vertrauen gibt.

Daran schlief3t sich die Frage nach dem Verhéltnis von Vertrauen und Misstrauen
an. Hierzu gibt es kontrire Positionen. Zum einen wird Misstrauen als Gegen-
teil von Vertrauen und umgekehrt verstanden. Folgt man dieser Interpretation, so
schldgt enttduschtes Vertrauen ab einem bestimmten Punkt in Misstrauen um (vgl.
Erikson 1992, S. 75). Zum anderen werden Vertrauen und Misstrauen als funktio-

4 Verschiedentlich wird postuliert, dass Vertrauen, sobald es reflexiv geworden ist, kein Ver-
trauen mehr ist: ,,Wer sich fragt, ob das in eine andere Person gesetzte Vertrauen noch ge-
rechtfertigt ist oder wer nach Griinden sucht (...), der vertraut nicht oder nicht mehr* (Hart-
mann 2002, S. 79). Diese Perspektive schriankt den Vertrauensbegriff jedoch zu stark ein.
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nale Aquivalente betrachtet (vgl. Geramanis 2002, S. 53). Aus dieser Perspektive
konnen Vertrauen und Misstrauen losgeldst voneinander existieren, was allerdings
nicht heil3t, dass zwischen beiden keine Wechselwirkungen oder Beeinflussungen
bestehen. Diese Interpretation erscheint schliissig. Denn einmal enttduschtes Ver-
trauen schldgt nicht automatisch in Misstrauen um. Der Grad an Vertrauen mag
durch eine Enttduschung sinken. Haufig stellt sich jedoch erst dann Misstrauen ein,
wenn positive Erwartungen mehrfach nicht erfiillt wurden und davon auszugehen
ist, dass die negative Interaktion sich wiederholen wird. Misstrauen ist damit eher
als Vertrauen eine ,,reflexive Einstellung® (Endref 2002, S. 76).

Vertrauen im Blick der Sozialwissenschaften

Das Phanomen Vertrauen wird mittlerweile in fast allen sozial- und geisteswissen-
schaftlichen Disziplinen untersucht. Das hat zur Folge, dass die Literatur mittler-
weile kaum noch zu iiberschauen ist. Und trotz zahlreicher Verdffentlichungen ist
bislang kein auch nur anndhernd einheitliches Verstdndnis des Begriffes zu ver-
zeichnen und wird wohl auch zukiinftig nicht erreicht werden.

Sowohl Psychologie als auch Erziehungswissenschaft erforschen iiberwiegend
interpersonelles Vertrauen in spezifischen Interaktionssituationen (vgl. Frevert
2002, S. 42). Diese Mikroperspektive kann die vielfdltigen Facetten von Ver-
trauen allerdings nur teilweise erhellen. Eine Fokuserweiterung auf die Makro-
ebene findet vor allem in der Soziologie und der Politikwissenschaft statt. Hier
wird dem Systemvertrauen Aufmerksamkeit geschenkt. Die Soziologie arbeitet
eher grundlagentheoretisch und versucht, das Vertrauen im Kontext der moder-
nen Gesellschaft zu erfassen. Einige Arbeiten setzen sich auch mit spezifischeren
Aspekten, wie dem Vertrauen in Technik oder in Experten, auseinander. Giddens
(1995) und Coleman (1991) bringen Zugangspunkte und Vertrauensintermediére
in die Diskussion ein. Der Grundgedanke beider Wissenschaftler ist dabei, dass
die Reprisentanten und Mittler einen groBen Einfluss auf das Organisations- und
Systemvertrauen haben kdnnen. Die Medien als Vertrauensintermedidre kdnnen
durch ihre Orientierung an Skandalen und Negativismus Vertrauen schwéichen und
Misstrauen sden. Die Politikwissenschaft untersucht Vertrauen eher aus einer ent-
wicklungsdynamischen Perspektive und will die Entwicklung von Vertrauen in die
Demokratie oder in Institutionen erkldaren (vgl. Schaal 2004). Sie zeigt auf, wie
sich Misstrauen dysfunktional auf eine Gesellschaft auswirken kann, welche Rol-
le Vertrauen fiir den Bestand von Organisationen und gesellschaftlichen Werten
spielt und wie es die Legitimitit und Stabilitdt der Gesellschaft sicherstellt. Die
Wirtschaftswissenschaft setzt sich sowohl grundlagentheoretisch als auch prob-
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lemorientiert mit Vertrauen auseinander. Letzteres vor allem in der Organisati-
ons- und Marketingforschung und im Kontext zahlreicher empirischer Arbeiten.
Die Kommunikationswissenschaft beschéftigt sich vor allem mit dem Konstrukt
Glaubwiirdigkeit und welche Rolle beispielsweise Objektivitit hierfiir spielt. Die
empirischen Ergebnisse zum Thema Vertrauen zeigen: Negative Berichterstattung
beglinstigt beim Rezipienten ein negatives Politikbild, die Berichterstattung der
Printmedien ist negativer als die des Fernsehens. Die Kommunikationswissen-
schaft zeigt damit, dass Medieninhalte die Vertrauensentwicklung durch die Art
der Darstellung und Bewertung beeinflussen konnen. Dafiir ist allerdings ein ge-
wisses Vertrauen in den Journalismus selbst von Néten (vgl. hierzu Kohring 2004).

Vertrauen in der PR-Forschung

In der PR-Praktiker-Literatur’ wurde die Relevanz von Vertrauen bereits frithzeitig
erkannt und diskutiert. Das Vertrauen in eine Organisation wird dabei als wichti-
ges Ziel beschrieben, das durch die richtige Offentlichkeitsarbeit erreicht werden
kann. Die Auseinandersetzung mit dem Gegenstand erfolgt dabei allerdings wenig
reflektiert. So erliutert Hundhausen (1951), die Intention von Offentlichkeitsarbeit
sei es, ,,mittels Unterrichtung der Offentlichkeit (oder ihrer Teile) iiber sich selbst
(...) um Vertrauen zu werben (S. 53) und Oeckl (1964) definiert PR als ,,das be-
wusst geplante und dauerhafte Bemiihen, gegenseitiges Verstdndnis und Vertrauen
in der Offentlichkeit aufzubauen und zu pflegen (S. 43). Auch die Berufspraktiker
widmen sich dem Vertrauensthema seit einiger Zeit ausfiihrlicher. So erhebt der
deutsche PR-Agenturverband GPRA seit 2009 quartalsweise das Vertrauen in acht
Branchen. Die internationale PR-Agentur Edelman veréffentlicht seit 2001 jéhr-
lich das Edelman Trust Barometer, welches das Vertrauen der Bevdlkerung in die
Regierung, Unternechmen, NGOs und Medien untersucht.

Doch nicht nur in der PR-Praktiker-Literatur wird Vertrauen vielfach themati-
siert. Auch in zahlreichen PR-Berufsfeldstudien und weiteren empirischen Unter-
suchungen im Bereich der Unternehmenskommunikation ist Vertrauen ein beach-
tetes Thema. Ubereinstimmend ist dabei festzustellen, dass die Kommunikations-
verantwortlichen dem Vertrauen in die Organisation und in die eigene Person eine
gewichtige Stellung einrdumen und als zentrales Ziel ihrer Arbeit betrachten (vgl.
Zerfa3 et al. 2011, S. 80; Bentele et al. 2012, S. 55). Auch wird das Vertrauen

5 Bei PR-Praktiker-Theorien handelt es sich um ,,Konzepte und systematisierende Erklérun-
gen von PR-Arbeit (...), welche Berufsangehorige in reflektierender Auseinandersetzung
mit ihrer praktischen Arbeit formuliert haben* (Kunczik und Szyszka 2008, S. 110).
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zwischen Unternehmen und ihren externen PR-Beratern untersucht (vgl. Lohn und
Rottger 2009) oder wie Vertrauen durch interne Kommunikation gestiitzt werden
kann (vgl. Rottger und Voss 2008).

Theorie 6ffentlichen Vertrauens (Bentele)

Welche Rolle die Medienberichterstattung flir die Vertrauensgenese spielt, zeigt
Bentele (1994) mit der Theorie 6ffentlichen Vertrauens auf. Bentele griindet sei-
ne Uberlegungen auf den vertrauenstheoretischen Ansitzen von Luhmann (1989),
Barber (1983), Coleman (1991) und Giddens (1995). Offentliches Vertrauen ver-
steht er in Anlehnung an Luhmann als kommunikativen Mechanismus zur Reduk-
tion von Komplexitit, der auf zurlickliegenden Erfahrungen beruht und die zu-
kiinftigen Erwartungen prégt (vgl. Bentele 1994, S. 141). Die Theorie liefert einen
Erklarungsansatz, wie Vertrauen in (ausschlieBlich) 6ffentlich wahrnehmbare Per-
sonen, Organisationen und Systeme konstituiert wird: Die Bildung von Vertrauen
bei den Vertrauenssubjekten (Bevolkerung) gegeniiber den Vertrauensobjekten
wird insbesondere durch den Verlauf und die Schwerpunkte der Medienbericht-
erstattung beeinflusst. Bentele (1994, S. 145) fiihrt acht unterschiedliche Vertrau-
ensfaktoren an, die — je nach Auspriagungsgrad — die Vertrauensgenese unterstiitzen
oder erschweren konnen: Sachkompetenz, Problemlésungskompetenz, Kommu-
nikationsaddquatheit, kommunikative Konsistenz, kommunikative Transparenz,
kommunikative Offenheit, gesellschaftliche Verantwortung, Verantwortungsethik.
Vertrauensfaktoren werden damit als Griinde fiir 6ffentliches Vertrauen eingefiihrt:
Je vollstdndiger und intensiver die Vertrauensfaktoren auftreten, desto wahrschein-
licher sind Vertrauensgewinn, Vertrauensbildung oder Vertrauenskonstitution.
Treffen die Faktoren nur teilweise und/oder in geringer Auspragung zu, fiihrt dies
eher zum Abbau und Verlust von Vertrauen (vgl. Bentele 1994, S. 145).

Die Ursachen fiir Vertrauensverluste sind vielschichtig. Unter Beriicksichtigung
der Vertrauensfaktoren, konnen beispielsweise mangelnde Sachkompetenz, zoger-
liches und insuffizientes Informationsverhalten oder der Versto3 gegen normative
Werte ausschlaggebend fiir Vertrauensprobleme sein. Als zentrale Ursache fiir Ver-
trauensverluste benennt Bentele (1994, S. 148) die Wahrnehmung von Diskrepan-
zen und fiihrt verschiedene Diskrepanztypen an. Eine Diskrepanz kann definiert
werden als ,,the relation between a referring element and a contrasting element™
(Seiffert et al. 2011, S. 352), die sich auf den Ebenen Zeit, Kommunikation und
Handlung analysieren ldsst. Ob sich Diskrepanzen tatsdchlich auf Vertrauen aus-
wirken, ist nicht nur abhéngig von dem Diskrepanzniveau, also der Anzahl und der
Intensitdt von Diskrepanzen, sondern auch von der medialen Thematisierung, der
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Reichweite des Themas. Diskrepanzen werden erst dann relevant, ,,when crossing
the barrier of public awareness™ (Seiffert et al. 2011, S. 364): Sind Diskrepanz-
niveau und mediale Reichweite hoch, so ist die Gefahr von Vertrauensverlusten
grof3. Sind hingegen Diskrepanzniveau und mediale Reichweite gering, so ist eine
Auswirkung auf Vertrauen unwahrscheinlich. Bei hohem Diskrepanzniveau und
niedriger Reichweite sowie niedrigem Diskrepanzniveau und hoher Reichweite er-
gibt sich eine geringe bis moderate Gefahr fiir Vertrauensverluste.

Glaubwiirdigkeit und Vertrauen als Voraussetzung fiir
Akzeptanz?

Akzeptanz kann verstanden werden als das Einverstindnis oder die Toleranz eines
Akzeptanzsubjektes, die einem Akzeptanzobjekt in Bezug auf etwas entgegen-
gebracht wird. Damit ist also nicht nur das aktive Befiirworten von bestimmten
Personen, Organisationen oder deren Handlungen und Vorhaben gemeint — ver-
standen als Gegensatz zu deren Ablehnung — sondern auch die passive Billigung
und Duldung dieser. Fehlende Akzeptanz fiihrt bei hoher Betroffenheit hdufig zu
Widerstdnden, Verweigerung und Protesten — also zu Situationen, die Politik und
Unternehmen zu vermeiden suchen. Akzeptanzprobleme haben sich in den vergan-
genen Jahren insbesondere bei Grofiprojekten im Kontext von Verkehr und Energie
gezeigt (vgl. Brettschneider 2013, S. 319). Aufgabe der betroffenen Organisatio-
nen ist es dann, die Ursachen und Plidne sowie mogliche Folgen der haufig sehr
komplexen Projekte proaktiv nachvollziehbar und transparent darzulegen. Gelingt
dies nicht, drohen negative Auswirkungen auf Mikro-, Meso- und Makroebene:
Durch Proteste verzogern sich die Projekte, deren Kosten steigen; die betroffenen
Organisationen miissen Imageeinbuf3en hinnehmen und ggf. leidet sogar der ge-
samte Wirtschaftsstandort darunter (vgl. Brettschneider 2013, S. 319 f.).

Wie steht es nun um das Verhiltnis der Begriffe Glaubwiirdigkeit, Vertrauen
und Akzeptanz zueinander? Akzeptanz kann wohl nur schwerlich ohne Glaub-
wiirdigkeit erreicht werden. Soll gesellschaftliche Akzeptanz fiir Gro3projekte ge-
schaffen werden, so ist eine wichtige Voraussetzung hierfiir sicherlich, dass die
Offentlichkeit das Unternehmen in seinem Auftreten und in der Kommunikation
als glaubwiirdig wahrnimmt. Existieren Zweifel an der Wahrheit und Wahrhaftig-
keit der Aussagen, so wird sich auch keine Akzeptanz filir die Anliegen einstel-
len. Wichtige Faktoren fiir glaubwiirdige Kommunikation sind dabei auch eine
verstiandliche Sprache mit wenigen Fachbegriffen und geringem Abstraktionsgrad
sowie widerspruchsfreie Inhalte.
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Glaubwiirdigkeit ist also sowohl Voraussetzung fiir Akzeptanz als auch fiir Ver-
trauen. Doch wie stehen Vertrauen und Akzeptanz zueinander? Kann Akzeptanz
nur entstehen, wenn Vertrauen vorhanden ist? Sicherlich kann sich gesellschaft-
liche Akzeptanz nicht entwickeln, wenn Misstrauen gegeniiber verantwortlichen
Akteuren herrscht. Die geringen Vertrauenswerte in Politiker und Manager machen
den Aufbau und die Aufrechterhaltung von Akzeptanz denkbar schwieriger. Schon
einmaliges Fehlverhalten wird schnell generalisiert und kann zu deutlichen Ver-
trauensverlusten fithren. Politiker und Unternehmen stehen damit noch stirker in
der Pflicht, frithzeitig transparent und offen aufzutreten. Denn ein gewisses Mal3 an
Vertrauen muss wohl herrschen, damit ein Verstandigungsprozess in Gang gesetzt
und Akzeptanz erreicht wird. Mit Vertrauen geht nicht zwingend auch gesellschaft-
liche Akzeptanz einher. Hier spielen insbesondere situative und auch emotionale
Faktoren eine intervenierende Rolle, was dazu fithren kann, dass trotz vorhande-
nem Vertrauen keine Akzeptanz fiir bestimmte Handlungen hergestellt werden
kann. Wenn allerdings nicht wenigstens ein Minimum an Vertrauen vorhanden ist,
dann konnen auch gesellschaftlich sinnvolle Projekte an Unmut und Protest der
Biirger scheitern.

Fiir Glaubwiirdigkeit, Vertrauen und Akzeptanz gilt generell: Es handelt sich
um Zuschreibungen bzw. Ergebnisse von Zuschreibungen von Seiten der Offent-
lichkeit, die in einem langen, kontinuierlichen und moéglichst diskrepanzfreien Pro-
zess erworben werden miissen. Sind sie einmal erreicht, sind sie noch lange nicht
dauerhaft gesichert. Aufgabe der Organisationskommunikation ist es, langfristig
zu einer stabilen Auspragung dieser Faktoren beizutragen, indem Diskrepanzen
in Kommunikation und Handeln extern und intern vermieden werden und trans-
parent kommuniziert wird. Auch gilt es, die Erwartungen und Anspriiche der Of-
fentlichkeit zu kennen und, wo mdglich, zu beriicksichtigen. Ein Weg hierfiir ist
die dialogorientierte Kommunikation. Diese wird in Zeiten der Mediengesellschaft
relevanter, auch weil durch das Social Web die Moglichkeit fiir dialogische Kom-
munikation deutlich erweitert wurde. Gleichzeitig bringt das Social Web mit all
seinen Auspragungen auch neue Herausforderungen fiir glaubwiirdige, vertrauens-
wiirdige und akzeptanzorientierte Kommunikation mit sich: Ein wertschitzender
Umgang mit Kritikern ist dabei genauso wichtig wie eine deeskalierende Reaktion
beispielsweise bei einem drohenden Shitstorm. Doch auch dialogorientierte Kom-
munikation gerdt an ihre Grenzen, wenn hochemotionale und wertbeladende The-
men zur Diskussion oder sich zwei nicht miteinander vereinbare Positionen gegen-
iiber stehen. Die beste dialogorientierte und strategische Kommunikation wird
beispielsweise die Gegner von Flugrouten, die sich in einem wesentlichen Bereich
ihres Alltags empfindlich verletzt fiihlen, nicht dazu bringen, diese zu akzeptieren.
Sachlich glaubwiirdige Argumente wie die wirtschaftliche Notwendigkeit der Flii-
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ge konnen vom Fluglidrm Betroffene vielleicht nachvollziehen, iiberzeugen kdnnen
sie hingegen nicht. Akzeptanz kann also nicht immer erreicht werden. Doch durch
Glaubwiirdigkeit und Vertrauen kann in der Offentlichkeit zumindest Verstiindnis
entstehen. Alleine dieses kann in bestimmten Situationen schon sehr viel bedeuten.
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Akzeptanz durch Transparenz?
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Einleitung

Exposed to the critical gaze of pressure groups, media, business analysts and other
inquisitive stakeholders, it is not surprising to find that organizations of today feel
more vulnerable and, in a sense, more transparent than before. (Christensen 2002,
S. 163)

Organisationen stehen heute vor vielfaltigen Herausforderungen: Sie miissen in
dynamischen, von Wandel und Unsicherheit gepragten Umwelten operieren und
sind permanent den kritischen Augen verschiedener Teiloffentlichkeiten ausgesetzt
(vgl. Tkalac Ver¢ic¢ et al. 2012, S. 223). Vor diesem Hintergrund hat Transparenz
in zweierlei Hinsicht an Bedeutung gewonnen: Zum einen ist das Konzept organi-
sationaler Transparenz aufgrund der Einforderung durch diverse Stakeholder und
der damit verbundenen Wahrnehmung als strategischer Erfolgsfaktor in den Fokus
gerilickt; zum anderen gilt Transparenz inzwischen als gesamtgesellschaftliches
Phénomen, das fiir die Konstitution sozialer Systeme notwendig ist und gesell-
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schaftliche Verdnderungen vorantreibt (vgl. Holzner und Holzner 2006, S. 1 ff,;
Wehmeier und Raaz 2012, S. 338).

Auch Akzeptanz ist in das Blickfeld praktischer Diskurse und wissenschaft-
licher Auseinandersetzungen geriickt: Aus Organisationsperspektive wird sie als
zentrale Dimension organisationalen Erfolgs, als Legitimitétskriterium und als
Stabilitatsfaktor diskutiert (vgl. Endruweit 2002, S. 6, 213; Hitschfeld und Lach-
mann 2013, S. 5).

Trotz dhnlicher Verstdndnisse bleibt der Zusammenhang zwischen beiden Pha-
nomenen jedoch unklar. Ist Transparenz zwingende Voraussetzung flir Akzeptanz?
Wird der Zusammenhang, sofern vorhanden, von anderen Faktoren beeinflusst?
Vor dem Hintergrund dieser Forschungsliicke besteht das Ziel dieses Beitrags dar-
in, die Beziehung zwischen Akzeptanz und Transparenz auf Basis von Uberlegun-
gen aus einer sozialwissenschaftlichen Perspektive mit speziellem Fokus auf die
PR-Forschung zu skizzieren und theoretisch zu fundieren.

Transparenz: Ein vielschichtiges und , interdisziplindres”
Phdnomen

Obwohl der Diskurs um Transparenz noch verhdltnismafig jung erscheint, lassen
sich die Wurzeln des Phdanomens bis in das antike China und die frithe griechische
Demokratie zuriickverfolgen (vgl. Wehmeier und Albu 2011, S. 2). Seinen Ur-
sprung hat der Transparenzbegriff in der Physik: Er setzt sich aus den lateinischen
Wortern trans = (hin)durch und parere=sich zeigen, scheinen, zusammen und be-
schreibt origindr ,,die Eigenschaft eines Korpers [...], fiir elektromagnetische Wel-
len durchléssig zu sein* (Bentele und Seiffert 2009, S. 45).

Bezog sich der urspriingliche Transparenzbegriff lediglich auf die Moglichkeit,
durch transparente Korper hindurchsehen zu konnen (vgl. Bentele und Seiffert
2009, S. 45), so zeigt die heutige Auffassung ein breiteres Verstindnis auf:

Something is transparent when it is capable of transmitting light so that objects,
images or behaviors can be seen as if there were no intervening material. Transpa-
rency, thus, invokes notions like clarity, lucidity and translucency. (Christensen und
Langer 2008, S. 6)

Die Durchldssigkeit von Licht wird dabei als Voraussetzung gesehen, um Objek-
te, Bilder oder Verhalten erkennen zu konnen. Bereits anhand dieser Definition
lasst sich erkennen, dass sich der Transparenzbegriff nicht nur auf eine Disziplin
reduzieren ldsst; vielmehr hat sich Transparenz als eigenstidndiger Begriff mit ver-
schiedenen Fokussen und Definitionen in unterschiedlichen Disziplinen etabliert
(vgl. Wehmeier und Raaz 2012, S. 339). So findet sich eine Beschéftigung mit
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dem Phénomen Transparenz neben der Physik auch in den Sozialwissenschaften,
der Philosophie, im Gesundheitswesen, im Rechtswesen oder in der Umweltwis-
senschaft (vgl. Stehr und Wallner 2010, S. 9; Wehmeier und Raaz 2012, S. 339).

Transparenz hat als Forschungsgegenstand in einer Vielzahl verschiedener so-
zialwissenschaftlicher Teildisziplinen Eingang gefunden; eine theoretische Fun-
dierung hat bislang jedoch nicht stattgefunden und verbleibt deshalb als zentrale
zukiinftige Forschungsaufgabe (vgl. Wehmeier und Albu 2011, S. 2 f.; Wehmeier
und Raaz 2012, S. 337 f.).

Die Verstidndnisse, der Fokus der Betrachtung sowie der Herstellungsprozess
von Transparenz variieren je nach Disziplin; eine Begriffsdefinition findet jedoch
nur in den seltensten Féllen statt (vgl. Wehmeier und Raaz 2012, S. 339; Hechinger
2012, S. 11 ff.). Die definitorischen Annéherungen lassen sich anhand ihrer Orien-
tierung beschreiben: Hier wird zwischen Sender-Orientierung, einer aktiven Rolle
des Transparenzgebers bei gleichzeitiger Vernachldssigung der Rezipienten, und
Sender-Empféanger-Orientierung, die sowohl Transparenzgeber als auch Transpa-
renznehmer berticksichtigt, unterschieden. Diesbeziiglich zeigt sich, dass Trans-
parenz héufiger sender-orientiert definiert wird (vgl. Wehmeier und Raaz 2012,
S. 344 1).

Insgesamt ist die sozialwissenschaftliche Diskussion um Transparenz prinzi-
piell positiv konnotiert: Transparenz wird positiv interpretiert und als Problemlo-
sungs- und Praventionsstrategie genannt. Eine ausschlieBlich kritische und negativ
konnotierte Auseinandersetzung mit Transparenz lédsst sich nicht konstatieren; ne-
gative Aspekte von Transparenz werden zwar angefiihrt, aber zugleich positiven
Aspekten gegeniibergestellt (vgl. Wehmeier und Raaz 2012, S. 346).

Ausgangspunkte der wirtschaftswissenschaftlichen Auseinandersetzung mit
Transparenz sind die Verfligbarkeit von sowie der Zugang zu relevanten Infor-
mationen. Darauf aufbauend findet eine umfassende und vielfiltige Auseinander-
setzung statt (vgl. Stehr und Wallner 2010, S. 15; Wallner 2010, S. 20; Ulshofer
2011, S. 29). Hierbei ist die Diskussion um Transparenz als Voraussetzung fiir das
Funktionieren freier und effektiver Markte sowie als Mittel zum Aufbau sowie
zum Erhalt bestimmter Werte wie Vertrauen und Shareholder Value zu nennen (vgl.
Bushman et al. 2004, S. 208; Borgia 2005; Hebb 2006; Power 1997; DiPiazza und
Eccles 2002, S. 27 f.; Ulshofer 2011, S. 29; Schifer 2011, S. 177 f.). Des Weiteren
wird Transparenz im Kontext von Auditierungen und Bilanzierungen betrachtet.
Das Augenmerk liegt dabei zum einen auf der steigenden Bedeutung von Transpa-
renz zur Regulierung von nationalen und globalen Finanzsystemen, zum anderen
wird Transparenz auf Organisationsebene mit dem Corporate Governance-Kon-
zept verkniipft und diskutiert (vgl. Eldomiaty und Choi 2006; Adams und Frost
2008; Holzner und Holzner 2006, S. 54).

Im Zentrum der politikwissenschaftlichen Diskussion um Transparenz steht
deren Rolle als Voraussetzung fiir das Funktionieren sowie die Performanz poli-
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tischer Systeme sowie deren Notwendigkeit zur Konstitution demokratischer
Gesellschaften. Relevant sind hierbei der Informationszugang und die Rolle der
Offentlichkeit: Transparenz wird insbesondere als Funktion gesehen, die von der
Offentlichkeit durch Offenheit gegeniiber Gruppen, Meinungen und Themen er-
fiillt werden soll (vgl. Neidhardt 1994, S. 8; Holzner und Holzner 2006, S. 54;
Jarren und Donges 2011, S. 96). Diskutiert wird Transparenz in diesem Kontext
als Faktor, der Partizipation und Mitsprache beeinflusst (vgl. Florini 2007; Jansen
2010, S. 25).

Die soziologische Auseinandersetzung von Transparenz ist geprigt von zwei
Ausgangspunkten: Zum einen wird Transparenz als Umweltbedingung gesehen,
zum anderen als die soziale Norm, die verstirkt an Bedeutung gewinnt (vgl. Holz-
ner und Holzner 2006, S. 74). Die Aufmerksamkeit liegt dabei auf dem gesell-
schaftlichen Einfluss und den damit verbundenen Entwicklungen: Transparenz
wird als Treiber gesehen, der soziale Strukturen, Machtverhéltnisse und die Gesell-
schaft nachhaltig verdndert und zu mehr Offenheit fiihrt (vgl. Holzner und Holzner
20006, S. 1 ft.).

Die kommunikationswissenschaftliche Auseinandersetzung mit Transparenz
findet in verschiedenen Teildisziplinen statt, wobei Transparenz auf verschiede-
nen Ebenen und unter verschiedenen Aspekten diskutiert wird. Die Journalismus-
forschung behandelt Transparenz als journalistisches Qualititskriterium sowie als
Wert, der im Selbstverstindnis von Journalisten verankert ist (vgl. Meier und Rei-
mer 2011, S. 133 ff.). Dariiber hinaus wird der Beitrag von Transparenz zur Glaub-
wiirdigkeit und Qualitdt der Medien sowie zur internen Vermeidung von Fehlern
in der Berichterstattung untersucht (vgl. Kovach und Rosenstiel 2001, S. 81). Des
Weiteren wird die Herstellung von Transparenz und Offentlichkeit als zentrale
Aufgabe des Journalismus in modernen Demokratien angesehen (vgl. Meier und
Reimer 2011, S. 137). Ferner findet Transparenz im Rahmen der Kommunika-
tionsforschung Eingang. Im Fokus stehen dabei die Méglichkeiten, die sich durch
das Aufkommen neuer Kommunikationstechnologien wie dem Internet ergeben
haben: Entscheidungsprozesse und administrative Abldufe kdnnen transparenter
gemacht werden, woraus gestiegene Erwartungen von Stakeholdern an Organi-
sationen resultieren, was Transparenz, Informationszugang und Offenheit betrifft
(vgl. Neverla 2000, S. 178; Christensen 2002, S. 163; Christensen und Langer
2008, S. 4 f.; Walter 2010, S. 18).

Transparenz ist seit Beginn der PR-Berufsgeschichte zentraler Zielwert der
Kommunikationspraxis, hat als Norm Eingang in Ethik-Kodizes gefunden und
trigt heutzutage mitunter den Charakter eines Allheilmittels (vgl. Christensen
2002, S. 163, 166; DRPR 2012; Rawlins 2009, S. 71; Wehmeier und Raaz 2010,
S. 6). Die erste schriftliche Fixierung des Begriffs Transparenz lédsst sich bis ins
Jahre 1906 zuriickverfolgen, als sich der amerikanische PR-Praktiker Ivy Lee in
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seiner ,Declaration of Principles® offentlich fiir ,corporate disclosure® aussprach
und von Seiten der PR neben Wahrheit und Genauigkeit auch ein Mindestmal} an
Transparenz und Offenheit einforderte (vgl. Bentele 1994b, S. 242; Grunig und
Hunt 1984, S. 25). Auch in der frithen deutschsprachigen PR-Praktikerliteratur
lasst sich bereits eine implizite Bezugnahme auf Transparenz, etwa bei Carl Hund-
hausen und Albert Oeckl, nachweisen (vgl. Hundhausen 1951, S. 53 ff.; Oeckl
1964, S. 47).

In Anbetracht des hohen Stellenwerts von Transparenz in der PR-Praxis widmet
auch die PR-Wissenschaft dem Phédnomen Transparenz vermehrt Aufmerksamkeit
und erforscht speziell die kommunikative Transparenz von Organisationen (vgl.
Wehmeier und Raaz 2012, S. 338). In diesem Kontext wird Transparenz als die
graduell vorhandene Eigenschaft von Organisationen verstanden, der Organisa-
tionsumwelt Offentliche Einsichtnahme in organisationsinterne Strukturen und
Prozesse zu gewéhrleisten, um die Nachpriifbarkeit organisationaler Prozesse zu
ermdglichen. Kommunikative Transparenz stellt folglich eine Form von informa-
torischer und kommunikativer Offenheit von Organisationen dar (vgl. Bentele und
Seiffert 2009, S. 44 f.).

Uberblick zum aktuellen Forschungsstand

Ein erster Blick in die PR-Forschung verwundert: Obwohl das Phdnomen Trans-
parenz als Schlagwort Eingang in die Forschung gefunden hat, sind theoretische
und empirische Erkenntnisse rar gesét (vgl. Wehmeier und Raaz 2012, S. 537). Nur
eine begrenzte Anzahl von wissenschaftlichen Publikationen stellt das Phdnomen
Transparenz explizit in den Mittelpunkt; viel 6fter hingegen wird Transparenz im-
plizit in anderen Konzepten wie Social Media oder CSR eingebettet (vgl. Rawlins
2009, S. 72). So liegt zum heutigen Zeitpunkt weder eine Transparenztheorie vor,
noch lédsst sich ansatzweise von einem elaborierten Konzept sprechen (vgl. Weh-
meier und Raaz 2012, S. 339 f.). Ebenso wenig diskutiert die PR-Forschung, wie in
der Einleitung bereits angefiihrt wurde, den Zusammenhang von Transparenz und
Akzeptanz. Um im weiteren Verlauf die Frage ,Akzeptanz durch Transparenz?*
theoretisch fundiert beantworten zu konnen, ist zunédchst eine tiefere Beschafti-
gung mit dem Phdnomen Transparenz vonnéten.

Die Analyse der bisherigen wissenschaftlichen Auseinandersetzung mit Trans-
parenz zeigt, dass der Begriff Transparenz ebenso wie in den betrachteten sozial-
wissenschaftlichen Disziplinen nur selten definitorisch gefasst wird. Hinsichtlich
der Verstdndnisse von Transparenz dominieren vereinfachte, kausal-lineare An-
nahmen: ,mehr Information = mehr Transparenz* (vgl. Wehmeier und Raaz 2010,
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S. 8). Transparenz wird folglich primér als Informationsweitergabe beziehungs-
weise als Zugang zu Informationen verstanden, die Empfingerseite vernachlés-
sigt. Weiterhin ist Transparenz grundsétzlich positiv konnotiert, kritische Aspekte
werden kaum reflektiert: ,,Usually transparency is framed as a solution to different
organizational problems® (Wehmeier und Raaz 2010, S. 10).

Damit einher geht der implizite Anspruch, mittels Transparenz Verstdndnis
fiir organisationales Handeln zu schaffen (vgl. Bentele und Seiffert 2009, S. 47).
Dementsprechend haben PR-Forscher Transparenz primér als Voraussetzung fiir
die Erreichung bestimmter Ziele diskutiert: zum Beispiel als Zielwert der PR und
Norm in der PR-Ethik, als Teilschritt einer Verstindigungsorientierten Offentlich-
keitsarbeit, als inhdrentes Merkmal symmetrischer Kommunikation sowie als Vo-
raussetzung fiir die Vertrauensbildung (vgl. Wehmeier und Raaz 2012, S. 340). Im
Folgenden sollen drei dieser Diskussionsstriange ndher beleuchtet werden, da diese
aufschlussreiche Erkenntnisse flir die Frage ,Akzeptanz durch Transparenz?‘ ver-
sprechen.

Im Modell der Verstindigungsorientierten Offentlichkeitsarbeit von Burkart
und Probst (1991) nimmt Transparenz einen bedeutenden Stellenwert als ein Teil-
schritt im Verstindigungsprozess zwischen einer Organisation und ihren Bezugs-
gruppen ein. Bei stark divergierenden und kontroversen Interessenlagen erweisen
sich die traditionellen Instrumente der PR meist als nicht forderlich; stattdessen
miissen Interessenkonflikte im gemeinsamen Diskurs kommunikativ ausgehan-
delt werden, um zwischen Organisation und Bezugsgruppen Einverstindnis und
Konsens herbeizufiihren (vgl. Burkart und Probst 1991, S. 64 ff.; Burkart 1994,
S. 225). Damit dieser Kommunikationsprozess gelingen kann, muss die Orga-
nisation zuallererst Einverstidndnis {iber folgende Ebenen schaffen (vgl. Burkart
2008, S. 229 f.): Erstens soll Klarheit {iber die zu thematisierenden Sachverhalte
(was) herrschen, zweitens soll Transparenz iiber die involvierten Organisations-
vertreter (wer) gegeben sein und drittens eine Offenlegung der partikularen Orga-
nisationsinteressen (warum) erfolgen. Ist dieses Einverstdndnis gegeben, kann der
kommunikative Aushandlungsprozess beginnen, welcher sich in vier aufeinander
folgenden Phasen, bestehend aus Information, Diskussion, Diskurs und Situations-
definition, vollziehen sollte (vgl. Burkart 2008, S. 231 ff.). Zur Gewéhrleistung
einer gleichberechtigten Verstdndigung besteht die Aufgabe der PR nun darin, alle
Beteiligten in der ersten Phase mit angemessenen Informationen als Basis fiir ihre
rationale Urteilsbildung zu versorgen. Es sollen also Transparenz geschaffen und
die Nachvollziechbarkeit organisationaler Entscheidungen gewihrleistet werden
(vgl. Burkart 2008, S. 225). In diesem Kontext ist Transparenz ein erster Teilschritt
und Grundvoraussetzung fiir weitere Verstdndigungsprozesse (vgl. Burkart 2008,
S. 231 ff.).
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Dem Postulat der Kommunikationssymmetrie von Grunig und Hunt (1984,
S. 26 f.) zufolge lésst sich symmetrische Kommunikation zwischen Organisatio-
nen und ihren Bezugsgruppen nur auf Basis von Transparenz verwirklichen, da
diese Voraussetzung fiir die kommunikative Gleichberechtigung aller Beteiligten
ist: “Without some transparency, symmetry is pure form: balanced communica-
tion exchanges without insight or intelligibility” (Christensen und Langer 2009,
S. 131). Erst durch die Herstellung von Transparenz — im Sinne der Ermoglichung
von Verstidndlichkeit organisationaler Entscheidungen — kann ein wechselseitiges
Verstdndnis im Rahmen dialogischer Kommunikationsprozesse gelingen (vgl.
Grunig und Hunt 1984, S. 26).

Um die Verstandlichkeit bereitgestellter Informationen zu gewahrleisten, ist die
Orientierung an der Empféangerseite erforderlich: ,transparency requires organi-
zations to understand and be responsive to the publics they serve® (Grunig und
Hunt 1984, S. 26). Transparenz konstituiert sich erst im Auge des Betrachters:
Nur wenn Bezugsgruppen bereitgestellte Informationen auch verstehen, wird rein
informative Offenheit zu Transparenz (vgl. Christensen 2002, S. 166; Heald 2006,
S. 26). Transparenz als inhdrente Eigenschaft von symmetrischer Kommunikation
ist somit nicht nur Resultat, sondern auch ein Prozess gegenseitiger Verstindigung
(vgl. Bentele und Seiffert 2009, S. 47).

Kommunikative Transparenz wird aulerdem als besonderer Vertrauensfaktor
im Prozess der Vertrauensgenese diskutiert (vgl. Bentele 1994a, S. 145; Rawlins
2009, S. 72). Vertrauen ist als komplexes soziales Phdnomen von dem Zusammen-
spiel mehrerer, sich wechselseitig bedingender Faktoren abhédngig (vgl. Bentele
und Seidenglanz 2008, S. 355 f.): Transparenz ist zwar ,nur® einer dieser Vertrau-
ensfaktoren, nimmt jedoch unter den iibrigen Faktoren eine besondere Stellung
ein. Transparenz erhoht die Wahrscheinlichkeit der Vertrauensbildung mehr als
andere Faktoren, da erst Transparenz iiber organisationale Prozesse es Aullenste-
henden ermoglicht, die anderen Vertrauensfaktoren zu erfahren und zu beurteilen.
Insbesondere bei sich abzeichnenden Vertrauensverlusten werden Forderungen
nach einem Mehr an Transparenz laut: Transparenz wird zum entscheidenden Fak-
tor fiir den Wiedergewinn von Vertrauen (vgl. Bentele und Seiffert 2009, S. 44 ff.;
Jahansoozi 2009, S. 399 ff.).

Daneben entfaltet Transparenz eine Reihe weiterer vorteilhafter Wirkungen fiir
Organisationen: “transparency can be viewed as a relational condition or variable
that promotes accountability, collaboration, cooperation and commitment™ (Ja-
hansoozi 2009, S. 399). Trotz dieser Sonderstellung unter den Vertrauensfaktoren
muss Transparenz als Teil eines integrativen Prozess verstanden werden; schlief3-
lich kann Vertrauen auch bei volliger Intransparenz gegeben sein, sofern die ande-
ren Faktoren diesen Ausfall kompensieren (vgl. Bentele und Seiffert 2009, S. 55).
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Die Bedeutung von Transparenz fiir Organisationen

Transparenz ist aus gesellschaftspolitischen Diskursen nicht mehr wegzudenken
und riickt besonders in Krisenzeiten sprungartig ins Zentrum der 6ffentlichen De-
batte. Stets geht es dabei um die gesellschaftliche Einforderung von mehr Offen-
heit iiber organisationale Entscheidungen und Motive — kurz um die Rechenschaft
organisationalen Handelns. Massenmedien, NGOs, Verbidnde und zivilgesell-
schaftliche Gruppen wirken als , Transparenztreiber, indem sie Organisationen —
oftmals unter Einsatz von medialem Druck-6ffentlich zu mehr Transparenz auffor-
dern. Organisationen stehen in einem Spannungsfeld zwischen externer Forderung
und interner Bereitschaft zu Transparenz (vgl. Bentele und Seiffert 2009, S. 42 ff.).

Transparenz ist in modernen Gesellschaften in der Beziechung von Organisa-
tionen zu ihrer Umwelt nicht bloB eine hinreichende Bedingung zur Sicherung
der ,license to operate‘, sondern zwingende Notwendigkeit (vgl. Bentele und Seif-
fert 2009, S. 42 ff.). In mediatisierten Gesellschaften wird die Legitimation von
Organisationen immer mehr zum Gradmesser ihres Fortbestands. Organisationen
gelten dann als legitim, wenn sie die Anforderungen ihrer Umwelten erfiillen:
Legitimation kristallisiert sich demnach in der ,,Kongruenz von organisationalen
Handlungen und gesellschaftlichen Werten* heraus (Sandhu 2012, S. 156). Um
den Forderungen nach mehr Transparenz gerecht zu werden, ist nicht nur die Erfiil-
lung gesetzlicher Transparenzauflagen und Publizititspflichten (vgl. Picard 2009,
S. 106) erforderlich, sondern auch eine partnerschaftliche Informationspolitik und
eine professionelle Medienarbeit.

Hintergrund fiir die wachsenden Forderungen nach Transparenz ist die stei-
gende gesellschaftliche Komplexitit: Entscheidungsprozesse, Machtstrukturen
und Handlungsverflechtungen in und von Organisationen erschliefen sich immer
seltener der offentlichen Zugénglichkeit (vgl. Bentele und Seiffert 2009, S. 48 f.).
Um komplexe Zusammenhédnge wirklich nachvollziehen und bewerten zu kon-
nen, steigt aus Sicht einer immer kritischeren Mediendffentlichkeit und einer in-
formierten Zivilgesellschaft das Bediirfnis nach Transparenz. Erst die Herstellung
von Transparenz durch sowie von Organisationen — ob auf externen Druck oder
Eigenentschluss hin — macht diese oft opaken Bereiche tiberhaupt nachvollziehbar
und trdgt so auch zur Antizipation von Risiken bei. Transparenz dient folglich als
sozialer Mechanismus zur Reduktion der systemeigenen Komplexitit von Organi-
sationen (vgl. Bentele und Seiffert 2009, S. 45 ff.; Jansen 2010, S. 25 ff.).

In dem Spannungsfeld zwischen externen Forderungen nach und interner Be-
reitschaft zu Transparenz, stellt kommunikative Transparenz fiir Organisationen
einen sozialen Aushandlungsprozess (,Was miissen wir preisgeben?‘) zur Erfiil-
lung moralisch-sozialethischer Erwartungshaltungen dar. Gleichzeitig eroffnet
Transparenz aber als ein besonders relevanter Vertrauensfaktor fiir den Aufbau von
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Vertrauen auch erfolgsentscheidende Wettbewerbsvorteile (,Was wollen wir preis-
geben?) (vgl. Klenk 2009, S. 30; Hanke 2009, S. 73).

Wie wichtig Transparenz ist, zeigen die spiirbaren Folgen von Intransparenz
oder ,falschem Schein‘: So gelten kommunikative Diskrepanzen (z. B. das Be-
schonigen von Informationen) als typische Ursachen fiir Vertrauensverluste. Ein
intransparentes Kommunikationsverhalten — von Medien oft erst aufgegriffen und
problematisiert — kann somit weitreichende Folgen fiir Organisationen bergen:
Protest, steigendes Misstrauen und damit wiederum wachsende Forderungen nach
Transparenz (vgl. Bentele und Seiffert 2009, S. 44; Klenk 2009, S. 23).

Im Umkehrschluss ist der Imperativ ,maximaler Transparenz® allerdings ein
Irrweg: Ein ,Overload® an Informationen kann das Verstdndnis hemmen und den
Vertrauensaufbau beeintrachtigen. Allen praktischen Notwendigkeiten zum Trotz
findet Transparenz folglich in der verbreiteten Forderung nach ,totaler Trans-
parenz‘ im Sinne der gldsernen Organisation ihre Grenzen. Maximale Offenheit
ist aus Perspektive von Organisationen dysfunktional und demnach zwecklos, da
sie Organisationen in ihren Handlungskorridoren und Entscheidungsspielrdumen
beengt (vgl. Klenk 2009, S. 18; Bentele und Seiffert 2009, S. 51). Weiterhin ist
,totale Transparenz‘ organisationstheoretisch unmdglich: Maximale Transparenz
fiihrt wegen ihres Informationsvolumens zu schierer Uberkomplexitit — folglich zu
vermehrter Intransparenz — und damit in einer ,Komplexitéts-Transparenz-Spirale*
erneut in die Ausgangsforderung nach mehr Transparenz zuriick (vgl. Jansen 2010,
S. 27).

Der Wegfall aller Handlungskorridore hat somit die Handlungsunfahigkeit kor-
porativer Akteure zur Folge und bedeutet damit das Ende strategischen Handelns,
des Wettbewerbs, der organisationalen Planung und der Produktinnovation (vgl.
Bentele und Seiffert 2009, S. 53). Eine ,, Tyrannei der Offentlichkeit (Bentele und
Seiffert 2009, S. 53) wire moglicherweise die Folge.

Ein Mindestmal} an Intransparenz sichert so entscheidungsrelevante Aktions-
radien, unterbindet Neid und Missgunst, stiitzt das demokratische Miteinander und
fordert eine friedvolle 6ffentliche Ordnung. Eine extrem offene Informationspoli-
tik hingegen bietet externen Gegenkriften, etwa politischen und medialen Akteu-
ren potenzielle Angriffsflache (vgl. Christensen und Langer 2008, S. 11).

Kommunikative Transparenz als strategischer Erfolgsfaktor

Kommunikative Transparenz stellt aus Organisationsperspektive einen erfolgsrele-
vanten Wertschopfungsfaktor dar, da sie eine unverzichtbare Strategiekomponente
beim Aufbau von Vertrauen ist (vgl. Christensen 2002, S. 166 ff.; Christensen und
Langer 2008, S. 5; Bentele und Seiffert 2009, S. 52). Jedoch darf Transparenz kein
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Abb. 1 Typologie kommunikativer Transparenz von Organisationen. (Quelle: Eigene
Darstellung)

bloBes Mittel zum Zweck sein: Kurzfristig oder taktisch angelegte sowie schein-
bare oder oberflachliche Transparenz werden eher negative Auswirkungen haben.
Erst als dauerhaft angelegter, organisierter Prozess trdgt Transparenz nachhaltig
zur Vertrauensgenese und damit zur Generierung immateriellen Kapitals bei (vgl.
Bentele und Seiffert 2009, S. 52 ff.). Hierzu ist eine Verankerung von Transpa-
renz in Unternehmenskommunikation und -kultur nétig (vgl. Hanke 2009, S. 83 f.;
Klenk 2009, S. 16).

Transparenz als strategischer Erfolgsfaktor kann dann einen optimalen Beitrag
zur Sicherung von organisationalen Handlungs- und Entscheidungsspielrdumen
leisten, wenn sie auf freiwilliger Grundlage praktiziert und organisational dauer-
haft verankert wird, tatsdchlich gegeben ist und funktionale Folgen fiir die Organi-
sation bewirkt. Das Konstrukt Transparenz entfaltet aus Sicht von Organisationen
folglich in drei Dimensionen tragende Relevanz: Sie miissen im Spannungsgefiige
zwischen freiwilliger und minimaler Grundlage von Transparenz, tatsdchlicher
und scheinbarer Transparenz, sowie zwischen funktionalen und dysfunktionale
Folgen von Transparenz Position beziehen. Graphisch veranschaulicht finden sich
Organisationen in der Entscheidungsmatrix des Transparenzwiirfels wieder (vgl.
AbD. 1).

Transparenz als strategischer Erfolgsfaktor ist dabei aus Organisationsperspek-
tive als derjenige Idealzustand zu verstehen, in welchem sowohl externe Erwar-
tungen als auch die interne Funktionalitét beriicksichtigt und in Balance gebracht
werden.
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Akzeptanz durch Transparenz?

Die bisherigen Uberlegungen zeigen, dass Transparenz eine zentrale Vorausset-
zung fir Dialog und Verstidndigung zwischen Organisationen und ihren Bezugs-
gruppen ist und als exponierter Vertrauensfaktor zum Prozess der Vertrauensbil-
dung beitrdgt. Aus Organisationssicht ist kommunikative Transparenz folglich
nicht nur konstitutive Notwendigkeit, sondern ebenso strategischer Erfolgsfaktor,
da Transparenz {iber den Aufbau von Vertrauen zum iibergeordneten Ziel der PR
beitrdgt: der Sicherung gesellschaftlicher Akzeptanz fiir Organisationsziele.

Die Fragestellung, wie die beiden Phdnomene Akzeptanz und Transparenz zu-
sammenhéngen, wurde bis dato in der wissenschaftlichen Diskussion weitestge-
hend ausgeklammert. Dies erstaunt, da bei gesellschaftlich umstrittenen Themen
im alltdglichen Sprachgebrauch in Wirtschaft und Politik oftmals ,mehr Transpa-
renz fiir mehr Akzeptanz® gefordert und Transparenz in der Kommunikationspraxis
neben Vertrauen und Partizipation als eine Séule von Akzeptanz beschrieben wird
(vgl. Hitschfeld und Lachmann 2013, S. 7).

Die Formel ,mehr Transparenz = mehr Akzeptanz* greift jedoch — zumindest in
einem verallgemeinerten Sinn — zu kurz, da auch umgekehrte Wirkungen denkbar
sind: Beispielsweise wiirde ein Mehr an Transparenz im Bereich der Risikotechno-
logie oder Riistungsindustrie mit hoher Wahrscheinlichkeit zu einer Verringerung
der gesellschaftlichen Akzeptanz fithren. Der Zusammenhang von Transparenz
und Akzeptanz muss folglich differenzierter betrachtet werden.

Der Terminus Akzeptanz ist — ebenso wie Transparenz — ein Modewort, das
hdufig schlagwortartig verwendet und selten ndher definiert wird. Akzeptanz, vom
Lateinischen accipere = gutheiflen, annehmen, billigen, 1dsst sich im weitesten
Sinne als Synonym fiir Anerkennung, Zustimmung oder Befiirwortung verstehen
(vgl. Lucke 1995, S. 35 ff.). In der PR-Forschung wird der Akzeptanzbegriff oft
als diffuse ZielgroBe oder synonym fiir ,Legitimitdt® bzw. die ,licence to operate’
verwendet, um die Anerkennung der Rechtschaffenheit einer Organisation auszu-
driicken. Auch wenn die beiden Konzepte untrennbar miteinander verkniipft sind,
scheint eine Gleichsetzung verkiirzend, da Legitimitdt eine Urteilszuschreibung
mit dichotomer Natur ist: Organisationen kénnen als legitim oder nicht-legitim
gelten, es gibt keine Abstufungen dazwischen (vgl. Sandhu 2012, S. 15 £, 152).
Akzeptanz hingegen kann unterschiedliche Auspragungen annehmen: partiell (be-
zogen auf einen Teilaspekt), gespalten (duBlerliche Bekundung bei innerlicher Ab-
neigung), routiniert (formalisierte Zustimmung) oder aber scheinbar (ohne wirk-
liche Absicht) (vgl. Lucke 1995, S. 230).

Fiir die vorliegende Fragestellung scheint insbesondere eine soziologische
Sichtweise auf gesellschafiliche Akzeptanz geeignet: Akzeptanz wird hier als
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Resultat kollektiver und individueller Prozesse modelliert, in denen Akzeptanz-
subjekte (Offentlichkeit, Bezugsgruppen) eine im Prinzip affirmative Einstellung
gegeniiber Akzeptanzobjekten (Organisation) vor dem Hintergrund eines be-
stimmten Akzeptanzkontextes entwickeln. Im Umkehrschluss stellt Nicht-Akzep-
tanz eine negative Einstellung bzw. ablehnende Verhaltenswahrscheinlichkeit der
Bezugsgruppen gegeniiber der Organisation und ihren Interessen dar (vgl. Lucke
1995, S. 103 f.).

Aus Organisationsperspektive ldsst sich gesellschaftliche Akzeptanz sodann
konzeptualisieren als ,,die Chance, fiir bestimmte Meinungen, Maflnahmen, Vor-
schldge und Entscheidungen bei einer identifizierbaren Personengruppe ausdriick-
liche oder stillschweigende Zustimmung zu finden und unter angebbaren Bedin-
gungen aussichtsreich auf deren Einverstdndnis rechnen zu kénnen® (Lucke 1995,
S. 104). Gesellschaftliche Akzeptanz stellt ein wichtiges Legitimitatskriterium
dar (vgl. Endruweit 2002, S. 213). Legitimitdt wiederum ist, wie bereits erldutert
wurde, elementare Handlungsvoraussetzung fiir Organisationen (vgl. etwa Lucke
1995, S. 80). Insofern haben Organisationen ein grundlegendes Interesse daran,
Akzeptanz zu gewinnen und zu sichern.

Gesellschaftliche Akzeptanz, verstanden als stillschweigende oder ausdriickli-
che Zustimmung bzw. Einverstindnis, ist keineswegs statisch, sondern das Resul-
tat eines Zuschreibungsprozesses von Akzeptanzsubjekten gegeniiber Akzeptanz-
objekten in einem bestimmten Akzeptanzkontext. Zustimmung und Einverstidndnis
sind wiederum Ziel eines Verstindigungsprozesses zwischen Organisationen und
ihren Bezugsgruppen. Sie koénnen nicht erzwungen, sondern lediglich durch die
Einbindung von Bezugsgruppen kommunikativ ausgehandelt werden; Strategien
zur Gewinnung von Akzeptanz beruhen daher ,,in der Mehrzahl [...] auf Sprache,
Sprachlichkeit und Verschriftlichung™ (Lucke 1995, S. 203).

Transparenz ist eine Grundvoraussetzung fiir das Gelingen kommunikativer
Aushandlungsprozesse — und tragt folglich zur Genese von Akzeptanz bei. Der
PR ldsst sich in diesem Prozess die Aufgabe zuschreiben, hinsichtlich der Orga-
nisationsinteressen Transparenz und Nachvollziehbarkeit zu ermdglichen, um da-
durch bei den Akzeptanzsubjekten Zustimmung und Einversténdnis zu finden. Der
hierfiir notwendige Grad an Transparenz wird mafigeblich von den Erwartungen
der Bezugsgruppen bestimmt: Wichtig ist diesbeziiglich eine aus Perspektive der
Akzeptanzsubjekte geniigende Einsichtnahme in organisationale Entscheidungs-
prozesse sowie eine hinreichend aktive Einbindung in Aushandlungsprozesse.

Transparenz ist demnach sowohl Voraussetzung fiir, als auch ein Teilschritt im
Prozess der Akzeptanzgenese. Transparenz kann aber ebenso gegenldufige Wir-
kungen hervorrufen, wie bereits am Beispiel von Risikotechnologien oder der
Riistungsindustrie gezeigt wurde. Des Weiteren kann eine Organisation auch trotz
Intransparenz gesellschaftliche Akzeptanz genief3en.
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Auf Basis dessen erscheint insbesondere die Frage interessant, unter welchen
Bedingungen sich Transparenz funktional oder dysfunktional zur Akzeptanzge-
winnung auswirkt. Obschon dies in erster Linie eine empirische Frage ist, las-
sen sich einige Uberlegungen dariiber anstellen, welche weiteren Faktoren neben
Transparenz die Entstehung von Akzeptanz beeinflussen. Plausibel erscheinen als
intervenierende Variablen das Vertrauen in die Organisation, deren Glaubwiirdig-
keit und grundsitzliche Legitimitit sowie das Vorhandensein von Partizipations-
moglichkeiten und dialogischen Kommunikationsformaten (vgl. z. B. Burkart
2007, S. 253; Zerfall 1996, S. 33, 52; Bowman und Hodge 2007, S. 118). In wel-
chem wechselseitigen Wirkungsgefiige diese Faktoren untereinander und zu dem
Konstrukt Akzeptanz stehen, muss an dieser Stelle offen bleiben und zu einem
Forschungsdesiderat erklart werden.

Aufgabe der Wissenschaft ist es nun, eine grundsétzliche Auseinandersetzung
mit dem Phdnomen Akzeptanz sowie eine theoretische Einbettung in bestehende
Konzepte voranzutreiben, um dann das Zusammenspiel mit anderen Faktoren zu
erforschen. Um dies leisten zu konnen, ist die Wissenschaft auf einen intensiven
Erfahrungs- und Meinungsaustausch mit der Kommunikationspraxis angewiesen.
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Einleitung

Dort, wo die Interessen der Biirger unmittelbar und direkt beriihrt werden, scheinen
die herkommlichen demokratischen Wege nicht mehr ausreichend zu sein. Biirger-
proteste brechen sich Bahn. Ergénzend zur reprasentativen Demokratie gilt Betei-
ligung zunehmend als Mittel um die Akzeptanz fiir Projekte und Entscheidungen
zu sichern. Zwar existieren bereits formelle und damit gesetzlich vorgeschriebene
Beteiligungsverfahren, diese scheinen jedoch oft nicht auszureichen, um tatséch-
lich Akzeptanz in der Bevdlkerung zu erreichen. Das Thema ist so gegenwirtig,
dass es von der Piratenpartei mit der Forderung um mehr Biirgerbeteiligung zum
wesentlichen Wahlkampfthema im Bundestagswahlkampf 2013 gemacht wurde.
Doch warum gewinnt die Beteiligung von Menschen in unserer heutigen Zeit an
Bedeutung, was verbirgt sich hinter dem Begriff der Beteiligung und welche For-
men lassen sich unterscheiden? Ziel dieses Beitrages ist es, die Beteiligung von
Biirgerinnen und Biirgern klarer begrifflich zu fassen, demokratietheoretisch einzu-
ordnen sowie einzelne Verfahren ndher vorzustellen. Der Fokus liegt dabei auf der
Rolle der Kommunikation bei der Beteiligung von Biirgern. Formelle Verfahren im
Planungsrecht fokussiert das Interview mit Freifrau von Fritsch in diesem Band.
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Partizipation - Einordnung, Begriff, Ziele und Grenzen
Demokratietheoretische Einordnung

Biirgerbeteiligung ist normativ durch den Begriff der Volkssouverénitét verankert
— ein Aspekt, der sich in allen demokratischen Verfassungen finden ldsst. Poli-
tische Entscheidungen erweisen sich demnach als legitim, sofern sie durch eine
breite Zustimmung der Mitglieder der politischen Gemeinschaft getragen werden.
In funktionierenden Demokratien basiert diese Legitimitdt auch auf dem Vertrauen
der Biirgerinnen und Biirger in politische Prozesse, Wiirdentrdger und Institutio-
nen, eine Politik zu betreiben, die den gesamtgesellschaftlichen Interessen ent-
spricht. Biirgerbeteiligung ist demnach nicht das einzige Mittel, diese Legitimation
Zu erreichen.

Dennoch beobachten wir derzeit Phinomene wie eine sinkende Wahlbeteili-
gung oder eine ansteigende Protestbereitschaft. Die derzeitigen Entwicklungen
unserer Demokratie werden von dem britischen Politikwissenschaftler Crouch
(2008) unter dem Begriff der Postdemokratie zusammengefasst. Obwohl die Insti-
tutionen der parlamentarischen Demokratie vollkommen Intakt sind, werde die Le-
gitimation fiir Entscheidungen nicht mehr allein durch politische Prozesse erreicht,
so seine These. Politische Akteure stiinden zunehmend unter dem Einfluss privater
und partikularer Interessen, anstatt als Reprasentanten im Sinne des Gemeinwohls
zu entscheiden. Ob sich diese Machtiibernahme wirtschaftlicher Akteure zu Lasten
der Zivilgesellschaft empirisch auch fiir Deutschland nachzeichnen lasst, ist strit-
tig. In jedem Fall aber wichst das Mitbestimmungsbediirfnis bestimmter gesell-
schaftlicher Gruppen. Zusétzliche Beteiligungsverfahren werden héufig als Aus-
weg aus den tatsdchlichen oder vermeintlichen Demokratiedefiziten angesehen
(vgl. Oztiirk 2011). Jorke (2010) hingegen argumentiert, dass diese zusitzlichen
Beteiligungsverfahren haufig nur von der gut ausgebildeten Mittelschicht genutzt
werden wiirden. Nicht alle Biirgerinnen und Biirger verfiigten iiber die nétigen
zeitlichen Ressourcen, Sachkenntnisse und argumentativen Fahigkeiten. Demnach
biirgen Beteiligungsverfahren auch die Gefahr der Verzerrung und Uberbetonung
einzelner Interessen. In diesem Zusammenhang gelte es, gleiche Zugangs-, Ein-
fluss- und Beteiligungsmdglichkeiten an politischen Prozessen zu gewéhrleisten.

Doch nicht nur die Politik selbst versucht Auswege aus den derzeitigen Proble-
men unserer Demokratie zu finden. Auch andere Akteure, wie beispielsweise die
Wirtschaft, miissen sich mit den verdnderten Rahmenbedingungen auseinander-
setzen. Auch wenn Projekte und Bauvorhaben politisch legitimiert wurden, sind
sie noch lange nicht gesellschaftlich akzeptiert. Aus dem Anliegen, insbesonde-
re Infrastrukturprojekte planméBig und ohne erhebliche Mehrkosten umsetzen zu
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konnen, ergibt sich die Notwendigkeit, Akzeptanz fiir bestimmte politische Ent-
scheidungen auch durch eigene Beteiligungsverfahren herbeizufiihren. Beteili-
gungsverfahren gewinnen daher auch an wirtschaftlicher Relevanz.

Partizipation und Betroffenenbeteiligung

Auf das lateinische Wort ,,particeps” ( = ,teilnehmend*) zuriickgehend steht der
Begriff der Partizipation seinem Ursprung nach fiir ,,Beteiligung®, ,,Teilhabe®,
»Mitwirkung® oder auch ,,Einbeziechung®. In der wissenschaftlichen und prakti-
schen Debatte wird er auf unterschiedliche Art und Weise definiert:

Eine vergleichsweise allgemeine Definition des Begriffes fiihrt Behringer
(2002) an, die unter Partizipation ,,grundsétzlich jede Art von Beteiligung von
Personen an sie betreffenden Entscheidungen (S. 32) versteht. Deutlicher wird
Villmar (1986), fiir den Partizipation als ,,Beteiligung des Biirgers an gesellschaft-
lichen Prozessen, und zwar sowohl an Meinungsbildungs- und Entscheidungspro-
zessen als auch an sozialen und speziell politischen Aktivitdten selbst™ (S. 339)
bedeutet.

Einen weiteren Aspekt von Partizipation bzw. Teilhabe fiigt Liittringhaus
(2003) hinzu, indem sie Partizipation als ,,Ergebnis der Teilhabegewédhrung der
Entscheidungstrager/innen (z. B. Politik) und der Teilnahme eines interessierten
Personenkreises (z. B. Biirger/innen)* (S. 2) definiert. Damit weist sie auf die erste
von zwei Differenzierungen hin, die bei der Betrachtung von Partizipationsprozes-
sen wesentlich sind. So unterscheidet man zwischen den Beteiligenden eines Ver-
fahrens einerseits und den Beteiligten oder Betroffenen andererseits. Letztere sind
jene Personen oder Personengruppen, die durch ein geplantes Projekt direkt oder
indirekt tangiert sind und die ,,in unterschiedlichem Umfang und zu verschiedenen
Zeitpunkten und Themen in den Planungs- und Entscheidungsprozess der Vorha-
benentwicklung einbezogen werden“ (BMVBS 2012, S. 12). Beteiligende Akteure
gewihren die Teilhabe Dritter am Prozess. Hierbei handelt es sich in der Regel um
Politik oder Planung.

Partizipationsprozesse lassen in unterschiedlichem Ausmall Einflussnahme
durch die Beteiligten zu. Eines der bekanntesten Modelle, um die verschiedenen
Moglichkeiten der Einflussnahme abzustufen, ist die sogenannte ,,Beteiligungs-
leiter” (,,Ladder of Participation) nach Arnstein (1969). Diese besteht aus acht
Stufen auf drei Ebenen — der untersten Ebene der Nicht-Beteiligung (,,Nonpar-
ticipation®), der mittleren Ebene der Scheinbeteiligung (,,Tokenism®) sowie der
obersten Ebene der echten Partizipation (,,Citizen power™). Das wesentliche Kri-
terium, um Partizipation von Nicht-Partizipation abzugrenzen ist nach Arnstein
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die Entscheidungsmacht der Beteiligten. Echte Partizipation kénne demnach nur
entstehen, wenn Dritten tatsdchlich Einfluss auf die Umsetzung nehmen.

Eine deutlich stirker reduzierte Kategorisierung von Partizipation verwendet
Arbter (2012), die drei Intensitéitsstufen unterscheidet: Information, Konsultation
und Kooperation. Information, die Stufe der niedrigsten Einflussnahme, ist gepragt
durch Einweg-Kommunikation: Die Beteiligten werden tiber die Entscheidungs-
findung informiert, konnen aber keinen Einfluss ausiiben. Dagegen ist die Stufe
der Konsultation durch Zweiweg-Kommunikation gekennzeichnet: Die Betroffe-
nen haben die Moglichkeit, Stellung zu nehmen. Auf der hochsten Intensititsstufe,
der Kooperation, spricht Arbter von Mehrweg-Kommunikation, durch die alle Be-
teiligten, gemeinsam mit Politik und Planung, Losungen entwickeln.

In der Praxis von Planungsprozessen spielt zudem die Unterscheidung zwi-
schen materieller und immaterieller Partizipation eine entscheidende Rolle. Die
Frage, ob und wie sich Betroffene materiell an Projekten beteiligen wollen und
sollen, gilt aktuell als eine der Schliisselfragen fiir deren Sinnstiftung.

Neben dem Begriff der Partizipation wird hdufig der Begriff der Biirgerbetei-
ligung verwendet. Insbesondere bei der Beteiligung im Rahmen von Infrastruk-
turprojekten durch privatwirtschaftliche Bauherren ist dieser Begriff jedoch miss-
verstandlich. Schliellich werden Anwohner und Interessensvertreter hier nicht in
ihrer Rolle als Staatsbiirger einbezogen. Stattdessen werden die zu Beteiligenden
in ihrer Rolle als Betroffene oder Interessierte angesprochen und beriicksichtigt.
Zudem beteiligen sich auch héufig Interessenverbiande oder Experten, die ebenfalls
nicht in ihrer Rolle als Biirger auftreten. Aus diesem Grund wird von dem Begriff
der Biirgerbeteiligung abgesehen.

Alternativ wird fiir Partizipation hiufig der Begriff der Offentlichkeitsbeteili-
gung verwendet. Dieser wiederum vereint die Beteiligung von Biirgern, Biirger-
initiativen und Interessengruppen als organisierte Offentlichkeit. Aber auch dieser
Begriff betrachtet die Beteiligten vor allem in ihrer Rolle als Biirger.

An dieser Stelle soll daher ein Begriff eingefiihrt werden, der sowohl die Be-
teiligung von Biirgern in politischen Prozessen als auch bei der Umsetzung von
Infrastrukturprojekten mittels informeller Verfahren oder bei innerbetrieblichen
Beteiligungsverfahren fassen kann: Die Betroffenenbeteiligung. Dabei sind zwei
Arten von Betroffenheit zu unterscheiden. Die subjektive Betroffenheit und die
objektive Betroffenheit. Subjektiv Betroffene konnen auch Menschen sein, die gar
nicht direkt betroffen sind, die allerdings dennoch ihre Interessen einbringen wol-
len. Zu dieser Gruppe konnen beispielsweise Vereine und Verbinde gezéhlt wer-
den, die nicht direkt von den Konsequenzen eines Projektes betroffen sind. Den-
noch kdnnen sie Bestrebungen entwickeln, ihre Interessen einzubringen. Objektiv
Betroffene hingegen sind direkt von den Auswirkungen eines Projektes betroffen
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— insbesondere weil sie direkte Anwohner sind oder von den Verdnderungen be-
einflusst werden. Im Folgenden werden die Begriffe Partizipation und Biirgerbe-
teiligung synonym verwendet.

Ziele von Betroffenenbeteiligung

Aktive Beteiligung kann im Rahmen von Planungsprojekten — entgegen der An-
nahme mancher Projektverantwortlicher, sie fiihre vor allem zu unnétigen Pro-
zessverzogerungen und Mehrkosten — dazu beitragen, Handlungsspielrdume zu
vergroBern und Akzeptanz zu fordern. Umsetzbare und von allen Seiten getragene
Losungen sind letztlich das iibergeordnete Ziel, wenn Beteiligungsverfahren zum
Einsatz kommen.

Im Handbuch fiir eine gute Biirgerbeteiligung des Bundesministeriums fiir
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (2012) werden verschiedene Funktionen der
Beteiligung genannt, welche zur Herstellung von Akzeptanz fiir geplante Pro-
jekte beitragen: Mithilfe von Beteiligungsverfahren werden demnach Biirger in
Planungs- und Entscheidungsprozesse einbezogen, um eine Grundlage fiir die
Legitimierung von Projekten zu schaffen (Integrationsfunktion). Eine frithzeitige
Bereitstellung von Informationen tragt auBerdem dazu bei, mogliche Konflikte
schon im Vorfeld formlicher Verfahren beizulegen (Rechtsschutzfunktion). Auf
diese Weise konnen Verfahrensverzdgerungen, beispielsweise verursacht durch
gerichtliche Auseinandersetzungen, vermieden werden (Effektivierungsfunktion).
Indem sie Informationen iiber das Projektumfeld, Auswirkungen oder Alternativen
in die Planung einbringen, tragen die Beteiligten dariiber hinaus zu Optimierung
von Planungsprozessen bei (Rationalisierungsfunktion). Des Weiteren konnen Be-
teiligungsverfahren — insofern Einwénde der Biirger (nachvollziehbar) Beriick-
sichtigung finden — zur Legitimierung von Planungs- und Entscheidungsprozessen
beitragen (Legitimationsfunktion). Wird ein Verfahren durch die Beteiligenden
transparent gefiihrt, konnen die Betroffenen den Prozess z. B. durch die Einsicht
in Unterlagen nachvollziechen, besser verstehen und gewissermaf3en kontrollieren
(Kontrollfunktion).

Nanz und Fritsche (2012) unterscheiden im Handbuch Biirgerbeteiligung vier
Funktionen von Partizipation, auf deren Grundlage sie eine Kategorisierung der
iiblichsten Beteiligungsverfahren vorschlagen. Demnach kann ein Ziel sein, das
Engagement der Beteiligten zu aktivieren und ihre Demokratieckompetenz zu er-
hohen. Eine weitere Funktion besteht darin, die Aufmerksamkeit der Offentlichkeit
fiir ein bestimmtes Thema zu gewinnen und auf diesem Weg politische Debatten zu
bereichern. Dariiber hinaus kann die Beratung von Entscheidungstragern als tiber-
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geordnetes Ziel eines Verfahrens im Fokus stehen, beispielsweise durch das Ein-
bringen von Ideen oder das Ausloten von Interessen. Eine vierte Funktion besteht
nach Nanz und Fritsche in der Ausweitung des Spielraums fiir biirgerschaftliche
Mit-Entscheidung (auch bezeichnet als Co-Governance).

Weitere Ziele betreffen die Stirkung des Vertrauens in Politik und offentliche
Verwaltung sowie das Einbinden auch nicht wahlberechtigter Menschen in Pla-
nungs- und Entscheidungsprozesse (z. B. Kinder und Jugendliche). Fiir Behérden
ergibt sich so die Moglichkeit, einen direkten Draht zur Biirgerschaft aufzubauen,
auch zu jenen Menschen, die aus Altersgriinden noch nicht wéhlen diirfen. Des
Weiteren kann Beteiligung dazu beitragen, die Identifikation von Biirgern mit ihrer
Gemeinde zu starken und Integration zu fordern. Das lokale Wissen der Menschen
vor Ort wird mit dem Fachwissen von Planung und Verwaltung zusammengefiihrt.
Auf diesem Weg werden Planungsprozesse auch fiir Laien (be-)greifbar und nach-
vollziehbar gemacht.

Die Bedeutung von Kommunikation und Beteiligung fiir
Infrastrukturprojekte

Insbesondere die vorher beschriebenen Entwicklungen steigender Partizipations-
bediirfnisse bestimmter gesellschaftlicher Gruppen lassen die Notwendigkeit
wachsen, Beteiligungsprozesse selbst anzuregen. In den letzten Jahren sind eine
Vielzahl von Handbiichern und Leitfiden zur Beteiligung entstanden, die wichti-
ge Hinweise zur Durchfiihrung und Planung von Beteiligungsverfahren liefern. In
diesem Zusammenhang wird héufig die Bedeutung von Kommunikation fiir die
Planung und Umsetzung von Planungsverfahren hervorgehoben. Beteiligungs-
verfahren sind eingebettet in die Planung und Kommunikation von Infrastruktur-
projekten. Ein Infrastrukturprojekt zu planen, bedeutet dabei vermehrt Konflikt-
potenziale im Vorfeld zu identifizieren, Betroffene einzubeziehen, Entscheidungen
abzustimmen und Projekte von der Planung bis zur Fertigstellung kommunikativ
zu begleiten. Aus diesen neuen Herausforderungen ergibt sich die Notwendigkeit
einer verstirkten Verschrankung von Bauplanung und Kommunikation.

Der Prozess des Kommunikationsmanagements -
Infrastrukturprojekte und Biirgerbeteiligung planen

Kommunikationsverantwortliche beschéftigen sich nicht nur mit der Umsetzung
von Kommunikationsmafinahmen. In unserem heutigen Verstindnis von PR und
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Organisationskommunikation sind sie Kommunikationsmanager. Zu ihren Auf-
gaben gehort es, auf der Grundlage einer Situationsanalyse, Kommunikations-
aktivititen, -mafnahmen -kampagnen zu planen, diese umzusetzen und auch zu
evaluieren (bzw. andere damit zu betrauen). Das bedeutet aber auch, dass sie fort-
wihrend proaktiv Entwicklungen und Bezugsgruppen, die die Ziele des Unter-
nehmens beeinflussen konnten, nicht nur informieren, sondern auch beobachten
und einschétzen miissen. Kommunikation wirkt damit als Querschnittsfunktion,
die sowohl interne Prozesse koordiniert, als auch externe Perspektiven in den Pla-
nungsprozess einbeziehen kann.

Dabei kann Biirgerbeteiligung bei allen Phasen des Managements von Kom-
munikation relevant sein und damit wiederum in allen Phasen von Infrastruktur-
projekten zum Tragen kommen. Im Rahmen der Situationsanalyse kénnen mittels
Beteiligungsverfahren wichtige Informationen und Bediirfnisse fiir die Planung
erhoben und in die Planung einbezogen werden. So kann etwa geklédrt werden,
inwieweit tiberhaupt das Bediirfnisse nach Beteiligung besteht und wie ein etwai-
ges Beteiligungsbediirfnis auch kommunikativ ausgestaltet werden kann. Die auf
der Situationsanalyse aufbauenden kommunikativen Aktivititen und MaBnahmen
helfen wiederum, Biirger zu informieren, Beteiligungsprozesse einzuleiten und das
Projekt in all seinen Phasen zu begleiten. Dabei handelt es sich nicht um einen
linearen Prozess. Vielmehr miissen immer wieder Bediirfnisse und Verdnderungen
analysiert und die Maflnahmen darauf aufbauend angepasst und erweitert werden.
SchlieBlich treten Konflikte oft erst zutage, wenn die Bagger anrollen und Verén-
derungen offensichtlich werden. Wie Beteiligungsprozesse mit dem Planungspro-
zess verschriankt werden, hdngt von den Zielen des Projektes oder von den durch
die Situationsanalyse vorgefundenen Bedingungen ab.

Situationsanalyse - Besonderheiten bei Beteiligungsprozessen

Diese Situationsanalyse soll im Folgenden néher betrachtet werden. Der Fokus bei
Infrastrukturprojekten liegt dabei auf den Bezugsgruppen potentieller Kommuni-
kationsmafinahmen. Eine typische Methode in der PR ist dabei der Stakeholder-
ansatz. Dabei werden alle Gruppen, die die Ziele des Unternehmens beeinflussen
konnen oder von diesen beeinflusst werden, zusammengetragen und eingeord-
net. Fiir die Einordnung von Bezugsgruppen rund um Infrastrukturprojekte gibt
es zahlreiche Ansétze. Haufig orientiert sich die Einordung von Stakeholdern am
Grad der Betroffenheit. Wie bereits vorher beschrieben, kann an dieser Stelle eine
Entscheidung zwischen Betroffenen (objektive Betroffenheit) und Interessierten
(subjektive Betroffenheit) vorgenommen werden. Neben der Einteilung in Betrof-
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fenheit sind je nach Projektcharakter weitere Klassifizierungen moglich, z. B. nach
Grad der Vernetzung, nach Einfluss, nach Protestbereitschaft etc. Zudem sollte das
Kommunikationsverhalten der Stakeholder analysiert werden. Nur so ist es mog-
lich, Kommunikationsmafinahmen zu konzipieren, die die einzelnen Gruppierun-
gen auch wirklich erreichen.

Eine Bezugsgruppe, die bei der Planung von Bauprojekten oft vergessen wird,
sind die eigenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Auch sie miissen vor und mit
Beginn der Planung einbezogen werden. Denn Betroffene in Planungsprozesse und
Entscheidungen einzubeziehen, stellt auch die interne Kommunikation vor neue
Herausforderungen. Schlie8lich miissen sich nicht nur die Betroffenen, sondern
auch die Mitarbeiter und Planer auf dieses Vorgehen einlassen. Informierte Mit-
arbeiter konnen selber zu wichtigen Botschaftern werden.

Neben der Analyse der Bezugsgruppen muss vor Beginn der Planung festste-
hen, welche Rahmenbedingungen von Seiten der Bauherren gegeben sind und
inwiefern diese Raum fiir die Einwédnde aus dem Beteiligungsverfahren lassen.
Diese Rahmenbedingungen beziehen sich auf den finanziellen, zeitlichen und ge-
stalterischen Spielraum der Planung. In einem idealen Planungsprozess sind diese
Rahmenbedingungen und Spielrdume natiirlich an den Bedarf der Bezugsgruppen
angepasst. Allerdings gehen Bauprojekte oft auf bereits feststehende Beschliisse,
z. B. im Rahmen von Raumordnungsverfahren oder Planfeststellungsverfahren zu-
riick. KommunikationsmafBnahmen und Beteiligung sind dann am erfolgreichsten,
wenn sie frithzeitig (also nicht nach Erstellung oder Genehmigung von Bauvor-
haben) ansetzen.

Die Verzahnung von KommunikationsmaBnahmen und
Projektplanung

Aufbauend auf den durch die Analyse gewonnen Informationen, sollten Planung
und Kommunikation als eine Einheit konzipiert werden. Dabei geht es nicht nur
darum, Kommunikationsmafinahmen zu entwerfen, die informieren oder beteili-
gen, sondern diese Maflnahmen an den Prozess der Planung anzulehnen. Die Pla-
nung besteht dabei aus der Strategie (doing the right things) und der Taktik (doing
the things right). Bei der Planung von Grofbauprojekten ist darauf zu achten, dass
Information jegliche Basis der Beteiligung darstellt. Bei der Beteiligung kann auf
eine Vielzahl verschiedener Verfahren und Methoden zuriickgegriffen werden.
Dabei sollte davon ausgegangen werden, dass durch die Beteiligung von Biir-
gern neue Impulse in die Planung einflieBen konnen, die den Prozess und das
Ergebnis beeinflussen werden. Die Planung ist also nicht abgeschlossen, sofern
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die erste MaBinahme umgesetzt und die Beteiligung auf den Weg gebracht wurde.
Vielmehr muss sie offen bleiben fiir Verdnderungen und neue Anforderungen. So
sollten die Rahmenbedingungen und Handlungsspielrdume allen Akteuren bekannt
sein, Kommunikation respektvoll und auf Augenhdhe stattfinden, Prozesse und
Entscheidungen transparent gemacht werden, Beteiligung kontinuierlich konzi-
piert sein und Kommunikation auf ehrlichen Tatsachen und Versprechen basieren.

Beteiligungsverfahren

Vereinfacht lassen sich Verfahren der Betroffenenbeteiligung in formelle und in-
formelle Verfahren klassifizieren. Formelle Verfahren umfassen klassische Betei-
ligungsmechanismen der direkten Demokratie, wie Volksentscheide oder Biirger-
begehren, ebenso wie formalrechtliche Anforderungen der Beteiligung im Rahmen
von Infrastrukturprojekten. Solche Verfahren sind gesetzlich vorgeschrieben, es
besteht also ein juristischer Zwang, Dritte im Rahmen von Entscheidungs- oder
Planungsprozessen einzubinden. Fehlt die gesetzliche Vorschrift zur Partizipation
oder wird sie in das Ermessen des Entscheidungstragers gestellt, handelt es sich um
informelle Beteiligung.

Im Fall von Infrastrukturvorhaben bestehen rechtliche Regelungen, die eine
Beteiligung der Betroffenen auf allen Planungsebenen vorschreiben. Dies gilt so-
wohl fiir die iibergreifende Bundesverkehrswegeplanung (BVWP) als auch fiir die
anschlieBenden, regionalen Raumordnungsverfahren (ROV) sowie fiir Planfest-
stellungsverfahren, in denen Vorhaben abschliefend genehmigt werden. Diese auf
allen Ebenen verankerten, rechtlich garantierten Formen der Beteiligung sollen
verschiedene Funktionen erfiillen: Sie tragen dazu bei, die Rechte der durch die
Planung Betroffenen zu wahren, Beteiligte und Offentlichkeit zu informieren so-
wie die Entscheidungsgrundlage der verfahrensleitenden Institution zu vergréBern.

Neben den genannten Regelungen gilt seit Juni 2013 in Teilen das ,,Gesetz zur
Verbesserung der Offentlichkeitsbeteiligung und Vereinheitlichung von Planfest-
stellungsverfahren®. Es schreibt den zustindigen Behorden vor, beim Bautrager
auf eine friihzeitige Offentlichkeitsbeteiligung hinzuwirken, die schon im Vorfeld
der formlichen Antragstellung stattfinden soll. Dies betrifft eine Unterrichtung
iiber die allgemeinen Ziele des Vorhabens, die Mittel der Verwirklichung und die
voraussichtlichen Auswirkungen des Projektes.

Trotz aller gesetzlichen Regelungen wiinschen sich 78 % der Deutschen mehr
Beteiligung und eine stirkere Einbindung bei der Planung und Umsetzung von
GrofB3vorhaben (vgl. Bertelsmann Stiftung 2010, S. 8). Vor allem Infrastrukturpro-
jekte stehen dabei im Mittelpunkt des dffentlichen Interesses. So verwundert es
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nicht, dass vor allem die verschiedenen Moglichkeiten der informellen Beteiligung
derzeit vielerorts diskutiert werden. Eine beachtliche und stetig steigende Anzahl
solcher in der Regel diskursiver und dialogorientierter Verfahren belegt diesen
Trend — von der Mediation bis zur Planungswerkstatt (vgl. Bertelsmann Stiftung
2010, S. 4 1).

Diese informellen Verfahren sollen weder die Notwendigkeit noch die Berech-
tigung formeller Beteiligungsmechanismen in Frage stellen — vielmehr sollen sie
jene Mechanismen sinnvoll ergédnzen und verbessern. Wahrend formelle Verfahren
in der Regel dann zum Einsatz kommen, wenn grundlegende Planungsalternati-
ven kaum noch zur Diskussion stehen, konnen diskursive Verfahren friihzeitig auf
Mitwirkung setzen. Eine kluge Verzahnung der formellen und informellen Ebene
kann Planungsprozesse daher zielfiihrend bereichern. Die geeigneten Formate fiir
unterschiedliche Beteiligungsanforderungen tragen zu Transparenz und Ergebnis-
orientierung sowie letztlich zur Qualitdt des Beteiligungsprozesses bei. Im Bereich
der informellen Verfahren hat sich dabei in den vergangenen Jahren eine enorme
Vielfalt herausgebildet, sodass sich fiir jedwede planerische Herausforderung ein
zweckmaBiges Format ermitteln 1dsst. Allein der Beteiligungskompass der Bertels-
mann Stiftung, abzurufen unter www. beteiligungskompass.de, listet aktuell ganze
78 verschiedene Modelle und Methoden. Im Folgenden soll der Fokus ausschlief3-
lich auf solchen informellen Beteiligungsverfahren liegen.

Klassifizierung informeller Beteiligungsverfahren

Um aus der Menge vorhandener Beteiligungsverfahren das Passende fiir ein an-
stehendes Projekt auswihlen zu koénnen, hilft das Wissen iiber die Moglichkeiten
ihrer Strukturierung.

Im Handbuch Biirgerbeteiligung der Bundeszentrale fiir politische Bildung ge-
ben Nanz und Fritsche (2012) einen Uberblick iiber die wichtigsten informellen
Verfahren und nennen verschiedene Klassifizierungsmdoglichkeiten: Differenzie-
rungen lassen sich hinsichtlich der Dauer des Verfahrens, der Zahl, Rekrutierung,
Auswahl und Zusammensetzung der Teilnehmerschaft, den zentralen Funktionen
und angestrebten Zielen eines Verfahrens sowie den iiberwiegenden Kommuni-
kationsformen vornehmen. Demnach sind punktuell stattfindende Veranstaltun-
gen (z. B. 21st Century Town Meeting, Zukunftswerkstatt) von kontinuierlichen
Verfahren (z. B. Mediation, Biirgerhaushalt) mit hoherem zeitlichem Aufwand zu
unterscheiden. Hinsichtlich der Teilnehmerzahl eignen sich einige Verfahren fiir
kleine (z. B. Biirgerrat, National Issues Forum), andere hingegen vor allem fiir
grof3e Teilnehmergruppen (z. B. Deliberative Polling, Biirgerhaushalt). Beziiglich
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der Auswahl der Teilnehmer lassen sich die Selbstselektion (z. B. Open-Space-
Konferenz, Planning for Real), die zufillige Auswahl auf Basis einer Stichproben-
ziehung (z. B. Konsensuskonferenz, Biirgerrat) sowie die gezielte Auswahl einzel-
ner Personen oder Vertreter bestimmter Personengruppen (z. B. Szenariotechnik,
Mediation) voneinander abgrenzen. Dariiber hinaus ldsst sich die Eignung eines
Verfahrens anhand der verfolgten Zielstellung abschitzen. So eignen sich man-
che Verfahren vor allem, um die Betroffenen zu informieren, andere wiederum fiir
die Artikulation von Interessen, fiir Verhandlungen, fiir den Austausch von Argu-
menten und Wissensvernetzung, fiir die Beratung von Entscheidungstrigern, die
Einflussnahme auf Offentlichkeit und Gesellschaft oder aber um biirgerschaftliche
Mit-Entscheidung (Co-Governance) zu gewéhrleisten.

Zusitzlich konnen Verfahren auch nach ihrer Eignung fiir bestimmte Themen
unterschieden werden. So gibt es Verfahren, die vorwiegend auf regionaler Ebene
(z. B. Planning for Real, Biirgerrat, 21st Century Town Meeting) eingesetzt wer-
den, wihrend andere Verfahren auch zu erfolgreichen Beteiligungsprozessen auf
nationaler und transnationaler Ebene (z. B. World Café, Online-Partizipation) bei-
tragen konnen. Auch der zeitliche, finanzielle und organisatorische Aufwand fallt
bei verschiedenen Formaten unterschiedlich aus. Im Praxisbuch Partizipation, he-
rausgegeben vom Magistrat der Stadt Wien, weist die Autorin Arbter (2012) des
Weiteren auf Verfahren hin, die besonders sogenannte schwer erreichbare Gruppen
zur Beteiligung animieren oder Gender- und Diversititsaspekte beriicksichtigen
konnen, z. B. durch geschlechterspezifische Moderation. Das genannte Praxisbuch
vermittelt detaillierte Einblicke in 19 ausgewihlte Beteiligungsverfahren sowie
ihre jeweiligen Stirken und Schwiéchen. Eine Strukturierung der Formate erfolgt
hier auf Basis des geeigneten Einsatzzeitpunktes, der Intensitdt und Dauer, der
Kosten sowie der Anzahl und Art der Teilnehmer. Jedes Beteiligungsverfahren
wird anhand eines beispielhaften Praxisfalls erklart.

Ausgewdhlte informelle Beteiligungsverfahren

In Anlehnung an Politik beleben, Biirger beteiligen — Charakteristika neuer Be-
teiligungsmodelle der Bertelsmann Stiftung und das Handbuch Biirgerbeteiligung
der Bundeszentrale fiir politische Bildung gibt Tab. 1 am Ende dieses Beitrags
einen Uberblick iiber die bekanntesten Verfahren und Methoden informeller Biir-
gerbeteiligung sowie ihre Zielstellungen, typische Anwendungsgebiete und Auf-
traggeber, die empfohlene Anzahl und Auswahl der Teilnehmer, die {ibliche Dauer
und wichtige Akteure wie Rechteinhaber oder Entwickler in Anlehnung an. So
soll eine erste Methodenauswahl bzw. Orientierung ermdglicht werden. Auf zwei
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der gingigsten Verfahren soll an dieser Stelle aulerdem beispielhaft eingegangen
werden: die Planungszelle und die Zukunftswerkstatt.

Bei der Planungszelle handelt es sich um ein Verfahren, das vom Soziolo-
gen Peter C. Dienel in den 70er Jahren an der Universitdt Wuppertal entwickelt
wurde, um Planungsentscheidungen zu verbessern. Heute kommt es vor allem in
Deutschland, den USA und Grofbritannien zum Einsatz. 25 zufillig ausgewdhlte
Teilnehmer arbeiten iiber einen Zeitraum von vier Tagen in Kleingruppen an einer
bestimmten Fragestellung, von der sie selbst betroffen sind — ohne in einer ent-
sprechenden Interessengruppe organisiert zu sein. Sie werden filir die Dauer des
Verfahrens gegen eine Aufwandsentschddigung von ihren alltdglichen Pflichten
freigestellt. In der Regel arbeiteten mindestens vier Planungszellen gleichzeitig an
Losungen, sodass insgesamt 100 und mehr Personen beteiligt werden kdnnen. Die
Teilnehmer konnen bei Bedarf eine Expertenberatung in Anspruch nehmen. Der
Gesamtprozess wird durch professionelle Moderatoren begleitet, die unterstiitzen,
organisieren und dokumentieren.

Ziel einer jeden Planungszelle ist die Erstellung eines sogenannten Biirger-
gutachtens, das auf dem Wissen und den Erfahrungen aller teilnehmenden Biir-
ger beruht. Mithilfe des Biirgergutachtens wird der Prozess der Meinungsbildung
nachvollziehbar gemacht. Vor seiner Veroffentlichung wird es den Beteiligten zur
Priifung vorgelegt. Im Ergebnis wird eine Bewertung von Entscheidungsalternati-
ven erzielt, wobei sich die Planungszelle fiir ein breites Spektrum an Themen und
Anléssen eignet, z. B. zur Ideenentwicklung oder Meinungsbildung in politischen
Feldern. Auftraggeber sind in der Regel Kommunen oder Behorden. Sie entschei-
den dariiber, wie schlussendlich mit den Ergebnissen verfahren wird. Grundsétz-
lich ist aber davon auszugehen, dass Entscheidungen, die auf Biirgerempfehlungen
beruhen, auf eine vergleichsweise hohere Akzeptanz bei Betroffenen treffen. Der
organisatorische Aufwand einer Planungszelle darf dabei jedoch nicht unterschétzt
werden. Die Planungszelle bzw. das Biirgergutachten kam bei Planungsprojekten
in Deutschland schon héufig erfolgreich zum Einsatz, was zahlreiche Praxisbei-
spiele belegen.

Die sogenannte Zukunftswerkstatt geht auf den Journalisten und Zukunftsfor-
scher Robert Jungk (2000) zuriick. Heute wird das Verfahren u. a. durch die Robert-
Jungk-Bibliothek fiir Zukunftsfragen in Salzburg angeboten und weiterentwickelt.
Es kommt fast ausschlieBlich im deutschsprachigen Raum zur Anwendung. Die
Zukunftswerkstatt ist eine etablierte Methode, die vor allem in der entscheidenden
Anfangsphase eines Planungsprojektes zum Einsatz kommt und eine Freisetzung
kreativer Potenziale der Teilnehmer anstrebt. In Kleingruppen wird in einer Kritik-
phase zunichst Raum gegeben, bestehende Méngel zu duBern. Anschlieend wird
in der Phantasiephase nach fantasievollen, teils auch auBergewoéhnlichen Lésungen
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gesucht. Die Realisierungsphase dient dem Versuch, die besten Ansétze umzuset-
zen.

Die Methode eignet sich fiir Gruppen unterschiedlichster Grof3en, wobei sich
die Teilnehmer oftmals aus natiirlichen Gruppen wie Nachbarschaften oder Be-
troffenen zusammensetzen. Typische Auftraggeber sind Stidte, Kommunen und
Verbédnde. In der Regel erarbeiten sie gemeinsam Visionen fiir die Zukunft einer
Gemeinde oder Organisation. Das Themenspektrum reicht dabei von Fragen der
Kulturarbeit bis hin zur Entwicklung des 6ffentlichen Verkehrs. Die Begleitung
des Verfahrens wird dabei durch professionelle Moderatoren gewéhrleistet. In wel-
chem Ausmalf die erarbeiteten Ergebnisse letztlich Beriicksichtigung finden, hangt
— wie im Fall informeller Beteiligungsverfahren iiblich — von den Vereinbarungen
ab, die im Vorfeld mit dem Auftraggeber getroffen wurden. Ein bekanntes Bei-
spiel aus der Praxis ist die Zukunftswerkstatt Kids am Kiez: Kinder einer Berliner
Grundschule sammelten im Laufe des Verfahrens Ideen mit dem Ziel, das eigene
Viertel zu verschonern. Fiir die Umsetzung konnten im Anschluss Fordergelder aus
dem Bundesprogramm ,,Soziale Stadt* gewonnen werden.

Fazit

Infrastruktur- und andere GroBprojekte bilden einen wichtigen Grundstein fiir
Wachstum, Beschéftigung und Wohlstand der deutschen Gesellschaft. Dennoch
stolen sie vermehrt auf Kritik seitens der Bevolkerung. Um auch in Zukunft der-
artige Projekte planen und umsetzen zu konnen, ohne Protest oder gerichtliche
Auseinandersetzungen zu riskieren, bedarf es einer Biirgerbeteiligung, die iiber
eine bloBe formale Partizipation hinausgeht und der Offentlichkeit den Nutzen und
die Sinnhaftigkeit eines Vorhabens angemessen vermittelt. Die Akzeptanz von In-
frastrukturprojekten bedarf heute einer neuen Verfahrensqualitdt im Hinblick auf
Planung und Umsetzung.

Kommunikation und Offentlichkeitsbeteiligung koénnen nicht mehr nur als
,»weiche® Faktoren angesehen werden, sondern miissen als erfolgskritische Fak-
toren stets mitgedacht werden — von Vorhabentridgern ebenso wie von Planern und
ausfithrenden Ingenieuren. Auch eine einmalige Beteiligung der Offentlichkeit zu
Beginn eines Planungsprozesses kann heutzutage nicht mehr ausreichen, um Vor-
haben auf legitimer Basis zu realisieren. Im Rahmen von Planungs- und Bauzeiten
von oftmals mehreren Jahren miissen Entscheidungen kontinuierlich begriindet
und kommuniziert werden. Ohne Zweifel tragt dafiir das Kommunikationsma-
nagement die Verantwortung. Dennoch ist die Zuordnung von Verantwortung heu-
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te oftmals weder den Verantwortungstragern klar, noch ist es in den Planungs- oder
Beteiligungsprozessen eindeutig so beschrieben.

Das Ziel aller Bemiihungen muss es dabei sein, die Offentlichkeit vor Ort so-
wie organisierte Interessengruppen wie Verbande, NGOs oder Biirgerinitiativen
als Partner zu gewinnen. Auf dieser Basis konnen gemeinsam tragfdhige und breit
akzeptierte Losungen entwickelt werden. Wie der vorliegende Beitrag gezeigt hat,
sind die methodischen Voraussetzungen fiir solche Prozesse gegeben. Ein groBes
Spektrum verschiedener Beteiligungsverfahren bietet flir jede planerische Heraus-
forderung ein geeignetes Mittel. Auch die Bestrebungen der Bundesregierung,
Planungen durch eine frilhe Kommunikation und Offentlichkeitsbeteiligung zu
optimieren, fithren in die richtige Richtung. In der Verantwortung stehen nun die
Vorhabentréger, aber auch die verantwortlichen Kommunikatoren, die ihren Bei-

trag fiir mehr Akzeptanz von Planungsprozessen leisten konnen.

Uberblick iiber Verfahren und Methoden informeller
Biirgerbeteiligung

Verfahren Zielstellung Typische Themen/
Anwendungsgebiete
21st Century Beratung von Entscheidern, Ent- | Verbindliche Entscheidungen

Town Meeting

scheidung durch Biirger

oder Feedback zu lokalen Fragen
(z. B. Stadtplanung)

BiirgerForum Informationsvermittlung, Beein- Geeignet fiir verschiedene
flussung 6ffentlicher Diskussionen | gesellschaftlich relevante The-

men; regional und transnational

Biirgerhaushalt Beratung von Entscheidern, Ent- | Kommunalfinanzen (komplett
scheidung durch Biirger oder Teilbereiche)

Biirgerrat Beeinflussung 6ffentlicher Dis- konkrete lokale Probleme
kussion; Beratung v. Entscheidern; ' und Planungsaufgaben, z. B.
offentliche Meinung biindeln Bauvorhaben

Charrette Beeinflussung offentlicher vor allem stddtebauliche
Diskussion; Beratung v. Ent- Planungsprozesse
scheidern; stddtebauliches
Entwicklungskonzept

Deliberative Informationsvermittlung, Beein- Unterschiedliche Themen von

Polling flussung 6ffentlicher Diskussionen | 6ffentlichem Interesse; lokal bis

transnational

Konsensus- Beeinflussung 6ffentlicher Dis- gesellschaftlich, wissenschaft-

konferenz kussion; Beratung v. Entscheidern; ' lich und politisch aktuelle

Problemldsung durch Laienjury

und kontroverse Themen der
offentlichen Debatte; lokal bis
transnational
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Verfahren Zielstellung Typische Themen/
Anwendungsgebiete

Mediation (im Beeinflussung 6ffentlicher Dis- verschiedene konkrete und

offentlichen kussion; Beratung v. Entscheidern; | kontrovers diskutierte Themen

Bereich) Beilegung eines Konflikts von 6ffentlichem Interesse; lokal
bis regional

National Issues Informationsvermittlung Vermittlung von Wissen zu

Forum gesellschaftlich relevanten

Themen, Feedback fiir politische
Entscheider zu ausgewihlten
Themen ist moglich; lokal

Online- Mitwirken bei Entscheidungsfin- | geeignet fiir verschiedene gesell-

Partizipation dungen, Beeinflussung 6ffentlicher | schaftliche Themen; lokal bis
Diskussion transnational

Open-Space- Beeinflussung 6ffentlicher Sammlung von Ideen und Vor-

Konferenz Diskussionen schldgen zu unterschiedlichen

Themen; lokal bis transnational
Planning for Real | Beeinflussung offentlicher Dis- lokale oder regionale Frage-
kussion; Beratung; Verdnderung stellungen wie Wohnumfeld-
eines konkreten Ortes, kurzfristige | verbesserungen, Entwicklung

Losungen von Flachennutzungskonzepten,
bauliche Gestaltung
Planungszelle mit = Beeinflussung 6ffentlicher konkrete lokale oder regionale
Biirgergutachten | Diskussion; Beratung v. Ent- Probleme und Planungsaufga-
scheidern; Biirgergutachten mit ben; Einsatz auch international
Handlungsempfehlungen denkbar

Szenariotechnik  Beratung von Entscheidern, Beein- = Antizipieren kiinftiger Ent-
flussung 6ffentlicher Diskussionen = wicklungen und Ableiten von
Empfehlungen in Bezug auf
unterschiedliche Themen; lokal
bis transnational

World Café Beeinflussung 6ffentlicher sehr vielfaltig; lokal bis
Diskussionen transnational

Zukunftskonfe- Beratung von Entscheidern, Beein- | Antizipieren kiinftiger Ent-

renz flussung 6ffentlicher Diskussionen = wicklungen und Ableiten von

Empfehlungen in Bezug auf
unterschiedliche Themen; inner-
organisatorisch, lokal

Zukunftswerkstatt  Beeinflussung 6ffentlicher Antizipieren kiinftiger Ent-
Diskussion; Beratung v. Ent- wicklungen und Ableitung von
scheidern; Aufzeigen von Empfehlungen in Bezug auf
Handlungsalternativen unterschiedliche Themen; lokal,

regional, innerorganisatorisch
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Verfahren Typische Teilnehmerzahl | Dauer Wichtige
Auftraggeber und -auswahl Akteure/
Entwickler/
Rechteinhaber
21st Century | Kommunen, GroBgruppe (500- 1 Tag AmericaSpeaks
Town Meeting = Behorden 5.000 Personen);
gezielte Auswahl
BiirgerForum | bislang private | Grof3gruppe (300- mehrere
Stiftungen 400 Personen) Wochen
Biirgerhaushalt  Kommunalpoli- = Grof3gruppe mehrere Monate
tiker, Kommu-  (bis zu 10.000
nalverwaltungen ' Personen);
Selbstselektion
Biirgerrat Kommunalpoli- | 8-12 Personen; 2 Tage je Biir- | Center for Wise
tik, Kommunal- | zuféllige Auswahl  gerrat (i.d. R. Democracy
verwaltung, langfristig
Vereine angelegt)
Charrette Kommunalpoli- | keine Vorgaben; | mind. 4 Tage; National Char-
tik, Kommunal- | Selbstselektion mehrere Zusam- | rette Institute
verwaltung, und gezielte menkiinfte im
Vereine o0.4. Auswahl Abstand meh-
rerer Wochen
moglich
Deliberative Politische Ent-  GroBgruppe (300-  mehrere James S.
Polling scheidungstrager 500 Personen); Wochen Fishkin, Center
Zufallsauswahl for Deliberative
Democracy
Konsensus- Behorden 10-30 Personen;  3-tdgige Dénische
konferenz zufdllige Auswahl | Konferenz; 2 Behorde fiir
Vorbereitungs- | Technologie-
treffen abschidtzung
Mediation (im  Kommunalpoli- | 10-100 Personen; 1 bis 2 Tage bis
offentlichen tik, Kommunal- | gezielte Auswahl = mehrere Jahre
Bereich) verwaltung,
Behoren oder
Ahnliche
National Issues | Kommunen, Kleingruppe (10 | 1 bis 2 Tage National
Forum Schulen, Hoch- | bis 20 Personen); Issues Forums
schulen und Selbstselektion Institute
andere
Bildungseinrich-
tungen
Online-Partizi-  Kommunen, unbegrenzt bis zu 3
pation Verbénde, Monaten

Unternchmen
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Verfahren Typische Teilnehmerzahl | Dauer Wichtige
Auftraggeber und -auswahl Akteure/
Entwickler/
Rechteinhaber
Open-Space-  Unternehmen, Flexibel (10- 1 bis 3 Tage Harrison Owen
Konferenz Vereine, Behor- | 2.000 Personen);
den, kommunale @ Selbstselektion
Verwaltungen,
Schulen
Planning for | Biirger/Umfeld | unbegrenzt; mehrere Ver- Neighbourhood
Real selbst, offentli- | Selbstselektion anstal-tungen Initiatives
che Hand iber mehrere Foundation; in
Wochen Deutschland:
Technologie-
Netzwerk
Berlin e.V.
Planungszelle | Kommunalpoli- 25 Personen pro  Mind. 4 aufein- | Peter C. Dienel
mit Biirger- tik, Kommunal- ' Planungszelle ander folgende
gutachten verwaltung, (i.d.R. mehrere Tage
Vereine 0.4. Zellen parallel);
zufallige Auswahl
Szenario- Unternehmen, Flexibel (25 bis 1 bis 3 tagige
technik Vereine, Behor- 250 Personen, Blockveran-
den, kommunale 'max. 30 Personen | staltung oder
Verwaltungen, | pro Gruppe); mehrere Treffen
Bildungs- ein- | gezielte Auswahl
richtungen etc.
World Café Unternehmen, 12 bis 1200 Mehrere Conversation
Vereine, Behor- | Personen; Gespréchs- Café
den, kommunale | Selbstselektion runden a 20-30
Verwaltungen, Minuten
Bildungseinrich-
tungen etc.
Zukunfts- Unternehmen, 64 (36, 49, 2 bis 3 Tage
konferenz Kommunen, 81) Personen;
Behorden Selbstselektion
Zukunfts- Behorden, 15-200 Personen; | 2 bis 3 Tage Robert Jungk,
werkstatt Kommunen, Selbstselektion Robert-Jungk-
Verbinde, Unter- Bibliothek fiir
nehmen etc Zukunftsfragen

Tab. 1, Ubersicht iiber Methoden der Biirberbeteiligung (Quelle: Eigene Darstellung in
Anlehnung an Bertelsmann Stiftung 2010; Nanz und Fritsche 2012)
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Akzeptanzkonflikte auf der Straf3e

Kristin Siegel und Florian Thiele

Infrastrukturprojekte zwischen Protest und Akzeptanz

,Die Deutschen, so eine weit verbreitete Annahme, sind protestfaul* (Hutter und
Teune 2012, S. 9). Dieser Mythos der Lethargie und Passivitit gerét jedoch spé-
testens angesichts der jiingsten Proteste auf den Stralen Deutschlands ins Wanken.
Neben den zahlreichen Anti-Atomkraft-Protesten und globalen Phdnomenen und
Initiativen wie das Anti-Piraterie-Abkommen oder die Occupy-Bewegung, dring-
ten sich Proteste gegen Infrastrukturprojekte und insbesondere gegen Stuttgart 21
in den Vordergrund und beherrschten das 6ffentliche Interesse. Dass der oberirdi-
sche Kopfbahnhof Stuttgarts durch einen unterirdischen Durchgangsbahnhof er-
setzt werden soll, mobilisierte bei den so genannten ,,Montagsdemonstrationen®
tiber 60.000 Menschen. Es wurde festgestellt, dass kaum eine Protestbewegung in
den vergangenen Jahren eine solche (mediale) Aufmerksamkeit erfahren habe wie
die Ereignisse um Stuttgart 21 (vgl. Butzlaff et al. 2013: S. 63). ,,SpieBerprotest*,
LHAufstand des Biirgertums®, die Stuttgarter Halbhohen als Keimzelle des Wider-
stands — so wurde die Protestbewegung gegen das umstrittene Bahnhofsprojekt
Stuttgart 21 in den zuriickliegenden Monaten oftmals beschrieben (Bebnowksi
et al. 2010). Spiegel-Journalist Dirk Kurbjuweit (2010) fiihrte hinsichtlich der
jiingsten Proteste in Deutschland in einem viel beachteten Essay den Neologismus
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des ,,Wutbiirgers* ein. Gemeint sind wohlhabende, éltere Konservative, die aus
Angst vor Neuem in sehr emotionaler Weise den Status quo verteidigen: ,,Der Wut-
biirger buht, schreit, hasst. Er ist konservativ, wohlhabend und nicht mehr jung.
Frither war er staatstragend, jetzt ist er zutiefst empdrt {iber die Politiker. Er zeigt
sich bei Veranstaltungen mit Thilo Sarrazin und bei Demonstrationen gegen das
Bahnhofsprojekt Stuttgart 21°.

In Deutschland zéhlen Proteste durchaus zum Standardrepertoire politisch akti-
ver Menschen. Das zeigen nicht zuletzt die behordlich angemeldeten Aufziige und
Versammlungen. Im Jahr 2011 waren das 4048 — das sind im Schnitt elf Demons-
trationen pro Tag (vgl. Hutter und Teune 2012). Die Deutschen sind also keines-
wegs protestfaul: Die wachsende Zahl von Protestereignissen und eine Stabilisie-
rung auf hohem Niveau zeigen eine Ausweitung der Nutzung von Protesten. Unter
Berufung auf politische Biirger- und Menschenrechte vereinigen sich Aktivisten zu
Protestbewegungen, die im vorliegenden Beitrag als ein Resultat gesellschaftlicher
Akzeptanzkonflikte verstanden werden. Entlang der Definition von Endruweit
(2002, S. 213) wird der Akzeptanzbegriff als Aspekt der Legitimitét hinsichtlich
Innovationen und politischen sowie wirtschaftlichen Projekten — wie z. B. Infra-
strukturprojekte — verstanden. Endruweit (2002, S. 213) betrachtet die Akzeptanz
von Innovationen und Projekten als wichtiges Legitimitédtskriterium in demokra-
tisch verfassten Gesellschaften, die das politische und wirtschaftliche System sta-
bilisiert. Mangelnde Legitimitéit von politischen und wirtschaftlichen Projekten in
der Gesellschaft kann hingegen nach Lucke (1995, S. 103 ff.) zu Akzeptanzkon-
flikten fiihren: Mitglieder der Gesellschaft stehen dem Akzeptanzobjekt negativ
gegeniiber, lehnen es emotional ab, kritisieren Vorschldge, Argumente, MaBnah-
men und verteidigen das ,,Nicht-Akzeptierte” und ihr Anliegen argumentativ oder
in verbaler oder handlungsmaBiger Form, wie Protestbewegungen. Das Ziel von
Protestbewegungen ist es, Wandel herbeizufiihren, zu verhindern oder riickgingig
zu machen (vgl. Daphi 2012, S. 43), um strukturelle Verdnderungen wirtschaft-
licher und politischer Verhéltnisse einzuleiten, die von grof3eren gesellschaftlichen
Gruppen als Belastung, als unzumutbar und ungerecht verstanden werden (Brand
et al. 1986, S. 36). Fiir die Politik und Wirtschaft konnen Protestbewegungen in
Abhingigkeit zu ihrer Auspragung, die je nach situationalem Kontext variiert (vgl.
Lucke 1995, S. 103 f.), in unterschiedlichem Maf3e eine Gefahr fiir ihre Stabilitét
und wirtschaftliche Entwicklung darstellen.

Um strukturelle Verdnderungen von Staat und/oder Gesellschaft herbeizufiih-
ren, zu verdndern oder riickgéngig zu machen, geben Protestbewegungen ihrem
Anliegen eine organisatorische Form, artikulieren dieses und vermitteln es in das
politische System. Das politische Entscheidungssystem ist fiir derartige Bestre-
bungen adédquat, da es als Steuerungssystem moderner Gesellschaften nicht nur
selbstproduzierte Probleme 16st, sondern ebenfalls Problemadressat und Problem-
16sungssystem fiir andere Teilsysteme wie die Wirtschaft ist (vgl. Gerhards 1993,
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S. 23). Die Beeinflussung politischer Entscheidungen kann daher als vorrangiges
Ziel der Protestbewegungen definiert werden. Mit dieser Zielsetzung agieren sie in
westlichen Demokratien als Systeme politischer Interessenvermittlung, womit sie
die Kluft zwischen Biirgern und politischen Entscheidungstrigern zu iiberwinden
versuchen (vgl. Schmitt-Beck 2001, S. 15). Den institutionalisierten Zugang zur
Politik nutzen sie nicht, weil sie ihn fiir nicht erfolgversprechend halten. Daher
versuchen Protestbewegungen iiber die kontinuierliche Mobilisierung von (neuen)
Mitgliedern Einfluss zu nehmen.

Die Mobilisierung zielt auf die Rekrutierung von neuen Anhdngern und die
Stabilisierung der Protestbewegung im Sinne einer langfristigen Bindung der An-
hénger ab (vgl. Rucht 1994, S. 348). Hierbei zdhlt jedoch nicht nur die quantitative
Mobilisierung, die zweifelsohne praktisch und aus demokratietheoretischer Pers-
pektive als Machtgrundlage erstrebenswert zu sein scheint. Ebenso ist die Qualitét
der Mobilisierten hinsichtlich ihres Handlungspotentials und ihrer Motivation und
Einsatzbereitschaft von Bedeutung (vgl. Raschke 1988, S. 190 ff.). Auch die Mobi-
lisierung von materiellen Ressourcen, wie z. B. Geld, kann wesentlich fiir das Be-
stehen oder die Entwicklung von Bewegungen sein. Dennoch gelten mobilisierte
Mitglieder als das Kapital von Protestbewegungen, um Unterstiitzung fiir sich und
ihre Forderungen zu erhalten (vgl. Schmitt-Beck 2001, S. 15).

Der Mobilisierungserfolg wird durch Protestkampagnen bestimmt, mit denen
sie mediale Aufmerksamkeit schaffen und die politisch-6ffentliche Meinung im
Sinne ihrer Anliegen beeinflussen konnen (vgl. Rucht 2012, S. 3). Dabei stellt
die politisch 6ffentliche Meinung eine Legitimations- und Entscheidungsgrund-
lage der Politik und Wirtschaft dar. Sie kann das Wahl- bzw. Konsumverhalten der
Biirger beeinflussen und politische und wirtschaftliche Akteure unter Druck set-
zen mit dem Ziel, ihre Agenda mit den Forderungen der Bewegung abzugleichen
(vgl. Rucht 1994, S. 348). Die medial hergestellte Offentlichkeit durch Protest-
kampagnen gilt somit als Scharnier, iiber das die Protestbewegungen mit den poli-
tischen Akteuren in Interaktion treten. Uber den Druck der ffentlichen Meinung
versuchen sie, indirekt Einfluss auszuiiben, um ihre Sache voranzubringen (vgl.
Schmitt-Beck 2001, S. 15).

Nach der Definition von Raschke (1988, S. 77) erfolgt die Mobilisierung
(potentieller) Teilnehmer durch Protestkampagnen auf Grundlage kollektiver Iden-
titdt, im Kontext schwach formalisierter und institutionalisierter variabler Organi-
sationsformen:

Soziale Bewegung ist ein mobilisierender kollektiver Akteur, der mit einer gewissen
Kontinuitdt auf der Grundlage hoher symbolischer Integration und geringer Rollen-
spezifikation mittels variabler Organisations- und Aktionsformen das Ziel verfolgt,
grundlegenden sozialen Wandel herbeizufiihren, zu verhindern oder riickgéngig zu
machen.
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Die Definition verweist auf das charakteristische Merkmal, dass Protestbewe-
gungen als komplex gegliederte, dezentrale und allenfalls begrenzt hierarchische
»Netzwerke von Netzwerken gelten. Auch wenn ein gewisses Maf} an Strukturen
fiir die Stabilisierung und Handlungsféhigkeit von Protestbewegungen notwendig
ist, lehnen sie meist einen hohen Biirokratisierungs- und Hierarchisierungsgrad ab.
Vorrangig setzen sie auf eine kollektive Identitdt, welche intern und extern mobili-
sierend wirkt und somit die Stabilitdt und Handlungsfahigkeit von Bewegungen si-
chert (vgl. Bohme und Walk 2002, S. 5). Die kollektive Identitét reflektiert geteilte
Uberzeugungen hinsichtlich politischer Ziele (vgl. Haunss 2009, S. 41) und steht
fiir ein ,,Wir-Gefiihl“, was eine wesentliche Voraussetzung fiir gemeinsamen Akti-
vismus ist. Thren Fortbestand sichern sich Protestbewegungen, in dem sie sich iiber
die kollektive Identitdt von ihrer sozialen Umwelt abgrenzen (vgl. Schmitt-Beck
2001, S. 17), die Zugangsbedingungen zum Protest bestimmen und es den betei-
ligten Aktivisten ermdglichen, ihresgleichen zu erkennen (vgl. Marz 2010, S. 179).

Im Zusammenhang mit den durch die kollektive Identitdt bedingten Zugangs-
barrieren zum Protest stellt sich die Frage, inwieweit Bewegungen sozial exklu-
dierend wirken. Exemplarisch am Beispiel des Protestes um Stuttgart 21 wird
deutlich, dass sich an dem Protest iiberwiegend Menschen mit hoherer Bildung
und héherem Einkommen am Protest beteiligen, sozial Schwache hingegen schei-
nen unterreprisentiert. In der Literatur wird generell von einer Verstarkung der
sozialen Schieflage durch den Protest gesprochen. Die Zugangsbarrieren fiir sozial
untere Schichten zum Protest konnen mitunter durch Protestkampagnen geschaf-
fen werden. Sie setzen einen kollektiven Identitétsbildungsprozess in Gang, in dem
sozialstrukturelle Merkmale und zugehorige Symboliken Identitdtsgrenzen mar-
kieren und damit eine sozial ausschlieBende Wirkung fiir all diejenigen haben, die
einem anderen sozialen Milieu angehdren. Um die soziostrukturellen Unterschiede
in der Protestbeteiligung in Deutschland im Zusammenhang mit schichtspezifi-
schen Mobilisierungsprozessen durch Protestkampagnen aufzuzeigen, ergibt sich
fiir diesen Beitrag folgende Frage:

Inwieweit beeinflussen die soziokulturell homogenen Strukturen von Protestbe-
wegungen die Gestaltung der Protestkampagne, sodass einige soziale Gruppen
mobilisiert werden und andere passiv bleiben?

Zur Beantwortung dieser Frage wird in den beiden folgenden Abschnitten zuerst
ein Uberblick iiber die historische Entwicklung und die Formen des Protests in
Deutschland geschaffen, die ebenso ein wesentlicher Ausdruck fiir kollektive Iden-
titdt sind (vgl. Haunss 2009, S. 41). Im darauf folgenden Abschnitt wird dann das
Profil des ,,typischen Wutbiirgers® am Beispiel von Stuttgart 21 skizziert, um an-
schlieBend den Einfluss ihrer sozialen Milieuzugehdrigkeit auf die Gestaltung von
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Protestkampagnen und der daraus soziostrukturell differenzierten Mobilisierung
mit dem Framing-Ansatz und Bourdieus Struktur-Habitus-Praxis-Modell zu erklé-
ren. Mit unserem Fokus auf die Bedeutung der Kommunikation fiir die sozio6ko-
nomisch homogene Zusammensetzung von Protestbewegungen wollen wir nicht
unterstellen, dass weitere Faktoren wie Interessen, individuelle Eigenschaften oder
politische, kulturelle und diskursive Gelegenheitsstrukturen keine wesentliche
Rolle spielen. Sie stehen jedoch in diesem Beitrag nicht im Mittelpunkt. In Ab-
leitung aus diesen theoretischen Annahmen werden abschlieBend Ansatzpunkte fiir
weitere Theoriebildung und Forschung formuliert.

Protest in Deutschland - ein historischer Uberblick

Obwohl insbesondere die jiingste und protestreiche Vergangenheit diesen Trug-
schluss zulie3e, sind Proteste in Deutschland kein neuartiges Phdnomen. Fiir die
Bundesrepublik gibt es eine ausfiihrliche ,,Dokumentation und Analyse von Pro-
testereignissen‘* (Prodat) von 1950 bis 2002. Darin sind alle derartigen Ereignisse
der Bundesrepublik und seit der Wiedervereinigung 1989 die Ereignisse Gesamt-
Deutschlands iiber eine Inhaltsanalyse der Siiddeutschen Zeitung und der Frank-
furter Rundschau erfasst worden Die Daten zeigen eine wellenformige Entwick-
lung des Protests mit drei deutlichen Hochphasen.

Die erste Hochphase in Deutschland Ende der 60er-Jahre geht auf die so ge-
nannte 68er-Bewegung zuriick. Diese fasst verschiedene, meist linksgerichtete
Studenten- und Biirgerrechtsbewegungen unter einer Bewegung zusammen. ,,Sie
protestierten gegen starre Strukturen, den Vietnamkrieg, die rigide Sexualmoral
und die Nichtaufarbeitung des Nationalsozialismus: Tausende Studenten gingen in
den 1960er Jahren auf die Strale — und unter der Chiffre ,68° in die Geschichts-
biicher ein“ (Bundeszentrale fiir politische Bildung 2008). Dabei war jedoch nur
eine Minderheit mit Partikularinteressen fiir dieses massive Protestaufkommen
verantwortlich.

Im Gegensatz dazu fullite die zweite Hochphase zu Beginn der 1980er-Jahre
auf einer breiten Masse an Protestteilnehmern. Es ist die Phase der Neuen Sozia-
len Bewegungen. Besonders die Kampagnen gegen den NATO-Doppelbeschluss
und die Stationierung von Mittelstreckenraketen und den Ausbau der Atomenergie
mobilisieren in dieser Zeit die Massen. Die NSB kdmpfen als Nachfolge der Stu-
dentenbewegung fiir den Ausbau der Biirgerrechte, fiir Emanzipation und Gleich-
berechtigung, alternative Lebensstile, den Umweltschutz und die Friedenspolitik
(vgl. Schubert und Klein 2011).
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Wihrend die Neuen Sozialen Bewegungen im Westen zur Durchsetzung ihrer
Ziele elementare demokratische Rechte nutzten, ging es den Oppositionsgruppen
und spéteren Biirgerbewegungen in der DDR primdr darum, Demokratie zu er-
kdmpfen und diese Rechte durchzusetzen (vgl. Andersen und Woyke 2003). Die
erste Massenerhebung im Machtbereich der Sowjetunion iiberhaupt und eines der
Schliisselereignisse der deutschen Geschichte war der Volksaufstand vom 17. Juni
1953 (vgl. bpb 2004). Die Ostdeutschen demonstrierten in der ganzen DDR fiir
eine Senkung der Normen, Freilassung der politischen Haftlinge, Riicktritt der Re-
gierung sowie freie Wahlen und die Einheit Deutschlands. Am Nachmittag schlu-
gen sowjetische Panzer den Aufstand blutig nieder (vgl. bpb 2013). Einen Erfolg
konnten die Protestbewegungen der DDR erst Jahrzehnte spéter verzeichnen: Im
Herbst 1989 leiteten die Montagsdemonstrationen mit friedlichen Protesten und
der Forderung nach freien Wahlen das Ende der DDR ein. Am 4. November in
Berlin und am 6. November in Leipzig! — wenige Tage vor dem Fall der Mauer
— fanden mit hunderttausenden Demonstranten und kilometerlangen Protestmaér-
schen die grofiten Demonstrationen in der DDR-Geschichte mit Forderungen wie
»Die Mauer muss weg™ und ,,Riicktritt der Regierung und Freie Wahlen® statt.
Bereits am 9. Oktober 1989 gingen in Leipzig — trotz Verbots und der Androhung
zu schieflien — mehr als 70.000 Biirger auf die Strale und demonstrierten friedlich
und skandierten ,,Wir sind das Volk*. Diese Demonstration war die 6. Montags-
demonstration in Folge. Der befiirchtete militdrische Einsatz blieb angesichts der
unerwartet hohen Teilnehmerzahl aus. Dieses Schliisselereignis gilt als der Tag, an
dem die friedliche Revolution in der DDR unumkehrbar geworden ist (vgl. Bohse
et al. 1989; Bohse und Hollitzer 2000; bpb 2012).

Die dritte Hochphase des Protests in der nunmehr Gesamt-Deutschen Ge-
schichte zeichnet sich nach der Wiedervereinigung in den frithen 1990er-Jahren ab.
,Hier sind es vor allem die stark ansteigende Zahl rassistischer Ubergriffe und die
dagegen gerichteten Demonstrationen, welche die Zahl der Proteste und der daran
Beteiligten in die Hohe treiben* (Hutter und Teune 2012, S. 12). Ein Beispiel sind
mehrere rassistisch motivierte Ubergriffe in Hoyerswerda 1991 oder die auslénder-
feindlichen Ausschreitungen gegen ein Wohnheim von vietnamesischen Vertrags-
arbeitern in Rostock-Lichtenhagen 1992. Die darauf folgenden Demonstrationen
gegen Rassismus und Neonazis zogen mehrere Hunderttausend Menschen auf die
Stralen (vgl. DIE ZEIT 1993).

In der jiingsten Vergangenheit Deutschlands beherrschen die Proteste im Zuge
der Energiewende und damit verbunden das Aufflammen der Anti-Atomkraft-Pro-

! Die 10. Montagsdemonstration fand in Leipzig mit weit mehr als 500.000 Demonstranten
drei Tage vor dem Mauerfall statt (vgl. Bohse et al. 1989; Bohse und Hollitzer 2000).
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teste nach der Nuklearkatastrophe von Fukushima das 6ffentliche Interesse. AuB3er-
dem sind so genannte ,,Leuchtturmprojekte (vgl. Butzlaff et al. 2013) weiten Tei-
len — nicht nur der betroffenen — Bevolkerung ein Dorn im Auge. Diese Projekte
,»sollen einer Stadt, einer Region, ja, einem ganzen Land neuen Glanz verleihen,
den Weg in die Zukunft weisen, mit ihrer Einzigartigkeit herausragen und eine
moderne Heimat verkorpern® (Butzlaff et al. 2013, S. 46). Die immense damit
verbundene Aufmerksamkeit erreicht natiirlich auch potentielle Protestler. Uberall
dort, wo ,,Leuchtturmpolitik betrieben wurde, kam es in den vergangenen Jahren
zu Protesten (vgl. Butzlaff et al. 2013). Die Liste der Projekte ist lang: Ful3ball-
stadien, Opernhéduser, Briicken, Wohnviertel, Autobahnkreuze, Flugzeuglandebah-
nen und natiirlich Bahnhéfe. Zum Sinnbild und pars pro toto ist dabei sicherlich
der Stuttgarter Bahnhof geworden. Aber auch die Proteste rund um den Ausbau
des Miinchner Flughafens, die Stadtentwicklung in Hamburg und die Frankfurter
Landebahn-West erzielten grole mediale Aufmerksamkeit. Die Protestierenden se-
hen sich dabei dem Staat und seinen planerischen Ideen gegeniiber. Die immensen
Investitionssummen in derartige Projekte werden seit der wirtschaftlichen Krise
direkt mit einer Belastung ,,bezichungsweise erwartbaren Verschlechterung ande-
rer Aufgabenbereiche wie etwa der sozialen Versorgung in Verbindung gebracht
— ,,auch wenn bei der konkreten Umsetzung von solchen GroBbauprojekten die
offentliche Hand oft nur mittelbar via Finanzierungen, Beteiligungen oder Kredit-
garantien beteiligt ist™ (Butzlaff et al. 2013, S. 47).

Formen des Protests

Die offentliche Wahrnehmung von Protest ist episodisch und stark geprdgt von
der kollektiven Erinnerung an herausragende Momente der Protestgeschichte (vgl.
Hutter und Teune 2012). Einen wichtigen Einfluss auf die Form und Quantitit
von Protesten haben ldnderspezifische Bedingungen, wie das politische Regime
und die Regierungsform. Hinzu kommen der Grad der Zentralisierung, die Offen-
heit des Parteiensystems und die Ausgestaltung direkter Demokratie (vgl. Hutter
und Teune 2012). Die kollektiven Erinnerungen fithren gemeinsam mit den Er-
fahrungen bei der Organisation und Ausfithrung von Protesten — wie z. B. dem
Zusammenspiel mit der Polizei und politischen Entscheidungstrigern — zu einer
landestypischen Protestkultur.

Ein wesentlicher Ausdruck fiir kollektive Identitét ist die Wahl der Protestform,
die geteilte Uberzeugungen reflektiert (vgl. Haunss 2009, S. 41) und von erheb-
licher Bedeutung fiir die zentrierte Mobilisierung (neuer) Mitglieder an einem Ort
zu einem Thema sind (vgl. Schaffhauser 1997, S. 4). Dieser Annahme liegt die
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Uberzeugung zugrunde, dass sich bei vielen Bewegungen Inhalt und Protestform
nicht trennen lassen (vgl. Haunss 2009, S. 41). Zudem beschrinken sich Protest-
bewegungen meist nicht auf eine Aktionsform, sondern greifen meist parallel auf
vielfdltige Protestformen zuriick. Aufgrund der Vielfalt an Protestformen sind ge-
neralisierbare Aussagen iiber die Handlungsformen von Bewegungen kaum mog-
lich, sodass in der Literatur verschiedenste Typologien von Protestformen disku-
tiert werden.

So unterscheiden die Autoren Hutter und Teune (2012) die Protestformen nach
dem Grad der Grenziiberschreitung der Aktion, wobei sie die Protestformen in vier
Kategorien einteilen: appellativer, demonstrativer, konfrontativer und gewaltformi-
ger Protest. Zum appellativen Protest zdhlen Unterschriftensammlungen, Petitio-
nen, Protestbriefe und Boykott-Aufrufe (vgl. Teune 2012, S. 15). Diese klassischen
Aktionsformen werden durch das Internet erweitert und in den virtuellen Kontext
iibertragen, indem sie durch ein Online-Pendant wie die Online-Petitionen oder
e-Petitionen, Protest-E-Mails und Online-Aufrufe ergénzt wird (vgl. Vegh 2003,
S. 71 f.). Der demonstrative Protest umfasst wiederum Kundgebungen, Mahnwa-
chen und Demonstration, wobei sich dieser im Online-Bereich vielféltig gestaltet:
ein Beispiel sind massenhafte Postings in sozialen Netzwerken — auch ,,Shitstorm*
genannt — oder die ,,Besetzung® von Webseiten durch den gleichzeitigen, massen-
haften Zugriff. Letztere Form des Cyberprotests zdhlt auch zum konfrontativen
Protest, der unangemeldete Demonstrationen, Blockaden, Besetzungen, leichte
Sachbeschéddigung wie durch Farbbeutel oder Graffiti beinhaltet. Der gewaltfor-
mige Protest wiederum umfasst Angriffe auf Personen und schwere Formen der
Sachbeschéddigung wie Brand- und Sprengstoffanschldge (vgl. Hutter und Teune
2012, S. 15).

Im Zeitverlauf ist der appellative Protest in Deutschland konstant geblieben,
hingegen ist bei konfrontativen und gewaltformigen Protesten ein Anstieg zu ver-
zeichnen. Dies ist mitunter auf die mediale Spiegelung zuriickzufiihren: Wéhrend
moderate Proteste wie Demonstrationen und Mahnwachen als Usus wahrgenom-
men werden, sorgen konfrontative Formen wie Blockaden und Besetzungen eher
fiir Aufmerksamkeit (vgl. Hutter und Teune 2012). So haben auch bei den Stuttgart
21-Gegnern die demonstrativen und konfrontativen Protestformen wie die Grof3-
kundgebungen, so genannte Montagsdemonstrationen und Blockaden grofle me-
diale Aufmerksamkeit erzielt, auch wenn diese in den Medien oftmals verengt dar-
gestellt wurden. Auch {iberraschende und offensivere Aktionen wurden mit Spon-
tandemonstrationen, Besetzungen von Teilen des Bahnhofs, Straenblockaden und
der Behinderung von Bauarbeiten durchgefiihrt. Neben diesen Aktionen gab es
natiirlich bei Stuttgart 21 auch appellative Formen wie Einspriiche im Planfest-
stellungsverfahren, verschiedene Unterschriftensammlungen und Petitionen (vgl.
Baumgarten und Rucht 2013).
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Das Profil des, typischen Wutbiirgers” am Beispiel von
Stuttgart 21

Bei einem Blick auf die Altersstruktur der Protestierenden gegen Stuttgart 21 fallt
auf, dass die Teilnehmer ein relativ fortgeschrittenes Alter besitzen. In einer nicht-
reprasentativen Online-Umfrage wurde ermittelt, dass 46 % von iiber 1200 Befrag-
ten dlter als 45 Jahre, waren, lediglich knapp 9 % waren 25 Jahre oder jiinger (vgl.
Bebnowksi et al. 2010). Dieses hohere Alter wird in weiteren Studien bestatigt
(vgl. Baumgarten und Rucht 2013; Butzlaff et al. 2013). Obwohl die Gruppe der
64-jahrigen mit 14% einen beachtlichen Anteil stellt, liegt dieser Anteil jedoch
unter dem Stuttgarter Bevolkerungsschnitt von 18 % (vgl. Baumgarten und Rucht
2013). Beachtlich ist die Uberrepriisentation sehr gut ausgebildeter Menschen
unter den Protestierenden: Etwa die Halfte der Befragten verfiigt iiber einen Hoch-
schulabschluss, vier Prozent {iber eine Promotion. Dieser Anteil ist mehr als dop-
pelt so hoch wie in der Gesamtbevolkerung (vgl. Baumgarten und Rucht 2013).
Es sind Juristen, Ingenieure und Kiinstler, die auf langjéhrige berufliche Karrieren
zuriickblicken — egal ob noch aktiv oder schon Rentner — und kdnnen demzufolge
auch auf entsprechende finanzielle Ressourcen zuriickgreifen (vgl. Butzlaff et al.
2013). Andere Studien stiitzen diese hohen Zahlen der iiberdurchschnittlich ge-
bildeten: 80% mit Abitur, 42 % mit Universititsabschluss. Die méinnliche Betei-
ligung hat mit 60 % dabei ein knappes Ubergewicht (vgl. Bebnowski et al. 2010).
Fiir Demonstrationen sind diese hohen Zahlen jedoch nicht ungew6hnlich: ,,Hoher
gebildete zeigen ein liberdurchschnittliches politisches Interesse und Engagement
und haben einen leichteren Zugang zur Politik* (Baumgarten und Rucht 2013,
S. 104). Ebenfalls vergleichbar mit anderen Demonstrationen rekrutieren sich viele
Teilnehmer an Stuttgart 21-Demonstrationen aus dem linksorientierten Spektrum.
Bei einer Selbsteinstufung schitzen sich knapp 55% linkslastig ein, ein Drittel
zdhlt sich zur politischen Mitte. Etwa die Hélfte der Protestteilnehmer hat bei der
letzten Bundestagswahl die Griinen gewéhlt (vgl. Baumgarten und Rucht 2013).
Bei den nédchsten Wahlen beabsichtigen sogar 80% fiir die Griinen zu stimmen
— alle anderen Parteien bis auf Die Linke bleiben unter 3 %. Nicht zuletzt der Re-
gierungswechsel in Baden-Wiirttemberg und der griine Oberbiirgermeister in der
Landeshauptstadt bestdtigen diese enorm hohe Parteienwanderung.

Die Trégerschicht der Stuttgarter Proteste stammte {iberwiegend aus einem so-
zialen Milieu, das insbesondere hinsichtlich Bildung und Vermogen iiberdurch-
schnittliche Ressourcen hatte. Zudem konnten viele Teilnehmer auf ein umfang-
reiches zivilgesellschaftliches Engagement und jahrelange Protesterfahrung zu-
riickblicken: ,,Ganz generell handelt es sich bei den Demonstrierenden eher um
Menschen, die iiberdurchschnittlich in zivilgesellschaftlichen und insbesondere in
politischen Gruppen und Organisationen engagiert sind*“ (Baumgarten und Rucht
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2013, S. 106). Mehr als die Halfte hatte neben Stuttgart 21 in den vorangegange-
nen finf Jahren an mindestens einer Demonstration teilgenommen. Viele hatten
bereits frither zu den Themen Umwelt und Frieden demonstriert und Erfahrungen
mit zivilgesellschaftlichem Engagement in der Anti-Atom-Bewegung gesammelt
(vgl. Butzlaff et al. 2013). Mit den Protestvorerfahrungen und den Erfahrungen
aus dem zivilgesellschaftlichen oder parteipolitischen Engagement der Teilnehmer
geht auch eine aullerordentliche Organisationserfahrung einher und auch das Ge-
fiihl, Einfluss zu nehmen, Dinge bewegen und sogar entscheiden zu kénnen. Durch
den gehobenen Ausbildungs- und Berufshintergrund sind die Protestierenden in
der Lage, sich innerhalb kiirzester Zeit immenses Wissen anzueignen und somit
auf einem hohen technischen Niveau zu argumentieren. Dieser Auftritt als Experte
mit konstruktiven Gegenvorschlidgen steht dem weit verbreiteten Bild des Spinners
und Norglers gegeniiber (vgl. Butzlaff et al. 2013).

Schauplatz der Proteste und gleichzeitiges Corpus Delicti ist der denkmalge-
schiitzte Stuttgarter Bahnhof sowie der angrenzende Schlossgarten in der Stutt-
garter Innenstadt. Beide gelten als Wahrzeichen Stuttgarts und als elementarer
Bestandteil der Stuttgarter Stadtgeschichte: Daran hénge ,,das Herz des Stuttgar-
ters* und sie seien gleichzeitig ,,Identifikationsobjekt™ und haben sogar den Krieg
iiberlebt (vgl. Butzlaff et al. 2013, S. 64). Dennoch sind sie nur zum Schauplatz
fiir einen Konflikt geworden, in dem die Aktivisten die Bezichung zwischen der
Bevolkerung und ihren Reprisentanten grundlegend kritisieren — die ressourcen-
reichen und gesellschaftstragenden, biirgerlichen Protestler fiihlen sich nicht als
miindige Biirger anerkannt (vgl. Butzlaff et al. 2013). AusschlieBlich wirtschaft-
liche Interessen seien von Bedeutung welche iiber die Kopfe der Biirgerschaft hin-
weg durchgesetzt werden, notfalls auch mit Polizeigewalt.

Laut einer repriasentativen Umfrage des Instituts fiir Demoskopie Allensbach
haben 76 % der befragten Bundesbiirger generell Verstidndnis dafiir, wenn Biirger
gegen ,.grole Bauprojekte” protestieren (vgl. Brettschneider 2013). Auch wenn
ein grofes Verstindnis fiir den Bedarf und den Bau von Infrastrukturprojekten vor-
herrscht, wiirde eine Mehrheit den Bau oder Ausbau von Infrastrukturprojekten in
ihrer Region ablehnen. Das Phdnomen der Ablehnung von Infrastrukturprojekten
in der eigenen Region — selbst bei allgemeiner Anerkennung der Notwendigkeit
eines Ausbaus — ist auch als NIMBY (Not-in-my-Backyard) oder als Sankt-Flo-
rian-Prinzip bekannt. Dieses Prinzip wird jedoch durchaus kritisch gesehen. Durch
die Durchsetzung von Partikularinteressen zum Schutz des personlichen Umfel-
des entsteht eine Delegitimation des Protests und dadurch ,,gute* und ,,schlechte
Formen von Akzeptanzkonflikten. Den Protest gegen Infrastrukturprojekte nur mit
diesem Prinzip zu erklédren, wiirde jedoch generell zu kurz greifen. Es sind weitaus
breiter und tiefer angelegte Motive, die den Stuttgarter auf die Strafe treiben. In
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der Studie von Baumgarten und Rucht (2013) werden vor allem die hohen Kos-
ten des Projektes, Demokratiedefizite und die einseitigen Profite der Banken und
Baukonzerne genannt. Der tiberwiegende Teil der Befragten fiihlt sich tibergangen
und von den Entscheidungsprozessen ausgeschlossen. Egoistische Motive wie die
Belastungen durch die Baustelle und den Larm nennen weniger als fiinf Prozent
der Befragten als den Hauptgrund fiir ihre Protestteilnahme (vgl. Baumgarten und
Rucht 2013). Die Teilnahme an den Protesten startete fiir viele auch nicht erst mit
den verbundenen Unannehmlichkeiten der Bauphase: Ein Drittel der Protestieren-
den ist bereits seit der Planungsphase dabei, ca. 50 % seit Baubeginn.

Die Haltung gegeniiber Parteien und Politikern sowie gegeniiber Demokratie
und Staat ist stark durch das erlebte Gefiihl der Machtlosigkeit und Enttduschung
beeinflusst. Wut, Zynismus und Empoérung dominieren das Verhéltnis zur ehemali-
gen baden-wiirttembergischen Landesregierung, welche ,,gutsherrenartig™ mit der
verlichenen Macht umgegangen sei (vgl. Butzlaff et al. 2013). Durch diesen durch
viele Demonstranten empfundenen ,,Missbrauch* der Macht und der starken Pra-
gung der Politik durch ,,Lobbyismus, Nepotismus und Kungelei® regte sich der
Wider- und Aufstand der Stuttgarter Biirger (vgl. Butzlaff et al. 2013, S. 70). ,,Eine
grole Mehrheit der Befragten glaubt, dass es Probleme gibt, die Parteien nicht
mehr 16sen konnen* (Bebnowksi et al. 2010, S. 16); daher wiinschen sich 90 %
mehr Elemente der direkten Demokratie. Die Schwierigkeiten der heutigen Demo-
kratie werden aber durchaus reflektiert und in ihrer konfliktbehafteten Ausgestal-
tung betrachtet. Dennoch haben die Biirger den Anspruch, ,,eine vierte Gewalt™
im Staat zu sein und als ,,Korrektiv*“ der Politik anerkannt zu werden — erfolg-
reiche Demokratie bediirfe eines ,,miindigen Biirgers” (vgl. Butzlaff et al. 2013,
S. 71). Es besteht keine generelle Politikverdrossenheit und auch keine generelle
Unzufriedenheit mit der Demokratie der Bundesrepublik, aber eine spezielle Un-
zufriedenheit mit den Parteien, welchen unter anderem Versagen und mangelnde
Problemldsungskompetenz zugesprochen wird.

Bei den Kommunikationskanidlen und der Protestmobilisierung geben mehr als
die Hilfte der Befragten keine bestimmte Gruppe von Menschen als ausschlag-
gebenden Grund fiir ihre Beteiligung an den Protesten an. In diesen Fillen ist eine
medial vermittelte Kommunikation iiber Rundbriefe, Print- oder Rundfunkmedien
mit groler Wahrscheinlichkeit ausschlaggebend fiir das Engagement. Fiir immer-
hin ein Viertel waren Freunde die wichtigste Bezugsperson (vgl. Baumgarten und
Rucht 2013). Traditionelle Medien kommerzieller und nicht-kommerzieller Art
spielen mit fast 90 % die wichtigste Rolle bei der Entscheidung fiir eine Protest-
beteiligung; weitaus geringer ist die Bedeutung des Internets mit einem Drittel
und sehr gering die der sozialen Netzwerke mit unter acht Prozent. Diese Ergeb-
nisse ,,stehen im Widerspruch zu verbreiteten, allerdings im Zusammenhang mit
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,Stuttgart 21° selten vorgetragenen Behauptung, das Internet sei heute das zentrale
Instrument der Protestmobilisierung* (Baumgarten und Rucht 2013, S. 121).

Das Ergebnis der Volksabstimmung in Stuttgart zeigte, dass mehr als die Halfte
der Biirger fiir einen unterirdischen Durchgangsbahnhof war. Das medial vermit-
telte Bild der Ablehnung wurde demnach nicht gestiitzt und hat verdeutlicht, dass
Proteste eher auf spezifischen Interessen basieren und weniger von der breiten Be-
volkerungsmehrheit getragenes Allgemeinwohl darstellt. Obwohl der direkte Pro-
test gegen Stuttgart 21 gescheitert ist und nicht zum erhofften Erfolg fiihrte und der
Volksentscheid verloren wurde, gab es auf lange Sicht dennoch politische Konse-
quenzen fiir Stuttgart und Baden-Wiirttemberg, welche natiirlich nicht allein auf
die Proteste zuriickzufiihren sind. 58 Jahre Regierungszeit der CDU sind beendet,
Stuttgart hat mit Fritz Kuhn einen griinen Oberbiirgermeister gewéhlt und auch
der neue Ministerpréasident Winfried Kretschmann entstammt dem politischen La-
ger der Griinen. Dennoch ist der Konflikt bis heute nicht gemildert worden, die
Montagsdemonstrationen gingen Woche fiir Woche weiter und es entstand viel
Verbitterung in der Stadt. Die Ursachen fiir den Unmut und somit auch fiir den
Protest der Stuttgart 21 Gegner wurde deutlich: Das Gefiihl der Partizipation und
Einflussnahme, das Gefiihl, etwas bewegen zu kénnen und die Demokratie mitzu-
gestalten haben viele Protestteilnehmer im Ereignis Stuttgart 21 verloren — ebenso
das Vertrauen in die Politik (vgl. Butzlaff et al. 2013).

Doch warum bringen diese Akzeptanzkonflikte hauptsdchlich Menschen mit
hohem soziookonomischem Status auf die Strale? Und inwieweit hidngt dies mit
der Kampagne der Bewegung und den hierfiir genutzten Medien ab? Um den Zu-
sammenhang zwischen soziostrukturell differentialer Mobilisierung und Protest-
kampagnen zu erkldren, wird im folgenden Abschnitt ein heuristisch-analytischer
Rahmen mit den theoretischen Annahmen des Framing-Konzepts und Bourdieus
Struktur-Habits-Praxis-Modell vorgestellt. Mit dieser theoretischen Basis soll der
Einfluss von Protestkampagnen auf die differenzierte Rekrutierung von potentiel-
len Teilnehmern im Kontext soziostruktureller Dynamiken heuristisch erklart wer-
den.

Analytischer Bezugsrahmen
Protestkampagnen
Mit Protestkampagnen wollen Bewegungen fiir sich und ihr Anliegen mediale Of-

fentlichkeit herstellen, den o6ffentlichen Meinungsbildungsprozess beeinflussen
und ein gemeinsames Verstdndnis von Problemen, Zielen und Mitteln zur Pro-
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blemlosung in der Gesellschaft schaffen. Auf Basis symbolisch-rhetorischer und
medialer Strategien stellen sie Identifikationsangebote in Form von Themen, Infor-
mationen, Forderungen iiber die jeweils gewéhlten Medien bereit (vgl. Méarz 2010,
S. 181 ff.). Sowohl die Anliegen als auch die Strategien reflektieren die Identitét
der Bewegung, die eine spezifische Kommunikationskultur der Kampagneninhalte
bedingt (vgl. Eder 2000, S. 171). Kampagnen mobilisieren neue Anhénger fiir Be-
wegungen, wenn sie sich mit den Inhalten und symbolisch-rhetorischer und media-
ler Kommunikationspraxis identifizieren kdnnen.

Die Identifikation mit den Anliegen der Protestbewegung wird durch die interne
Struktur des sogenannten ,,Frames* und dessen Anschlussfahigkeit an die Disposi-
tionen der Teilnehmer bestimmt, was sich mit dem Framing-Konzept von Snow
und seinen Kollegen erklédren ldsst (vgl. Snow et al. 1986, S. 464—481; Kern und
Nam 2012, S. 30). Der ,,Frame® reflektiert die Identitdt der Bewegung und zeigt
Geschehnisse in der Welt auf und verhilft potentiellen Teilnehmern die Anliegen
der Bewegung innerhalb ihres Lebenskontextes wahrzunehmen, zu identifizieren
und zu bewerten (vgl. Benford und Snow 2000, S. 614). Die internen Strukturen
des ,,Frames® werden durch ,,diagnostic frames*, ,,prognostic frames* und ,,moti-
vational frames* gestaltet, die letztlich die Resonanz des ,,Frames® bei potentiellen
Teilnehmern bestimmen (vgl. Snow und Benford 1988, S. 219 ff.).

Mit den ,,diagnostic frames® kommunizieren Bewegungen die Problemsitu-
ation, welche verdndert werden soll. Dabei wird festgelegt, welche Akteure die
Verantwortung fiir das Problem tragen. ,,Prognostic frames* artikulieren konkrete
Losungen fiir das Problem oder zumindest eine Strategie dafiir. Kurzum legitimie-
ren sie die Teilnahme am Protest. Bei den ,,motivational frames* werden rationale
Griinde zur Erméglichung von kollektiven Aktionen formuliert — einschlieBlich
Anreize zur Protestteilnahme — wie die Ernsthaftigkeit, Dringlichkeit, Wirksam-
keit und Korrektheit des Anliegens (vgl. Benford und Snow 2000, S. 616 f.). Die
mobilisierende Wirkung dieser ,,Frames® durch die motivierende, emotionalisierte,
visualisierte, reduzierte und wiederholende Darstellung von Text, Wort und Bild
unterstiitzt (vgl. Méarz 2010, S. 189).

Die Anschlussfahigkeit dieser ,,Frames™ von Protestbewegung an die Einstel-
lungen und personlichen Meinungen potentieller Teilnehmer wird nach Snow et al.
(1986, S. 464) von sogenannten der ,,frame-alignment““-Prozessen bestimmt. Diese
unterstiitzen die Herstellung von Konsens zwischen Protestbewegung und poten-
tiellen Mitgliedern durch den Aufbau und Erhalt von Zentralitit, Angemessenheit
und kultureller Resonanz. Zentralitit meint die Deckungsgleichheit von Zielen,
Interessen und Glauben der Protestbewegung und potentiellen Teilnehmern (vgl.
Hunt et al. 1994, S. 185 ff.). Angemessenheit bezieht sich darauf, dass die kollekti-
ven Aktionsframes kongruent mit den personlichen und alltdglichen Lebenserfah-
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rungen der potentiellen Teilnehmer sind. Bei der kulturellen Resonanz hingegen
stimmen die ,,Frames® mit ihrer Ideologie iiberein (vgl. Benford und Snow 2000,
S. 621).

Dieser Konsens wird durch die verschiedenen Modi der ,,frame alignment™
Prozesse ,,frame bridging®, ,,frame amplification®, ,,frame extension“ und ,,frame
transformation® geschaffen (vgl. Rucht 1994, S. 344). Durch das ,,frame bridging*
wird die Verbindung zwischen zwei oder mehr kongruenten, aber strukturgebunde-
nen Anliegen hinsichtlich eines Themas oder Problems hergestellt. Diese Verbin-
dung bezieht sich auf nicht mobilisierte Gruppen, die eine bestimmte Sffentliche
Meinung vertreten. Diese Gruppen teilen dhnliche Ansichten wie die Bewegung, in
der sie jedoch noch nicht aktiv als Protestler teilnehmen. Thre Partizipation am Pro-
test erfolgt durch die isomorphische Ideologie der Protestbewegung. Der Prozess
der ,,frame amplification” wiederum bezieht sich auf die interpretative Klarung
und Kriftigung eines bestimmten Problems, Themas oder Ereignisses durch Iden-
tifikation, Idealisierung und Evaluation von Werten bzw. Zielen oder Ideologisie-
rung von Glauben. Dies ist insbesondere dann erforderlich, wenn die Bedeutung
von Ereignissen und deren Verbindung zur Lebenssituation hédufig indifferent und
vieldeutig ist. Die ,,frame extension ist wiederum erforderlich, wenn die Werte
und Ziele der Bewegung nicht in der Lebenswelt potentieller Teilnehmer verankert
sind. Hier miissen die Grenzen der Anliegen um die Ansichten der potentiellen
Teilnehmer erweitert werden, um einen Konsens zwischen Zielen und Aktivitdten
der Bewegung sowie Werten und Interessen der potentiellen Teilnehmer zu bilden.
Falls die Werte und Programme jedoch mit dem Lebensstil potentieller Teilnehmer
nicht vereinbar sind, ist wiederum der Modus der ,,frame transformation* erforder-
lich. Bei den Transformationsprozessen werden neue Werte und Programme ge-
plant und aufgezogen, alte Bedeutungen oder Verstidndnisse tiber Bord geworfen.
(vgl. Snow et al. 1986, S. 467 ff.).

Die Autoren unterstellen dieser Form von Konsensmobilisierung einen homo-
genen Raum, in dem alle sozialen Gruppen der Gesellschaft gleichermaflen Zu-
gang zu den Kampagneninhalten haben. Zwar ist fiir den Mobilisierungserfolg
die offene, elastische und inklusive Gestaltung der Anliegen wesentlich, jedoch
konnen sich potentielle Teilnehmer mit denen nicht identifizieren, solange die
symbolisch-rhetorische Gestaltung und mediale Vermittlung nicht mit ihrer kultu-
rellen Kommunikationspraxis iibereinstimmt. Um diese ausschlieBende Wirkung
von Protestkampagnen zu erldutern, werden die Zielgroen Zentralitit, Angemes-
senheit und kulturelle Resonanz der ,,frame alignment* Prozesse auf den Kontext
symbolisch-rhetorischer und medialer Strategie {ibertragen. Fiir die differentiale
Mobilisierung durch symbolisch-rhetorische Strategien von Protestkampagnen lei-
ten wir folgende heuristische Erkldrungen ab:
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1. Je deckungsgleicher die Symbolik von Glaube und Werten der Protestbewe-
gung mit der der potentiellen Teilnehmer ist, desto wahrscheinlicher ist deren
Mobilisierung.

2. Je abstrakter und von den sprachlichen Gewohnheiten der potentiellen Teil-
nehmer abweichend die Anliegen kommuniziert werden, desto geringer ist der
Mobilisierungserfolg.

3. Je mehr die Kommunikation der Anliegen mit der lebensstilorientierten Kom-
munikationspraxis potentieller Teilnehmer tibereinstimmt, desto wahrscheinli-
cher ist ihre Mobilisierung (Benford und Snow 2000, S. 621).

Ahnlich kann der Einfluss der ausgewihlten Medien fiir die Kampagne fiir die
differentiale Mobilisierung potentieller Teilnehmer erklart werden (vgl. Scherer
2013, S. 110). Die definierten Medien bestimmen die Reichweite der Kampagnen-
inhalte und damit die Einbettung dieser in die Lebenswelt potentieller Teilnehmer
(vgl. Baringhorst 1998, S. 327). Fiir die differentiale Mobilisierung von Protestbe-
wegungen durch ihre Medienstrategie konnen folgende heuristische Erklarungen
in Betracht gezogen werden:

1. Je deckungsgleicher die priorisierten Medien der Protestbewegung mit den
prdferierten Medien potentieller Teilnehmer sind, desto wahrscheinlicher ist
deren Mobilisierung.

2. Je mehr die Medienauswahl der Protestbewegung kongruent mit dem all-
tiglichen Medienumgang potentieller Teilnehmer ist, desto héher ist das
Mobilisierungspotential.

3. Je mehr die genutzten Medien der Protestbewegung mit der lebensstilorientier-
ten Mediennutzung potentieller Teilnehmer tibereinstimmt, desto stdrker wirken
sie mobilisierend.

Die differentiale Rekrutierung von neuen Anhdngern griindet demnach in den
Unterschieden der medialen und symbolisch-rhetorischen Kommunikationspraxis
von Bewegungen und potentiellen Teilnehmern, die sich wiederum nach ihren je-
weiligen soziostrukturellen Rahmenbedingungen differenzieren. Folglich kann die
Ursache fiir die soziodemographisch homogen zusammengesetzten Protestbewe-
gungen in Deutschland damit erkldrt werden, dass je nach sozialer Milieuzuge-
horigkeit der Zugang zu den Identifikationsangeboten und somit die Mobilisierung
variiert. Diese Annahme wird in der folgenden Ausfithrung mit dem Ansatz des
Impression Managements im Zusammenhang mit Bourdieus Habitus-Struktur-
Praxis Modell theoretisch fundiert (vgl. Scherer 2013, S. 104).
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Bourdieus Habitus-Struktur-Praxis Modell

Die Kampagnen von Bewegungen wirken fiir bestimme soziale Gruppen aus-
schlieBend, da deren Kommunikationspraktiken an ihre jeweilige soziale Milieu-
zugehorigkeit gebunden ist und sie somit Grenzen zur Identifikation mit den An-
liegen der Protestbewegung auferlegen (vgl. Schmitt 2007, S. 34). Dieser Prozess
wird von Bourdieu (1994) als Form von symbolischer Macht definiert, der die In-
klusion von Identitétstragern aus dem gleichen sozialen Milieu und die Exklusion
von ,,Identititsfremden* sichert (vgl. Eder 2000, S. 202 f.). Das Bestreben nach
symbolischer Machtentfaltung befriedigen Protestbewegungen durch die mediale
und symbolisch-rhetorische Strategie ihrer Kampagnen. Mittels dieser vermitteln
sie die Identitdt ihrer sozialen Gruppe, demonstrieren ihre soziale Position in der
Gesellschaft und grenzen sich somit von anderen sozialen Schichten ab (vgl. Sche-
rer 2013, S. 116). Das Prinzip der sozialen Distinktion durch die schichtspezifische
Kommunikationspraxis gilt nicht nur fiir Protestbewegungen, sondern fiir alle so-
zialen Gruppen der Gesellschaft (vgl. Schmitt 2007, S. 34 f.).

Die Motivation zur Entfaltung symbolischer Macht griindet nach Bourdieu da-
rin, dass von sozialen Gruppen jede konkurrierende Identitdt als Bedrohung emp-
funden wird. Zur Minimierung dieser Bedrohung stirken sie tiber ein schichtspe-
zifisches Ensemble aus Medien, Symbolik und Rhetorik ihre kollektive Identitét
(vgl. Eder 2000, S. 202 f.), in dem sie durch eine zieladdquate Ansprache ,,Gleich-
gesinnte® einfacher und schneller zur Partizipation am Protest motivieren kénnen.
Der soziostrukturell differenzierte Kommunikationsprozess zur sozialen Distink-
tion erfolgt jedoch nicht gezielt oder willkiirlich, sondern ergibt sich vielmehr aus
der sozialen Lage von Gruppen (vgl. Scherer 2013, S. 103), die in enger Bezichung
zu ihren Kommunikationsaktivitdten steht (vgl. Samuel 2013, S. 6).

Der Zusammenhang zwischen sozialer Position und Kommunikationspraktiken
entsteht durch den Habitus, der die Wahrnehmung, die Beurteilung und das Den-
ken von Akteuren beeinflusst (vgl. Edwards 2013, S. 53) und damit auch deren
Nutzung von Symbolik, Rhetorik und Mediennutzung.? Bourdieu geht davon aus
— durchaus der Marx ‘schen Tradition® folgend — dass diese Kommunikationsprak-

2 Ein kursorischer Blick in die Media-Analyse bestitigt, dass unterschiedliche Medien in
unterschiedlichen sozialen Gruppen eine unterschiedliche Reichweite haben. Auch Hove
et al. (2007) belegen auf Basis einer Korrespondenzanalyse einen Zusammenhang zwischen
der Nutzung verschiedener Medien und der Position im sozialen Raum (vgl. Scherer 2013,
S. 107).

3 Wie Marx betrachtet Bourdieu den Klassen- und Kapitalbegriff im Zusammenhang. Der
soziale Raum wird nach dem Soziologen durch die verschiedenen Sorten von Kapital kons-
truiert, die in der Gesellschaft ungleich distribuiert sind und einen jeweiligen klassenspezi-
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tiken durch die jeweils verfliigbaren Ressourcen von kulturellem, 6konomischem
und sozialem Kapital im sozialen Raum geprégt sind (vgl. Biermann 2009, S. 4 f.).
Das kulturelle Kapital wird mit der Bildung gleich gesetzt und in drei Formen
unterteilt. Zum einen liegt je nach Bildungsgrad ein unterschiedliches Bildungs-
kapital in sozialen Gruppen vor, das die Unterschiede in den kognitiven Kom-
petenzen zur Produktion und Rezeption von Kommunikationsprodukten darstellt.
Zum anderen tritt das kulturelle Kapital in objektiver Form von kulturellen Giitern
auf, wie zum Beispiel den Besitz bzw. Kauf von Medien. Der Medienzugang von
sozialen Gruppen steht im Zusammenhang mit ihrem jeweiligen Bildungsniveau
und erklért somit die bildungsspezifischen Unterschiede in der Verfiigbarkeit von
Medien. Dariiber hinaus wird das Kulturkapital in institutionalisierter Form von
Bildungszertifikaten sichtbar, welche das jeweils erreichte Bildungsniveau und die
vorhandenen kulturellen Kompetenzen markieren (vgl. Wollscheid 2008, S. 55).
Dabei ist das Bildungszertifikat unaufloslich mit dem Einkommen als 6konomi-
sches Kapital verbunden. Daher lassen auch Einkommensunterschiede sozialer
Gruppen Riickschliisse auf bildungsspezifische Differenzen zu (vgl. Baumgart
2004, S. 1 ff.). Das soziale Kapital hingegen besteht aus Moglichkeiten, Informa-
tion zu erhalten, was durch die Gruppenzugehorigkeit und das soziale Netzwerk
geprigt ist (vgl. Biermann 2009, S. 11).

Das jeweilige Bildungsniveau, Einkommen und soziale Netzwerk von sozia-
len Gruppen erkldrt damit die schichtspezifischen Unterschiede in den préferier-
ten Medien, im Informationszugang und der Verwendung sowie der kognitiven
Verarbeitungsmdoglichkeiten von Rhetorik und Symbolik. Folglich ldsst sich die
soziobkonomisch homogene Zusammensetzung von Protestbewegungen mit der
schichtspezifischen medialen und symbolisch-rhetorischen Strategie von Kampa-
gnen erkléren.

Die Ursache fiir die geringe Partizipation von sozial Schwachen an Protes-
ten griindet darin, dass sich neben den unterschiedlichen Interessen die Protest-
ler bei der symbolisch-rhetorischen Gestaltung von Texten, Worten und Bildern
an den Habitus-Affinitdten der hdher Gebildeten und Wohlhabenden orientieren
(vgl. Schmitt 2007, S. 39). Infolge der zielgruppenadidquaten Ansprache wirkt die
Kampagne fiir eben solche sozialen Gruppen stark mobilisierend. Untere soziale
Schichten werden aus dem Mobilisierungsprozess ausgeschlossen. Die symboli-
sche Kommunikation von Glaube, Werten und Ideen der Bewegung deckt sich
nicht mit dem Symbolgebrauch der unteren sozialen Schichten. Die vermittelten
Texte und Worte sind fiir ihre kognitiven Kompetenzen zu abstrakt und von ihren

fischen Habitus pragen. In diesem Zusammenhang {ibt der Soziologe aus marxistischer Per-
spektive Kritik an der kapitalistischen Gesellschaft (vgl. Horvath und Bernhard 2009, S. 1).
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sprachlichen Gewohnheiten sowie kulturellen Kommunikationspraxis zu abwei-
chend. Uber Protestkampagnen schaffen Bewegungen symbolisch-rhetorische
Wege der Identifikation, die fiir sozial untere Schichten als unpassend, nicht ver-
standlich oder unbedeutend wirken und diese somit aus dem Mobilisierungspro-
zess ausgeschlossen werden (vgl. Edwards 2013, S. 60). Diese Annahmen kénnen
somit das Phdnomen der soziodkonomisch homogenen Zusammensetzung der
Stuttgart 21-Bewegung erkldren. Jedoch nur unter Vorbehalt, aufgrund fehlender
empirischer Uberpriifung.

Die soziokulturell differenzierte Partizipation an Protestbewegungen ist aber
auch bedingt durch die Nutzung von Medien der jeweiligen sozialen Schichten
(vgl. Eder 2000, S. 86). Soziale Gruppen mit dhnlichen medialen Préiferenzen
schlieBen sich eher dem Protest an, da ihre Medienauswahl deckungsgleich, mit
dem alltdglichen Medienumgang kongruent ist und mit der kulturellen Dimension
der Mediennutzung iibereinstimmt (vgl. Scherer 2013, S. 112). Die Ursache fiir die
erhohte Teilnahme von Akademikern — die {iber ein hohes Einkommen verfiigen —
an Protesten griindet in den unterschiedlichen Motiven zur Mediennutzung sozia-
ler Milieus. Obere soziale Sichten nutzen Medien, um sich zu informieren. Studien
zeigen, dass der Norm ,,Informiert sein* vor allem soziale Gruppen aus gehobenen
sozialen Raumen nachgehen (vgl. Meyen 2007, S. 342). Demnach legen Akademi-
ker mehr Wert auf anspruchsvolle Medien, womit sie ihre besondere Auspriagung
des kulturellen Kapitals demonstrieren wollen (vgl. Scherer 2013, S. 105). Soziale
Gruppen mit geringen sozidkonomischen Status richten ihre Mediennutzung hin-
gegen vielmehr auf leichte und verstidndliche Unterhaltung aus und wenden sich
aufgrund mangelnder kognitiver Kompetenzen und fehlendem Zugang bewusst
von anspruchsvollen Medien ab (vgl. Meyen 2007, S. 342). Die sozio6konomisch
homogene Zusammensetzung der Stuttgart 21-Bewegung kann daher heuristisch
damit erklédrt werden, dass sie sich aufgrund ihres hohen soziodkonomischen Sta-
tus bewusst mit fast 90 % fiir die prestigetrachtigen traditionellen Medien zur In-
formationsvermittlung entscheiden wie Qualitétszeitungen, Rundbriefe und Rund-
funkmedien von Protestbewegungen. Diese eignen sich besonders fiir die qualita-
tive Mobilisierung von potentiellen Teilnehmern mit der gleichen sozialen Lage,
da sie den symbolischen Ort der kollektiven Identitit, Abgrenzung und Diskussion
programmatischer Ziele bilden (vgl. Baringhorst 1998, S. 327). Wie die Typolo-
gie von Mediennutzern in Deutschland von Meyen (2007) zeigt, wenden sich die
Lunteren® sozialen Klassen hingegen bewusst von den présentierten Inhalten dieser
Medien ab. Meist interessieren sie sich weniger fiir Politik und die entsprechenden
Medienformate, haben bereits mit dem Leben abgeschlossen oder sind durch ihren
Arbeitsalltag so ausgelastet, dass ihnen generell kaum Zeit und Kraft fir die Nut-
zung von Medien bleibt, so die Studie von Meyen (2007). Stattdessen nutzen sie
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Massenmedien mit hohem Unterhaltungswert, die wiederum von der Medienstra-
tegie der Protestbewegung nicht adressiert und als nicht addquat betrachtet werden.
Folglich erhalten sie nicht die erforderlichen Informationen der Protestbewegung,
um fiir den Protest mobilisiert zu werden; die Protestkampagnen scheinen sozial
exkludierend zu wirken.

Zusammenfassend lédsst sich sagen, dass die Wahrscheinlichkeit zur Teilnahme
am Protest umso grofBer ist, je mehr sich die soziostrukturellen Rahmenbedingun-
gen von Protestbewegungen und potentiellen Teilnehmern und damit auch ihre
Kommunikationspraktiken gleichen. Kurz gefasst: Selbst wenn Menschen mo-
tiviert sind, sich an der Protestbewegung zu beteiligen, so werden sie von den
Protestkampagnen aufgrund ihres sozialer Herkunft nicht addquat adressiert und
konnen sich so mit der kollektiven Identitdt der Bewegung nicht identifizieren und
nicht motiviert werden (vgl. Gould 1993, S. 184).

Schlussfolgerungen

Die wachsende Zahl von Protestereignissen und eine Stabilisierung auf hohem
Niveau zeigen eine Ausweitung von Protesten, sodass die Deutschen also kei-
neswegs ,,protestfaul” scheinen. Wie auch das Beispiel Stuttgart 21 verdeutlicht,
zdhlen Proteste in Deutschland durchaus zum Standardrepertoire politisch aktiver
Menschen (vgl. Hutter und Teune 2012). Vergleichbar mit anderen Protesten in
Deutschland, konnen viele Teilnehmer auf ein umfangreiches zivilgesellschaft-
liches Engagement und jahrelange Protesterfahrung zuriickblicken, womit eine
auBerordentliche Organisationserfahrung und auch das Gefiihl, Einfluss zu neh-
men, Dinge zu bewegen und sogar entscheiden zu konnen, einhergeht. Zudem
stammt die Tragerschicht der Stuttgarter Proteste iberwiegend aus einem ressour-
cenreichen sozialen Milieu, insbesondere hinsichtlich Bildung und Vermdgen.
Etwa die Hilfte verfiigt iiber einen Hochschulabschluss und ist iiber 45 Jahre.
Stuttgart 21 ist nur ein Beispiel von vielen Protesten gegen Infrastrukturprojekte
in Deutschland, die sich durch eine Gleichheit der Mitglieder in ihrem soziotko-
nomischen Status charakterisieren lassen, wie die aktuelle BP-Gesellschaftsstudie
des Gottinger Instituts fiir Demokratieforschung verdeutlicht.

Die obere soziale Sicht greift erstaunlich hdufig zum Mittel des Protests um die
politischen Prozesse aktiv mitzugestalten. Zwar erfolgt eine Zunahme an Protest-
bewegungen in Deutschland, jedoch mit geringer Beteiligung sozial Schwacher
(vgl. Bergmann 2012, S. 22). Griindet die Ursache hierfiir in den Protestkampag-
nen von Bewegungen, die durch ihre soziokulturelle Kommunikationspraxis be-
dingt wird? Diese Frage ldsst sich im Rahmen dieses Beitrags aufgrund fehlender
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empirischer Befunde nicht eindeutig beantworten. Festzuhalten ist jedoch, dass mit
dem heuristisch-analytischen Rahmen ein Ausgang zur Analyse dieses Zusammen-
hangs erarbeitet wurde, der von den Annahmen Pierre Bourdieus Struktur-Habitus-
Praxis-Modell und dem Framing-Ansatz getragen wird. Es liegt eine Schablone
vor, anhand derer an Einzelbeispielen der Einfluss von Protestkampagnen auf den
Mobilisierungserfolg vor dem Hintergrund soziostruktureller Dynamiken in der
Gesellschaft analysiert und verglichen werden konnen (vgl. Schmitt 2006, S. 6 ff.).

Mit dem Framing-Ansatz wird deutlich, dass die mediale und symbolisch-rhe-
torische Strategie von Kampagnen durch die kulturelle Dimension der Bewegung
bedingt ist. Potentiellen Teilnehmern werden daher iiber die Kommunikation Iden-
tifikationsangebote bereitgestellt, die differential mobilisierend wirken. Die Parti-
zipationsunterschiede ergeben sich aus den verschiedenen kulturellen Kommuni-
kationspraktiken sozialer Gruppen. Werden bestimmte Akteure in der Gesellschaft
nicht addquat von der Kampagne adressiert, weil sie unterschiedliche Praferenzen
in der Nutzung von Medien, Rhetorik und Symbolik haben, so werden sie aus dem
Mobilisierungsprozess durch teils unterbewusste soziale Distinktionsbediirfnisse
ausgeschlossen. Die unterschiedlich préferierten Kommunikationspraktiken von
sozialen Gruppen werden mit Bourdieus Struktur-Habitus-Praxis-Modell als Aus-
druck des Habitus verstanden, der durch die schichtspezifische Verteilung von kul-
turellem und 6konomischem Kapital sozialer Gruppen in der Gesellschaft gepragt
ist. Aufgrund sozialer Distinktionsbediirfnisse halten sie an ihrer jeweiligen Kom-
munikationspraxis fest, um ihre kollektive Identitdt zu starken und symbolische
Macht zu entfalten. Folglich transportieren die Bewegungen ihre Kampagnenin-
halte in eine milieuspezifische Medienoffentlichkeit und wéhlen durch Muster der
Zugehorigkeit und Ausgrenzung einen wiinschenswerten Weg der Identifikation,
der zu symbolischen und medialen Identifikationsgrenzen fiir diejenigen Gruppen
fiihrt, die nicht ihrer sozialen Schicht angehoren (vgl. Edwards 2013, S. 58 ff.).
Inwieweit diese heuristischen Erklarungen adédquat sind, sollte die Empirie kldren.

Ein derartiger interdisziplindrer Ansatz, der das komplexe Verhéltnis der Va-
riablenkonstellationen des Framing-Konzepts und der Sozialtheorie betrachtet
und damit ein umfassenderes Verstandnis fiir den Einfluss von Kommunikations-
kampagnen auf die soziostrukturell differentiale Mobilisierung liefert, liegt in der
PR- und Politikwissenschaft sowie Soziologie nicht vor. Die PR- und Kommu-
nikationsforschung fokussiert ausschlieSlich den kulturellen Framing-Ansatz zur
Schaffung kollektiver Identitdt in den Medien, der die Bedeutungskonstruktion
und deren mobilisierende Wirkung herausstellt (vgl. Saxer 1997, S. 27 f.).

In der Literatur werden ebenso eher politisch-6konomische Ansétze bevor-
zugt, die vor allem die strukturellen Dynamiken sozialer Konflikte betont, die iiber
Protestkampagnen transportiert werden. Groere soziale Strukturen bei der Frage
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nach der Rhetorik, Symbolik und Medien werden in der PR-Forschung nur wenig
hinterfragt. Bourdieus Ansatz bietet hierfiir einen alternativen Rahmen fiir die PR-
Analyse von Protestkampagnen, um diese Perspektive zu ergédnzen (vgl. Edwards
2013, S. 49 f). Denn die Reichweite von Bourdieus Werk erlaubt es, den Ansatz
auf die PR zu libertragen und neue Erkenntnisgewinne hinsichtlich der Kommuni-
kationspraxis im soziokulturellen Kontext zu schaffen, womit zugleich die gesell-
schaftliche Wirkung von Protestkampagnen in das Blickfeld gerit (vgl. Edwards
2013, S. 70).

Es konnte hier unter anderem die Frage gestellt werden, ob der Protest neben
den Wahlen von Regierungen und direktdemokratischen Instrumenten wirklich
eine Sdule demokratischer Partizipation darstellem konnte. Einige Politikwissen-
schaftler gehen zumindest davon aus, wie zum Beispiel Etzioni (1970) mit seinem
liberalen Demokratieverstindnis einer ,,demonstration democracy* (vgl. Ramid
et al. 2012, S. 2). Selbstverstindlich sind Grundrechte wie die Demonstrations-
und Versammlungsfreiheit unverriickbare Pfeiler der Demokratie. Eine zu starke
Fokussierung in der Politikgestaltung auf die in Protesten artikulierten Bediirfnisse
oder politischen Ziele wiirde jedoch schweigende Minderheiten oder Mehrheiten
unterreprasentieren. Dieser Fehler wire angesichts der trotz allem vergleichsweise
geringen Protestbeteiligung von sozial Benachteiligten fatal, da er zu einer Ver-
starkung der sozialen Schieflage in Deutschland fiithren wiirde.
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Mit Hilfe einer mediengeschichtlichen Betrachtung ldsst sich dabei systema-
tisch vorgehen. In diesem Beitrag soll jedoch nicht detailliert auf einzelne Medien
und den historischen Ablauf ihrer Verdnderungen eingegangen, sondern eine Dar-
stellung und generelle Bewertung im Hinblick auf das Thema des Sammelbandes
wAkzeptanz in der Medien- und Protestgesellschaft“ vorgenommen werden. Durch
den Bedeutungsanstieg von Medien in der Gesamtgesellschaft und einfache Parti-
zipationsmdoglichkeiten dndern sich die Bedingungen fiir Akzeptanzdebatten, wie
im Weiteren dargelegt wird. Deshalb soll der Medienwandel als Einflussgrof3e auf
die in den weiteren Kapiteln diskutierten Themen umrissen werden. Das muss aber
selektiert und fokussiert erfolgen, um einen generellen theoretischen Bezugsrah-
men und ein iiberblicksartiges Bild zu erstellen. Die grundlegenden Fragen, mit
denen sich dieser Beitrag auseinandersetzt, lauten: Welche generellen Verdnderun-
gen bringt der Medienwandel mit sich? Wie sehen die verdnderten Medienwelten
des 21. Jahrhunderts als Umfeld fiir gesellschaftliche Akzeptanzdebatten aus?

Strukturwandel der Offentlichkeit und unidirektionale
Massenmedien

Das Mediensystem des 21. Jahrhunderts hat sich parallel mit der gesamtgesell-
schaftlichen Entwicklung herausgebildet. Castells (2003, S. 2 ff.) beschreibt die
Entstehung der Gegenwartsgesellschaft als eine Weiterentwicklung von der Pro-
duktionsgesellschaft des 18. Jahrhunderts iiber Dienstleistungs- und Wissen- zur
Informations- bzw. Kommunikationsgesellschaft (vgl. dazu auch Frohlich 2008,
S. 429). Die Entstehung der Massenmedien ist Ergebnis dieser Entwicklungen und
hat sie gleichzeitig vorangetrieben. Baecker (2007, S. 7) erldutert, dass jedes neue
Medium zu Verdnderungsprozessen der Struktur und Kultur von Gesellschaften
fiihrt, wenn es von einem gro3en Bevdlkerungsteil benutzt wird. Vor diesem Hin-
tergrund beschreiben Balnaves et al. (2009, S. 12) die Entstehung der Medien- und
Kommunikationstechnologie als mafigeblich von vier Revolutionen geprégt:

. das griechische Alphabet bzw. das Schreiben,

. die Print-Presse,

. die Rundfunk-Massenmedien,

. die Verbreitung von Computern und von Social Media.

o0 o ®

Nach der Etablierung der Schriftsprache stellte im 15. Jahrhundert die Erfindung
des modernen Buchdrucks durch Johannes Gutenberg einen wichtigen Meilenstein
der Medienevolution dar, indem sie die massenhafte Produktion und Verbreitung
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von Biichern und anderen Druckerzeugnissen ermoglichte. Schriftstiicke konnten
giinstiger produziert sowie einer breiten gesellschaftlichen Schicht zugénglich ge-
macht werden. Auch die Entstehung von regelmdfSig erscheinenden Zeitungen im
17. Jahrhundert bedeuteten eine wichtige Weiterentwicklung:

Mit dem Beginn des maschinell organisierten Drucks von Zeitungen und der damit
verbundenen Moglichkeit zur groen Verbreitung entstanden Plattformen fiir Dis-
kurse unter den Biirgern. Sprecher und Publikum wurden iiber die Massenmedien
verbunden, die Reichweite von Sprechern stieg zugleich durch die massenmediale
Verbreitung. (Rhomberg 2009, S. 51)

Doch die Entwicklung neuer Medien ist nur eine Seite des Medienwandels. Eine
mediengeschichtliche Betrachtung sollte die Verdnderung von Nutzungsmustern,
die Rezipienten-Perspektive, nicht vernachldssigen. Auch diese verdnderte sich
grundlegend mit der Entstehung weithin zugédnglicher Massenmedien. Habermas
(1969) beschreibt in ,,Strukturwandel der Offentlichkeit“, wie sich das Diskursver-
halten der Bevélkerung und damit das Konzept einer kritischen Offentlichkeit im
Zeitverlauf verdndert hat und stellt vier Aspekte besonders heraus:

1. tendenzielle Verschrankung der 6ffentlichen Sphire mit dem privaten Bereich,
2. Polarisierung von Sozial- und Intimsphére,

3. Wandel des Publikums von Kulturrdsonanz zum Kulturkonsum,

4. Zerfall der biirgerlichen Offentlichkeit (Habermas 1969, S. 157 ff)).

Der Autor vollzieht riickblickend nach, wie sich eine moderne biirgerliche Ge-
sellschaft im Wechselspiel zwischen Massenmedien, Biirgern, politischen sowie
wirtschaftlichen Akteuren herausbildete. Dies illustriert er am Beispiel von Ge-
sprichskreisen in Cafés und Salons, wo Debatten zwischen ebenbiirtigen Akteuren
stattfanden (vgl. Habermas 1990, S. 98). Dabei zeigt der Autor sich durchaus auch
kritisch und verweist auf die einseitige (unidirektionale) Kommunikation seitens
der Massenmedien, die sich an ein eher passives Publikum wendet (vgl. Habermas
1990, S. 355).

Im 20. Jahrhundert wurden durch die Entstehung und Verbreitung des Rund-
funks wiederum neue Bedingungen geschaffen. Das Radio, als reines Empfangs-
medium nicht fiir Sendeaktivitéten seitens der Rezipienten geeignet, sollte anfang-
lich v. a. dazu dienen, die Horer zu bilden und zu unterhalten. Das nutzten die
Nationalsozialisten nach ihrer Machtergreifung fiir ihre einseitig verzerrte Propa-
ganda (vgl. Pater und Schmidt 1998). Nach Kriegsende fiihrte dieser Missbrauch
wiederum dazu, dass Kontrollinstanzen installiert und staatsferne Senderkonzepte
entwickelt wurden (vgl. Marf3olek 2001).
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Mit der Einfiihrung des Fernsehens in den 30er Jahren kam ein neuer Wett-
bewerber um die per se begrenzte Aufmerksamkeit der Bevolkerung hinzu. Ende
der 1960er Jahre entwickelte sich das Fernsehen zur zentralen Plattform der In-
formationsvermittlung mit enormer Verbreitung in der Gesellschaft: ,,Fernsehen
erstrahlt im Schein von Neutralitdt und Fairness, es erweitert das Publikum [...],
indem es auch neue Darstellungs- und Prisentationsweisen integriert (Rhomberg
2009, S. 57). Einen weiteren Einschnitt stellte die Einfiihrung des Privatfernsehens
in den 1980ern dar. Die Vervielfachung der Angebote und die Suche nach An-
gebotsnischen fithrten zu Skandalisierung der Berichterstattung und Boulevardi-
sierung der Inhalte. Im Kampf um die Aufmerksamkeit der Zuschauer wurde sich
zusehends auf die Nachrichtenfaktoren Negativitdt und Prominenz sowie auf den
Unterhaltungssektor konzentriert (vgl. Rhomberg 2009, S. 58). Der intensivierte
intermediale Wettbewerb und steigende Produktionskosten lduteten parallel dazu
eine Krise auf dem Zeitungsmarkt ein, die sich in zunehmender Pressekonzentra-
tion ausdriickt, wodurch die Verlagszahlen sanken und Ein-Zeitungskreise zunah-
men (vgl. Schiitz 1995, S. 324).

Insgesamt richten sich Massenmedien als Sender von Informationen und Bot-
schaften primér einseitig (unidirektional) an ein eher passives Publikum. Die An-
zahl an Feedbackmoglichkeiten, z. B. mit Hilfe von Leserbriefen oder Horeranru-
fen, ist begrenzt und relativ aufwendig.

Der Kommunikationsraum Internet und das
Partizipationspotenzial von Social Media

Die Sender-Empfanger-Beziehung und die zugrundeliegenden Machtverhéltnis-
se dnderten sich mit der Entstehung des Internets. So schreibt Habermas (2008,
S. 161) in seinem Essay ,,Ach, Europa“:

Das World Wide Web scheint freilich mit der Internetkommunikation die Schwié-
chen des anonymen und asymmetrischen Charakters der Massenkommunikation
auszugleichen, indem es den Wiedereinzug interaktiver und deliberativer Elemente
in einem unregulierten Austausch zwischen Partnern zuldsst, die virtuell, aber auf
gleicher Augenhohe miteinander kommunizieren.

Diese Einschitzung deutet an, dass der technische Medienwandel sich tiefgriindig
auf die Kommunikationsbeziehungen in der Gesellschaft auswirken kann. Kritisch
zu hinterfragen bleibt, inwiefern angesichts des Bedarfs nach Programmierkennt-
nissen oder wegen der unterschiedlichen Verbreitung digitaler Zugangswege alle
Partner wirklich gleichberechtigt kommunizieren. AuBerdem findet der Austausch
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z. B. auf den Websites und Online-Prasenzen von Unternehmen und anderen Orga-
nisationen nicht unreguliert statt. Sicher ist aber, dass ein neuer virtueller Kommu-
nikationsraum entstanden ist, der ,,Cyberspace®, in dem rdumliche oder zeitliche
Grenzen der Offentlichkeit {iberwunden werden konnen (vgl. Bentele und Noth-
haft 2010, S. 112; Graham 1999, S. 86 ff.; Miller 2011, S. 61).

Die im Internet stattfindende Online-Kommunikation umfasst die ,,Gesamtheit
netzbasierter Kommunikationsdienste, die den einzelnen Kommunikationspart-
ner via Datenleitung potenziell an weitere Partner riickkoppeln und ein ausdif-
ferenziertes Spektrum verschiedenartiger Anwendungen erlauben® (Réssler 2003,
S. 504). Durch die im Netzwerk des Internets verbundenen Computer entsteht
ein Quasi-Massenmedium, mit dem verschiedene Kommunikationsmodi méglich
sind. Unterschieden werden kann nach:

* Kommunikatoren- und Rezipientenzahl: ein zu eins (1:1), eins zu viele (1:n),
viele zu einem (n:1) und viele zu vielen (n:n),

* zeitlicher Dynamik: synchrone und asynchrone Kommunikation,

 Initilerung der Kommunikation: Push- bzw. Pull-Kommunikation (Réssler
2003, S. 506).

Folglich ist das Internet entgegen weitldufiger Bezeichnungen nicht trennscharf als
Medium zu verstehen, sondern als ein Biindel verschiedenartiger Plattformen bzw.
Kommunikationsmodi (vgl. Déring 2003, S. 125). Diese er6ffnen rein technisch
betrachtet neues Potenzial fiir die symmetrische Kommunikation zwischen Kom-
munikatoren und Rezipienten, indem Rezipienten selber Inhalte ins Netz stellen
oder einfach per E-Mail nachfragen konnen (vgl. Zerfall und Fietkau 1997, S. 40;
Oenicke 1996, S. 64). Sender oder Kommunikatoren kénnen durch die zur Verfii-
gung gestellte Technik immer auch Empfanger oder Rezipienten von Botschaften
sein — ein Kreislauf entsteht. Dennoch bedarf es immer noch Programmierkennt-
nisse und technischer Ausstattung, um an 6ffentlichen Debatten teilhaben zu kon-
nen.

Weiter vereinfacht wurde dies durch die Entstehung von Social Media mit fol-
genden Meilensteinen: die erste Nennung von Weblogs (heute Blogs) 1997, die
Einfiihrung von RSS (Really Simple Syndication) 1999, von Wikipedia 2001 und
MySpace 2003 sowie von Flickr und Facebook 2004, von YouTube 2005 und Twit-
ter 2006 (vgl. Brown 2009, S. 8 ff.). Ab 2004 etablierte sich — ausgehend von der
ersten Verwendung durch Tim O’Reilly — der Begriff Web 2.0 fiir die technischen,
6konomischen und rechtlichen Grundlagen (vgl. Kaplan und Haenlein 2010,
S. 60 f.). Die Gesamtheit dieser offenen, interaktiven und partizipativen Dienste,
wird als ,,Social Web* bezeichnet und die einzelnen Anwendungen als Social Me-
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dia (vgl. Zerfal und Sandhu 2008, S. 285). Der zugrundeliegende Medienwandel
driickt sich darin aus, dass sich die Informationsarchitektur verdndert, indem bspw.
immer mehr Vernetzungen entstehen und sich der Nachrichtenstrom digitalisiert
(vgl. Newhagen und Rafaeli 1996, S. 6). Die wichtigsten technischen Trends, die
diese Entwicklung vorantreiben, sind:

. die Konvergenz von Plattformen,

. die Verkleinerung technischer Gerite,

. die Einbindung der Gerite in den Alltag/die stindige Erreichbarkeit,

. kabellose und Breitbandzuginge,

. das Auslagern von Daten ins Internet (,,Cloud Computing®) (vgl. van Dijk 2012,
S. 59).

DN B W N =

Neben den technischen Komponenten spielt ein Aspekt fiir Social Media eine be-
sonders wichtige Rolle: die Beziehungsnetzwerke zwischen verschiedensten Ak-
teuren. Im virtuellen Raum des Social Web miissen Nutzer nicht nur passiv Infor-
mationen konsumieren, sondern konnen diese auch aktiv erstellen, verdndern und
teilen. Eine groBe Zahl an Akteuren kann folglich die 6ffentliche Kommunikation
und Meinungsbildung beeinflussen (vgl. Downey und Fenton 2003; Fraas et al.
2012, S. 10 f., 30 ff.; Miller 2011, S. 14 ff.; Neuberger 2007, S. 36; van Dijk
2012, S. 189 ff.). Diese technik-optimistische und normative Sichtweise muss in-
sofern relativiert werden, als dass der Austausch z. T.: in kleinen Nischengruppen
stattfindet, sodass Einzelmeinungen aufgrund der immensen Datenflut gar nicht
Offentlich sichtbar sind. Das heiflt ferner nicht, dass alte Machtstrukturen, z. B.
die Meinungsfiihrerschaft von Massenmedien, komplett verschwinden. Zum einen
werden die klassischen Massenmedien nicht verdrdngt, zum anderen nutzen sie
gezielt medienkonvergente Formate. Traditionelle Gatekeeper wie Journalisten
konnen ihre Meinungsmacht tiber z. B. Twitter weiter ausbauen und folglich die
Offentliche Meinung priagen. Insbesondere 6konomisch gut aufgestellte Akteure
und Organisationen besitzen die notwendigen Ressourcen, um gezielt in umfang-
reiche und professionelle Social-Media-Kommunikation zu investieren und damit
etablierte Vermachtungsprozesse zu replizieren. Das Leitmotiv dahinter ist nicht
die Suche nach Dialog oder Partizipation, sondern die eigene Wertschopfung. Den-
noch zeigen die Palmdlkrise von Nestl¢, der Dawanda-Skandal von Jack-Wolfskin
oder die Pandakrise des WWF, dass sich bei Verfehlungen groBer Organisationen
schnell schlagkriftige Gegenoffentlichkeiten formieren konnen. Auch neue Mei-
nungsfiihrer, z. B. engagierte Aktivisten, konnen sich auf Twitter einen groflen
Follower-Kreis aufbauen und hohe Reichweiten erzielen, was klassische Gatekee-
per-Konzepte erweitert.
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Mediatisierung und Medienkultur

Fiir die Gesellschaften des 21. Jahrhunderts spielen Medien eine wichtige Rolle.
Krotz (2007) nennt die heutige Kultur deshalb eine ,, Medienkultur . Damit be-
zieht er sich auf die enorme Anzahl an zur Verfiigung stehenden Medien, Medien-
angeboten und Medienfunktionen (vgl. Krotz 2007, S. 33). Der Konkurrenzdruck
zwischen den unterschiedlichen Angebote, die um die Budgets und Aufmerksam-
keit der Rezipienten buhlen, steigt mit der Ausdifferenzierung und Spezialisierung.
Insbesondere das Internet, wo Filmmaterial und Zeitungsartikel kostenlos zur Ver-
fligung stehen, flihrt zu einem enormen dkonomischen Druck auf die anderen
Medien. Nutzer, die jederzeit umsonst Inhalte nach ihren Bediirfnissen abfragen
konnen, sind weniger gewillt sich an festgelegte Fernsehprogramme zu halten oder
fiir Zeitschriften-Abonnements zu bezahlen. In Bezug auf letzteres wird zwar mit
neuen Bezahlmodellen experimentiert, was aber noch keine befriedigenden Losun-
gen hervorgebracht hat. Dem Wettbewerb um Budgets liegt der noch viel wichtige-
re Kampf um Aufmerksamkeit der Rezipienten zugrunde. Auch dieser verschiebt
sich zugunsten des Internets, welches sich einfach, mobil und personalisiert nutzen
lasst. Diesbeziiglich ist zwar nicht mit einer Verdrdngung der anderen Massenme-
dien zu rechnen, aber immerhin mit zunehmender Parallelnutzung. Dabei gilt: ,,Je
kompatibler Medien sind, desto eher werden sie parallel genutzt (Best und Breu-
nig 2011, S. 16). Wihrend der Fernseher im Hintergrund 1duft wird bspw. online
gechattet oder wihrend des Zeitungslesens Radio gehort.

Mediatisierung ist aber nicht nur ein quantitativer Trend, auch die Bedeutung
der Medien nimmt immer weiter zu, sowohl fiir einzelne Menschen als auch fiir
Organisationen als Ganzes (vgl. Krotz 2007, S. 35 ff.; vgl. auch Burkart 2002,
S. 179 ff.). Diesbeziiglich schlussfolgert Krotz (2007, S. 38), dass sich immer
komplexere mediale Kommunikationsformen* entwickeln und das zwischen-
menschliche Zusammenleben ,,immer héufiger, ldnger, in immer mehr Lebensbe-
reichen und bezogen auf immer mehr Themen in Bezug auf Medien® stattfindet.
Diesen Sachverhalt sowie seine sozialen und kulturellen Folgen bezeichnet Krotz
als Mediatisierung, die ,,aber mit dem Internet ldngst nicht zu Ende* sei (Krotz
2007).

Die gesamtgesellschaftlichen Konsequenzen des Bedeutungsanstieges lassen
sich zugespitzt wie folgt zusammenfassen:

Cultural expressions are abstracted from history and geography, and become pre-
dominantly mediated by electronic communication networks that interact with the
audience and by the audience in a diversity of codes and values, ultimately subsumed
in a digitized, audiovisual hypertext. Because information and communication cir-
culate primarily through the diversified, yet comprehensive media system, politics
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becomes increasingly played out in the space of media. Leadership is personalized,
and image-making is power-making. (Castells 2003, S. 507)

Der Bedeutungsanstieg der Medien fiir die Bevolkerung und ihre Alltagsdurch-
dringung flihren dazu, dass andere gesellschaftliche Teilbereiche, wie z. B. das
politische Subsystem, sich den Funktionslogiken der Medien anpassen miissen.
Dabei geht es nicht darum, Politik im Beispielsfall allein auf Medieneffekte zu
reduzieren und die Relevanz von Werten und Interessen zu verleugnen. Aber um
im Wettbewerb bestehen und sich fiir seine Ziele einsetzen zu konnen, miissen
die Akteure Medien beriicksichtigen und gezielt einsetzen. Da Informationen vor-
nehmlich durch die diversen und komplexen Mediankanéle verbreitet werden, fin-
den auch politische Aushandlungsprozesse vermehrt dort statt (vgl. Castells 2003).
Castells formuliert diesbeziiglich, dass ,,they exist in the power game through and
by the media, in the whole variety of an increasingly diverse media system, which
includes computer-mediated communication networks® (Castells 2003, S. 507)
Angesichts des breiten zur Verfiigung stehenden Repertoires an Kanédlen und Ak-
teuren stellt diese eine weitere Herausforderung fiir das Werben um Akzeptanz
dar. Vor allem der durch das Internet implizierte Druck nach schnellen Reaktionen
katalysiert dies weiter.

Partizipation - zwischen Schlagwort und technischem
Potenzial

Aus einer technischen Perspektive betrachtet, erlauben es die technischen Neue-
rungen einer breiten Bevolkerungsschicht, auch ohne detaillierte Programmier-
kenntnisse Online-Inhalte zu verwenden und selbst zu generieren (vgl. Béchle
2006; Brown 2009, S. 84; Ebersbach et al. 2010, S. 288). Das kann sich sowohl auf
typische Social-Media-Inhalte beziehen, wie z. B. Blog-Artikel oder Facebook-
Kommentare, als auch auf die Kommentierung von online-verfiigbaren Inhalten
von Zeitungen oder Fernsehsendungen bzw. deren Weiterverbreitung {iber Emp-
fehlungen. Nutzer finden im Social Web eine enorme Vielfalt an verschiedenen
Angeboten vor, von Videoplattformen bis zu sozialen Netzwerken. Durch die Ent-
stehung von Feedbackkandlen stammen viele Beitrdge heutzutage von den Nutzern
selbst. Bruns (2009, S. 66 f.) nennt dies ,, Produtzung “ und zahlt vier charakteris-
tische Merkmale auf:

1. offen fiir Teilnahme oder Bewertung durch die Gemeinschaft,
2. wandelbare Heterarchie, Ad-hoc-Meritokratie,
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3. unfertige Artefakte und fortlaufende Prozesse,
4. gemeinschaftliches Eigentum und individueller Verdienst.

Meckel (2008, S. 477) bricht das auf nur drei Aspekte herunter: Partizipation,
emergente Vernetzung und Transparenz. Rezipienten werden zu Produzenten und
schaffen, verbinden und verschicken sogenannte benutzergenerierte Inhalte oder
User Generated Content (UGC). Dies kann sowohl ausfiihrliche Blogartikel um-
fassen, als auch Kommentare auf Facebook oder selbsterstelle Videos auf You-
Tube. Hippner und Wilde (2005, S. 441) attestieren in diesem Sinne fiinf Merkma-
le fiir Social Media:

. Fokus auf Individuen oder Gruppen,

. Regelung iiber Selbstorganisation der Anwender,

. freiwillige Einbindung der Individuen in Gruppen,

Wandel vom Informationskonsumenten zum -produzenten,

. Relevanz der Struktur von Informationen durch deren Verkniipfung.

S R S N

Die Technologie fungiert als Treiber fiir die Medienentwicklungen, indem z. B.
Algorithmen und Google als neue Gatekeeper den gesellschaftlichen Informations-
fluss beeinflussen. Auch neue Funktionslogiken und Gestaltungsprinzipien der
Medieninhalte leiten sich daraus ab, dass z. B. vermehrt Bewegtbilder und nur kur-
ze Texte nachgefragt werden. Sutter und Mehler sehen allerdings ein ambivalentes
Bild der Bewertung dieses Medienwandels ,,zwischen Faszination und Skepsis,
hochgesteckten Erwartungen und Vorsicht, kulturoptimistischen und kulturpessi-
mistischen Einstellungen (Hippner und Wilde 2005, S. 15).

Folgen fiir die Konstitution von Offentlichkeit

Die Entstehung von Medieninnovationen hat im Laufe der Geschichte dazu ge-
fiihrt, dass den Nutzern immer mehr und immer weiter ausdifferenzierte Angebote
zur Verfiigung stehen. Seine Kulmination hat dieser Prozess in der Entstehung des
Internets und Social Media gefunden, welche zugleich einen Strukturwandel der
Offentlichkeit im Cyberspace als Kommunikationsraum mit sich gebracht haben.
Durch systemimmanente Feedbackméglichkeiten wandeln sich bestehende Offent-
lichkeiten und neue, globale Offentlichkeiten entstehen (vgl. Oenicke 1996, S. 64).
Pleil (2010, S. 14) grenzt den neuen Kommunikationsraum von der klassischen
Medienoffentlichkeit ab und bezeichnet ihn als ,, vormedialen Raum “. Er sieht da-
rin einen ,,bevolkerten Marktplatz, auf dem ein Issue Bekannte, die sich gerade
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begegnen, ins Gespréch bringt. Und womdglich springt das Thema von Griippchen
zu Griippchen (Pleil 2010, S. 14). Diese Entwicklung darf aber nicht zu einsei-
tig als Abschaffen des Bestehenden verstanden werden, sondern als Erweiterung
und Verschrinkung des Social Web mit den etablierten Medien. Als Konsequenz
lassen sich die drei Ebenen der Offentlichkeit — interpersonale, Versammlungs-
oder Themen- und Mediendffentlichkeit — nicht mehr eindeutig trennen (vgl. Pleil
2012, S. 20 f.). Die Verdnderungen kdnnen beispielhaft am Agenda-Setting-Pro-
zess nachvollzogen werden. Viele Themen werden von den Massenmedien auf-
gegriffen, weil sie im Social Web aufgekommen sind und dann massenmedial ver-
stiarkt werden, wodurch sie eine breite Offentlichkeit erreichen. Ersichtlich wurde
das beispielsweise, als die Bilder der Flugzeugnotlandung im Hudson River zuerst
im Social Web auftauchten und die klassischen Massenmedien sie dann in ihre
Berichterstattung aufnahmen. Auch die Proteste des Arabischen Frithlings wur-
den ausfiihrlich in Social-Media-Plattformen dokumentiert und kommentiert, dies
diente dann den Medien als Informationsquelle.

Oft wird der vormediale Raum allerdings normativ verzerrt beschrieben und
mit starken Hoffnungen verbunden, z. B. im Hinblick auf Partizipation. Inwiefern
der allen Medien inhdrente Machtkampf um Deutungshoheiten aber zugunsten der
Rezipienten ausfillt, dariiber gibt es aufgrund der sich immer noch entwickeln-
den Sachlage unterschiedliche Ansichten (vgl. Brown 2009, S. 83; Schelske 2006,
S. 129 ff.). Einerseits ermdglichen die neuen Medien es beispielsweise Aktivisten-
gruppen, sich im Web frei, ohne die notwendige Vermittlung von Gatekeepern zu
artikulieren. Andererseits werden, wie bereits erwihnt, bestehende Machtverhélt-
nisse repliziert. Unternehmen tragen heute z. B. selber zur Meinungsbildung im
vormedialen Raum bei, indem sie iiber Corporate Media, Content Marketing oder
anderen Content-Strategien dhnlich wie traditionelle Medien auftreten. In diesem
Spannungsfeld finden heute Akzeptanzdebatten statt, z. B. rund um GroBprojekte
wie Stuttgart 21 oder um Ereignisse wie die Bundestagswahl.

Akzeptanzzuschreibung - Komplexitat, Defizite und
Dynamiken

Der Medienwandel hat zu einer vielfaltigen Landschaft an Medienangeboten ge-
fiihrt, die um Budgets und Aufmerksamkeit konkurrieren. Social Media ersetzen
dabei klassische Medien nicht, schaffen aber neue Plattformen fiir zusatzliche In-
formationen und vielféltige Meinungen im vormedialen Raum. Diese Vielfalt er-
hoht die Komplexitit fiir gezieltes Werben um Akzeptanz. Klassische Kommunika-
teure im Sinne gesellschaftlicher Akteure wie z. B. der Kirche oder politischer Par-
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teien haben einerseits weiterhin die Chance, selber die 6ffentliche Kommunikation
zu beeinflussen und somit klassische Machtstrukturen zu replizieren. Andererseits
ist es ihren Gegnern einfacher, schneller und kostengiinstiger moglich, Gegendar-
stellungen zu verdffentlichen und selber zum Agenda-Setting beizutragen. Hinzu
kommen gestiegene Anspriiche seitens der Rezipienten, die bspw. gezielt Infor-
mationen nachfragen bevor sie Akzeptanz zuschreiben. Auch wird erwartet, dass
sich diejenigen, die um Akzeptanz werben, mit kritischen Meinungen und anderen
Standpunkten auseinandersetzen. Eine gewisse Nutzeremanzipation driickt sich
ferner darin aus, dass diese den Empfehlungen ihrer Kontakte und Freunde mehr
vertrauen als der strategischen Kommunikation anderer Akteure. Stellt ein Unter-
nehmen z. B. die Vorteile eines Stromtrassenbaus dar, wirkt dies hdufig dennoch
unglaubwiirdiger als die Meinungen anderer Rezipienten, die miteinander im sel-
ben Medium ,,auf Augenhdhe* kommunizieren. Uberdies beschleunigt die schnel-
le und einfache Kommunikation im Social Web die Dynamik von Akzeptanzdebat-
ten in der Gesellschaft. So wurde in nur sehr kurzer Zeit immenser Online-Protest
gegen das Projekt Stuttgart 21 organisiert und miteinander vernetzt. An diesem
Beispiel lassen sich die Funktionslogiken des Internets gut erkennen. Schnell nah-
men die klassischen Medien die Proteste als Thema auf und viele Menschen zog es
auf die Straf3e, um ,,0ffline* zu protestieren.

Fiir die Zuschreibung von Akzeptanz spielt die Gesamtheit der Medien mit
ihren jeweiligen Spezifika und vor dem Hintergrund des intermedialen Wettbe-
werbs eine wichtige Rolle. Insgesamt ist die Bedeutung der Medien auch fiir ande-
re gesellschaftliche Bereiche wie Wirtschaft und Politik immens gestiegen, sodass
eine Orientierung an deren GesetzmiBigkeiten immer wichtiger wird. Auch fiir die
Strukturen der Offentlichkeit hat dies Folgen. Die Entstehung von Social Media
treibt den Strukturwandel weiter voran, allerdings wird dies hdufig mit iiberhdhten
Erwartungen z. B. hinsichtlich Partizipation und Mitbestimmung beladen. Zwar
fiithren einfache und kostengiinstige Publikationsmdglichkeiten dazu, dass immer
mehr Akteure den vormedialen Raum beeinflussen konnen, trotzdem bleiben auch
klassische Machtbalancen und Akteure zumindest ansatzweise bestehen. Hier ist
zwischen technischem Potenzial und der tatsdchlichen Nutzung zu unterscheiden.
Dennoch sollten sich vor allem gesellschaftlich etablierte Akteure ihres Akzep-
tanzdefizites in den Augen vieler Internetnutzer bewusst sein, die lieber auf das
Urteil Gleichgesinnter vertrauen. Im Krisenfall konnen aus diesem Defizit leicht
weitere Akzeptanzverluste entstehen, die zudem 6ffentlich sichtbar, auf lange Zeit
nachvollziehbar online dokumentiert werden. In toto legen die Mediennutzung der
Zielgruppen und ihre Anspriiche die Rahmenbedingungen fest, wenn bei ihnen um
Akzeptanz geworben werden soll. Deshalb ist die Beschéftigung mit dem Wandel



110 A. Linke

ihrer Mediennutzungsmuster ein wichtiger Ausgangspunkt fiir strategische Kom-
munikation in Akzeptanzdebatten.
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Lokale Akzeptanzdiskurse

Der kommunikative Nahraum als kritische
Resonanzflache bei Infrastrukturprojekten

Felix Krebber

Wenn sich Windparks iiber Landschaften ausbreiten, Stromtrassen Taler {iberspan-
nen oder neue Verkehrswege Schneisen durch Bergmassive schlagen, verbinden
sich iiberregionale Fragen von Mobilitdt oder Energieversorgung in bundesweiter
oder europdischer Dimension mit den vor Ort erlebbaren Verdnderungen. Beson-
ders im Lokalen entstehen bei Infrastrukturprojekten teils sehr emotionale Dis-
kurse. Der Beitrag zeigt die kommunikativen und medialen Rahmenbedingungen
dieser Diskurse in lokalen Kommunikationsrdumen auf. Daraus folgernd werden
ein Bezugsebenenmodell der Akzeptanzkommunikation entwickelt und Schluss-
folgerungen fiir Akzeptanzmanagement und Akzeptanzkommunikation abgeleitet.

Akzeptanz im Lokalen

Infrastrukturen auszubauen ist auf der einen Seite unverzichtbar in einem Indus-
tricland, das auf eine sichere Energieversorgung und den ziigigen Transport von
Personen und Waren angewiesen ist. Auf der anderen Seite entsteht aber ein Un-
gleichgewicht zwischen denjenigen, die von den Maflnahmen profitieren, gegen-
tiber denjenigen, die von den Maflnahmen direkt — etwa durch Wertverlust des
Grundstiicks — oder indirekt — durch eine Beeintrichtigung des weiteren Lebens-
umfeldes — betroffen sind. Besonders im Lokalen steigen regelméfig Unmut und
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Erregung, wenn sich Infrastrukturprojekte ankiindigen, deren gesamtgesellschaft-
licher Nutzen von Zumutungen vor Ort {iberlagert wird. Im Zusammenhang mit
Infrastrukturprojekten wird in unserer Zeit so vielfach ihre mangelnde Akzeptanz
diskutiert. Biirger hinterfragen Entscheidungen von Politik und Wirtschaft und
nehmen sie nicht mehr stillschweigend hin. Besonders relevant wird dies, wenn
sich Biirger in ihrem Lebensumfeld betroffen sehen, wie Reprisentativbefragun-
gen zeigen. Wihrend sich bei Projekten iiberregionaler Bedeutung, die keine kon-
krete lokale Betroffenheit erzeugen, immerhin 55 % der Befragten fiir oder gegen
ein Projekt engagieren wiirden, gaben bei lokaler Betroffenheit sogar 86 % der
Befragten an, sich einbringen zu wollen (vgl. Hitschfeld 2013). Wird nach tatsdch-
licher Partizipation gefragt (vgl. TNS Emnid 2012), zeigen die Ergebnisse, dass
es vielfach nicht nur bei einem abstrakten Partizipationswunsch bleibt. Der Studie
zufolge hat sich gut jeder zweite Deutsche bereits im Zusammenhang mit einem
lokalen Infrastrukturprojekt beteiligt (55 %). Héufigste Form ist die Teilnahme an
einer Biirgerversammlung (46 %), der Protest (19 %) oder das Engagement inner-
halb einer Biirgerinitiative (15 %). Einflussgrofe ist der Studie zufolge die Wohn-
ortgréfe, da sich Befragte aus Orten mit hochstens 100.000 Einwohnern deutlich
hdufiger engagierten als jene aus GroBstadten (vgl. Hitschfeld 2013).

All diese Partizipationsformen zeigen, dass es einen Wunsch nach Mitbestim-
mung iiber die repriasentative Demokratie hinaus gibt. Die legitimatorische Kraft
des politischen Systems scheint bei politischen Entscheidungen zusehends eine
geringere Rolle zu spielen. Traditionelle Quellen von Legitimation, wie bisher
iibliche Verfahren der Entscheidungsfindung und Entscheidungsbegriindung, die
Luhmann (1993) beschreibt, vermdgen offenbar immer weniger Wirkung zu ent-
falten. Vielmehr entsteht das, was Beck (1993) unter ,,Subpolitik® versteht: eine
»gedoppelte Welt, die sich nicht aufeinander abbilden ldsst®, in der die Welt der
symboltrichtigen politischen Institutionen der Welt einerseits der politischen All-
tagspraxis mit ihren Konflikten, Machtspielen, Instrumenten und Arenen anderer-
seits gegeniiberstehe (S. 155). Infrastrukturprojekte erhalten ihre Legitimitit also
nicht mehr nur durch den Beschluss der politischen Instanzen. Der Vorhabentrager
selber wird rechenschaftspflichtig gegeniiber der Offentlichkeit. Er agiert in einem
gesellschaftspolitischen Umfeld, in dem der Gestus des ,,informierten Infragestel-
lens und kompetenten Dagegenseins® (Lucke 1995, S. 12) das Handeln in vielen
gesellschaftlichen Gruppen prégt. Eine bedeutsame Rolle bei der Beforderung von
Akzeptanz spielt hier das Kommunikationsmanagement aufseiten des Vorhaben-
trigers.
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Akzeptanz und Kommunikation

Dem Kommunikationsmanagement, verstanden als Management der Kommunika-
tionsbeziehungen zwischen Organisationen und ihren Bezugsgruppen und damit
als ,,Management durch Kommunikation und Management der Kommunikation
(Mast 2002, S. 25) wird das Potenzial zugeschrieben, einen ,,Beitrag zur sozia-
len Integration [...] durch die Losung von Zweck und Mittelkonflikten bzw. der
Klarung strittiger Situationsdefinitionen und Handlungsinterpretationen im Nah-
bereich® (Zerfal3 2010, S. 208) zu leisten. Das Kommunikationsmanagement tragt
zur Legitimation der Organisation oder des Unternehmens im gesellschaftspoliti-
schen Umfeld bei (vgl. Zerfal 2010, S. 282 f.). Gleiches gilt auch fiir einzelne Pro-
jekte. Akzeptanzkommunikation kiimmert sich innerhalb des Akzeptanzmanage-
ments um die kommunikativen Anteile der Problemlésung, da Akzeptanzprobleme
immer auch (aber nicht nur) kommunikative Probleme sind, die auch (aber nicht
nur) kommunikativ bearbeitet werden miissen. Nicht selten miissen auch nicht ak-
zeptierte Bestandteile oder Aspekte des Projektes selber verdndert werden. Haufig
allerdings fithren aber nicht etwa technische Fragen, sondern kommunikative As-
pekte des Umgangs mit einem Projekt zu Akzeptanzproblemen, wie sich in einer
Analyse zur politischen Kommunikation des Projektes ,,Stuttgart 21 zeigte (vgl.
Krebber et al. 2012). In der Untersuchung wurde deutlich, dass sich negative Ver-
trauenszuschreibungen in der Medienberichterstattung auf das Kommunikations-
verhalten der Akteure bezogen.

Infrastrukturprojekte haben immer eine lokale Dimension. Sie werden an kon-
kreten Orten realisiert und tangieren verschiedene Ebenen dieses lokalen Raumes,
die im Folgenden néher geschildert werden. Die politische und administrative Ebe-
ne des lokalen Raumes ist bei genehmigungsrechtlichen Prozessen, wie Planfests-
tellungs- oder Raumordnungsverfahren, von Belang. In der Landschaft vollzieht
sich das Bauprojekt und auf der gesellschaftlichen Ebene geht es um die Akzeptanz
des Projektes. Daher ist die Kenntnis des lokalen Raumes entscheidend fiir die Be-
forderung von Akzeptanz bei Infrastrukturprojekten. Zur Konzeption von Strate-
gien im lokalen Raum muss dessen Beschaffenheit in die Projektplanung wie auch
in die Projektkommunikation einbezogen werden, da sich Befindlichkeiten in loka-
len Rdumen auch deutlich unterscheiden konnen. Ein Einblick in diese Besonder-
heiten wird im Folgenden vermittelt, indem zunéchst auf die Eingrenzung lokaler
Réume eingegangen wird, emotionale Aspekte lokaler Raume als Heimat themati-
siert, lokale Rdume als Kommunikationsrdume beschrieben und Implikationen fiir
das Akzeptanzmanagement und die Akzeptanzkommunikation aufgezeigt werden.
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Lokale Kommunikationsraume

Der Blick auf lokale Kommunikationsrdume ist wichtig, da sich hier lokale Ak-
zeptanzdiskurse zutragen. Verschiedene Zugénge versuchen das ,,Lokale* bezie-
hungsweise ,,lokale Rdume* definitorisch zu fassen. Lokale Rdume sind sehr stark
interpretative Konstrukte der in dem Raum lebenden Menschen und gepragt von
einer Reihe von Faktoren. Herrmann (1998, S. 23) bietet drei Kategorien fiir die
Bestimmung lokaler Kommunikationsraume an: Erstens die topografische Pers-
pektive. Bergketten etwa dominieren Siedlungsverhalten oder Verkehrswege von
Menschen und grenzen so Gebiete ein und voneinander ab. Zweitens: Die terri-
toriale Perspektive berlicksichtigt historisch gewachsene Grenzen von Riumen,
etwa durch einstige Fiirstentlimer. Drittens: Der juristisch-administrative Blick
fokussiert auf Verwaltungsgrenzen. Politikwissenschaft, Soziologie und Ethnolo-
gie nehmen die in dem Raum lebenden Menschen in den Blick. Diese Kategorien
lassen sich durch die Determinanten fiir die Entstehung von Kommunikationsriu-
men von Ronneberger (1980, S. 158 ff.) erweitern. Priagend fiir Kommunikations-
rdume sind ihm zufolge mehrere Faktoren: Sprache hélt er unter Einbeziehung
von Dialekten und Soziolekten auf subnationaler Ebene, ebenso wie Lesefdhig-
keit, fiir bedeutsam. Verkehrs- und Technik-Infrastrukturen schreibt er ebenfalls
eine raumpragende Wirkung zu. Ein weiteres Kriterium ist bei Ronneberger das
Sozialbewusstsein, das etwa Zugezogene von Einheimischen trennt. Auch Verwal-
tungsgrenzen beschreibt er als Raumdeterminanten. Organisationen konnen ihm
zufolge ebenfalls Raumgrenzen konstituieren, etwa kommunale Zweckverbéande,
Wirtschaftsunternehmen, politische Parteien und mitgliederstarke Interessenver-
biande. Massenmedien schreibt er auch das Potenzial zu, Rdume zu prigen (vgl.
auch Ronneberger 1990). Dies ist plausibel, denkt man an Raumgrenzen von Ver-
breitungsgebieten, den regionalen und lokalen Bezug ihrer Themen, sowie an die
lokale Identitét, die publizistisch befordert werden kann. Unter dem Schlagwort
des Sozialbewusstseins fasst Ronneberger (1980) ,,Resultante aus Einstellungen,
die sich auf die Interpretation von sozialen Lagen beziehen® (S. 159) zusammen,
wie Beruf, Einkommen, Bildungsgrad oder auch Gemeinsamkeiten des Alters, die
ebenfalls Kommunikationsrdume bilden. Die starke emotionale Aufladung des lo-
kalen Raumes arbeitet Ronneberger anhand des Faktors Tradition heraus. Werte
wie Heimat, Sitten und Gebrduche prigen demzufolge das Zusammengehorig-
keitsgefithl von Menschen. Bestimmte Begriffe oder gewisse Anspielungen ver-
weisen auf gemeinsam erfahrene Vergangenheit und lassen einen gemeinsamen
Bedeutungs- und Bezugsrahmen entstehen.

Lokale Kommunikationsrdume werden also von einer Vielzahl von Faktoren
geprigt, wenngleich es keine trennscharfe Definition von Rdumen geben kann (vgl.
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Kurp 1994). Das eine Kriterium gibt es nicht, vielmehr miissen mehrere Faktoren
einbezogen werden, wenn ein Kommunikationsraum und ein Adressatenkreis fiir
Kommunikate bestimmt werden soll. Dies muss im Einzelfall und individuell ge-
schehen.

Lokaler Raum als Heimat

Ein eng mit dem lokalen Raum verbundener Aspekt, der im Zusammenhang mit
Akzeptanzdiskursen von Bedeutung ist, ist der emotionale und zunédchst antiquiert
klingende Begriff der Heimat, der im vorigen Absatz bereits anklang. Wie wich-
tig dieser Heimatbegriff auch und gerade heute ist, zeigt die Tatsache, dass der
Freistaat Bayern erst jlingst ein Heimatministerium einrichtete, die Rhein-Zeitung
ihre Lokalausgaben seit Jahren Heimatausgaben nennt. Befragungen der Betroffe-
nen von InfrastrukturmaBinahmen im Kontext der Energiewende zeigen, dass der
»Schutz der Heimat* eines der wesentlichen Motive bei Protesten beispielswei-
se gegen Windkraftanlagen ist (vgl. Marg et al. 2013): ,,Sie handeln und wehren
sich, um ihre Heimat, ihre Gemeinde, ihr Zuhause, ihren Lebensort zu schiitzen®
(S. 105). Dabei sind die Betroffenen zumeist gar nicht direkt durch einen Ein-
griff in die ,,eigenen vier Wéande* betroffen. Sie leben nicht unter oder iiber einem
Stromkabel oder werden durch den Schlagschatten eines Windrades beeintrachtigt.
Vielmehr geht es ihnen um den Eingriff in ihr personliches Lebensumfeld, das
Geborgenheit und Sicherheit vermittelt. Dieses Umfeld wollen sie fiir sich und
die kommenden Generationen bewahren (vgl. Marg et al. 2013). Diese Haltungen
sorgen dafiir, dass Proteste gegen Infrastrukturprojekte oftmals so emotional auf-
geladen sind. Die so verstidndliche und nachvollziehbare Heimat mit den vielleicht
personlich bekannten Akteuren wird zum Riickzugsort in einer immer komplexer
werdenden Welt, deren globalen Prozesse immer undurchschaubarer werden. Hier
seien etwa die Globalisierung oder die gesellschaftliche Modernisierung genannt,
deren Ursprung bereits in der Industrialisierung des 19. Jahrhunderts liegt. Bereits
zu dieser Zeit haben Menschen die Erfahrung des Verlustes von Heimat und Nah-
welt gemacht.

Piepmeier (1990) beschreibt den heutigen Fortschritt als einen Prozess, der die
,bestehende Nahwelt problematisiert, auflost, zerstort™ (S. 95). Mit den ungeheu-
ren wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Transformationsprozessen dnderte sich
auch der Bezug zum Lebensumfeld. Im Zuge dessen wurde Heimat als ,,vertraute,
unveridnderte Nahwelt” zur ,,Gegenkategorie® und zum ,,Kontrast zu Industrieland-
schaften® (Piepmeier 1990). Und noch mehr: Piepmeier (1990) arbeitet Heimat als
Gegenentwurf zur komplexen Gesellschaft heraus: ,,Gegen die Komplexitét, und
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das heifit oft Undurchschaubarkeit gesellschaftlicher Zusammenhénge, wird Hei-
mat als Nahwelt gefordert. Man wendet sich gegen die beschleunigte Verdnderung
der gewohnten Umwelt, das heilit, gegen den Verlust der Vertrautheit alltédglicher
Lebenswelt™ (S. 96). Doch wihrend die Industrialisierung jedem Einzelnen Kom-
pensation der Harten durch einen steigenden Lebensstandard und die Verheiung
von Wohlstand versprach (vgl. Bausinger 1990), fehlt dieses Versprechen Men-
schen, die heute in ihrem Lebensumfeld von Eingriffen betroffen sind. Mit der
Vokabel Heimat ,,artikuliert sich ein Unbehagen an der Moderne ebenso wie der
Anspruch auf eine personlich gestaltete, vertraute Lebenswelt in einer modernen
Gesellschaft™ beschreiben Cremer und Klein (1990, S. 34) das Bediirfnis, das in
der Erosion lebensweltlicher Traditionsbestdnde und dem Verlust sinnstiftender
Bindungen und Beziige seine Ursache finde. Heimat ist aber nicht immer gleich
der urspriingliche Wald oder das malerische Dorf: Heimat ist immer eine gefiihlte
Kategorie von personlichem Lebensumfeld. Eingriffe in Heimat sind somit immer
auch Eingriffe in den personlichen Bereich, was hilft, die Betroffenheit bei Eingrif-
fen in als Heimat empfundene Landschaften nachvollziehen zu kénnen.

Medien und Offentlichkeit im lokalen Raum

Auch Medien wird, wie eingangs beschrieben, raumkonstituierende Kraft zuge-
schrieben. Hier sind auf der einen Seite journalistische Medien zu nennen, wie
auch zunehmend digitale (nichtjournalistische) Medien. Diese Faktoren werden
nun erldutert, um die medialen Rahmenbedingungen lokaler Kommunikation zu
veranschaulichen.

Journalistische Medien haben eine zentrale Rolle bei der Meinungs- und Wil-
lensbildung in der demokratischen Gesellschaft. Besonders im Lokalen kommen
den von Burkart (2002) beschriebenen Medienfunktionen, etwa der Herstellung
von Offentlichkeit, der Artikulation der verschiedenen Akteure, der Kritik und
Kontrolle oder der Aktivierung zur Partizipation eine besondere Bedeutung zu.
Medien fungieren als ,,Watchdog* und reflektieren kritisch das Handeln von poli-
tischen und wirtschaftlichen Akteuren. Eine Aufgabe, die trotz vielversprechender
Projekte von Biirgerjournalismus und im Internet im Wesentlichen professionellen
Journalisten in Print-, Horfunk- und Fernsehmedien vorbehalten ist. Sie verfligen
tendenziell eher iiber genug Zeit, um Vorginge ausfiihrlich zu recherchieren und
aufzubereiten. Medien pragen und bilden die 6ffentliche Debatte ab, insbesondere
im Lokalen. Dabei darf aber der kritische Zustand lokaler Publizistik nicht iiber-
sehen werden. So nimmt die Pressekonzentration zu, die Zahl der Ein-Zeitungs-
Kreise steigt und die publizistische Konkurrenz vor Ort nimmt ab (vgl. Schiitz
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2006; BDZV 2011). Zunehmender Kostendruck durch fehlende Anzeigen und sin-
kende Abonnentenzahlen sowie unzureichende Refinanzierungsmdéglichkeiten der
Online-Ableger versetzt die personell reduzierten Redaktionen unter Zeitdruck,
der weniger Raum flir Recherche ldsst und sich negativ auf die publizistische
Leistungsfahigkeit auswirkt. Partizipative Internetplattformen, die lokale Themen
behandeln, stellen eine Vielfalt stiftende Ergénzung dar (vgl. Adam et al. 2010),
konnen aber den professionellen, ,,klassischen” Journalismus nicht ersetzen. Die
lokalen Medien geniefen immer noch einen hohen Stellenwert in der Bevdlke-
rung. Sie sind flir die Biirger ganz wesentliche Quelle lokaler Information (vgl.
etwa Fink et al. 2010) und spielen in der 6ffentlichen Debatte und vor allem bei
der Themensetzung immer noch eine dominante Rolle. Die lokale Tageszeitung
ist Medium der Wahl der Biirger, wenn es um Information zu Infrastrukturprojek-
ten geht. 87 % der Befragten mdchten sich iiber dieses Medium informieren (TNS
Emnid 2012)!. Dies ist auch in Zeiten der hohen Nutzung sozialer Netzwerke im
Internet der Fall. Zwar werden sie in hohem Maf3e in der Bevolkerung genutzt —
43% der Internetnutzer sind in privaten Communities wie Facebook unterwegs
(Busemann & Gscheidle 2012) — doch haben diese privaten Communities eher
unterhaltungs- oder serviceorientierten Charakter. Die Suche nach aktuellen Nach-
richten aus Wirtschaft und Politik (7 %) oder die Diskussion iiber Inhalte aus Zei-
tungen (4 %) spielen keine nennenswerte Rolle (Busemann und Gscheidle 2012).
Die Hoffnung, soziale Netzwerke im Internet konstituierten einen neuen Ort des
politischen Rdsonnements, scheint sich angesichts der hdufig unterhaltungsorien-
tierten Nutzung nicht bewahrheitet zu haben (vgl. auch Imhoff 2012; Machill et al.
2014). Ungeachtet dessen spielen soziale Netzwerke eine Rolle fiir lokale Kom-
munikation, wenn auch zundchst eher unpolitisch. So erweisen sich location-based
services, also Dienste, die einen Ort mit dazugehdrigen Informationen verkniipfen
und durch mobile Endgeréte erfahrbar machen, als zunehmend wichtige Anwen-
dung, die jedoch eher fiir Einkaufstipps oder die personliche Vernetzung genutzt
wird.

Von politischer Relevanz werden die Social Networks, wenn Betroffenheit
beim Nutzer entsteht, die Interesse weckt. Das sind neben privaten Informationen
aus dem personlichen Umfeld auch Themen, die Betroffenheit erwecken kénnen.
Hier setzen Kampagnenstrategien in den Sozialen Netzwerken an (Social Cam-
paigning), die in Bezug auf lokale Themen die Verteilungsmechanismen des Inter-
nets nutzen, um Offentlichkeit herzustellen (vgl. Xaidialoge und Europa-Univer-
sitdt Viadrina 2012, S. 133). Social Networks haben dabei besonders fiir lokale

! Ein bundesweites Online-System wiinschen sich 66% der reprisentativ Befragten, dar-
unter eher die jlingeren, urbaneren Zielgruppen. Informationsveranstaltungen befiirworten
56 %, Postwurfsendungen 52 % (TNS Emnid 2012).
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Biirgerinitiativen den enormen Vorteil, unabhingig und mit wenig finanziellem
und personellem Aufwand eine Internetprasenz erstellen zu konnen und Sympathi-
santen und Aktivisten zu informieren und zu mobilisieren. Auf diese Weise wirken
die Medienangebote im Internet auf den lokalen Kommunikationsraum. Sie geben
der ohnehin netzwerkartigen Form lokaler Kommunikation (vgl. Haller 2003) eine
technische Infrastruktur und sind somit gleichzeitig globale wie auch lokale me-
diale Infrastruktur.

Ebenen offentlicher Kommunikation

Nachdem der lokale Raum als Kommunikationsraum beschrieben wurde, stehen
nun die unterschiedlichen Ebenen 6ffentlicher Kommunikation im Vordergrund.
So konnen fiir Akzeptanzdiskurse verschiedene Bezugsebenen aufgezeigt werden,
die zu deren Verstindnis beitragen.

Akzeptanzdiskurse bei Infrastrukturprojekten lassen sich idealtypisch mit dem
Ebenenmodell von Gerhards und Neidhardt (1990) beschreiben, das als erste Ebe-
ne von Offentlichkeit die Encounter-Ebene kennt, auf der sich Offentlichkeit als
Kommunikation au trottoir im personlichen Gespréch zeigt. Hier etwa ist das Ge-
spriich am Gartenzaun einzuordnen. Offentliche Veranstaltungen sind eine struktu-
rierte Form von Offentlichkeit. Exemplarisch genannt seien der Informationsabend
der Biirgerinitiative oder der Demonstrationszug. Auf die Ebene der Massenme-
dien gelangt ein Thema erst durch die journalistische Selektion, die auf Relevanz-
einschitzungen beruht. Das Modell kann sowohl fiir den lokalen Raum angewen-
det werden, ist aber auch auf eine Region, die nationale Ebene oder theoretisch
auch international libertragbar, vorausgesetzt, es gibt durch ein global relevantes
Ereignis oder Thema eine internationale Mediendffentlichkeit. Die von Gerhards
und Neidhardt beschriebenen Ebenen von Offentlichkeit lassen jedoch rdumliche
Beziige unterbelichtet. So konnen die Ebenen der Themendffentlichkeit auch im
Regionalen, etwa bei einer Veranstaltung mit dem Einzugsgebiet eines gesamten
Bundeslandes oder national mit bundesweitem Teilnehmerkreis {ibertragen wer-
den. Auch europdische oder globale Veranstaltungen sind denkbar, durch die sich
eine europdische oder globale Offentlichkeit konstituiert. So sei etwa an Europa-
oder Weltmeisterschaften im Sport gedacht. Gleiches gilt fiir die verschiedenen
Ebenen der Medien. Regionale Programme wie die verschiedenen 6ffentlich-recht-
lichen Landesrundfunkanstalten sind ein Beispiel fiir eine regionale Offentlichkeit.
Bundesweit erscheinende Tageszeitungen bilden Offentlichkeit auf einer nationa-
len Ebene ab.
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Eder und Kentner (2000, S. 328) bieten eine weitere Kategorie an: diejenige
der themenspezifischen Offentlichkeit, die entsteht, wenn zur gleichen Zeit iiber
gleiche Themen unter gleichen Relevanzgesichtspunkten diskutiert wird. Anhand
dieser themenzentrierten Offentlichkeit wird deutlich, dass iiber die Ebene von
Themen bestimmte Diskurse auch Resonanz auf einer anderen Ebene der Offent-
lichkeit erzeugen konnen. So kann ein zunichst lokal diskutiertes Thema auf der
Ebene der Region oder national aufgegriffen werden. Entscheidend ist hier die
Relevanz des Themas fiir die Offentlichkeit aus Sicht der journalistischen Gate-
keeper. Dieser Mechanismus lédsst sich auch kampagnenstrategisch nutzen, indem
ein bestimmtes lokales Ereignis mit einem iiberregional bedeutsamen Thema ver-
bunden und somit auf einer einflussreicheren Ebene medialisierter Offentlichkeit
zu platzieren versucht wird. Dies kann der Fall sein, wenn ein lokales Ereignis in
einen gemeinsamen Bezugsrahmen (Medienframe) mit einem bereits bestehenden
relevanten Medienthema gestellt wird. Hierdurch wird es unter Relevanzgesichts-
punkten den an Nachrichtenwerten orientiert selektierenden Journalisten ermdg-
licht, auch dieses Thema in der Berichterstattung aufzugreifen.

Kommunikatives Bezugsebenenmodell bei
Akzeptanzdiskursen

Die Uberlegungen zu lokalen Kommunikationsrdumen und Ebenen von Offent-
lichkeit sollten ein Verstdndnis fiir die lokalen Beziige von Akzeptanzdiskursen
schaffen. Aufbauend auf diesen Uberlegungen wird nun ein Bezugsebenen-Modell
entwickelt (vgl. Abb. 1), das die Interdependenz der verschiedenen Bezugsebenen
illustriert und einen analytischen Rahmen zur Verortung von Akzeptanzdiskursen
anbietet. Es bildet auf der horizontalen Ebene die rdumlichen Bezugsebenen ab:
lokal, regional und national. Denkbar sind dariiber hinaus auch eine européische
oder eine internationale/globale Ebene, die jedoch im Kontext von Infrastruktur-
projekten in der Regel nicht von Belang ist.

Ein Infrastrukturprojekt als Projekt und als Thema des Diskurses kann mehrere
dieser Ebenen tangieren. Es wird im Lokalen gebaut, kann aber von nationaler
Tragweite sein und im europdischen Kontext stehen. So etwa die Erweiterung einer
Flughafen-Landebahn. Hier ist die Baumafinahme von lokalem AusmaB, die durch
die erweiterte Landebahn zunehmende Larmbelastung regional zu verorten und
der Nutzen durch eine hohere Mobilitéit oder die bessere Abfertigung von Fracht
von nationaler und internationaler Bedeutung sein. Anhand dieser Ebenen lassen
sich auch die Medien einordnen, die mit ihren Verbreitungsgebieten rdumlichen
Bezug haben. Hier sei etwa die Lokalzeitung mit einem fest eingegrenzten Verbrei-
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Abb. 1 Bezugsebenenmodell der Akzeptanzkommunikation. (Quelle: Eigene Darstellung)

tungsgebiet genannt. Auch regionale Medien, wie etwa die bereits angesprochenen
Landesrundfunkanstalten, lassen sich hierzu in Beziehung setzen. Ebenso bundes-
weit erscheinende Medien, wie iiberregionale Tageszeitungen. Medien sind jedoch
nicht auf eine bestimmte Ebene festgelegt, da sie mit ihren Themen und adressier-
ten Zielpublika auch andere Ebenen tangieren kdnnen. Eine Meldung der Lokal-
zeitung kann beispielsweise von einer iiberregionalen Tageszeitung aufgegriffen
werden. Das Tangieren mehrerer Ebenen gilt insbesondere fiir Online-Medien, die
sich zwar hdufig auch auf ein rdumlich eingegrenztes Publikum beziehen, aber
technisch auch dariiber hinaus empfangbar und bei entsprechender Sprachkenntnis
auch rezipierbar sind. Durch ein Themeninteresse und thematische Betroffenheit
kann auch auf der Themenebene aus einem zunédchst lokal diskutierten und statt-
findenden Thema ein nationales Thema werden. Auf Ebene der Akteure finden sich
die handelnden Personen ebenso wieder, wie die Betroffenen. Auch sie konnen
auf den verschiedenen Ebene zu lokalisieren sein — Entweder durch das ihnen zu-
geteilte Einflussgebiet oder eine tatsdchliche (z. B. grundstiicksméaBige) oder emp-
fundene (z. B. durch Eingriffe in die Heimat) Betroffenheit. Die Bezugsebene der
Werte hilft, lokale Besonderheiten in den Blick zu nehmen, da sich wertbezogene
Einstellungen, etwa zu dem, was Schutz der Heimat konkret bedeutet, teilweise
erheblich unterscheiden konnen. Versto3en Projekte gegen Werte bestimmter Ziel-
gruppen, konnen zundchst gar nicht betroffen scheinende Bevdlkerungsgruppen
zu Betroffenen werden. Hier sind insbesondere nicht materiell, sondern ideell Be-
troffene gemeint. Goschel (2013) zeigt dies am Beispiel der ,,Stuttgart 21“-Gegner
auf: ,,In Konflikten wie dem um ,Stuttgart 21° stehen sich keine verhandelbaren
Positionen, sondern historisch geprigte, als Selbstverstidndlichkeit, als Habitus
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ausgeformte, milieuspezifische Identititen gegeniiber. Der Konflikt um eine Sache
wird damit, wie in kulturellen Konflikten immer, zu einem Statuskonflikt. Es geht
nicht — nur — um einen Bahnhof, es geht darum, welche Werte, Kriterien, Vorstel-
lungen, welche Lebensformen zu einem bestimmten historischen Zeitpunkt als die
verbindlichen, die legitimen, die verniinftigen anerkannt werden sollen® (S. 150).
Auch diese milieuspezifischen, politischen und weltanschaulichen Werthaltungen,
die sich auch regional differenzieren kdnnen, miissen in die Analyse einbezogen
werden?,

Implikationen fiir Akzeptanzmanagement und
Akzeptanzkommunikation

Was bedeutet die lokale Dimension von Infrastrukturprojekten nun fiir das Kom-
munikationsmanagement bei Infrastrukturprojekten? Zunéchst wird deutlich, dass
nicht nur die ,,harten Faktoren“, wie technische Aspekte eines Projektes, filir die
Wahrnehmung und die Bewertung im gesellschaftspolitischen Umfeld bedeutsam
sind. Vielmehr sind es auch emotionale und ideelle Aspekte, wie am Beispiel des
Heimataspektes aufgezeigt, die eine wichtige Rolle fiir die Akzeptanz von Pro-
jekten spielen. Es zeigt sich zudem, dass sich akzeptanzrelevante Faktoren von
Region zu Region unterscheiden kdnnen. Die Wahrnehmung von Projekten kann
auf Grund regionaler Spezifika an verschiedenen Orten erheblich differieren. Auch
die gefiihlte Betroffenheit ist unterschiedlich ausgeprégt. Sie kann schon bestehen,
wenn ein Projekt einen Kommunikationsraum tangiert, dem sich jemand zugehdrig
fiihlt, und er hierdurch zu einem Betroffenen wird. Entlang welcher Grenzen sich
diese Kommunikationsraume konstituieren, ist von Raum zu Raum unterschiedlich
und auch individuellen Wahrnehmungen unterworfen. Individuell unterschiedlich
sind auch die Befindlichkeiten verschiedener Bevdlkerungsgruppen. Der gerade
aus der Stadt Zugezogene wird sich kaum wehrlos den Blick ins weite Land vor
seinem neuen Eigenheim durch Strommasten verbauen lassen wollen, wiahrend der
langjahrige Dorfbewohner vielleicht den Wandel in einer ldngeren Traditionslinie
betrachten mag und schon so manchen Eingriff in ,,seinem® Ort erlebt hat. Wie
beschrieben zeigen sich auch regionale Unterschiede. Wird auf einem bewalde-
ten Hiigel im Thiiringer Wald ein Windrad gebaut, wird dies als schmerzhafter
Einschnitt empfunden. Die gleiche Anlage kann hingegen im Ruhrgebiet, wo die

2 An dieser Stelle werden iibergreifende Projekte nur unter Thematisierungsgesichtspunkten
referiert. Die Frage, wem gegeniiber sie legitimiert werden miissen, die Frage also nach dem
Spannungsfeld von Gemeinwohl und hierfiir zu erduldenden Beeintrachtigungen ist eine
politische und kann an dieser Stelle nur benannt, nicht aber diskutiert werden.
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Menschen an Industrie gewohnt sind, als Sinnbild des Strukturwandels — weg von
der mit Ruf} durchsetzten Luft vergangener Jahrzehnte hin zu sauberem Strom —
interpretiert werden. In wieder anderen Regionen stof3t ein und dasselbe Vorhaben
aus anderem Grund auf Zustimmung: Dort, wo Arbeitsplétze fehlen und Armut
herrscht, riicken &sthetische Gesichtspunkte moglicherweise schnell in den Hinter-
grund. Hieran zeigt sich deutlich die regionalspezifische Unterschiedlichkeit der
Rahmenbedingungen fiir Projekte.

Fiir Akzeptanzkommunikation kann es also keine generelle Losung ,,von der
Stange* geben, vielmehr miissen die kommunikativen Strategien auf die lokalen
Besonderheiten und Betroffenenkonstellationen Bezug nehmen. Das macht einen
ndheren Blick auf die einzelnen Regionen in den im Bezugsebenenmodell der
Akzeptanzkommunikation skizzierten Dimensionen erforderlich. Diese Faktoren
konnen in Form einer detaillierten sozialwissenschaftlich fundierten Analyse des
lokalen Kommunikationsraumes und seiner spezifischen Erfordernisse eruiert
werden. Eine solche Erhebung, die durch Instrumente wie qualitative und quantita-
tive Befragungen oder Gruppendiskussionen realisiert werden kann, vermag einen
Uberblick iiber Erwartungen und Wertvorstellungen im jeweiligen Kommunika-
tionsraum zu liefern. Diese miissen dann nicht nur in die Kommunikationsstrategie
des Projekttriagers, sondern vor allem in der Planung des Projektes Eingang finden,
damit das Projekt nachher legitimierbar ist. Kommunikation kann unterstiitzend
wirken, aber nicht alleine zu Akzeptanz fiihren. Vielmehr muss das Projekt selber
akzeptabel sein. Was akzeptabel ist, kann regional verschieden sein und muss be-
reits bei der Konzeption des Projektes klug beriicksichtigt werden.
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Im Zeitraum 2012/13 wurden mit einem einheitlichen Instrumentarium PCE!
mehrere Netzausbauprojekte in verschiedenen Teilen Deutschlands untersucht.
Neben vorhandenen Ubereinstimmungen (z. B. bei der deutschlandweit auf hohem
Niveau vorhandenen Bereitschaft zu biirgerschaftlichem Engagement) unterschei-
den sich die festgestellten Meinungen und Einschétzungen - trotz des im Wesent-
lichen gleichen Projekts ,,Stromleitung®, Untersuchungszeitraums und Methodik
- regional zum Teil erheblich.

Fiir Unternehmen, 6ffentliche Verwaltungen und Politik ergeben sich aus der
Zusammenschau dieser Studien interessante Ansétze fiir den laufenden gesell-
schaftlichen Diskurs, die Sicherung von Akzeptanz fiir die neue deutsche Energie-
politik und die konkrete, strategische Unternehmens- und Projektkommunikation
fiir Leitungsausbauprojekte.

Zur Methodik

Die in diesem Aufsatz prasentierten Ergebnisse entstammen zwei verschiedenen
Untersuchungen. Drei projektspezifische, reprasentative Befragungen in einem
Korridor von 3-5 km entlang einer bestehenden oder geplanten 380-kV-Trasse:

« 1000 Befragte in einer Region in Siidwestdeutschland
o 1000 Befragte in einer ldndlichen Region Mitteldeutschlands
o 1000 Befragte im ,,Speckgiirtel“ einer Metropole

Jede Untersuchung ist fiir sich reprasentativ, liefert aber nur Aussagen zu dem
tatsdchlich betrachteten Korridor. Verallgemeinerungen oder Ubertragungen der
Aussagen auf andere Projekte, auch in der gleichen Region, sind nicht moglich.
Die Langsschnittstudie wiederum ist représentativ fiir die deutschsprachige Be-
volkerung ab 18 Jahren (bundesweite Untersuchung). Bei ihr wurden monatlich
1000 Menschen befragt.

! Public Consensus Engineering (PCE), weitere Hinweise unter www.hitschfeld.de.
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Reprasentative Befragung
entlang der Trasse / Mitteldeutschland bzw. Metropolregion

Beeintrichtigung

#Fiihlen Sie sich durch Hochspannungsmasten oder Freileitungen
bei Ihnen in der Region beeintrichtigt?*

Reprisentative Befragung Reprisentative Befragung
entlang der Trasse / Mitteldeutschiand entlang der Trasse / Metropolregion

" - > e _gﬂ%

‘Weif nicht | 1%

Weil nicht | 1%

o% 20% 40% 60% Bo% o% 20%  40% 60%  Bo%  wo00%

Reprasentative Befragung
entlang der Trasse / Metropolregion

Ging es dabei um den Ausbau in
Deutschland allgemein, im Bundesland XY
oder in lhrer Region?

Vom Ausbau der Stromnetze zur Nutzung
regenerativer Energien schon gehért?

Nein 28%

3%
WeiB nicht | 0%

m Deutschland = Bundesland XY
hier in der Region

o% 20% 40% Go% Bo%

Thesen zu fiinf Themenkomplexen

1. Jedes Projekt folgt seiner eigenen, lokalspezifischen Logik und muss singulir
betrachtet werden.
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Lokale und regionale Spezifika, Vorpragungen und Erfahrungen fithren zu unter-
schiedlichen Einstellungen und Wahrnehmungen, sogar zu gleichen oder dhnli-
chen Projekten. Dies zeigt sich exemplarisch an den Fragen nach der gefiihlten Be-
eintrachtigung durch Freileitungen (in der untersuchten Region in Mitteldeutsch-
land standen zu diesem Zeitpunkt noch gar keine Hochspannungsmasten!) oder
die Einordnung des Themas in den regionalen oder tiberregionalen Kontext.

Das muss Auswirkungen auf die Kommunikation von Unternehmen, Behorden
und Politik haben. Unsere Erfahrungen zeigen, dass die ,,Sehnsucht® - auch - gro-
fer Organisationen nach einem einheitlichen Vorgehen, der Weiterfithrung er-
probter und einmal erfolgreicher Rezepte grof3 ist und der Suche nach projektspe-
zifischen Losungen intern im Wege steht. Grundsitzlich zeigt sich an dieser Stelle
folgender Konflikt: die Notwendigkeit, nach einheitliche Regeln und Standards zu
verfahren, und die Notwendigkeit, auf lokale Probleme flexibel und individuell ein-
zugehen.

2. Akzeptanz und Entfremdung.

Biirger haben verstanden - und fiihlen sich doch als Opfer

Reprisentative Befragung
entlang der Trasse / Metropolregion + Mitteldeutschiand

WStimme zu* W Metropolregion . Mitteldeutschland

Zum Verzicht auf Atomstrom und |
dem Ausbau erneuerbarer Energien
gehdren auch Aus- oder
MNeubaumaRnahmen bestehender

%
Stromtrassen

gl

Beim Thema Netzausbau zeigt sich: [ .
Die grofe Politik entscheidet - und
wir miissen die Folgen tragen
o% ok 0% % 0% 5% fo% ot 8o 90% 100%

Deutlich ist, dass der Zusammenhang ,,Energiewende braucht Netzausbau“ gelernt
und akzeptiert ist. Dies gilt vor allen Dingen fiir die nationale Dimension. Ob und
wie dieses Thema regionale und lokale Zusammenhange tangiert, hat bisher nur
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eine Minderheit erreicht. Wenn eine nationale Aufgabe lokal und konkret fiir Biir-
gerinnen und Biirger in ihrem Lebensraum wird, sind Konflikte vorprogrammiert.

Beim Thema Netzausbau zeigt sich: Auch wenn die politische Meinungsbildung
erfolgt, alle notwendigen Akteure vermeindlich mitgewirkt haben oder beteiligt
wurden, formal alles korrekt durchgefiihrt wurde, fithlen sich viele Biirgerinnen
und Biirger als Opfer ,hoherer, politischer Méchte®.

3. offentiches Misstrauen

Wie kann Kommunikation und Partizipation funktionieren, wenn die Diskus-
sionsgrundlagen angezweifelt werden?

Reprisentative Befragung

#Politik, Verwaltung und Unternet geben bei solchen Projekten nur so viele Informationen
heraus wie unbedingt nétig.*

wstimme nicht 2u*

wstimme eher nicht zu*

QRS wich:/ beive Angabe)
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nPolitik, Verwaltung und Unternehmen geben bei solchen Projekten nur
zeitliche Entwicklung so viele Informationen heraus wie unbedingt nétig.*

9/ 2012 1/ 2013 5/ 2013

. stimme zu”

[ cstimme sher "

. Lstimme eher nicht zu™
B -stimmenichta”

. leine Angabe / weif nicht

nDen vorgelegten Daten und Prognosen fiir die Genehmigungsverfahren
bei solchen Projekten ist oft nicht zu trauen.*

Die dargestellten Aussagen unterstreichen die Dimension des Problems: wie kann
man einen Diskurs auf Augenhohe fithren, wenn die Grundlage dafiir - das Ver-
trauen in die Datengrundlage und die Transparenz von Entscheidungsfindungen
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- nicht vorhanden sind. Ist dieser Zweifel im konkreten Projekt mehr als ein takti-
sches ,Totschlagargument® von Projektgegnern oder eine ernstzunehmende Reak-
tion der Biirgerschaft auf gemachte Erfahrungen, Lobbyismus und hohe Komplexi-
tat des Themas?

4. Sich wehren, was heif$t das?

Reprisentative Befragung
bundesweite Untersuchung

Den vorgelegten Daten und Prog fiir die Genehmigungsverfahren
zeitliche Entwicklung bei solchen Projekten ist oft nicht zu trauen.”

g [z2012 1/2013 5 /2013

i wStimime eher nicht 2u”™
B st niche 2
ot ke Angabe./ weuk mcht
7
Reprasentative Befragung
entlang der Trasse / Metropolregion
#Stimme zu* . Metropolregion . Mitteldeutschland

Die Bewohnerenang de N~

Stromtrasse sollen sich
tun, um ihre | zu

g e e e i

%
Die Bewohner entlang der -

Stromtrasse sollten sich aktiv und |

miglichst energisch wehren.

ok % 0% 0% 408 % 6ok o (= o oot
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Biirgerschaftliches Engagement ist in der Mitte der Gesellschaft angekommen. Ob
es ein Potential fiir Radikalisierung des Engagements gibt, hangt stark vom jeweili-
gen Projekt, von seiner Vorgeschichte, vom Verhalten des Vorhabentragers und von
den lokalen Rahmenbedingungen ab. Demzufolge sind auch Motivation und Typo-
logie des biirgerschaftlichen Engagements stark von den lokalen Spezifika gepragt.

5. Sorge um Gesundheit und Landschaft

Qualitative Tiefeninterviews
entlang der Trasse / Sidwest-Deutschland

Wie schitzen Meinungsfiihrer ierte Biirger ein: Eine Typologie

555

Kompromissbereite | V— .
< Echtes Anliegen: Naturschutz, o
gegen \J'els:ﬁwendung von Birgerinitiativen E ?irehe:nl:ge; I
Ste PP ) = Tragen die Nachteile, ohne einen
- Ho::r;a,chkompetenz Kein einheitlicher Typus: Nutzen zu haben (objektiv) oder
< Engagieren sich vor allem bei o sehen (subjektiv)

Projekten vor Ort 2 Ohne Unterstiitzung von aufien
oft zu schwach, um sich zu
wehren

Verbiéinde :
Querulant/Paniker

< Konkretes Projekt = Symbel fiir I(.énnen von jedem der

die generelle Kritik vier Typen dominiert = Keinen rationalen Argumenten
= Agieren schnell, flexibel und werden und deshalb zugéinglich
strategisch jeweils ganz unterschied- | = Destruktiv
= Besonders effektiv in _lich agieren = Meist eine Minderheit, die man
Kombi mit Biindni ertragen muss
vor Ort
Reprisentative

Befragung
entlang der Trasse / Metropolregion « Mitteldeutschland
#Stimme zu” | Metropolregion . Mitteldeutschland

i or e Scwonmner R
Gesundheitsgefahr fiir die Bewohner

Die Strommasten verschandeln die -

Landschaft entlang der Stromtrasse |

Die Geriusche der Hochspannungs-

leitungen (,Knistern®) sind eine -

Belistigung fiir die Bewohner entlang

o Svormiraee I

o% [ 2% L A0% W Bk o5 L 9o 100
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Reprisentative Befragung
entlang der Trasse / Mitteldeutschiang

LStimme zu*

Elektrosmog ist eine Gesundheitsgefahr fiir die Bewohner entlang der Stromtrasse.

Cesamt [

Minner
Frauen 69

Alter: 18-34 |ahre
Alter 35-49 Jahre 4
Alter: 50 |ahre und slter &2

Bildung: Hauptschule .
Bildung: Mittelschule &
Bildung: Abitur/Studium

Wihler: COU
Wihler: SPD
Wihler: LINKE o7

Abstand: bis 1 km o
Abstand: -3 km By
Abstand: 3-5 km | ; : : 5

4% 4% o% 5% 6o % 65 % 7o % Y Bose

Die Sorge vor gesundheitlichen Beeintrichtigungen durch elektromagnetische Fel-
der ist der Angstmacher Nr. 1 beim Ausbau des deutschen Hochstspannungsnetzes.
Besonders Frauen im mittleren Alterssegment (Familie, Kinder!) sowie Menschen
mit einer niedrigen formalen Bildung tendieren zu erhdhter Sorge. Der Abstand
der Wohnung zur Leitung - also zur Quelle der Angst - spielt dabei nicht die ent-
scheidende Rolle.

Die Bedeutung, die der Inanspruchnahme von Landschaft oder der Larmbelas-
tigung beigemessen werden, hingt stark vom urbanen Kontext ab: in ldndlichen
Regionen empfinden Herz (,,Heimat“) und Verstand (,,Tourismus®) diese Eingriffe
als starkere Bedrohung als in Industrieregionen (,,Teil der notwendigen Infrastruk-
tur®).

Zusammenfassung

Akzeptanz ist schon heute ein wesentlicher Faktor fiir den Erfolg eines Projektes.
Das Erringen und Sichern von Akzeptanz ist dabei nicht die Organisation von Zu-
stimmung, sondern eine sehr grundlegende Verhaltensanderung aller beteiligten
Akteure, Unternehmen, Politik, 6ffentliche Verwaltungen, aber auch der Biirgerin-
nen und Biirger. Die dafiir erforderlichen Ressourcen, wie Zeit, Geld, Know-how,
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Sach-, Sozial- und Verfahrenskompetenz, Managementkapazitit stehen nicht so-
fort und ohne weiteres unbegrenzt zur Verfiigung. Vielfach miissen sie {iber lingere
Zeitraume hinweg ausgebildet und trainiert werden.

Gleichzeitig ist ein sehr individueller Umgang mit den einzelnen Projekten
erforderlich, um die ,,groflen Themen®, wie Biirgerbeteiligung, Transparenz und
Information und 6ffentliches Vertrauen in die erlebbare Alltagswirklichkeit der Be-
volkerung ,herunter zu brechen und dadurch Effekte fiir die Projekte zu erzielen.

Die bisherigen, gerade unter dem Eindruck von Stuttgart 21 und ahnlicher Pro-
jekte forcierten Bemiithungen von Politik, Unternehmen und Verwaltungen, das ei-
gene Verhalten transparenter zu gestalten, mehr Biirgerbeteiligung zuzulassen und
dadurch Vertrauen zuriickzugewinnen und die Akzeptanz fiir das eigene Handeln
und Projekte zu verbessern, waren bisher nicht erfolgreich.

Dies und die iiber lange Untersuchungszeitrdume reprisentativ erhobenen sta-
bilen Einstellungen zeigen, dass die Debatte um Akzeptanz, o6ffentliches Vertrau-
en, Partizipation und Transparenz kein Modethema von vielen, sondern Ausdruck
eines tiefgreifenden Wandels in unserer Gesellschaft ist.

Christoph Eichenseer Jg. 1959 ist ausgebildeter Diplomkommunikationswirt, arbeitete
nach seinem Studium an der HdK Berlin zunéichst als Wahlforscher bei Infratest, Miinchen,
machte sich spiter als Unternehmensberater im Bereich Kommunikationsanalyse, Kommu-
nikationsstrategie und Realisierung selbstindig. Bei Hitschfeld Biiro fiir strategische Bera-
tung ist er federfithrender Partner fiir alle Fragen der Marktforschung/Akzeptanzforschung.

Uwe Hitschfeld Jg. 1957, Diplomingenieur, geschiftsfithrender Gesellschafter von Hitsch-
feld Biiro fiir strategische Beratung, Leipzig. Sichern und Erringen von Akzeptanz gehort zu
den Arbeitsschwerpunkten der Unternehmensberatung, die sich mit strategischer Unter-
nehmenskommunikation an den Nahtstellen von Politik, Wirtschaft und offentlicher Ver-
waltung beschiftigt. Das Biiro veréffentlicht regelmafig eigene Untersuchungen und Bei-
trage zu verschiedenen Aspekten der Akzeptanzdebatte. Hitschfeld ist Lehrbeauftragter am
Institut fir Kommunikations- und Medienwissenschaft der Universitét Leipzig.



LegitimitatseinbuBBen des Staates

Eine gesellschaftsethische Reflexion

Friedhelm Hengsbach SJ

,»Wo die Gerechtigkeit fehlt — was sind die Staaten dann anderes als grofle Rduber-
banden? Es mag befremden, in einem Sammelband iiber die Akzeptanz in der
Medien- und Protestgesellschaft die normativ-ethische Dimension staatlicher Le-
gitimitét zu reflektieren. Besteht staatliches Handeln nach dem Ausweis von Bun-
deskanzlerin Merkel doch zu 80 % darin, auf unmittelbar bedringende Problemla-
gen zu reagieren, was ihr von kritischen Zeitgenossen den Vorwurf des politischen
,,Blaulicht-Alarmismus® eingetragen hat. Aber auch Finanzminister Schiuble ver-
teidigt ein politisches ,,Fahren auf Sicht“, weil der Nebel aktueller Ereignisfluten
die langfristige Orientierung erschwere. Fiir Niklas Luhmann wiirde eine morali-
sche Kommunikation in einer pluralen wertneutralen Gesellschaft nur stéren, weil
deren funktional ausdifferenzierte Teilsysteme, wie etwa das System staatlichen
Handelns, von bindren Codes gesteuert werden. Allenfalls fiir das Rechtssystem
sei bei der Reflexion rechtsdogmatischer Fragen ein Restbestand moralischer
Kommunikation gestattet. Im Ubrigen habe eine ethische Reflexion die Aufgabe,
,,vor Moral zu warnen*.

Nun leisten sich private Unternehmen vermehrt nach der Bankenkrise eine breit
aufgeschwemmte Wertedebatte und tugendethische Reflexionen mit den vier Zau-
berworten: ,,vision®, ,,mission®, ,,values“ und ,,conduct”. Und der erfolgreiche Spe-
kulant und angesehene Humanist George Soros fordert seit Jahren: ,,Moral an die
Borse!“ Dennoch ist vor einem naheliegenden ,,individualistischen Fehlschluss®
zu warnen, dass ndmlich auf den Verlust staatlicher oder unternehmerischer Glaub-
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wiirdigkeit allein mit einer Konversion personlicher Einstellungen etwa den Tu-
genden des Vertrauens und der Akzeptanz zu reagieren sei. Wenn also im Folgen-
den der normative Grundsatz der Gerechtigkeit als Orientierungsmalf staatlichen
Handelns genannt wird, soll nicht die personliche Tugend der Gerechtigkeit, die
Gesinnung und das Handeln individueller oder kollektiver Akteure reflektiert wer-
den; vielmehr wird als Gegenstand einer ethischen Reflexion die Gerechtigkeit
als Grundnorm politischer Ordnung gewahlt. Wiahrend fiir Aristoteles weder der
Morgenstern noch der Abendstern so wunderschon seien wie die Gerechtigkeit, hat
beispielsweise Friedrich A. von Hayek wiederholt erklért, das Wort ,,soziale Ge-
rechtigkeit” mache fiir eine Gesellschaft freier Menschen iiberhaupt keinen Sinn;
es sei nichts anderes als eine vollig nichtssagende Formel. Dass angesichts derart
extremer Urteile um die inhaltliche Prazisierung der Gerechtigkeit als Leitnorm
staatlichen Handelns gestritten wird, darf nicht verwundern.

Der Anspruch der Gerechtigkeit als Gleichheitsvermutung

Zu Beginn dieses Jahrhunderts haben fithrende Vertreter der damaligen GrofB3par-
teien die deutsche Bevolkerung dariiber aufzukldren versucht, dass die herkomm-
liche Vorstellungen von Gerechtigkeit den neuen Herausforderungen der Globa-
lisierung, des demographischen Wandels und der technischen Entwicklung nicht
mehr gewachsen seien. Deshalb gelte es, sich von der Verteilungsgerechtigkeit zu
verabschieden. Der neue Name fiir Gerechtigkeit heif3e ,,Chancengleichheit” — ein
allgemeiner und gleicher Zugang zu Bildungsgiitern und zur Beteiligung an der
gesellschaftlichen Arbeit. Eine solche Gerechtigkeit sei zeitgeméfBer und an die
Bedingungen des 21. Jahrhunderts angepasst. Gerechtigkeit diirfe auch nicht mit
Gleichheit verwechselt werden. Da die Menschen ungleich begabt, leistungsfahig
und leistungswillig sind, sei es ein Gebot der Gerechtigkeit, die unterschiedlichen
Talente und Leistungen intensiver anzuerkennen und eine ungleiche Verteilung der
Einkommen und Vermogen zu fordern, die solange als gerecht zu gelten hat, wie
sie personlich verdient und gesellschaftlich verdienstvoll ist. Zudem kédme es fiir
die Wettbewerbsfahigkeit einer Wirtschaft darauf an, dass die vorhandenen Ta-
lente und der Leistungswille der Bevolkerung mobilisiert werden. Je gespreizter
die Einkommens- und Vermdgensverteilung ist, umso groBer seien auch das Leis-
tungsniveau und Leistungspotential der Wirtschaft, sodass am Ende fiir alle mehr
verteilt werden kann. Eine solche Gerechtigkeit heifle Leistungsgerechtigkeit. De-
ren Steuerungsform sei der Markt. Wie die Demokratie als politische Ordnung der
Freiheit angesehen wird, so konne die Marktwirtschaft als 6konomische Ordnung
der Freiheit und Eigenverantwortung gelten. Deshalb gebiihre der Markt- oder
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Tauschgerechtigkeit der Vorrang vor der Bedarfs- und Verteilungsgerechtigkeit,
zumal der Tausch sich auch als Urform menschlicher Beziehungen deuten lasse.

Aus den parteipolitischen Debatten lassen sich drei positive Einsichten fiir
einen préizisen Begriff der Gerechtigkeit gewinnen. Erstens ist die Prizisierung
das Ergebnis einer gesellschaftlichen Verstindigung. In modernen Gesellschaften
gibt es nicht eine einzige religiose oder moralische Klammer des Zusammenhalts
und auch keinen externen neutralen Schiedsrichter, dem ein Urteil {iber das, was
gerecht ist, iberlassen werden kann. Schon gar nicht kann eine Teilgruppe der Ge-
sellschaft die eigenen Vorstellungen des guten Lebens allen Gesellschaftsmitglie-
dern verpflichtend vorschreiben. Vielmehr miissen sich die Mitglieder moderner
Gesellschaften iiber das, was gerecht ist, was sie einander schulden, verstédndigen.
Zweitens sind normative Grundsitze weder Naturgesetze noch lassen sie sich aus
Pramissen ableiten. Vielmehr werden sie kollektiv entworfen, situativ ausgelegt
und kreativ angewendet. Sie antworten auf eine Situation, die das kollektive Han-
deln herausfordert. Und drittens ist die Formulierung normativer Grundsétze kein
bewusstlos und ohnméchtig ausgeloster Reflex der Anpassung an biologische,
6konomische oder technische Trends. Deshalb bleibt die Wahlmoglichkeit, auf
eine Situation alternativ zu reagieren — sich an eine beobachtete gesellschaftliche
Polarisierung normativ anzupassen oder darauf mit einem innovativen Gegenent-
wurf zu antworten. Ein solcher Gegenentwurf ist die Bestimmung der Gerechtig-
keit als Gleichheitsvermutung.

Den naheliegenden Einwidnden gegen eine solche begriffliche Prizisierung
kann mit dem formalen Hinweis auf den empirischen Begriff der Gleichheit begeg-
net werden. Gleichheit bedeutet nicht Identitét: Selbst Zwillinge sind gleich, aber
nicht identisch. Gleichheit ist die qualitative Ubereinstimmung von Subjekten oder
Sachverhalten in einem oder wenigen Merkmalen, wihrend viele andere Merkma-
le verschieden sind. In welcher Hinsicht sind zwei Subjekte gleich? Hinsichtlich
musischer Talente oder technischer Begabung, hinsichtlich der Herkunft aus einer
Region oder hinsichtlich ihrer Kleidung. Wenn verhédltnismafBige Gleichheit ein
erste Auslegung der Gleichheitsvermutung ist, worin liegt der Bezugspunkt der
Gleichheit? Wihrend in feudal gegliederten Gesellschaften den Individuen ,,ein
Gleiches* im Verhéltnis zu ihren Talenten, Verdiensten, Funktionen und Positionen
innerhalb einer wohlgeordneten Stadt oder Gesellschaft zugeteilt wurde, wird in
der Neuzeit das Gleiche — einer kopernikanischen Wende vergleichbar — selbstre-
ferenziell auf das individuelle Subjekt und seine Absicht bezogen, sich als Person
selbst zu verwirklichen. Die so als moralische Gleichheit ausgelegte Gleichheits-
vermutung besagt, dass jede Person einen moralischen Anspruch darauf hat, vom
Standpunkt der Unparteilichkeit und der Allgemeinheit als autonomes Lebewesen
mit dem gleichen Respekt behandelt zu werden wie alle anderen. Als Verfahrens-
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regel ibersetzt lautet der Grundsatz moralischer Gleichheit: Die real existierenden
gesellschaftlichen Verhiltnisse sind darauthin zu {iberpriifen, dass sie vom mora-
lischen Gesichtspunkt aus gerechtfertigt werden konnen. Gemaf3 diesem Rechtfer-
tigungsgrundsatz besteht die Gerechtigkeit einer Gesellschaft darin, dass ihre nor-
mativen Anspriiche gegeniiber jedem von deren Geltung betroffenen Mitglied, vor
allem gegeniiber den am wenigsten Begiinstigten, gerechtfertigt werden koénnen.
Ohne aus dem Grundsatz moralischer Gleichheit direkt und unmittelbar eine
Gleichverteilung von gesellschaftlichen Giitern abzuleiten und so in eine gesell-
schaftliche Moralfalle zu stolpern, kann eine Korrespondenz von moralischer
Gleichheit und ausgewogener Giiterverteilung aufgewiesen werden — und zwar
iiber den Umweg einer demokratischen Auslegung gleicher Menschenrechte, die
zur Verfassungsgrundlage zahlreicher Staaten gehoren. Auf diesem Weg ist nicht
die geschichtliche Abfolge ihrer Proklamation, sondern die logische Rangfolge
der politischen Beteiligungsrechte bedeutsam. Um diese zu sichern, ist sowohl ein
gleicher Mindestanteil am Volkseinkommen und Volksvermdgen zu gewahrleisten,
damit niemand von jenen wirtschaftlichen und kulturellen Giitern bzw. gleichen
Freiheitsanspriichen ausgeschlossen ist, die fiir eine konkrete Gesellschaft als un-
verzichtbar gelten. Diese Grundrechte binden Gesetzgebung, vollziechende Gewalt
und Rechtsprechung als unmittelbar geltendes Recht. Dass sie respektiert werden,
begriindet die Legitimitét staatlichen Handelns. Welche Einbuflen diese inzwi-
schen erfahren hat, soll exemplarisch an fiinf Handlungsfeldern aufgezeigt werden.

Postdemokratische Verhaltnisse

Unter Politikwissenschaftlern ist seit Beginn dieses Jahrhunderts eine analytische
und normative Debatte iiber das Phanomen ,,defekter Demokratien® entstanden.
Colin Crouch hat die Deutung der politischen Verhéltnisse mit dem Kampfbegriff:
,Postdemokratie® zugespitzt und den Blick dafiir geschirft, wie sehr die Verfahren
der liberalen reprisentativen Demokratie, ndmlich periodische Wahlen, der Wett-
bewerb der Parteien um die Gunst des Volkes und die parlamentarische Gesetzge-
bung zwar weiter existieren, aber die direkte Beteiligung des Volkes an den staatli-
chen Entscheidungen nur noch simuliert oder gar wieder zuriickgedrangt wird. Die
staatlichen Organe begreifen sich nicht mehr als der neutrale Beobachter im Streit
privater Interessen und Hiiter des allgemeinen Interesses und verteidigen nur rein
verbal noch den Grundsatz gleicher Gerechtigkeit und die unbedingte Achtung der
Menschenrechte. Vielmehr verstehen sie sich als Bestandteil eines Verhandlungs-
systems, dem sie selbst sowie Vertreter der Wirtschaft und der Zivilgesellschaft als
gleichrangige Vetospieler angehdren. Sie regieren nicht als Hoheitstrager, sondern
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moderieren ein polykorporatives Netzwerk politischer Eliten, innerhalb dessen sie
lediglich eine Stellgrofe neben anderen bilden. Keiner der politischen Akteure ist
die Spinne im Netz, aber auch niemand die Fliege, die gefressen wird. Das Netz-
werk umgibt sich mit Sachverstdndigen und Beratern, mit Kommissionen, runden
Tischen und Beauftragten, auf die ein Teil der politischen Verantwortung abgela-
gert wird.

Innerhalb der staatlichen Organe findet ein konkurrierendes Rollenspiel statt.
Die Exekutive entzieht sich der Kontrolle durch das Parlament, indem es Verfahren
und Entscheidungen auf die supranationale Ebene verlagert oder die Volksvertre-
ter mit kurzfristigen und angeblich alternativlosen Gesetzesvorlagen unter einen
Zeitdruck setzt, der ihnen eine ernsthafte Priifung und ein ausgewogenes Urteil
unmoglich macht. Zudem kontrolliert das Parlament nicht mehr die Regierung,
vielmehr wird dessen Debatten zu einem Meinungskampf zwischen den Abge-
ordneten der Opposition und denen, welche die Position der Regierung vertreten.
Wiederholt sind verabschiedete Gesetze unfertig und iibereilt durch die Gremien
geschleust worden, so dass sie anschlieBend von den Gerichten verworfen werden.
Regierung und Parlament beklagen selbst die langsame Gangart der Verfahren de-
mokratischer Verstandigung. Sie wiinschen sich das beschleunigte Tempo einer
Demokratie, die ein effizientes ,,Durchregieren gestattet, wie sie es bei den hier-
archisch strukturierten Wirtschaftsunternehmen vermuten. Wenn namlich verniinf-
tige Ergebnisse an die Stelle demokratischer Verfahren treten wiirden, konnten die
politischen Ziele schnell und unverfalscht realisiert werden, meinen sie.

Die Parteien werden immer mehr zu Staatsapparaten. Sie schieben sich zuneh-
mend zwischen die parlamentarischen Reprasentanten und das Wahlvolk. Wie-
derholt présentieren die Spitzenvertreter von Koalitionsparteien die Ergebnisse
parlamentarischer Beratungen oder Kabinettsentscheidungen. Wihrend die Pro-
gramme der Parteien austauschbar sind, wird deren Profil in der Offentlichkeit fast
ausschlieBlich von Spitzenkandidaten mit einem Markenzeichen bestimmt. Die
Wahlkdmpfe werden personalisiert, von Marketingfachleuten entworfen und ge-
lenkt sowie durch Spenden privater Unternehmen finanziert. Der politische Infor-
mationswert ihrer Auftritte ist gering, wiahrend iiberschaumende Werbebotschaften
dominieren. Die lokalen Parteimitglieder, die sich personlich fiir ihre Kandidaten
eingesetzt und wihrend des Wahlkampfs Plakate geklebt hatten, fithren ein Schat-
tendasein oder werden gar iiberfliissig.

,Unsere Politik ist verniinftig, richtig und gerecht. Zu ihr gibt es keine Alter-
native. Sie muss dem Volk nur erklért und vermittelt werden®. So etwa lisst sich
zugespitzt die Selbsteinschitzung einer ,,postdemokratischen politischen Klasse
charakterisieren. Einem solchen Verstandnis stehen intermedidre, foderale Instan-
zen, Einrichtungen der Selbstverwaltung und erst recht die aktive Basisbeteiligung



144 F.Hengsbach SJ

von Biirgerinnen und Biirgern im Weg. Folglich werden Formen direkter Demo-
kratie systematisch zurlick gedrdngt. Im biirgerlich-konservativen politischen Mi-
lieu kursieren gar Uberlegungen, einen Rat von Weisen — jenseits des demokra-
tischen Regelwerks — zu etablieren, um sich zeitaufwendigen Parteienstreit und
langatmige parlamentarische Debatten zu ersparen. Dass angesichts eines solchen
Meinungsklimas der Anteil der Unterschicht sowie die Zahl der Biirgerinnen und
Biirger wichst, die den Wahlen fern bleiben, ist nicht verwunderlich.

Finanzdemokratie

Mit diesem Begriff hat Marco Herack den Marktfetischismus des politischen Per-
sonals der Bundesrepublik treffen wollen, das damit beschéftigt sei, seine Ent-
scheidungen von der Zustimmung des Marktes, der immer recht habe, abhéngig
zu machen. Tatsiachlich warb die Bundeskanzlerin selbst einmal fiir eine ,,marktfa-
hige Demokratie®. Und der Finanzminister bat das Bundesverfassungsgericht, das
miindlich tiber den Européischen Rettungsschirm und den Fiskalpakt verhandelte,
um eine schnelle Entscheidung: ,,Die Nervositdt der Mérkte ist grof3®.

Bereits zu Beginn des neuen Jahrhunderts hatte der friihere Vorstandssprecher
der Deutschen Bank, Rolf-E. Breuer in einem programmatischen Artikel die Frage
gestellt, ob die Finanzmirkte nicht die fiinfte Gewalt in der Demokratie seien, weil
sie inzwischen eine wichtige Wachterrolle {ibernommen hétten. Vielleicht wére
es gar nicht so schlecht, wenn die Politik sich ins Schlepptau der Finanzmirkte
begibe. Denn die millionenfachen tdglichen Entscheidungen der Anleger konnten
den nationalen Regierungen besser als vierjahrige Parlamentswahlen signalisieren,
was verniinftige Politik sei, ndmlich darauf einzuwirken, dass die Léhne moderat
ansteigen, Steuern und Abgaben sinken, die Gewerkschaften in Schach gehalten
werden und moglichst wenig Umverteilung zustande kommt.

Sowohl die rot-griine als auch die schwarz-rote Koalition hat politischen Folge-
rungen aus der ,,Stimme der Mérkte* gezogen. Die Regierenden waren stark daran
interessiert, den Finanzplatz Deutschland gegeniiber London und New York wett-
bewerbsfahig zu machen. Bereitwillig beschlossen sie Gesetze zur Finanzmarkt-
forderung, die den in Deutschland geltenden rechtlichen bzw. politischen Rahmen
den wirtschaftlichen Interessen der Finanzinvestoren anpassten, die Regeln des
Borsenhandels lockerten, den Kapitalmarkt liberalisierten und dem Engagement
der Finanzinvestoren den Weg bahnten. Hedgefonds und Zweckgesellschaften so-
wie der Handel mit Derivaten wurden zugelassen. Gewinne, die Banken und Ver-
sicherungen aus dem Verkauf ihrer Unternehmensbeteiligungen erzielten, blieben
unversteuert. Die Finanzverwaltung stufte Investmentfonds nicht als ,,gewerblich®
ein, sondern als ,,rein vermdgensverwaltend” und lie3 sie weitgehend steuerfrei.
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Im Vertrauen auf die Informationseffizienz der Finanzmarkte stufte das Finanz-
ministerium die Geschifte mit innovativen Finanzprodukten und Kreditverbrie-
fungen positiv ein und warb bei der Finanzaufsicht darum, diese mit Augenmal3
zu beobachten.

Gemil diesem finanzdemokratischen Vorspiel haben die Regierenden reagiert,
als die Geldvermogensblase 2008 platzte und die Banken einen Notschrei an den
Staat richteten. Sie konnten damit rechnen, dass der Staat sie retten und die Folge-
lasten ihrer hochriskanten Spiele auf die offentlichen Haushalte abwélzen wiir-
de. Erwartungsgemal hat der Staat die Banken und Glaubiger geschont, die All-
gemeinheit dagegen belastet. Weder eine Spurensicherung wurde vorgenommen
noch eine geordnete Insolvenz erwogen. Stattdessen wurden den Finanzinstituten
Biirgschaften, Kapitalbeteiligungen und die Ubernahme vergifteter Wertpapiere
zugesagt. Die Zentralbank flutete einen Liquiditdtsstrom fast zum Nulltarif ins
Bankensystem, damit es sich stabilisiere und saniere. Die liquiden Mittel verblie-
ben in der Finanzsphére und wurden zu spekulativen Attacken genutzt, um gegen
die Kurse von abwertungsverddchtigen Wahrungen, Staatsanleihen Rohstoffen
und Nahrungsmitteln zu wetten.

Die gegeniiber den Finanzakteuren nachgiebige Reaktion der Staaten énderte
sich nicht, als die Bankenkrise zu einer Krise der 6ffentlichen Verschuldung peri-
pherer Staaten der Eurozone metastasierte und spekulative Attacken sich gegen
die Staatsanleihen dieser Lander richteten, deren Kreditwiirdigkeit private Rating-
Agenturen auf Grund vor allem monetédrer und fiskalischer Kriterien herabgestuft
hatten. Die politischen und wirtschaftlichen Eliten in Deutschland wiesen den atta-
ckierten Léndern selbst die Verantwortung fiir die monetéren Turbulenzen zu und
erkldrten sie — moralisch aufgeladen — zu ,,Defizitsiindern. Sie drohten mit einem
Ausschluss solcher Lander aus dem Wiahrungsverbund bzw. damit, solidarische
Finanzhilfen zu verweigern. Wiederum wurden eine geordnete Insolvenz tabuisiert
und ein Interessenausgleich, der Forderungsverzichte, Umschuldung, Schulden-
moratorium und Schuldenerlass kombiniert, verweigert. Stattdessen wurden meh-
rere Rettungsschirme aufgespannt, welche die Glaubiger, Banken und Investoren
entlastete, die 6ffentlichen Haushalte und die Allgemeinheit dagegen belastete.
Den peripheren Landern wurden rigide Sparpakete, Schuldenbremsen, konsoli-
dierte Haushalte, Lohnkiirzungen und Privatisierungen aufgezwungen, deren Fol-
gen die Lebenslage der unteren Einkommensschichten verschlechterten.

Dass der Brandherd der schwelenden Krise ein konfliktreicher Banken-Staats-
komplex ist, wurde eine Zeit lang ebenso wenig erkannt wie das paradoxe Wech-
selspiel, dass die Verursacher der Krise — Banken und Glaubiger — durch den Staat
gerettet werden, indem dieser sich iberméBig verschuldet, und dass die Finanzak-
teure dem Staat anschliefend vorwerfen, die hohe Verschuldung nicht ziigig abzu-
bauen, indem er seine Ausgaben, insbesondere die Sozialleistungen, drosselt. Die



146 F.Hengsbach SJ

Regierenden richten sich wohl in dem Teufelskreis der 6ffentlichen Verschuldung
ein: Der Staat tibernimmt weiterhin einen Teil der privaten Schulden, die durch
eine ungebremste Kreditvergabe der Banken entstanden waren, die Banken stufen
die Kreditwiirdigkeit des Staates herab, fordern einen hoheren Preis fiir die Staats-
anleihen, wodurch die offentliche Verschuldung weiter steigt. Darauthin werden
die Haushaltsausgaben gedeckelt, die realwirtschaftliche Tétigkeit stagniert oder
schrumpft. Auch Banken geraten dadurch in die Krise, der Staat muss sie retten —
und so schlieft sich der Kreis. Ob das Engagement der Europdischen Zentralbank
die Euro-Staaten rettet? Nicht ohne Risiken gewédhrt sie dem Bankensystem auf
drei Jahre Kredite von 1 Billion € zu einem Zinssatz von 1%. Zudem leitet sie
iiber den Saldenmechanismus des Européischen Zentralbanksystems die moneta-
ren Uberschiisse der Bundesbank, die sich dort auf Grund der Exportlastigkeit der
deutschen Wirtschaft angesammelt haben, in die Defizitldnder als offiziell ,kurz-
fristige* Kredite zuriick. Und sie kiindigt den grenzenlosen Ankauf von Staats-
anleihen betroffener Euro-Staaten auf dem Sekunddrmarkt an. So praktiziert sie
— allerdings ohne parlamentarische Riickendeckung — die Vorstufen einer solidari-
schen europdischen Transferunion.

Wettbewerbsstaat

Der frilhere Bundeskanzler Schroder hatte als wirtschaftspolitisches Ziel fiir die
zweite rot-griine Legislaturperiode (2001-2005) angegeben, die deutsche Bevdl-
kerung fiir den globalen Wettbewerb fit zu machen. Mit dieser Absichtserklarung
hatte er bereits die Mutation des demokratischen und sozialen Bundesstaates in
einen ,,Wettbewerbsstaat™ angedeutet. Seine Bemerkung zum Start der Agenda
2010 und der Hartz-Gesetze: ,,Es gibt kein Recht auf Faulheit™ hat dann eine men-
tale und politische Mobilisierungskampagne entfesselt, die darauf abzielte, alle
bisher ungenutzten Ressourcen des Arbeitsvermdgens auszuschopfen und dessen
Beschiftigungsfiahigkeit herzustellen. Der Staat gebédrdet sich in der Rolle eines
,» Territoriumsunternehmers®, der alles daran setzt, damit sich die Biirgerinnen und
Biirger im Standortwettbewerb behaupten und die konkurrierenden Lander besie-
gen. Seitdem ist die Wettbewerbs- und Exportféhigkeit zum vorrangigen Staatsziel
aufgestiegen, das beschleunigtes industriell-wirtschaftliches Wachstum sowie eine
Expansion und Intensivierung der Erwerbsarbeit verlangt.

Der frithere Bundesprésident Kohler hatte vor seinem Amtsantritt 2004 Bundes-
kanzler Schroder und Graf Lambsdorff als zwei geschichtlich herausragende Re-
formgestalten der Bundesrepublik bezeichnet. Damit wollte er den Zusammenhang
hervorheben, dass unter Gerhard Schrdoder jene arbeitsmarktpolitischen Reformen
2005 gesetzlich verankert worden waren, die Graf Lambsdorff in einem program-
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matischen Papier bereits 1982 gefordert hatte. Darin wurde das ,, Tarifkartell* der
Arbeitgeber und Gewerkschaften fiir die Massenarbeitslosigkeit in Deutschland
und die Produktionsverlagerungen ins Ausland verantwortlich gemacht, weil diese
sich regelmaBig auf {iberhohte Arbeitsentgelte einigten, und zwar auf Kosten der
Arbeitslosen und der Allgemeinheit. Im Brennpunkt des Papiers standen arbeits-
markt- und sozialpolitische Einschnitte, welche die angeblichen Verkrustungen des
Arbeitsmarkts aufbrechen sollten. Die Lohnforderungen der abhédngig Beschéftig-
ten sollten eingeddmmt, die Sozialbeitrdge gesenkt, der Kiindigungsschutz gelo-
ckert werden. Tarifvertrige seien in betriebsnahe Vereinbarungen zu iiberfiihren.
Die Lohnstruktur miisse nach unten gespreizt, die Lohnfortzahlung im Krankheits-
fall riickgéngig gemacht werden. Das Arbeitslosengeld und die iibrigen Sozialleis-
tungen sollten gekiirzt und Zuzahlungen bei Gesundheitsleistungen auch unteren
Einkommensgruppen zugemutet werden.

Die von den Parlamenten beschlossenen angeblichen Reformgesetze der Agen-
da 2010 und der Hartz-Regelungen haben eine grofle Zahl atypischer Arbeitsver-
hiltnisse entstehen lassen: unfreiwillige Teilzeitarbeit und Mini-Jobs insbesondere
fiir Frauen, befristete Arbeit, Leiharbeit, Scheinselbstiandigkeit, prekédre Beschéf-
tigung sogar mit Léhnen an der Armutsgrenze oder darunter, die einem Fiinftel
aller Beschiftigten, vor allem Frauen und jungen Erwachsenen zugemutet werden.
Das Entregelungs- und Privatisierungsfieber der politischen Klasse hat bewirkt,
dass sich die Schere der Verteilung von Gewinn- und Lohneinkommen sowie 6f-
fentlicher und privater Vermdgen seit 2000 dramatisch gedffnet hat. Der Vierte
Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung gesteht 2013 eine wachsende
Polarisierung der deutschen Gesellschaft ein.

Der Wettbewerbsstaat wird durch zahlreiche Legenden befeuert. Bei ndherem
Hinsehen entpuppt sich beispielsweise das Drohgemélde der Globalisierung als
eine deutsche Auflenwirtschaft, deren Handel zu mehr als 60 % mit hochentwi-
ckelten westeuropdischen Léndern betrieben wird und funktionslose Zahlungsbi-
lanziiberschiisse erzeugt. Der demographische Wandel, der brennpunktartig an der
hoheren Lebenserwartung und an der niedrigen Geburtenrate festgemacht wird, ist
seit mehr als hundert Jahren durch steigende Produktivitét, einen hohen Beschéf-
tigungsgrad, eine kaufkréftige Nachfrage und ein qualifiziertes Arbeitsvermogen
ausgeglichen worden. Diese Komponenten und nicht die biologische Zusammen-
setzung der Bevolkerung verursachen die wirtschaftliche Leistungsfahigkeit eines
Landes. Der angeblich aufgekiindigte Generationenvertrag wird mit einer diffusen
Begrifflichkeit diskutiert. Zwischen einer gegenwértigen und zukiinftigen Gene-
ration gibt es keine Vertrdge. ,,Generation* meint in dem problematisierten Zu-
sammenhang zwei oder drei durch die solidarische Absicherung gesellschaftlicher
Risiken miteinander verbundene Gruppen, von denen die Gruppe der Erwerbstéti-
gen jene Menge von Giitern und Diensten bereitstellt, die ausreicht, um den eige-
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nen Lebensunterhalt zu sichern, als auch den Lebensunterhalt derjenigen, die noch
nicht oder nicht mehr erwerbstitig sind. Ahnlich beriihren die hohen 6ffentlichen
Schulden und die noch hoheren privaten Vermdgen nicht in erster Linie ein Gene-
rationenverhéltnis. Vielmehr entsprechen innerhalb derselben Generation Verbind-
lichkeiten und Forderungen; Schuldner und Glaubiger einander. Eine der rétsel-
haftesten Legenden des Wettbewerbsstaats grassiert in den Medien, dass Schroders
Agenda 2010 und die Hartz IV-Regeln das gegenwirtige deutsche Jobwunder ver-
ursacht hétten. Erstens sind die derzeit unsicheren und niedrig entlohnten Arbeits-
verhdltnisse iiberhaupt nicht wunderbar. Und zweitens ist der Arbeitsmarkt immer
ein abgeleiteter Markt, der — wie wiederholt in der Nachkriegsgeschichte — dann
in Bewegung gerét, wenn sich die ausldndische oder inldndische Giiternachfrage
belebt. Miserable Arbeitsverhdltnisse den siideuropdischen Landern als Krisenbe-
wiltigung zu empfehlen, klingt betriigerisch oder fahrléssig.

Aktivierender Sozialstaat

Die Funktion des Sozialstaats besteht darin, Biirgerinnen und Biirger gegen gesell-
schaftliche Risiken abzusichern, deren Eintritt ihnen personlich nicht zuzurechnen
ist. In einer demokratischen Gesellschaft, die markt- und erwerbswirtschaftlich
organisiert ist, scheint eines der groBten Risiken das Marktrisiko zu sein. Denn
auf den Giitermidrkten und den so genannten Arbeitsmérkten miissen Menschen
sich den schwankenden Bedingungen von Angebot und Nachfrage unterwerfen,
obwohl sie alle mit gleicher Wiirde ausgestattet sind, die keinen Preis hat. Wer
Giiter nachfragt und nicht iiber die angemessene Kaufkraft verfiigt, hat ebenso
wenig eine Chance, sich auf dem Markt als Tauschpartner zu behaupten, wie der-
jenige, dem ein angemessenes Leistungsvermdgen fehlt, das er anbieten konnte.
Denn der Markt reagiert ausschlieBlich auf Signale einer kaufkriftigen Nachfrage
und eines einsatzfihigen Leistungsvermdgens. Deshalb ist es dem Sozialstaat zu
verdanken, dass die Marktrisiken fehlender Kaufkraft und beeintréchtigten Leis-
tungsvermogens, das dem Risiko von Arbeitslosigkeit, schwerer Krankheit, Pfle-
gebediirftigkeit und Armut ausgeliefert ist, solidarisch und umlagefinanziert ab-
gesichert werden.

Die Erwerbsarbeitsgesellschaft erwartet einerseits von ihren Mitgliedern, dass
sie durch eigene Arbeit ihren Lebensunterhalt gewinnen, bevor sie die Hilfe der
Gesellschaft in Anspruch nehmen. Anderseits sichert die Gesellschaft ihren Mit-
gliedern zu, dafiir zu sorgen, dass diejenigen, die arbeiten konnen und wollen, eine
Arbeitsgelegenheit finden, die angemessen entlohnt wird, Sicherheit bietet und
Sinn stiftet. Zudem garantiert der deutsche Sozialstaat, dass Erwerbstétige im Fall
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von Arbeitslosigkeit und im Alter jenen Lebensstandard anndhernd aufrecht er-
halten konnen, den sie wihrend ihrer Erwerbsarbeit gewonnen haben, dass sie im
Fall einer schweren Krankheit alle erforderlichen Leistungen erhalten, die notwen-
dig sind, ihre Gesundheit wieder herzustellen, und dass sie als Bediirftige einen
Rechtsanspruch auf soziale Leistungen haben, die ihnen ein sozio-kulturelles Exis-
tenzminimum gewdhrleisten, damit sie nicht von den Giitern ausgeschlossen sind,
die in der Gesellschaft als unverzichtbar gelten. Diese drei Zusagen des sichern-
den und fiirsorgenden Sozialstaats sind von den jeweils Regierenden seit Mitte der
1970er Jahre schrittweise und seit 2005 radikal aufgekiindigt worden. Wie konnte
es dazu kommen?

Unter dem Regime einer marktradikalen wirtschaftsliberalen Dogmatik, die
sich in drei Glaubenssétzen artikuliert, dass man auf die Selbstheilungskrifte der
Mirkte vertrauen konne, der schlanke Staat der beste aller moglichen Staaten sei
und eine Notenbank, welche die Inflation rigoros bekdmpft, sonstige wirtschafts-
politische Bemiithungen {iberfliissig mache, hatten biirgerliche Eliten seit Anfang
der 1980er Jahre eine Art Feldzug gegen den Sozialstaat entfesselt. Dieser sei an-
gesichts des globalen Wettbewerbs zu teuer, wegen des demographischen Wandels
auf Dauer nicht finanzierbar und vor allem fehlgesteuert, weil er die Eigenverant-
wortung systematisch 1lahmt. Der Bevolkerung wurde suggeriert, dass insbesonde-
re die solidarischen, umlagefinanzierten Sicherungssysteme im Vergleich mit einer
privaten, kapitalgedeckten Vorsorge gegen die Risiken der Armut, des Alters und
der Armut weder rentabel genug noch hinreichend demographiefest seien. Folg-
lich sollten in Zukunft alle eine solidarisch steuerfinanzierte Sicherung des Exis-
tenzminimums mit einer komfortablen privaten Alters- und Krankenversicherung
kombinieren.

Die Regierenden haben sich 2005 dem Druck der wohlhabenden Mehrheit
gebeugt und das Verhéltnis individueller Anspruchsrechte und sozialstaatlicher
Pflichten auf den Kopf gestellt. Bediirftige werden seitdem als Arbeitsuchende
definiert und dazu aktiviert, Vorleistungen zu erbringen, bevor sie ihren Rechtsan-
spruch auf soziale Leistungen einldsen kdnnen. Die rot-griine Koalition hat unter
dem Vorwand, den Sozialstaat zu modernisieren, mit der Agenda 2010 und den
Hartz-IV Malinahmen sozial- und arbeitsmarktpolitische Einschnitte beschlossen,
die beispiellos sind. Eine Manipulation der Rentenformel und der Einbau eines
so genannten Nachhaltigkeitsfaktors bewirkten eine Absenkung der gesetzlichen
Rente, die sich in Zukunft dem Niveau einer Fiirsorgeleistung an der Armuts-
schwelle ndhert. Mit den Gesundheitsreformgesetzen wurden gesetzliche Leis-
tungen gekiirzt und den Kranken finanzielle Mehrbelastungen zugemutet. Die
Beitrdge der Arbeitnehmer zur Krankenversicherung wurden angehoben, die der
Arbeitgeber eingefroren. Da diese Anteile Lohnbestandteile sind, kommt dies einer
Lohnkiirzung gleich.
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Die propagierte Modernisierung des Sozialstaats war tatséchlich eine Defor-
mation der solidarischen Sicherungssysteme: Erstens sind gesellschaftliche Risi-
ken wie Arbeitslosigkeit, Altersarmut, schwere Krankheit und Pflegebediirftigkeit
sowie — in einer patriarchalen Gesellschaft — die Zugehdrigkeit zum weiblichen
Geschlecht tendenziell individualisiert worden. Zweitens ist die solidarische Ab-
sicherung als Reaktion auf gesellschaftliche Risiken tendenziell der privaten Vor-
sorge liberlassen worden. Drittens sind Grundrechtsanspriiche etwa auf Arbeit,
existenzsichernden Lebensunterhalt und allgemeinen Zugang zu Gesundheitsgii-
tern tendenziell in marktwirtschaftliche Tauschverhiltnisse tiberfithrt worden. Der
angebliche ,,Umbau‘ des Sozialstaats war stets mit einer Rhetorik der Eigenverant-
wortung und dem Appell zur privaten, steuerlich geforderten Vorsorge verbunden.
So lieB3en sich die politischen Maf3inahmen als eine Einladung an Finanzinvestoren
und Kapitalgeber verstehen, die Versorgungsliicken, die mit dem Abbau des So-
zialstaats verbunden sind, kommerziell und rentabel zu schlieBen. Die Individuen
und deren zusétzlich erforderliche private Risikovorsorge wurden damit den Un-
gewissheiten der Finanzmérkte und dem Mega-Geschéft der Finanzinstitute aus-
geliefert.

Kooperative Geisel

Unter der Hegemonie der Finanzmérkte, der Gro3banken, Versicherungskonzer-
ne und Investmentfonds hat die Komplizenschaft staatlicher Organe und wirt-
schaftlicher Eliten weitere gesellschaftliche Funktionsbereiche erfasst. Sie stief3
anfangs nur auf geringen Widerstand, weil die Legenden von einer vorteilhaften
offentlich-privaten Partnerschaft einleuchtend klangen. Denn diejenigen, die auf
die Selbstheilungskrifte der Méarkte vertrauten, konnten im Staatsversagen, etwa
geldpolitischen Eingriffen staatlicher Organe, die Ursache wirtschaftlicher Krisen
entdecken. Und diejenigen, die ausschliefSlich privatautonom organisierten Unter-
nehmen betriebswirtschaftliche Kompetenz unterstellten, konnten den Staat fiir
iiberfordert halten, 6ffentliche Giiter effizient bereit zu stellen.

Aus diesem Vorverstiandnis vom wirtschaftlichen Versagen des Staates und der
Uberlegenheit der Privatwirtschaft kam es wihrend der rot-griinen Koalition unter
der Bezeichnung ,,Seitenwechsel” zu einer intensiven Verflechtung privater und
offentlicher Interessen. Dass die Bertelsmann-Stiftung zur Beratung hinzugezogen
wurde, als die Hartz-Gesetze entworfen wurden, dass Banken und Versicherungen
versucht haben, das Profil der so genannten Riester-Rente zu beeinflussen, dass
die Autoindustrie von der schwarz-roten Koalition eine Abwrackprimie erzwingt
und dass ein privates Quasi-Kartell die vom Staat ausgerufene Energiewende auf
das Gleis einer zentralen Energiegewinnung setzt, muss nicht den Rahmen des {ib-
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lichen Lobbyismus sprengen. Aber das Projekt ,,Seitenwechsel* hatte eine andere
Qualitdt: Um die Ministerialverwaltung beim Entwurf und der Formulierung kom-
plexer Gesetze und dffentlicher Vergabeverfahren zu unterstiitzen, sind bis zu finf
Jahre lang etwa hundert externe Mitarbeiter privater Unternehmen in den obersten
Bundesbehorden feste Biirordume eingerichtet worden, damit sie den Beamten ihr
Fachwissen zur Verfligung stellten. Die konfliktgeladenen Erwédgungen der Regie-
rung zur Bankenrettung fanden nicht ohne Konsultation hochrangiger Vertreter der
Finanzwirtschaft statt. Die Entwiirfe des Finanzmarktstabilisierungsgesetzes wur-
den von einer externen Anwaltskanzlei erstellt, die wiederum mit der Deutschen
Bank kooperierte. Selbst in einem Bericht des Bundesrechnungshofes wurden vor-
sichtige Bedenken geduflert, dass angesichts der vorhandenen Kompetenzliicken
der staatlichen Verwaltung leicht ein Verhéltnis der Abhangigkeit von privaten In-
teressen habe entstehen konnen.

Die strukturelle Verflechtung der 6ffentlichen und privaten Sphére ist unter den
Kanzlern Kohl und Schréder zunehmend zu personlichen Vorteilsnahmen genutzt
worden. Wéhrend Graf Lambsdorff sich in eine Spendenaffare verwickelte und
rechtskriftig verurteilt wurde, hat Helmut Kohl in einer vergleichbaren Situation
ein personliches Ehrenwort {iber den Rang seines Amtseides und geltender Ge-
setze gestellt. Immer haufiger wechselten Fachminister nach ihrem Ausscheiden
aus der Regierung in private Unternehmen jener Branchen, mit denen sie wiahrend
ihrer Amtszeit zu tun hatten. So wechselte der bayrische Minister Wiesheu in den
Aufsichtsrat der Deutschen Bahn, Gerhard Schréder wurde nach seiner Wahlnie-
derlage 2005 Vorsitzender des Aufsichtsrats der Nord Stream Pipeline AG, an der
die fithrende russische Erdgasgesellschaft Gazprom zu 51 % beteiligt ist. Joschka
Fischer engagierte sich als politischer Berater beim Energieversorger RWE fiir den
Bau der Nabucco-Pipeline, die Erdgas vom Kaspischen Meer iiber die Tiirkei in
die EU transportieren soll. Wolfgang Clement ist Vorsitzender des Adecco Institu-
tes zur Erforschung der Arbeit, das vollstindig von der Adecco SA abhéngig ist,
dem global fiihrenden Unternehmen fiir Zeitarbeit. Walter Riester wechselte 2009
in den Aufsichtsrat von Union Investment, dem gréfiten Anbieter von Riester-Ren-
ten-Vertragen. Otto Schily, der sich als Innenminister fiir biometrische Merkmale
in Ausweispapieren stark machte, ist in der Funktion des Aufsichtsratsmitglieds bei
Byometric Systems AG gelandet, einem Unternehmen, das biometrische Anwen-
dungen herstellt. In diese insbesondere rot-griine Geschichte von Seitenwechslern
reihen sich nahtlos die politisch-unternehmerischen Karrieren Eckart von Klae-
dens vom Staatsminister im Kanzleramt zur Daimler AG und Ronald Pofallas vom
Kanzleramtsminister zur Deutschen Bahn ein.

Die kommerzielle Kontamination der staatlichen Sphére ist inzwischen auf
fast alle staatsnahen Funktionsbereiche der Gesellschaft iibertragen worden. Mit
der Einfithrung der Pflegeversicherung 1995 wurden neben den frei gemeinniit-
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zigen Wohlfahrtsverbanden private Anbieter zugelassen. Die Bestrebungen, Ein-
richtungen der offentlichen Daseinsfiirsorge in privatautonome Unternehmen zu
iiberfiihren oder unter dem Decknamen der 6ffentlich-privaten Partnerschaft die
Bereitstellung 6ffentlicher Giiter in Privatbetriebe auszulagern, hatte in den 1990er
Jahren ein fast leidenschaftliches Privatisierungsfieber auf allen foderalen Ebenen
ausgelost. Die Deutsche Post wurde in drei Privatfirmen zerlegt, der Deutschen
Bahn vom staatlichen Eigentiimer eine privatrechtliche Rechtsform zugeschnitten
und fiir den Gang an die Borse vorbereitet. Zahlreiche Kommunen verkauften 6f-
fentliches Wohneigentum, Verkehrsbetriebe, Entsorgungsanstalten, Wasserwerke
und die Energieversorgung. Sie vertrauten den Zusagen privater Unternechmen, die
nur selten eingeldst wurden, dass diese fiir die Bevolkerung bessere Leistungen ef-
fizienter und kostengiinstiger erbringen wiirden. Vor allem erblickten sie darin eine
Chance, mit den Verkaufserldsen — zumindest kurzfristig — konsolidierte Haushalte
ausweisen zu konnen. Insbesondere im 6ffentlichen Gesundheitssystem wurden
kommerzielle Steuerungsformen eingefiihrt. Krankenhduser wurden verpflichtet,
sich ein unverwechselbares Profil anzueignen, auf so genannten ,,Gesundheits-
markten‘ kaufkréftige ,,Kunden zu gewinnen und gemal betriebswirtschaftlicher
Kalkulation die Wertschopfung und Effizienz zu steigern, vor allem jedoch die
Personalkosten zu senken. Im Widerspruch zu ihrem medizinischen und pflege-
rischen Berufsethos wurde die Arbeit der Arzte, Pfleger und Schwestern verdich-
tet und einem rigiden Zeitregime unterworfen. Abteilungen wie Kiiche, Wasche
und Reinigung mit geringer qualifiziertem Personal wurden ausgelagert. Ahnlich
sind Sphéren der allgemeinen und beruflichen Bildung, des Hochschulwesens, der
Sozialarbeit und der 6ffentlichen Verwaltung systematisch einem tendenziellen
Regime der Kommerzialisierung ausgeliefert worden. Damit wurden Grundrechts-
anspriiche auf 6ffentliche Giiter wie Gesundheit, Bildung, Wohnung und soziale
Sicherung, die unabhéngig von der Kaufkraft allen Mitgliedern der Gesellschaft
durch die Verfassung garantiert sind, massiv auler Kraft gesetzt und in private
Tauschverhiltnisse transformiert, die nicht jedem offen stehen.

Resiimee

Die Hegemonie der Finanzmaérkte und die Dominanz der kommerziellen Dynamik
iiben verstérkt seit Beginn des neuen Jahrhunderts massiven Druck auf die Rich-
tung und das Tempo staatlicher Entscheidungen aus. Sie verdndern das Selbstver-
stindnis staatlicher Organe, denen die normative Orientierung an den Geboten der
Verfassung, der Menschenrechte und der Gerechtigkeit als Gleichheitsvermutung
zunehmend aus dem Blick gerdt. In dem Mafle, wie die Souverdnitdt staatlicher



Legitimitdtseinbul3en des Staates 153

Entscheidungstrdger an Grenzen stoft, entsteht ein para-staatliches Netzwerk,
in dem staatliche, wirtschaftliche und zivilgesellschaftliche Eliten politisch rele-
vante Entscheidungen aufeinander abstimmen — weithin unter Ausschluss breiter
Bevolkerungsgruppen. Die Abstimmung der 6ffentlichen und privaten Interessen
verlduft in verschiedenen Kanilen etwa der wissenschaftlichen Expertise, Lobby-
arbeit, sublimer Drohung, Exit-Option, medialer Agitation, Legendenbildung und
gemeinsamer Vorbereitung von Gesetzestexten. Gleichzeitig bleiben jedoch die
Verfahren der reprasentativen Demokratie wie ein leeres Gehéuse intakt — Verhilt-
niswahl, Parteiengriindung, parlamentarische Rituale und mediale Dauerprisenz.
Die tendenziellen Folgen solcher Verdnderungen zeichnen sich ab: die gesellschaft-
liche Polarisierung nimmt zu, es entsteht ein vertikales Schisma, der Charakter
einer kapitalistischen Klassengesellschaft mit den StellgréBen Vermogen, Bildung,
Position und informellen elitdren Beziehungen regeneriert sich. Dagegen verbrei-
tet sich in besonders betroffenen Schichten und Milieus die Vorahnung, dass ein
Staat, der von wirtschaftlichen Machteliten in Geiselhaft genommen wird, mit dem
Ziel, alle gesellschaftlichen Bereiche mit kommerziellen Interessen zu kontaminie-
ren, sein Mandat verfehlt, dem allgemeinen Interesse, namlich der Gerechtigkeit
als Gleichheitsvermutung Geltung zu verschaffen. Diese Legitimitétseinbulle des
Staates driickt sich in relativ stabilen Umfragewerten aus, dass gefithlsmifBig die
soziale Gerechtigkeit in den letzten Jahren abgenommen habe. Sie wird zudem
bestitigt durch Statistiken iiber eine wachsende Spreizung der Einkommens- und
Vermdogensverteilung. Und schlieBlich entlddt sich die ,,Riickkehr der Gerechtig-
keitsfrage®, die ein fritherer Bundestagsprisident festzustellen meinte, nach den
finanz- und realwirtschaftlichen Turbulenzen wihrend der ersten Dekade des 21.
Jahrhunderts in neuen Formen des zivilen Widerstands, des Protests und offener
Rebellion.
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Komplexes Problemlésen Uber
Gemeinsamkeiten im
Handlungsumfeld von Managern und
Politikern und die Bedeutung von
Vertrauen und Akzeptanz

Christian Holzherr

Vorbemerkung

Der folgende Beitrag soll die analytische Sicht auf komplexe Probleme unserer
Zeit schérfen, die Logik von Lésungsansétzen charakterisieren und iiber erkannte
Gemeinsamkeiten im Handlungsumfeld von Politikern und Managern Losungs-
rdume abstecken.

Zunichst wird erldutert, was unter komplexen Problemen zu verstehen ist. Es
wird dann begriindet, warum bei ihrer Losung von Politikern und Managern am
meisten erwartet wird und welche prinzipiellen Ansétze es dabei gibt. Sodann
werden fiinf Gemeinsamkeiten im Handlungsumfeld von Politikern und Mana-
gern herausgearbeitet. Vor diesem Hintergrund werden zuletzt fiinf StoBrichtungen
skizziert fiir besseres Problemldsen und iiber die Bedeutung von Vertrauen und
Akzeptanz in komplexen Problemsituationen eine Schlussbetrachtung angestellt.

Der Begriff ,,Manager* bezeichnet im Weiteren die Mitglieder des obersten
Fiihrungsgremiums eines Unternehmens, dessen Handlungsfreirdume z. B. durch
das Governance System einer borsennotierten, deutschen Aktiengesellschaft ab-
gesteckt sind. Mit Politikern sind die Mitglieder einer (deutschen) Regierung be-
zeichnet, die ihrerseits in einem Umfeld handeln, das u. a. durch Wihler, die Of-
fentlichkeit, Parteien und das Zusammenspiel mit den anderen beiden staatlichen
Gewalten bestimmt ist.
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Komplexe Probleme

Die Komplexitit eines Problems kann sich an mehreren Dimensionen zeigen: Ein
Problem kann in seiner Entstehung — objektiv oder wahrgenommen — komplex
sein. Es kann auch komplex sein, was seine Bewertung oder die Einschitzung
seiner Auswirkungen angeht. Und es kann schlieSlich komplex sein hinsichtlich
der Frage, wie mit dem Problem umgegangen wird, welche Moglichkeiten es also
zu seiner Losung gibt. Dies verdeutlichen zwei aktuelle Beispiele: die Finanz-/
Verschuldungskrise und die Energie-/Klimafrage.

Von der Entstehung her sind beide Probleme komplex, weil es keine eindeutigen
Antworten gibt auf das Warum: Warum kam es zur Finanz- oder Verschuldungs-
krise? Hat Risiko zu wenig gekostet? Ist daran die expansive Geldmengenpolitik
schuld? Oder sind es die Kreditnehmer, die ihre Einkommen und die Entwicklung
der Immobilienpreise zu positiv eingeschitzt haben? Oder wurden Kreditnehmer
von Banken mit kurzfristigen Krediten oder undurchsichtigen Papieren getduscht?

Haben wir — was die Energie-/Klimafrage angeht — tatsdchlich eine echte Erd-
erwdrmung, oder lassen wir uns nur von normalen Ausschldgen auf einer ungeféhr-
lichen Langfristentwicklung irritieren? Ist der Grund fiir eine mogliche Erwdrmung
der CO,-Ausstoll der Menschheit, oder handelt es sich um einen langfristigen Kli-
maénderungstrend, den es erdgeschichtlich immer gab (vgl. Ameling 2011).

Die beiden genannten Problemstellungen sind aber auch komplex mit Blick auf
die Antizipation ihrer moglichen Auswirkungen:

Was passiert wirklich, wenn ein Finanzsystem ,,platzt oder der Euro ,,schei-
tert“?! Was passiert, wenn wirtschaftsstarke Staaten nicht nochmals retten oder
ihre Schirme noch weiter verbreitern kénnen, weil sie selbst zu sehr verschuldet
sind? Fiir wen ergeben sich welche Konsequenzen?

Was sind eigentlich die Folgen von ein paar Grad Erderwdrmung und fiir wen?
Wie verhilt sich die Wahrscheinlichkeit des GAUs CO,-freundlicher, nuklearer
Energieerzeugung zu derjenigen eines GAUs klimaunfreundlicher Erzeugung, also
einer tatsdchlich nachhaltigen Erderwdrmung durch die Nutzung fossiler Brenn-
stoffe?

Was die dritte Dimension der Komplexitidt von Problemen angeht — die thera-
peutische Frage nach dem richtigen Umgang mit ihnen — so fragt sich: Wie ist das
richtige Verhéltnis zwischen Real- und Finanzsektor in Deutschland, in Europa, in

! Die Folgenabschitzung der infolge der Finanzkrise getroffenen MaBnahmen wird {iberwie-
gend tabuisiert — wer gegen Rettungsschirme ist, ist gegen Europa. Dagegen: ,,Wéhrungs-
systeme sind technische Einrichtungen ... sie sind weder fiir die Ewigkeit angelegt, noch
entscheidet sich an ihnen das Schicksal des Menschengeschlechts* (Plumpe 2011).
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der Welt? Wie muss eine Bankenregulierung aussehen, damit wieder ,,normale*
Kreditvergabe im Sinne von Volumen und risikoorientierten Konditionen entsteht?

Auf der anderen Seite: Wie ldsst sich die Energiefrage einer bedrohlich wach-
senden Menschheit klimafreundlich, aber auch ,,moralisch* 16sen in dem Sinne,
als auch Menschen in wirtschaftlich weniger entwickelten Regionen derselbe ma-
terielle Standard zugestanden wird, den wir uns selbst leisten?

All diese anspruchsvollen Fragen belegen, in welchen Facetten sich Komplexi-
tat darstellt.

Erwartungen an Manager und Politiker bei der Losung
~komplexer Probleme” und prinzipielle Losungsansatze

Der Umgang mit Problemen verlduft in aller Regel nicht systematisch entlang der
Dimensionen ihrer Komplexitét, wie sie oben skizziert wurden. Es lédsst sich be-
obachten, dass die Abarbeitung einer Problemstellung hidufig zunéchst nicht oder
nicht ausreichend auf die Erkenntnis gerichtet ist, warum ein Problem entstand und
was seine moglichen Folgen sind.

Stattdessen wird vereinfacht, und es geht schnell um die Frage nach dem Um-
gang mit einem Problem. Und auch hier wird oft nicht differenziert nach alterna-
tiven Losungsmoglichkeiten, noch werden diese Moglichkeiten zunéchst niichtern
diskutiert. Sondern es wird von Managern und Politikern schnell eine klare, ein-
fache und vermeintlich verstindliche Losung erwartet. Und solche ,,Schnellthera-
pien* werden dann auch schnell angeboten. Diese orientieren sich an der Erschei-
nungsform von Problemen und folgen mehr oder weniger klar einem der folgenden
prinzipiellen Ansétze:

Der erste Ansatz fordert Systemverdnderung, um der komplexen Problemstel-
lung Herr zu werden. Angesichts der Finanz(ierungs)krise behaupten die Anhénger
dieses Ansatzes etwa: Die Marktwirtschaft habe versagt, die Wirtschaftsordnung
an sich sei falsch. Dies ist die Meinung von linken Parteien? — und auch eher kon-
servative Denker zeigen neuerdings zumindest Verstindnis fiir Systemkritik (vgl.
Schirrmacher 2013).

Oder mit Blick auf das Energie- und Klimabeispiel, wo die ,,Fundis“ unter den
Griinen behaupten: Die grofsindustrielle Nuklear- und Karbon-Energiewirtschaft
sei am Ende; nur der sofortige Eintritt in ein dezentral organisiertes Zeitalter er-
neuerbarer Energien konne das Problem noch lésen.

2 Vgl. Wagenknecht (2011): ,,Ich strebe eine sozialistische Alternative zum Kapitalismus an.
... Die heutige Wirtschaftsordnung behindert Produktivitdt und Innovation.*
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Der zweite prinzipielle Ansatz folgt eher einer prozessoralen Logik. Danach
lassen sich komplexe Probleme vor allem durch mehr Regulierung und Kontrolle
in den Griff bekommen. Die Marktwirtschaft habe — um am Finanz(ierungs)kri-
sen-Beispiel zu bleiben — nicht versagt, denn sie sei die beste aller Wirtschaftsord-
nungen. Wir miissten sie retten und die ,,System-Akzeptanz* erhohen. Sie brauche
nur die richtigen Spielregeln, mit denen verantwortungsvolle Spielziige (im Sinne
des besseren Funktionierens, nicht der Bindigung) sichergestellt wiirden. Konser-
vative Politiker oder Wirtschaftsethiker wie Prof. Homann aus Miinchen vertreten
diese Linie.?

Auch in der Energie- und Klimadiskussion findet sich dieser Losungsansatz.
Danach miissen nicht gewaltsam bestimmte Technologien der Energieerzeugung
oder einzelne Formen der Schadstoffemission verboten werden. Es miissten nur
marktkonforme Mechanismen installiert werden, die iiber Preissignale im Wett-
bewerb bestimmte Formen der Energieerzeugung unterstiitzen oder bestimmte
Emissionen so verteuern, dass geniigend Anreize fiir ihre Verringerung bestehen.
Der Handel von CO,-Zertifikaten mag als methodisches Positivbeispiel fiir solche
systemkonformen Regeln — die Dauersubventionierung erneuerbarer Energien —
als Negativbeispiel dienen.

Der dritte Ansatz bezieht sich weniger auf die Systeme noch auf die Prozesse,
sondern riickt die Akteure in den Mittelpunkt: Die Losung fiir komplexe Probleme
bestehe vor allem in Bescheidung und Individualmoral. Bei der Finanzkrise bzw.
der Energie-/Klimafrage seien es letztlich Gier, Wachstumswahn und MaBlosigkeit
gewesen, welche die Menschen in die derzeitige wirtschaftliche Situation getrie-
ben und die Energie- und Klimafrage verschérft hétten. Zu fordern seien ,,ehrbare
Kaufleute* statt maBlose Investmentbanker; weniger Boni aber mehr Windréder.
Dieser Losungsansatz wird von kirchlichen Vertretern (vgl. hierzu auch Libreria
Editrice Vaticana 2013), z. B. Kardinal Marx, Miinchen, aber auch von Philoso-
phen, wie Prof. Sloterdijk, Karlsruhe, vertreten.

Noch ein vierter Umgang mit komplexen Problemen ist zu beobachten, der aber
kein Losungsansatz ist: Seine Vertreter arrangieren sich mit einem Problem durch
Kleinreden oder Defdtismus. Dies artikuliert sich einerseits in Aussagen, wonach
doch ,,alles gar nicht so schlimm® sei. Oder andererseits in der Uberzeugung, dass
sich komplexe Probleme gar nicht oder nicht rechtzeitig, d. h. vor Eintritt einer
Katastrophe, 16sen lieBen. Die Logik lautet: Man muss sich mit diesen Problemen,

3 Bundesfinanzminister W. Schiuble mahnt, dass die Finanzmirkte nicht in der Lage seien,
sich selbst zu regulieren und sich der Gefahr von Ubertreibungen zu entziehen. Nachhal-
tigkeit konne nur gewéhrleistet werden, wenn die Méarkte Regeln und Gesetze hitten (vgl.
Boehringer et al. 2011).
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wenn sie denn iiberhaupt bestehen, arrangieren und illusionslos mit ihren Konse-
quenzen leben.

Auch diese Denkweise finden wir in unseren Beispielen wieder. So behaupten
die Blaudugigen, dass es uns trotz angeblicher Erderwdrmung und hoher Schulden
doch so gut gehe wie nie zuvor.* Dagegen stellen die Defitisten oder Pessimisten
fest, dass man spitestens nach dem Scheitern des ersten Klimagipfels in Kopen-
hagen und den marginalen Erfolgen des zweiten Gipfels in Canctin die Erderwér-
mung mit allen ihren Konsequenzen akzeptieren und den ,,Klimafliichtlingen
folgen miisse.> Und mit Blick auf die Finanzierungs-/Wirtschaftskrise seien die
bisher wenig erfolgversprechenden Versuche einer tragfahigen internationalen Fi-
nanzmarktregulierung genug Beleg dafiir, dass es komplexe Probleme gebe, die
einfach nicht zufriedenstellend losbar seien.®

Reaktive Schritte dieses Umgangs mit komplexen Problemen lauten plakativ:
Ackerland kaufen statt Derivate; Viehherden und Ziehbrunnen als Geldanlage,
kein weiterer Deichbau sondern Umzug der Friesen ins Allgdu; Forderung von
Mafsnahmen zur Erhohung der ,, Resilienz “.

Diese Haltung ist in der Bewertung hochst riskant, da hier erst gar nicht ver-
sucht wird, Probleme zu erkennen und auszurdumen. Der Glaube an die intelligen-
te Erkenntnis- und Gestaltungsfahigkeit des Menschen bleibt auf der Strecke; das
Risiko des Nichtgestaltens besteht darin, dass Konsequenzen auf komplexe Fragen
in die Katastrophe fithren und den Uberlebenden nur der Trost der Erfahrung oder
die Hoffnung auf die abschreckende Wirkung iibrigbleibt.

Vor solchem Hintergrund ist es ein gutes Zeichen, wenn Politiker oder Unter-
nehmensfiihrer gelegentlich beschimpft werden oder sich gegenseitig beschimp-
fen. Weil hinter der Beschimpfung — sofern sie inhaltlich getragen ist und nicht nur
eine stilistische Entgleisung bedeutet — ja die positive Einstellung steckt, dass ein
Problem Igsbar ist, wenn man es nur richtig angeht. Also die Erwartungshaltung:
Setzt euch in eurer verantwortungsvollen Rolle auseinander mit komplexen Prob-
lemen und 16st sie!

4 Vgl. z. B. Holtfrerich, wonach es in der Vergangenheit immer wieder Schuldenkrisen gab,
FAZ, 17.6.2011.

5 Der Begriff stammt von den Vereinten Nationen, die die Zahl der Menschen, die aus Not
bei einem Wasseranstieg um 1m ihre Heimat verlassen miissen, auf 90 Mio. schitzt.

6 Zu den ,,Untergangspropheten®, die das Ende des Kapitalismus kommen sehen, gehoren
auch bekannte Okonomen wie Krugmann und Roubini (vgl. Welter 2011).
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Gemeinsamkeiten im Handlungsumfeld von Managern und
Politikern

Die genannte Manager- und Politikerschelte adressiert wechselnde Themen, ak-
tuell vor allem Gier und Verantwortungslosigkeit auf der einen bzw. die tatséch-
liche oder scheinbare Unfihigkeit, anstehenden Probleme politisch zu 16sen, auf
der anderen Seite. Ungeachtet zahlreicher Unterschiede sollen nachfolgend fiinf
Gemeinsamkeiten zwischen Wirtschaft und Politik herausgearbeitet werden:

Erste Gemeinsamkeit: Handeln unter hohem Erwartungsdruck Von Politikern und
Managern wird bei der Losung komplexer Probleme am meisten erwartet. Das
liegt daran, dass beide Gruppen jeweils an der Spitze einer Organisation und aus
Sicht der sie beurteilenden Menschen an den Schaltstellen der ,,Macht* sitzen. An
die Machtausiibung derartig mit ,,Wéhlergunst™ oder ,,lippigen Vorstandsgehil-
tern® ausgestattete Politiker und Manager ist dann auch eine besondere Erwartung
gekniipft.

Zweite Gemeinsamkeit: Blockierte Losungsrdume Bei aller unterstellten Macht —
die Blockaden bei der Abarbeitung komplexer Probleme sind haufig enorm. Und
sie folgen ihrerseits unterschiedlichen Logiken, von denen einige nur genannt
seien: Verschiedene Maf3stédbe an inhaltliche Losungsqualitit (Bsp. Vogelschiit-
zer vs. Windradbauer), verschiedene Malstdbe an prozessorale Losungsqualitit
(Bsp.: Kein Problemlésen ohne Biirgerbeteiligung), Systemverweigerung (Bsp.:
direkte statt reprisentative Demokratie) oder schieres Oppositionsgebaren (,, Wer
sich nicht wehrt, lebt verkehrt™).

Solche Blockaden kénnen die Lésung komplexer Probleme auch dann unmdog-
lich machen, wenn Losungswege eigentlich klar erschlossen sind.

Als Beispiel im Kontext der Finanz(ierungs-)krise mag das vielgescholtene Ziel
der Deutschen Bank nach einer Eigenkapital-Rendite von 25 % dienen. Diese Ren-
dite Fokussierung hat zumindest dazu beigetragen, dass diese Bank bisher deutlich
erfolgreicher durch die Krise mandvriert ist, als diejenigen, die diese Ziele in an-
derer Auslegung von Losungsqualitét nicht formuliert und Verzinsungsziele sogar
abgelehnt haben (wie einige Landesbanken), aber heute auf Staatshilfe angewiesen
sind.

Blockierte Losungsrdume auch in der Energiefrage: Die Wiederaufbereitungs-
anlagen Gorleben und Wackersdorf blieben unrealisiert, weil der protektive Auf-
wand zur Durchsetzung ihrer Fertigstellung in Form von Staatsgewalt biirger-
kriegsdhnliche Formen annahm. Im physischen Sinne des Wortes fiihrte sich in
Sitz- und Liege-Blockaden Verweigerung von Akzeptanz zur Feststellung, dass die



Komplexes Problemldsen liber Gemeinsamkeiten im Handlungsumfeld ... 163

Anlagen ,,politisch nicht durchsetzbar“’ seien. Genau dies fiihrte dann 2011 aus-

geldst durch den Unfall in Fukushima zum finalen Ausstiegsbeschluss.

Dritte Gemeinsambkeit: Ahnliche Voraussetzungen fiir Regierungs- und Manage-
ment-Qualitdt Gemeint ist hier Qualitit zundchst nur im Sinne der Handlungs-
bedingungen fiir Regieren und Managen, um eine Losung zustande zu bringen, die
dann ihrerseits Gegenstand einer qualitativen Bewertung ist. Drei Voraussetzungen
seien genannt:

» Die Ressourcen, die fiir die Losung eines Problems zur Verfiigung stehen, d. h.
neben z. B. Finanzmitteln, die ,,Management Attention®, den notwendigen Zu-
gang zu Wissen- und Erfahrung sowie vor allem den Faktor Zeit,

* die Zusammensetzung der Regierung bzw. des Vorstandsgremiums und

+ die Bedingungen, unter denen die Fithrungsriege handelt. Hierbei geht es um
innere Bedingungen wie Werte, Kultur und Verhaltensweisen. Aber auch um
dufSere Bedingungen, d. h. Ordnungsrahmen, Mérkte, Wettbewerber sowie ins-
besondere das Kontrollumfeld.

Was den Faktor Zeit angeht, so nimmt ungeachtet der Komplexitit von Problemen
die Geduld, d. h. die fiir die Losung zur Verfiigung gestellte Zeit, stindig ab. Erin-
nert sei an die ,,Agenda 2010 des ehem. Bundeskanzlers Schrdder. Sie war fiir vie-
le urséchlich fiir Erfolge am Arbeitsmarkt und die besondere wirtschaftliche Starke
Deutschlands in der Finanzierungskrise. Die Wihler und die SPD hatten damals
aber nicht die Geduld zum Durchstehen des sogenannten ,,J-Kurveneffekts* und
Schroder deshalb nicht das notwendige Vertrauen entgegengebracht: Das Ergebnis
waren verlorene Landtagswahlen fiir die SPD und die (vorgezogene) Abwahl des
Kanzlers.

Ein dhnliches Bild in der Wirtschaft: Die Halbwertszeit von Vorstinden nimmt
seit Jahren kontinuierlich ab®, die Bestelldauern sollen sogar gesetzlich weiter nach
unten gedriickt werden — nicht wegen der Sachprobleme, sondern infolge eines
offentlichkeitswirksamen Reflexes zur Kiirzung von Abfindungen. Dagegen sollen
langfristige Vergiitungskomponenten steigen, was konzeptionell unlogisch ist.

Was die Zusammensetzung der Fiihrungsriege angeht, so erleben wir eine hohe
offentliche und von den Medien getriebene Zentriertheit auf einzelne Personen,

7 So der ehem. niedersichsische Ministerprisident Albrecht 1979 mit Blick auf Gorleben.

8 Von den Anfang 2006 beschiftigten 190 DAX-Vorstéinden waren Ende 2010 noch 90 im
Amt; vgl. Manager Magazin 11/2010. Vgl. auch Interview mit H. Henzler, ehem. Chef
McKinsey Deutschland, ebd., S. 159 ff.
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den Kanzler bzw. den Vorsitzenden. Das hat Vor- und Nachteile: Es konnte Aus-
druck von besonderem Vertrauen sein im Sinne der Erwartung positiven Handelns
(hier Problemldsens) und insofern auch die Komplexitit der (medialen) Vermitt-
lung von Problem- und Ldsungszusammenhingen reduzieren (vgl. hierzu auch
Luhmann 2000). Andererseits ist Regieren und Fiithren groler Organisationen erst
durch Teamleistung moglich, und Personenkult schafft Abhéngigkeiten.

Eine weitere, wesentliche gemeinsame Bedingung, unter der Manager und Poli-
tiker handeln, ist ein dhnlich zu charakterisierendes ,,Kontrollumfeld*. Dieses ist
jeweils durch eine Vielzahl von ,,Stakeholdern™ geprégt: Wihler, Aktionére, Me-
dien, Kunden, Verbande, Arbeitnehmervertretungen/Gewerkschaften, Opposition,
Wettbewerber usw. Es wird nachfolgend nur auf den legalen oder formalen Teil
dieses Kontrollumfeldes eingegangen, der auf der politischen Seite durch Wihler
und auf der Managerseite durch Aktiondre bzw. den von ihnen bestellten Aufsichts-
gremien besetzt ist. Diese beiden Gruppen haben einige sehr dhnliche Qualititen:

1lloyalitit und Beurteilungs-Unsicherheit Politiker und Vorstinde konnen nicht
auf die Loyalitdt oder Dankbarkeit von Wéahlern oder Aktiondren setzen und
auch nicht auf deren sicheres Urteil. Die Freiheit, andere Parteien oder Politiker
zu wihlen oder Vorstinde abzusetzen oder nicht nachzubestellen oder Aktien zu
verkaufen gehort geradezu zum Konstruktionsprinzip der Demokratie einerseits
und der Logik borsennotierter Unternehmen andererseits. Wie undankbar, illoyal
oder beurteilungs-unsicher waren die 15% der Wihler, die sich im Jahr 2009 fiir
die Liberalen entschieden, wenn man sicht, wo die FDP 2013 steht.” Wie illoyal,
undankbar oder beurteilungs-unsicher waren Aufsichtsrat und Aktiondre mit
Deutschlands einst gefeiertem Unternehmensfiihrer und Manager des Jahres in der
,,Hall of Fame*, Wendelin Wiedeking.

Sicher ist eine gewisse Illoyalitdt notwendig fiir Kontrolle, denn die FDP hat
aus Sicht fritherer Wiahler Erwartungen offenbar nicht erfiillt, und Porsche war
verstrickt in existenzgefdhrdende Finanzgeschifte. Aber darum geht es hier nicht,
sondern um die Fédhigkeit von Wéhlern und Aktiondren/Aufsichtsgremien, Politi-
ker oder Managerqualitéten stabil zu erkennen und zu bewerten. Diese Féahigkeit,
die sich z. B. in einem Vertrauensvorschuss zeigen konnte, diirfen Politiker und
Manager offenbar nicht voraussetzen. Und genau das ist mit Bewertungs-Unsi-
cherheit gemeint, die in ihrer Konsequenz zu wechselhaftem Verhalten oder Illo-
yalitdt im Kontrollumfeld fiihrt.

Egoismus und Kurzfristigkeit im Kontrollumfeld Manager und Politiker miissen
in ihren Handlungen stets antizipieren, dass Wahler und Aktionére in der Regel

9 Jedenfalls, wenn man unterstellt, dass dies nicht alles reine Protestwihler waren.
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egoistisch sind und kurzfristig denken: Wenn es etwa um lange laufende Infra-
strukturprojekte, die Sanierung von Staatsfinanzen oder die Kiirzung von Sozial-
leistungen geht, dann koénnen Politiker nicht auf das Verstindnis fiir langfristige
Zusammenhénge und auch nicht auf die Stimme von Transferleistungsempfangern
setzen. Wenn die Unternehmensgewinne einmal ausbleiben und Kurse fallen, dann
werden kurzfristig denkende Aktionédre schnell unbequem oder fliichtig.

Inkongruenz zwischen erwarteter und mit Blick auf den Gegenstand erforder-
licher Kontrollqualitiit einerseits und der Sachkompetenz der Kontrollierenden
andererseits. ,,Kontrolle* spielt in der Diskussion um ,,good governance® in der
Offentlichkeit eine immer groBere Rolle. Pointiert gesagt gilt ein Manager inzwi-
schen als ,,gut”, wenn er gut kontrolliert und befristet auf drei Jahre bestellt ist,
seine variable Entlohnung sich gleichwohl auf einen Fiinfjahreszeitraum stiitzt und
bei Versagen auch danach wieder zuriickgeholt werden kann und er fiir seine Drei-
jahrestaten auch mit seiner Altersversorgung lebenslang haftet.

Vorstidnde und Politiker diirfen aber nicht davon ausgehen, dass die Summe der
individuellen Kompetenzen von Aktiondren oder Wahlern eine wirksame und effi-
ziente Kontrolle des Regierens oder ,,Managens* tatséchlich gewéhrleisten.

Es ist bedauerlich, dass das Kontrollproblem nicht zu mehr inhaltlicher Kompe-
tenzdiskussion!? gefiihrt, sondern sich in formalen Transparenzanforderungen und
Haftungsverschérfungen erschopft hat. Kontrollmacht ohne entsprechende Sach-
kompetenz fiihrt aber hdufig zu Nicht-Entscheidung aus Angst vor Verantwortung
oder zu Protest und Vertrauensverlust aus Ohnmachtsgefiihl. Die Entwicklung
inhaltlicher Kompetenz im Kontrollumfeld von Managern und Politikern kann
gar nicht hoch genug eingeschétzt werden, wenn es darum geht, Losungsraume
fiir komplexe Probleme abzustecken und zu verantwortlichen Entscheidungen zu
kommen. Umgekehrt darf sich ,,Kontrolle“ — auch wenn sie kompetent wahrge-
nommen wird — als Wert nicht verselbstidndigen von ihrem Gegenstand. Es ist nicht
so, dass Fiihrung in erster Linie dann gut ist, wenn sie gut kontrolliert ist.

Vierte Gemeinsamkeit: Aktuelle Maf3stibe zur Beurteilung der Arbeitsergebnisse
von Managern und Politikern Die Diskussion um die Bewertung von politischem

10 Freilich gibt es inzwischen Bestimmungen, die auf das Kompetenzproblem zielen, z. B.
die Empfehlungen des Deutschen Corporate Governance Kodexes hinsichtlich der ,,erfor-
derlichen Kenntnisse, Fahigkeiten und fachlichen Erfahrungen® der Aufsichtsratsmitglieder
sowie einer der unternchmensspezifischen Situation angepassBten Zusammensetzung des
Gremiums (Abschn. 5.4.1. des Kodexes in der Fassung i. d. F. von 2010 von 2013, vgl. dazu
Regierungskommission 2013).
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und wirtschaftlichem Handeln wird derzeit bestimmt von den beiden MaBstiben
,»Nachhaltigkeit* und ,,(Corporate) Social Responsibility*.!!

Beide Mafstibe erfahren schnell hohe dffentliche Akzeptanz. Denn wer will
mit dem, was er macht, die Lebensgrundlagen zerstéren fiir unsere Nachfahren
oder sich auf andere Art verantwortungslos in seinem Umfeld bewegen?

Zum Teil handelt es sich hier aber eher um eine deklaratorische Scheindiskus-
sion, denn Politiker und Vorstande leben mif und in und von groBeren Systemen,
die z. T. an ihrem Ende angekommen sind. Unsere Sozialsysteme sind in ihrer heu-
tigen Aufstellung angesichts des demografischen Wandels nicht ,,nachhaltig®, und
ein Weitermachen wie bisher kann daher nicht ,,socially responsible® sein. Das gilt
nicht nur fiir die Politik, sondern auch fiir die Unternehmen z. B. im Gesundheits-
sektor. Sie konnen nicht ,,nachhaltig® sein, wenn das Gesundheitssystem, aus oder
von dem sie leben, an sich ganz offenbar nicht nachhaltig ist, und Politiker infol-
ge uniiberwindbarer Blockaden in ihrem Kontrollumfeld eine Fundamentalreform
nicht zustande bringen, sondern sich an Symptomen abarbeiten. Die pointierteste,
aber falsche Nachhaltigkeitsaussage stammt vom ehemaligen Arbeitsminister Nor-
bert Bliim: ,,Die Renten sind sicher.*“!? Auch erscheint es geradezu absurd, wenn
z. B. eine Krankenkasse einen Nachhaltigkeitsbericht verdffentlicht.

Fiir Politiker und Wirtschaftsfiihrer sind die weitldufig akzeptierten Mal3stibe
Nachhaltigkeit und Social Responsibility eine Chance beim Losen komplexer Pro-
bleme: Wenn diese Malstdabe an die Menschen und das jeweilige Kontrollumfeld
zuriickgespielt und nicht nur dokumentiert werden, dann diirfte sich die Bereit-
schaft erhohen, nicht tragfahige Systeme auch fundamental zu verdndern, anstatt
nur an Symptomen zu justieren.

Fiinfte Gemeinsamkeit: Lokales Handeln im internationalen Problemkon-
text Beim Herangehen an internationale Probleme lassen sich zwei konzeptionelle
Losungsansitze beobachten: Zum einen das Prinzip ,,think globally — act locally*.
Zum anderen (und mit Anderen) die Schaffung internationaler Instanzen (Organe,
Behdrden usw.).

,» Think globally — act locally* besagt, dass in globalen Problemzusammenhén-
gen gedacht werden, aber vor Ort an der Losung gearbeitet und gehandelt werden

' Das Stuttgarter CSR-Forum stellte fest, dass nach der Wirtschaftskrise sich Nachhaltig-
keit und soziale Verantwortung zum ,,Leitbild der deutschen Unternehmen* entwickeln und
,.das Handlungsprinzip der schnellstméglichen Gewinnmaximierung. .. in den Hintergrund*
trete; vgl. Stuttgarter Zeitung, 13.4.2010, S. 20. Fiir ein konkretes Unternehmensbeispiel vgl.
Kleinert (2011).

12 Es gibt auch positive Zeichen, z. B. bezeichnete Peer Steinbriick seine Zustimmung zur
Rentengarantie 2009 in einer ARD Sendung als seinen ,,grofSten Fehler®.
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muss. Dieses Prinzip sagt freilich nichts iiber zwei Feinheiten, von denen der Er-
folg seiner Umsetzung ganz wesentlich abhingt:

Zum einen von der Art und Weise, wie die globale Problem-Erkenntnis lokal
in Losungsaktivitdt umgesetzt wird. Wenn in Folge einer Reflektion globaler Ent-
wicklungen, Anforderungen ,,richtig® iibersetzt und lokale Potentiale effektiv und
effizient genutzt werden, dann wird lokal an der globalen Zielerreichung gearbei-
tet. Das entspricht dann wohl dem, was Prof. Straubhaar als ,,Glokalisierung® be-
zeichnet hat (vgl. Straubhaar 1999).'3

,»Think globally — act locally wird haufig aber auch andersherum gedacht,
wenn etwa Staaten mit Fithrungsanspruch fiir ihren Umgang mit Problemen einen
globalen Losungsanspruch erheben.!* Dies bedeutet nichts anderes als: Wenn ein-
zelne es lokal richtig machen, dann wird es global gut. Hier geht es also nicht um
die lokale Arbeit an der globalen Zielerreichung, sondern um die globale Ziel-
funktion zu Hause. Damit sind wir im Grunde beim eingangs dargestellten indivi-
dualmoralischen Losungsansatz fiir komplexe Probleme in einem internationalen
Kontext.

Ein aktuelles Beispiel dafiir, dass dieser Ansatz hiufig keinen Erfolg verspricht,
ist das Verbot ungedeckter Leerverkédufe oder die Einfithrung von Transaktions-
steuern in einzelnen européischen Landern: Mit ihnen lassen sich grenzenlose Ka-
pitalmobilitit und Spekulation nicht unterbinden. !’

,»Think globally — act locally* ist damit ein hilfreiches Prinzip fiir Problemlo-
sen im internationalen Kontext, wenn die Ubersetzung der globalen in die lokale
Dimension stimmt und der Anspruch an den globalen Beitrag nicht selbstiiberho-
hende Ziige annimmt.

Das zweite konzeptionelle Werkzeug insbesondere von Politikern im interna-
tionalen Problemkontext besteht in der Aufstellung multinationaler Gremien oder
Einrichtungen — z. B. internationale Bankenaufsicht, internationale Atomenergie-
behorde, G8, G15 oder jlingst die Idee einer europdischen Wirtschaftsregierung.

13 Th. Straubhaar, Direktor des HWWI: ,,Glokalisierung als Resultat von Globalisierung und
lokaler Standortattraktivitdt™, Neue Ziircher Zeitung, 31.12.1999. Vgl. auch C. Knop (2011)
zum ,,Das Individuum im globalen Dorf*, FAZ, 26.1.2011: ,,[...] Organisationen wie die
Vereinten Nationen oder Gespréchszirkel wie die G 20 haben an Strahlkraft eingebiifit. [...]
In dieser neuen Welt wird es fiir den Einzelnen wichtiger, Verantwortung fiir sein Handeln
zu Gbernehmen [...]".

!4 Den offensivsten derartigen und in der deutschen Geschichte auch missBbrauchten Lo-
sungsanspruch formulierte E. Geibel 1861 in seinem Gedicht Deutschlands Beruf: ,,Und es
mag am deutschen Wesen einmal noch die Welt genesen®.

15 Ein weiteres Beispiel ist die von der européischen. Kommission angestrebte Einbeziehung
des europdischen. Luftverkehrs in den Emissionshandel, der in der Luftfahrtorganisation der
Vereinten Nationen Anfang Oktober 2013 aber abgelehnt wurde, FAZ, 5.10.2013.
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Die Probleme mit diesem Ansatz sind bekannt: Abwendung vom eigentlichen Fo-
kus u. a. durch Ausweitung der Zustiandigkeit, aufgeblasene Biirokratien, Personal-
entscheidungen als Ergebnis von Proporz anstatt Kompetenzauswahl.'®

Als Beispiel im Kontext der Finanzkrise mag der seit Januar 2011 aufgestellte
~Europdische Ausschuss fiir Systemrisiken (ESRB) dienen, der Systemrisiken fiir
die Finanzmarktstabilitét friihzeitig erkennen und einddmmen soll. Schon am Vor-
abend seiner Griindung fragten sich Fachleute, welche Rolle dieser Ausschuss im
Kontext der EZB spielt und wie die Rollenverteilung genau sein solle.!”

Auch in der Energie- und Klimafrage entstehen internationale Gremien. Mit
Blick auf den ,,Klimagipfel* in Canctin wird kommentiert: ,,In Canctin wurde wie-
der weniger liber Inhalte als iiber Prozesse geredet. Daran haben die Beteiligten
auch ein personliches Interesse: Arbeitsgruppen, Ausschiisse und Unterausschiisse
wollen besetzt sein.... Die Weltklimabiirokratie wéchst* (Mihm 2010).

Es gibt wohl keine Alternative zu diesem Weg der Losung internationaler Prob-
leme.'® Was die Ergebnisse angeht, so prigen die wahrgenommene Effektivitit und
Effizienz multinationaler Instanzen wesentlich das Vertrauen, das ihnen entgegen-
gebracht wird — und damit ihre Schlagkraft.

Fiinf StoBBrichtungen zur Losung komplexer Probleme

Erste Richtung: Komplexe Probleme hinterfragen und Interesse
wachhalten!

Komplexe Probleme sind Teil unserer Welt. Sie sind vielfach die Folge der Mog-
lichkeiten, die sich Menschen willentlich erschlief3en.

Als Beispiel mogen komplizierte Wertpapiere mit verheilungsvollen Renditen
dienen: Solche Papiere wurden und werden auch von Menschen gekauft, die damit
eingegangene Risiken nicht abschitzen konnten und oft nicht einmal die Formu-

16 Angesichts des Klimagipfels 2013 in Warschau stellt Mihm (2010) fest: ,,Um den Multi-
lateralismus steht es nicht gut.*

17" Noch sucht der an die EZB angelehnte Ausschuss nach einer Rolle®, FAZ, 30.12.2010,
S. 11. Vgl. auch Dombret (2011): ,,Der neue ESRB [European Systemic Risk Board] muss
eine angemessene Balance finden®.

18 Vgl. hierzu Faber (2011). Danach habe die Finanzkrise gezeigt, dass nationale Gesetze fiir
die globalisierten Markte der Gegenwart nicht addquat seien.
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lare durchsehen, die im Zuge erhohter Aufklarungspflichten von Finanzinstituten
vorzulegen sind'°.

Der Kauf solcher Papiere birgt das Risiko des Totalverlustes — ein hoher Preis
fiir die Auswahl von Handlungsoptionen ohne weitergehende Folgenabschitzung.
Das ist die Motivation fiir folgende Losungsrichtung:

Viele komplexe Probleme beruhen auf individuell leichter nachvollziehbaren
Grundzusammenhéngen, die sich bei Interesse durch einfache Fragen erschliefen
lassen. Am Beispiel der Finanzierungskrise: Anstatt die Staatenverschuldung im
Kontext von Rettungsschirmen, Wechselkursen und politischer Konvergenz zu
analysieren, helfen schon einfache Fragen, die auf individuellen Erfahrungen be-
ruhen, die Beurteilung des Gesamtproblems zu erleichtern:

» Ist es nachvollziehbar, dass eine Bank vor Kreditvergabe den Kreditnehmer
nach seinen Einkommensverhaltnissen fragt?

+ Sollten Kredite vom Kreditnehmer zuriickbezahlt oder an seine Nachfahren ver-
erbt werden?

st es verniinftiger, mit gelichenem Geld zu investieren oder zu konsumieren?

* Gibt es verniinftige Griinde dafiir, dass Staaten Kredite nicht zuriickzahlen soll-
ten?

* Welche Erwartungen sind an eine Bank zu richten bei der Weiterverwendung
von Spareinlagen?

Auch wenn Ursache, Folgenabschétzung und richtiger Therapieansatz komplexer
Probleme unklar oder fiir viele Menschen nicht verstdndlich sind, so sollte doch
jeder NutznieBer komplexer Welten nach Verstidndnis trachten. Die Komplexitat
von Problemen darf nicht fiir die Entschuldigung herhalten, man koénne solche
Probleme nicht verstehen oder zur Flucht in ,saturierte Verachtung* fiithren (vgl.
Strauf3 2011).

Einfache Fragen mit Bodenhaftung kdnnen helfen, die Wahrnehmung bzw. das
Verstidndnis von komplexen Problemen zu erhéhen und die GroBe entstehender
Probleme einzuddmmen. Dieser Ansatz bedeutet nicht Riickzug in den individual-
moralischen Losungsansatz, sondern Kraft aus der Anwendung individueller Er-
fahrung bei der ErschlieBung groBerer Problemzusammenhénge.

19 Vgl. die vom WPHG seit 2010 vorgeschriebenen Anlageberatungsprotokolle mit den Vor-
gaben der BaFin sowie die von der Europédischen Kommission vorgelegten Richtlinien. Auf-
schlussfBreich ist die Erkenntnis des Fondsbranchenverbands BVI, dass nur jeder Zehnte (!)
die Finanzprodukte verstehen will, in die er anlegt; FAZ, 17.5.2011.
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Zweite Richtung: Anreize schaffen und die Effektivitdt bei der
Wahrnehmung iibertragener Verantwortung erhéhen!

Politikern und Managern kommt bei der Losung komplexer Probleme eine be-
sondere Verantwortung zu. Die Effektivitét fiir politisches oder unternechmerisches
Handeln konnte z. B. iiber folgende Ansétze erhoht werden:

Zeitverlingerung Es ist zu fragen, wie die Machtzeit von Politikern und Mana-
gern auf die Notwendigkeiten der Problemgrofen abgestimmt werden konnte.
Dreijéhrige Bestellzeiten fiir Vorstinde grofler Aktiengesellschaften oder vierjah-
rige Legislaturperioden sind fiir komplexe Probleme (z. B. einen turnaround, eine
Strategiednderung bzw. Verdnderungen an Sozialsystemen) nicht problemadéquat.
Warum sind Biirgermeister dagegen auf acht Jahre gewéhlt?

Bonifizierung Variable Vergiitungskomponenten sind — in angemessenen Relatio-
nen zur Festvergiitung — in der Wirtschaft iiblich und anerkannt. Zuletzt haben
Politiker mit dem ,,Vorstandsvergiitungsangemessenheitsgesetz“ von 2009 einen
Rahmen fiir die Ausgestaltung von Langfristanreizen fiir Manager gesetzt. Warum
ist etwas Ahnliches nicht fiir sie selbst realisierbar? Es konnte aus Wahlverspre-
chen eine Art Zielvereinbarung formuliert werden, deren Erreichung am Ablauf
einer Legislaturperiode und vor Folgewahlen unabhédngig zu evaluieren wére.
Sicher schlie3t dies sémtliche Probleme und Herausforderungen ein, die z. B. mit
der Definition der relevanten MessgroBe (dem sog. Performancemal) einhergehen.
Aber wenn variable Vergiitungen — egal wie ausgestaltet — fiir Manager sinnvoll
sind, dann sollte dies auch fiir Politiker so sein. Und dann sollten sich Wege der
Ausgestaltung finden. Es ist bekannt, dass man in Singapur aus Griinden der Kor-
ruptionsvermeidung und der Erhéhung der Attraktivitit von Regierungsposten fiir
Top-Talente eine vollig andere Entlohnungslogik hat: Regierungsmitglieder erhal-
ten eine an der Privatwirtschaft orientierte Vergiitung samt eines Bonus, der sich
dort auf Basis des Wachstums des Bruttosozialprodukts ermittelt.

Ressortflexibilitit und Diversity Der Regierungschef bestimmt die Richtlinien der
Politik und wihlt die Minister aus; dabei zeigt die Aufteilung der Fachministerien
iiber die Jahre ein hohes Mal} an Konstanz. Im Vorstand einer deutschen Aktien-
gesellschaft ist der Ressortzuschnitt eher flexibel und folgt der Problemstellung
sowie personellen Kompetenzen.
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Angesichts der verinderten Inhalte?® komplexer Probleme und deren Internatio-
nalitdt sollten iiberkommene Ministeriumszuschnitte iberdacht werden. Wie sonst
konnen fachlich nicht festgelegte Auenminister bzw. vorwiegend national tatige
Fachminister z. B. kompetente Wirtschaftsauenpolitik oder EnergicauB3enpolitik
betreiben? Welcher Ressortzuschnitt passt eigentlich am besten zu einer im oben
dargelegt richtigen Sinne des Prinzips ,,think globally — act globally — adapt local-
Jy<o2!

Was die Ideen und Kopfe angeht, so beobachten wir in der Wirtschaft einen
globalen Wettbewerb um die intelligentesten Losungen — aber kaum in der Politik,
obwohl doch auch hier in internationalen Problemkontexten zu handeln ist. Dieser
Ansatz wiirde z. B. zu ,,benchmarks* fiihren fiir Lsungen hinsichtlich komplexer
Probleme. Bundesfinanzminister Schiuble hat in diese Richtung gedacht und im
Kontext einer besseren intergouvernmentalen Abstimmung der nationalen Finanz-,
Wirtschafts- und Sozialpolitiken auf européischer Ebene ein ,,benchmarking® ge-
fordert (Schiuble 2011).

Was die Suche nach den Talenten angeht, die mit der Losung komplexer Pro-
bleme betraut sind, so ldsst sich eine ausgepriagte Limitierung auf den nationalen
Markt beobachten — in der Politik noch starker als in der Wirtschaft. Diese ist aber
nicht zeitgemil, um im Wettbewerb der Standorte zu bestehen. Auch angesichts
des demographischen Wandels ist eine groflere Diversitit notwendig, und der An-
spruch muss lauten, die besten Kopfe — unabhéngig von ihrer Nationalitdt — fiir
eine Aufgabe zu gewinnen! Ist es in Zeiten der Globalisierung und der internatio-
nalen Vernetzung angemessen, dass Regierungsmitglieder deutsche Staatsbiirger
sein miissen? Warum keinen ehemaligen Weltbankchef als Finanzau3enminister?

Austausch zwischen Politik und Wirtschaft fordern Wechsel zwischen Wirtschaft
und Politik sind zu selten. Kein erfolgreicher Wirtschaftsfiihrer geht in die Politik
— hochstens dann, wenn er (materiell) ,,saniert™ ist oder im fortgeschrittenen Alter
nach einer Betdtigung sucht. Kaum ein Politiker kommt umgekehrt in der Wirt-
schaft auf wichtige Positionen — Ausnahme war zuletzt der ehemalige hessische
Ministerprasident Koch, bis Mitte 2014 Vorstandsvorsitzender der Bilfinger SE.
In der 6ffentlichen Beurteilung werden solche Wechsel oft beldchelt, kritisiert
oder abgestempelt (,,Versorgungsposten®); an einzelnen Beispielen wurde die
grundsitzliche Logik solcher Wechsel ganz infrage gestellt — siche die Bericht-

20 Die Energie- und Klimafrage gelangte erst vor wenigen Jahren an die Spitze der Tages-
ordnung.

21 Vgl. zu Losungsansitzen Brehme: ,,Der Bundessicherheitsrat* in: Deutscher Bundestag —
Wissenschaftliche Dienste, 22/2008; ,Sigmund et al. (2011).sowie Handelsblatt, 14.2.2011,
S. 4 ,Industriekabinett in der Regierung*.
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erstattung zum Ubertritt des ehemaligen Kanzleramtsministers Klaeden in den
Daimler Konzern im Herbst 2013.

Dabei ist es doch aus vielerlei Griinden sinnvoll, dass solche Wechsel hiufiger
werden und auch gelingen. Vor allen Dingen helfen solche Wechsel, Losungsrau-
me zu vergroBBern, Kommunikation zu erleichtern und Grenzen zu iiberwinden, die
sich aus unterschiedlich eingeiibten Rollen in Wirtschaft und Politik ergeben bei
der Lésung von komplexen Problemen.?

Dritte Richtung: Aufdeckung von Interessenskonflikten
entsprechend guter, Corporate Governance” auch in der Politik!

Das Zusammenspiel der Organe einer Gesellschaft, also bei der Aktiengesellschaft
von Hauptversammlung, Aufsichtsrat und Vorstand, steht im Fokus der Corporate
Governance Diskussion. Aufsichtsrite sind ausschlieSlich dem Wohl des beauf-
sichtigten Unternehmens verpflichtet. Bei etwaigen Interessenskonflikten miissen
Aufsichtsrite diese der Hauptversammlung offenlegen und sich ihrer Stimme im
Aufsichtsrat enthalten.

In der Politik wird das Parlament, das die Regierung kontrolliert, hdufig als die
Summe der Interessenvertreter bezeichnet, womit geradezu offensichtlich wird,
dass es hier auch zu Konflikten kommen muss, wenn es um Kontrolle im Sinne der
Sache geht und eben nicht um ,,Interessensvertretung™.

Gerade angesichts der Bedeutung von ,,Nachhaltigkeit* als aktuelles Kriterium
fiir gute Problemlosungen (s. 0.) sollten Interessenskonflikte bei der Durchsetzung
von MaBnahmen (Gesetzen, Ausgabenbeschliissen usw.), die die Nachhaltigkeit
von bewihrten Systemen (z. B. des Rentensytems) bedrohen, auch im Parlament
offengelegt werden. Wenn die Forderung nach Transparentmachung von Interes-
senskonflikten in der Wirtschaft richtig ist, dann sollte dies in der Politik auch so
sein.

Vierte Richtung: Die positive Bedeutung von,,Gier” im
Systemzusammenhang werten!

Der eingangs dargestellte individualmoralische Losungsansatz fiir komplexe Prob-
leme verteufelt die ,,Gier* und fordert die Bescheidung. Sicher ist Bescheidung im

22 Ebenso kann ein intensiver Austausch einen Beitrag leisten, den hiufig kritisierten (inhalt-
lichen) Einfluss von Interessensgruppen auf die Politik einzuddammen.
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Sinne der selbstauferlegten Beschriankung richtig zur Vermeidung von Exzessen
und sicher ist Bescheidenheit eine kostbare Charaktereigenschaft. Aber eine Form
der Gier — oder behutsamer ausgedriickt — die Suche nach dem Mehr ist auch der
wesentliche Treiber unserer marktwirtschaftlichen Ordnung. Ein Management ist
Hgierig®, weil es im Wettbewerb gut sein und damit auch Arbeitsplétze fordern
mochte.?* Gut performende Aktien sind die Freude aller Investoren und Anleger.
Diese treffen Manager auf Investorenveranstaltungen (,,roadshows®). Investoren
reprasentieren dabei oft genau den Typus Mensch, in den viele fiir die Ursache
des Ubels halten: Junge, hochausgebildete, ,,gierige” Analysten und Vertreter von
Kapitalsammelstellen auf der Suche nach der besten Performance fiir ihre milliar-
denschweren Fonds. Die groften Geldsummen kommen dabei von Versicherun-
gen und Pensionsfonds. Dahinter stecken aber fast alle Biirger auf der Suche nach
einem komfortablen Ruhestand! Gier entsteht damit auch in unser aller Auftrag,
wenn es darum geht, Geld am effektivsten wirtschaften zu lassen. Die systemische
Bedeutung von ,,Gier* darf nicht vergessen werden, wenn Forderungen nach Be-
scheidung, Riickzug, Individualisierung als Konigsweg bei der Losung komplexer
Probleme dargestellt werden.

Fiinfte Richtung: Akzeptanz und Vertrauen gewdhren und
verdienen!

In den Jahren nach der Lehman Insolvenz hat das Wort ,,Systemrelevanz die Dis-
kussion bestimmt und noch heute beschéftigen sich Politik und Wirtschaft mit der
Frage, was und wer ,,systemrelevant™ ist. Der Frage implizit ist die Akzeptanz
eines ,,Systems®, dessen Erhaltung zu schiitzen ist, in dem seinen wesentlichen
Spielern geholfen wird, wenn sie in Not sind. Es ist erstaunlich, dass es in der Dis-
kussion um systemrelevante Unternehmen nicht zur Diskussion der Frage kam,
was dieses ,,System* eigentlich sei und ob es liberhaupt schiitzenswert ist — auch
nicht von der Seite, die ansonsten komplexe Probleme nur durch Systemwechsel
16sbar sieht (s. 0.)!

»Systemrelevanz® beinhaltet damit eine zwar unreflektierte Zustimmung zum
System. Aber diese bedeutet mit Blick auf komplexe Probleme auch eine enorme
Hilfestellung, denn Erkldrungen, Folgenabschitzungen koénnen im bestehenden
System analysiert und Losungen in ihm gesucht werden. Wie verhélt es sich dann
mit den anderen beiden verbleibenden Ldsungsansitzen, die eingangs skizziert
wurden?

23 Dieses ist auch gesetzlich legitimiert, sonst hitte die Politik im VorStag Boni ganz ver-
bieten miissen.
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Vermutlich werden sie beide gebraucht: Der individualistische Ansatz, der zu-
mindest anndherungsweise helfen mag, Problemverstindnis zu erschliefen, ohne
aber arrogant zu sein in dem Sinne, als konnte der Riickzug ins Ich oder die Uber-
schitzung der eigenen lokalen Macht oder der Verzicht auf das Prinzip ,,Gier* die
Weltprobleme 16sen. Aber auch der Ansatz Regulierung und Kontrolle, wenn es
innerhalb eines akzeptierten Systems darum geht, die Spielregeln fiir verantwort-
liches Handeln weiterzuentwickeln.

Nicht alle Menschen haben bei der Analyse und Losung komplexer Probleme
dieselbe Befahigung und Verantwortung. Aber alle Menschen wollen teilhaben an
den Vorteilen und Optionalitdten einer komplexeren Welt, und alle wollen ihre Ri-
siken beherrscht und die von ihr verursachten Schiaden auch geheilt sehen.

Das ldsst sich nur zusammenbringen, wenn das System, das unser unsere poli-
tische Ordnung und unser Wirtschaftsleben tragt, auch Vertrauen erfahrt. Die Ver-
antwortung fiir die Gewéhrleistung von ,,Systemvertrauen* haben insbesondere
diejenigen, die in Wirtschaft und Politik an der Spitze und in ihrer moralischen
Integritdt im Fokus stehen. Die derzeitige Kritik an Politikern und das Desinter-
esse an ihrem Handeln, aber auch die verloren gegangene Wertschitzung gegen-
iiber Managern und ihren Entscheidungen sind insbesondere eine Folge einzelner
Nicht-Integritdten oder Entgleisungen. Alle bekanntgewordenen Beispiele sind
als einzelne keine Katastrophe. Aber gesamthaft bedrohen sie unser System, weil
sie das notwendige Vertrauen in dieses System aushdhlen und die Akzeptanz von
Handlungen und MaBnahmen verhindern. Das fiihrt dann zu Misstrauen, Unmut
und ,,Wutbiirgern“. Und das schafft in Folge Blockaden bei der Fortentwicklung
von Regeln fiir unser System oder bei der Umsetzung von Lésungen in diesem
System.?*

Die systemrelevantesten Spieler unserer Tage sind nicht Banken oder Versi-
cherungen, es sind die in Politik und Wirtschaft maBgeblich Handelnden, weil sie
die Grundlagen schaffen miissen dafiir, dass das notwendige Vertrauen in dieses
System von allen aufgebracht werden kann. Ihr integres Verhalten ermoglicht es,
dass die Biirger in einer komplexeren Welt denjenigen ihr Vertrauen schenken und
fiir eingeschlagene Losungswege Akzeptanz aufbringen, die systematisch einen
Schritt weiter gehen beim Umgang mit komplexen Problemen. Alle Biirger sind
insofern systemrelevant: Politiker und Manager, die fiir ihre Arbeit an komplexen
Problemen Vertrauen und Akzeptanz brauchen — aber auch Wéhler und Aktionére,
die dabei Vertrauen gewdhren und Akzeptanz aufbringen.

24 J. Hambrecht, ehem. Vorstands-Vorsitzender der BASF SE, bei der Vorstellung des Leit-
bildes fiir verantwortliches Handeln in der Wirtschaft: ,,In einer Gesellschaft, in der sich die
Menschen nicht mehr vertrauen, lauft etwas verkehrt.”, zitiert nach WZG intern, Dezember
2010, S. 1/7.
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,Justiz muss sich als ruhender Pol
in der Gesellschaft medialen Trends
weitgehend verweigern”

Gesprach mit Monika Harms

Die frithere Bundesrichterin und Generalbundesanwéltin Monika Harms pladiert
dafiir, dass Richter und Staatsanwilte nur durch ihre Urteile und ureigene Ermitt-
lungsarbeit um gesellschaftliche Akzeptanz werben, nicht aber durch erhéhte Me-
dienprisenz oder neue Formen einer aktiven Offentlichkeitsarbeit.

Frau Professor Harms, itiber Jahrzehnte galten Gerichtsurteile in der Bundes-
republik geradezu als etwas Gottgleiches. Dariiber diskutierte man kaum in den
Medien, stellte sie schon gar nicht dffentlich in Frage. Das scheint spdtestens mit
den allgegenwdrtigen Akzeptanzdebatten, die wir heute im Lande haben, vorbei zu
sein. Wird es damit spiirbar schwerer, Recht zu sprechen und die Urteile und Be-
griindungen dffentlich darzustellen?

Ja, diese Tendenz gibt es. Vorerst ist es aber noch ein eher langsamer Prozess. Und
sakrosankt war ein Richter natiirlich nie. Sprach er ein Urteil, musste er immer da-
mit rechnen, dass Rechtsmittel eingelegt werden. Immerhin hat er meist noch eine
Revisionsinstanz iiber sich. Aber das ist letztlich die Innensicht. Was die duf3ere
Wahrnehmung eines Richterspruches betrifft, haben Sie leider Recht.

Dabei bilden die Gerichte immerhin die dritte Gewalt im Staat.
Gut, dass Sie daran erinnern. Denn das wird heute leicht vergessen. Zuweilen be-
trachtet man die Justiz lediglich noch als eine Verwaltung unter vielen, so nach
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dem Motto: Sicher machen sie ihre Arbeit, aber eigentlich sind sie gar nichts Be-
sonderes. Das riihrt auch daher, dass die Justiz von der jeweiligen Haushaltslage
abhéngig ist und immer mehr ausgediinnt wurde. Obwohl die Politik viel Arbeit
auf der Justiz abladt, stattet sie diese nicht immer so aus, dass man mit der per-
sonellen und sachlichen Ausstattung zufrieden sein konnte. Manch ein Kollege
braucht Zeit, um sich bei schwierigen Rechtsfragen einarbeiten. All das nagt dann
natiirlich an der Akzeptanz fiir die Arbeit von Richtern und Staatsanwiélten.

Manchmal dréngt sich auch der Eindruck auf; dass die Verfahren linger als friiher
dauern.

Vor allem bei Strafverfahren triigt dieser Eindruck nicht. Die Streitlust unter den
Verfahrensbeteiligten und damit die Streitdauer haben zugenommen. Im Gegen-
satz zu Zivilverfahren, wo ich diese Entwicklung weniger erlebe, sind Strafverfah-
ren allerdings auch nicht darauf angelegt, friedlich entschieden zu werden. Hierbei
geht es im Ergebnis um ,,Strafen®, und damit um die Durchsetzung des staatlichen
Gewaltmonopols. Deshalb stehen Strafverfahren auch viel haufiger im Fokus der
Presse. Aus dieser medialen Offentlichkeit der groBen Strafverfahren — vor allem
wenn sie prominente Zeitgenossen betreffen — entsteht aber schnell die Vorstel-
lung, dass Gerichte mafigeblich mit Streit und einem heftigen Gegeneinander be-
fasst sind. Dies wird dann auf die Arbeit der gesamten Justiz iibertragen. Dieses
einseitige Bild in einem verdnderten Akzeptanzumfeld, von dem Sie sprechen, zu
korrigieren, muss uns noch besser gelingen.

Mit Verlaub, das klingt ein wenig, als hdtte die Justiz heute zuerst eine Art Ver-
marktungsproblem, ndmlich beim erfolgreichen Verkaufen von Urteilen und Ent-
scheidungen. Empfinden Sie — als Teil jener dritten Gewalt — es als einen Wert
an sich, dass ihre Tdtigkeit gesellschaftlich akzeptiert wird? Oder sagen Sie sich
letztlich: Was wir tun, ist richtig;, wenn es die Leute nicht verstehen, bleibt das eher
deren Problem?

Ich widerspreche Thnen nicht, wenn Sie auf das fiir unsere Arbeit notwendige Ver-
mitteln juristischer Entscheidungen anspielen. Aber hierbei handelt es sich natiir-
lich um weit mehr als ein Verkaufsargument. Ich sehe eher ein gesellschaftliches
Problem in Bezug auf die Wahrnehmung von Justiz sowie das Auftreten ihrer
Akteure unter den heutigen Vorzeichen. Beides hidngt damit zusammen, dass die
Gesellschaft allgemein weniger Respekt gegeniiber Institutionen aufbringt. Auch
die 6ffentliche Verwaltung wurde noch vor wenigen Jahrzehnten anders wahrge-
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nommen. Es ist also nicht nur eine Frage des ,,Verkaufens®, denn in aller Regel
akzeptiert man schon, was entschieden wird. Aber man scheut sich auch immer
weniger davor, bis zum Bundesverfassungsgericht ,,nach Karlsruhe* weiter zu ge-
hen, wenn man glaubt, nicht Recht bekommen zu haben. Und das ist es, was unser
System etwas sprengt: In vielen Bereichen wird nicht mehr akzeptiert, was die
Justiz tatsdchlich entscheidet, da man sich weiterhin im Recht glaubt und deshalb
meint, den Rechtsweg ausschopfen zu miissen. Sicher ist das menschlich, doch es
war frither nicht so ausgepragt.

Spielt hier nicht auch eine Rolle, dass gerade in Wirtschaftsstrafverfahren ein Be-
schuldigter schnell einmal besser dastehen kann, als es die Offentlichkeit erwartet,
weil er sich die cleveren und damit teureren Anwdlte leisten kann?

Das ist fraglos so — und es verstérkt natiirlich jene Akzeptanzprobleme, wenn die-
ses Verfahren in den Blick der Offentlichkeit gerdt. Damit sind wir wieder bei
dem einseitigen und teilweise sehr schmalen Fokus der sich von einigen medien-
trachtigen Strafprozessen ableitet. Zugleich gibt es aber sehr viele Verfahren, die
durchaus zum Rechtsfrieden beitragen, etwa bei verwaltungs- oder finanzgericht-
lichen Prozessen. Hier gehen dann, wenn durch Richterspruch die Streitigkeiten
begraben sind, Rechtsfrieden und Akzeptanz Hand in Hand. Aber ich wiederhole
auch: Wir haben gerade im Strafrecht Bereiche, die von vornherein anders angelegt
sind. Zuweilen werden sie dann von interessierter Seite geschickt in die Offentlich-
keit gezogen.

Deshalb noch einmal nachgefragt: Existiert unter Richtern und Staatsanwdlten
ein Bewusstsein dafiir, dass es fiir sie schwieriger geworden ist, gesellschaftliche
Akzeptanz fiir ihr Tun zu finden? Erwdchst damit in der Justiz eine gewisse Not-
wendigkeit, verstirkt fiir die Akzeptanz des eigenen Tuns zu werben?

Zweifellos ist dieses Bewusstsein bei den Kollegen vorhanden. Aber auch hier
muss man stets genau hinschauen, um welche Fragen es geht. Die Akzeptanz wird
immer in dem MaBe groBer sein, wie ein Urteil oder eine bestimmte Mallnahme
eine moglichst groBe Bevolkerungsgruppe betrifft. Nehmen wir die viel diskutier-
ten Félle des sexuellen Missbrauchs von Kindern. Da sind natiirlich alle empdrt
und betroffen, denn alle wollen Kinder schiitzen. Hier schafft eine entsprechende
Verurteilung schnell eine breite Akzeptanz. Anders ist die Lage, wenn etwa bei Er-
mittlungsverfahren so heikle Fragen wie Vorratsdatenspeicherung oder die Uber-
wachung des Telefon- und elektronischen Kommunikationsverkehrs beriihrt wer-
den. Das will auch dann keiner, wenn man den Biirgern aufwéndig erklart, warum
das notig ist und wie das abléduft.
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Vielleicht wird es damit auch nur nicht verstdndlicher?

Das mag sein, auch weil es mit einem gesellschaftliches Phdnomen korreliert: Im-
mer weniger Leute horen bei komplizierten Prozessen und Verfahren wirklich zu.
Wir haben ein sehr kompliziertes Rechtssystem. Im Grunde iiberziehen wir das
ganze Leben mit Rechtsnormen. Weil das Rechtssystem dadurch aber so komplex
wird, kann kaum noch jemand damit umgehen. Wer dennoch versucht, den Mit-
biirgern die komplexen Zusammenhédnge zu erkldren, etwa dass wir Telefoniiber-
wachung unter Richtervorbehalt stellen, iiberfordert viele. Manche Journalisten
begreifen das schnell, interessierte Laien brauchen etwas ldnger — und bei allen
anderen klappen meist ganz schnell die Ohren runter. Damit entstehen jedoch jene
Pauschalurteile, die Justiz greife willkiirlich in Freiheitsrechte ein.

Sie erwdhnten schon die Medien. Deren Rolle als Vermittler ist fraglos grifer ge-
worden.

Vielleicht nicht die Rolle der Medien, aber die Bedeutung dieser Vermittlungs-
arbeit ist wichtiger geworden. Ob gerade die Medien dabei wirklich immer ver-
mitteln, ist eine ganz andere Frage.

Sicher verfolgen die Medien eigene Interessen. Zudem setzt deren Einflussnahme
Jja nicht erst nach dem Richterspruch ein, sondern zunehmend schon im Vorfeld
eines Prozesses. Argert Sie das?

Gerade die Printmedien sind heute selbst stark unter Druck geraten. Sie sehen sich
einem harten Wettbewerb ausgesetzt. Weil sie sparen miissen, finden sich in den
Redaktionen nicht nur ausgebildete Journalisten. Und selbst jene, die ihr Fach ge-
lernt haben, bekommen oft nicht mehr die erforderliche Zeit fiir griindliche Re-
cherche. Die Schlagzeile muss auf den Markt, damit man der erste ist! Ob das
wirklich rundum stimmt, ob man damit Menschen beschédigt, ist zweitrangig.
Nehmen Sie nur den Fall des fritheren Post-Vorstandsvorsitzenden Klaus Zumwin-
kel. Sicher, er stand unter Tatverdacht der Steuerhinterzichung, sein Haus wurde
durchsucht. Aber deshalb darf doch nicht das ZDF im Morgengrauen mit einem
Ubertragungswagen vor seiner Tiir stehen, so dass er ,,durch die Kameras gefiihrt*
wird. Das darf nicht passieren, weil jeder so lange unschuldig ist, bis er rechtskraf-
tig verurteilt worden ist. So etwas wirft auch auf die Justiz ein ganz schiefes Licht,
weil jemand aus dem Umfeld den Vorgang bekannt gemacht haben muss.
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Diese wachsende Einflussnahme der Medien kann man kritisieren, beklagen oder
auch wortlos hinnehmen. Oder man versucht woméglich, diese Einfliisse aktiv
zu managen. Entsteht daraus méglicherweise ein neues Tdtigkeitsmerkmal eines
Richters oder Staatsanwaltes — ndmlich eine hohe Medienkompetenz?

Ganz klar: Nein! Der Richter ist gut beraten, sich aus der Medienlandschaft heraus-
zuhalten. Ich bin sicher, dass die Richter mehr allgemeine Akzeptanz finden, die
nicht im Fernsehen auftreten. Denn ein Richter spricht durch sein Urteil. Nur das
ist letztlich seine Aufgabe. Kein Richter hat sich vor eine Kamera zu stellen und
in ein Mikro zu reden. Das darf er einfach nicht tun! Er setzt damit die eigene Un-
abhingigkeit und Neutralitdt aufs Spiel.

Aber die Versuchung ist manchmal grofs, auch bei Staatsanwdlten, oder? Unter
Jjenem Druck der Offentlichkeit versucht vielleicht doch manch einer, vorab schon
ein wenig fiir Akzeptanz seines zu erwartenden Urteils zu werben?

Es darf nicht sein. Gleichwohl haben wir es natiirlich mit einem Phédnomen zu
tun, das uns bereits durch 40 Jahre Bundesrepublik begleitet. Es begann damit,
dass die Anwilte versuchten, vor einem Prozess 6ffentlich Stimmung zu machen.
Sie konnen das natiirlich viel eher, sofern ihnen ihr Mandant dies zugesteht. Der
Staatsanwalt darf das aber nicht! Er hat still und ruhig zu ermitteln — und erst, wenn
er Anklage erhoben hat, geht er an die Offentlichkeit, nicht vorher. Denn jeder gilt,
wie gesagt, bis zu einem rechtskréftigen Urteil als unschuldig.

Ldngst haben aber auch Staatsanwaltschaften ihre Pressesprecher.

Wir sind in den vergangenen Jahren damit konfrontiert worden, dass Strafvertei-
diger Medienauftritte als Hebel benutzen, Interviews geben und dabei natiirlich
immer ihre eigene Sicht darstellen. So mussten die Staatsanwaltschaften, die bis
dahin im Medienbereich nicht so aktiv waren, ihrerseits Kollegen finden, die so-
wohl etwas von der Rechtsmaterie und der Prozessordnung verstehen, als auch in
der Lage sind, Verfahrensfragen so zu vermitteln, dass Medien und Offentlichkeit
sie nachvollziehen konnen. Das ist im Laufe der Zeit geschehen; allerdings sind
in einigen Strafverfahren manche Staatsanwaltschaften und Gerichte hierbei aus
meiner Sicht etwas iiber die Grenzen vertretbarer und notwendiger justizieller Of-
fentlichkeitsarbeit hinausgegangen
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Wo ziehen Sie diese Grenzen?

Zwischen der niichternen Vermittlung von Fakten einerseits und nicht gerechtfer-
tigten Werturteilen andererseits. Das ist natiirlich ein weites Feld. Aber manche
Pressesprecher jagen iiber das Ziel hinaus, indem sie versuchen, die Wertungen
der Verteidigung wieder einzufangen. Teils geht es so weit, dass Aktenteile in der
Offentlichkeit bekannt und dort kommentiert werden. Selbst wenn dies eher nicht
durch die Staatsanwaltschaften erfolgt, sondern durch die Verteidiger, so schaukelt
sich doch ein Verfahren hoch — und zwischendrin sitzt ein bis dahin noch nicht
schuldig gesprochener Angeklagter, der so natiirlich nicht behandelt werden darf.

Ist es denn wirklich noch zeitgemdfs, dass der Richter einzig durch sein Urteil
spricht?

Ja, es ist zeitgemdlB, weil die Gerichte Teil der dritten Gewalt sind. Irgendwo muss
es in der aufgeregten Gesellschaft doch einen ruhenden Pol geben. Wir haben uns in
der Demokratie gewisse Verfahrensregeln gegeben, und diese sind aus gutem Grund
so, wie sie sind. Sie wurden einst auch zum Schutz des Angeklagten aufgestellt, die-
nen aber stets auch einem Ausgleich innerhalb des Prozessverfahrens. Werden diese
Regeln einigermallen eingehalten, kommen wir zu einer justiziellen Wahrheit, auf
deren Grundlage das Urteil gesprochen wird. Das ist geradezu zwingend!

Nun haben wir aber heute die Situation, dass iiber diesen ruhenden Pol extrem
mehr Leute extrem mehr wissen als vor 40 Jahren, wenn auch meist aus vermit-
telnden Quellen. Damit werten und gewichten sie, teils sicher aus Eigeninteresse.
So wdchst aber auch die Wahrscheinlichkeit, dass man sich eher mit diesen laut
diskutierten Fillen beschdftigt, als mit den vielen unstrittigen Urteilen. Muss das
die dritte Gewalt nicht zum Handeln zwingen, gerade um jenes schiefe Bild von
ihrem Tun zu begradigen?

Wenn es so ist, wie Sie sagen, ist dies bedauerlich. Es hat aber auch nichts mit
Akzeptanz zu tun. Denn wenn einer etwa vor dem Finanzgericht in einer Steuersa-
che verliert, ist er immer noch drgerlich und mag deshalb den Richterspruch nicht
akzeptieren.

Aber als normaler Biirger brauche ich auch das Gefiihl: Im Falle eines Falles
bin ich vor Gericht in guten Héinden. Das geschieht durch dffentliches Vertrauen,
das letztlich Akzeptanz schafft. Deshalb ist fiir viele das Thema eines konkreten
Prozesses — jenseits des Entertainmentfaktors — zundchst einmal nachrangig in
seiner Haltung zur Justiz. Muss man das nicht erkennen und als eine neue Heraus-
forderung annehmen?
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Dieses gute Gefiihl fiir den Fall des Falles hatten wir meines Erachtens in den
1960er und 1970er Jahren. Ich wiirde diese Frage aber nicht so abstrakt stellen.
Die Menschen urteilen stets aus ihrem ganz konkreten Wirklichkeitsumfeld heraus.
Sicher ist es so, dass Biirger durch vermittelte Informationen irritiert werden, vor
allem wenn sie diese unkritisch eins zu eins iibernehmen, getreu dem Motto: Was
im ,,Spiegel” steht, stimmt! Viel zu wenige machen sich die Miihe zu hinterfragen,
ob das wirklich so ist oder ob man die Dinge nicht auch anders sehen kann? Die
Justiz versucht schon eine Weile, in dieser Gemengelage ihre Position zu wahren
—und zugleich ihr Tun zu erldutern. Nur stolen wir hier aber wieder an die oben
beschriebene Grenzen: Die Rechtsfragen sind heute oftmals so komplex, dass das
letztlich kaum noch einer héren will.

Woher soll dann Akzeptanz kommen?

Nehmen Sie den NSU-Prozess gegen die rechte Terrorgruppe in Miinchen. Nach
vielen Aufregungen zu Beginn kam das Verfahren endlich in eine ruhige Bahn. Die
Justiz macht ihre Arbeit. Das allein ist schon ein Wert an sich. Doch damit ist es
plotzlich fiir die Medien auch nicht mehr interessant. Dabei miisste hier doch das
Vertrauen der Offentlichkeit ansetzen. Die Leute miissten hinschauen und sagen:
Die tun, was sie von Gesetzes wegen tun miissen. Und genau das schafft letzt-
lich Vertrauen und Akzeptanz — dieses Wissen, dass jeder, der vor Gericht kommt
und unschuldig ist, freigesprochen wird, aber bei erwiesener Schuld bestraft wird,
gleich ob er mal Bundesprésident war, einer Terrorgruppe angehorte, als Fullball-
gott geliebt wird oder ein kleiner Handtaschendieb ist.

Aber die Mediengesellschaft tickt halt anders. Sie erzeugt andere Reflexe, Adres-
saten miissen anders bedient werden, um auf sich und ihr Tun aufmerksam zu ma-
chen.

Dem kann und muss man sich einfach entziehen. Gerade die Justiz muss eine ge-
wisse Kontinuitdt wahren. Wir diirfen uns eben nicht von jenen besagten Aufre-
gungen anstecken lassen. Sondern wir haben dem entgegen zu treten, indem wir
etwa verhindern, dass Aktenteile in die Offentlichkeit geraten, bevor iiberhaupt
Anklage erhoben worden ist. Nur aus dieser Ruhe und Berechenbarkeit kann Ver-
trauen entstehen. Unter dem Druck, scheinbar mehr Akzeptanz erzielen zu miissen,
diirfen Gerichte und Staatsanwaltschaften nicht beliebig werden. Denn sie wiirden
am Ende offentlich nicht besser dastehen, wenn sie meinen, sich mit ihrem Urteil
einem gewissen populistischen Druck 6ffnen zu miissen.
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Ich personlich habe die Erfahrung gemacht, dass es nicht sinnvoll ist, sich zu ver-
biegen, auch wenn man sich in den Medien noch so ungerecht behandelt fiihlt.
Man kann hundert Interviews geben und immer wieder versuchen, sachlich zu
argumentieren und sich zu erkldren — man holt das gewollte Missverstehen in
unserer Welt nicht mehr ein. Und in der breiten Offentlichkeit, die oft kaum einen
Amtsrichter von einem Verfassungsrichter unterscheiden kann, bewirkte dies auch
nichts. Selbst wenn man als Richter oder Staatsanwalt fiir seine Arbeit eine gewisse
Akzeptanz erreichen konnte: Nur einmal im Zusammenhang mit einem skandal-
belasteten Verfahren in den Fokus der Medien geraten, und schon spielt das alles
keine Rolle mehr.

Konnten Kameras in Gerichtssdlen mehr Akzeptanz schaffen?

Nein, tiberhaupt nicht. Ich bin ein groBer Verfechter, dass dies auch kiinftig nicht
erlaubt wird. Denn es wiére fiir die meisten Verteidiger, Richter und Staatsanwilte
ein ebenso groBes Problem wie fiir die Angeklagten. Der eine will sich produzie-
ren, der andere schamt sich ohne Ende. Nein, das alles beeintrichtigt am Ende nur
zusitzlich die Akzeptanz von rechtsformigen Verfahren. Und das wére kaum noch
einzufangen.

Oft wird bei dffentlich kritisierten Urteilen schnell nach einer Verdnderung des
Regelwerkes gerufen. Man kennt die latenten Forderungen nach schirferen Ge-
setzen. Miissen wir, um dffentliches Vertrauen zuriick zu gewinnen oder Akzeptanz
nicht zu verspielen, hier und da nachbessern?

In dieser Allgemeinheit ldsst sich das kaum beantworten. Man muss sicher im
Einzelfall auch einmal Regeln éndern. Hierflir haben wir ja die groBe Gesetzes-
maschinerie namens Bundestag, gegebenenfalls auch die Landtage. Erkennen die
Parlamente Defizite, dndern sie auch Gesetze. Was Sie konkret ansprechen, ist aber
auch eher ein Phdnomen unserer Zeit: Die politische Ebene weif3 hdufig nicht, wie
sie bestimmte Sachverhalte einhegen soll, also erldsst sie eine Strafnorm und hofft,
dass dies die Leute wieder beruhigt. Nur ist es damit hdufig nicht getan. Das Straf-
recht allein kann gar nichts bewirken. Es steht ja am Ende eines Prozesses, ist die
allerletzte Moglichkeit des Reagierens. Die Fehlentwicklungen oder Fehlanreize
liegen ja hdufig im gesellschaftlichen Bereich. Hier ist es zundchst Aufgabe der
Gesellschaft zu reagieren.

Ganz abgesehen davon, dass der Staat, wenn er Strafrecht verscharft, auch dafiir
sorgen muss, dass es in der Folge durchgesetzt werden kann. Hier sind wir dann
schnell wieder beim Problem mangelnder Akzeptanz: Wenn wir zwar eine {iber-
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bordende Vielfalt an Normen haben, diese aber nicht angewendet werden, sind
diese nicht das Papier wert, auf dem sie geschrieben stehen.

Haben Sie in diesem Zusammenhang den Eindruck, dass Justiz zunehmend miss-
braucht wird, um gesellschaftliche Fehlentwicklungen auszugleichen?

Das ist sicher etwas iiberspitzt formuliert, weil ich sicher bin, dass die Politik dies
nicht bewusst so macht. Aber wir haben zunehmend eine Tendenz, in aktuellen
Situationen, in denen pldtzlich ein gewisser 6ffentlicher Handlungsdruck entsteht,
wenigstens irgendetwas neu regeln zu wollen. Damit entsteht zumeist die unbe-
friedigende Sachlage, dass die Justiz mit diesen Regelwerken, die oft nicht in sich
konsistent sind, fertig werden muss. Das bedeutet viel zusétzliche Arbeit fiir die
Gerichte und zieht sich wegen jener unausgegorenen neuen Rechtslage oft durch
mehrere Instanzen. Wir werden mittlerweile durch eine Flut von Normen iiber-
hduft. Das verdichtet jedoch die Komplexitét juristischer Prozesse, von denen ich
sprach, noch zusitzlich. Dabei wird diese Entwicklung ohnehin schon dadurch er-
schwert, dass es verstérkt auch europdische Rechtsnormen und Gesetze zu bertick-
sichtigen gilt. Dies alles dann stets im Blick zu behalten, das kann der normale
Richter im Grunde gar nicht.

Also ist die Justiz ein Stiick weit der Reparaturbetrieb der Gesellschaft — und die-
ser Reparaturbetrieb ist nicht solide ausgestattet?

Richtig, so ist es. Das betrifft simtliche Rechtsbereiche, allerdings auch nicht erst
seit heute. Die Justiz musste schon immer das ausgleichen, was nicht im Gesetz-
gebungsverfahren ausgeglichen wurde. Und hierfiir ist dieser Reparaturbetrieb an
einigen Ecken und Kanten in der Tat nicht hinreichend ausgestattet.

Trotzdem wdichst durch die Akzeptanzdebatten der Druck auch auf die Justiz wei-
ter?

Das ist wahr. Aber eine meiner wichtigsten Erfahrungen aus dem politischen Amt
als Generalbundesanwiltin lautet: Man muss sich davon frei machen! Es muss
einem wirklich egal sein. Und es war mir dann letztlich auch egal. Denn auch,
wenn ein , kritischer” Artikel im ,,Spiegel erschien, musste ich meine Arbeit ma-
chen kénnen — ruhig, professionell und unabhingig. Argerlich wurde es allerdings
dann, wenn selbst aus dem politischen Umfeld, etwa aus dem Bundesjustizministe-
rium, Vorwiirfe laut wurden, nur weil dort mal3gebliche Vorgesetzte offenbar nicht
wirklich wussten, was unsere Aufgabe ist und wie die prozessualen Spielregeln
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lauten. Ein bisschen mehr Riickendeckung von politischer Seite wiére hier nicht nur
fur die Arbeit einer Bundesanwaltschaft sehr niitzlich, ich bin sicher: Es erhohte
auch spiirbar die Akzeptanz in die Arbeit der Justizbehorden.

Und selbst kénnen Richter und Staatsanwilte dazu wenig beitragen?

Doch, durch jene ruhige, sachorientierte Arbeit. Dagegen diirfen Sie keinesfalls
durch Talkshows tingeln. Das hat keinen Sinn. Sie kdnnen vielleicht mal einen un-
aufgeregten Artikel in einer der groferen Tageszeitungen platzieren, leider werden
diese Artikel nur von vergleichsweise wenigen Menschen gelesen. Hierzu gehoren
dann zwar auch maf3gebliche Leute, doch auch diese wichtigen Entscheider allei-
ne bilden heute keine ,,6ffentliche Meinung®™ mehr. Das ist sehr bedauerlich, weil
darin ein Grund zu sehen ist, dass es heute um gesellschaftliche Akzeptanz oft so
schlecht steht. Frither hatten wir im Lande stets bestimmte honorige Personlichkei-
ten, die tibergreifend als Meinungsbildner anerkannt waren. Doch das ist verloren
gegangen. Und auch die Justiz ist natiirlich keine laute Stimme, die fortwahrend
nach auf3en agiert. Die Politik kann ja noch mit irgendwelchen Aktionen oder ope-
rativen Geschéften zu punkten versuchen. Wir konnen das nicht. Wir arbeiten nach.

Interview Uwe Hitschfeld und Harald Lachmann, Dezember 2013

Prof. Dr. Monika Harms war zunéchst in Hamburg Staatsanwiltin fiir Wirtschaftsstrafsa-
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Die Vertrauenskrise und ihre Folgen

Ein Bahnhof in Siiddeutschland, eine Autobahn in Hessen, ein Tagebau in der
Lausitz, eine Stromleitung im Alten Land, eine Gaspipeline in Mecklenburg. Eine
auch nur ansatzweise umfassende Dokumentation der medialen Berichterstattung
zu dieser kleinen Handvoll Projekte wiirde ganze Schrankwinde fiillen. Zahlte
man nun die Flugblatter, Reden, Postings, Leserbriefe, Strategiepapiere, Anwalts-
schriftsitze und wissenschaftlichen Untersuchungen hinzu, die sich mit diesen
paar Projekten befassen, es wiirde eine stattliche Bibliothek zusammenkommen.
Und die wire nur ein minimalistischer Ausschnitt des ganzen Bildes: Wer bei
Google die Worte ,,Biirgerinitiative gegen™ eingibt erhdlt eine Sekunde spiter
2,5 Mio. Méglichkeiten, in Deutschland gegen etwas zu sein. Wo in einer noch gar
nicht so fernen Vergangenheit nach dem 6ffentlichen Spatenstich zum Projektstart
alsbald infrastrukturelle oder industrielle Bauten entstanden, stehen heute nicht
selten umlagerte Bauziune, sehen sich Investoren protestierenden Offentlichkeiten
gegeniiber. Und immer 6fter kiinden verwitternde Beton-Bodenplatten und zerfal-
lende Rohbauten vom vorzeitigen Ende solcher Projekte und von millionen- und
milliardenschweren Abschreibungen in Unternehmensbilanzen. Projekte scheitern
heutzutage immer seltener an schlechtem Engineering oder an wackeliger Finan-
zierung, sondern an fehlender Akzeptanz.
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Warum dies so gekommen ist, ist inzwischen sozialwissenschaftlich recht soli-
de erforscht. Die allgegenwirtige Akzeptanzdebatte erzihlt in ihrem inneren Kern
vieles tiber unsere Gesellschaft und die gestorte Balance zwischen den groen Sys-
temen Zivilgesellschaft, Wirtschaft und Politik. Sie erzéhlt nicht zuletzt von einem
tief gestorten, wenn nicht zerstorten Vertrauen zwischen diesen Akteuren.

Die Debatte verrit zudem viel {iber Sprachlosigkeit: Planer und Investoren von
Projekten stehen fassungslos und mit verschrinkten Armen vor wiitenden Biir-
gern. ,,Alternativlos” seien die Projekte, die Rechtsposition sei unangreifbar. Wir
kennen die Formeln und Formulierungen nur zu gut. Bezeichnenderweise wurde
»alternativlos® vor wenigen Jahren zum Unwort des Jahres gekiirt. Die Initiatoren
dieser Projekte sind noch immer von der neuen Wut iiberfordert. Sie haben — aus
ihrer Sicht — doch alles richtig gemacht: Die Antrdge piinktlich eingereicht, die
Unterlagen vollstindig abgegeben, die Genehmigungen der Reihe nach von den
zustidndigen Behorden priifen lassen, die Finanzierung geklért und schlieBlich die
Ausschreibungen den Spielregeln entsprechend durchgefiihrt.

Die Techniker und Biirokraten haben also alles richtig gemacht? Mitnichten.
Denn vor lauter Fakten und Fristen hat das Thema Akzeptanz in den Pflichtenhef-
ten der Projektmanager oft keinen — oder zu kleinen — Raum. Die Bereitschaft zur
Deeskalation, die Fahigkeit zuzuhoren, findet sich zu selten im Portfolio der In-
vestoren. Vielfach werden Konzessionen an die Gegnerseite als Prestige- und Ge-
sichtsverlust wahrgenommen. Der Sprachlosigkeit der Bauherren folgt nicht selten
Machtlosigkeit, naimlich wenn die Politik vor der letzten Stufe der Eskalation, der
Gewaltanwendung, zurlickschreckt. Bis zum Scheitern von Projekten ist es dann
nur noch ein kleiner Schritt: Fristen werden {iberzogen, Vertragsstrafen in Millio-
nen- oder gar Milliardenhdhe drohen, Fordermittel verfallen, Aufsichtsrite werden
nervos, Banken drehen den Geldhahn zu. Ende. Gerade industriellen Investoren ist
in den letzten Jahren klar geworden, dass die vermeintlich ,,weichen* Erfolgsfak-
toren Kommunikation und Akzeptanz an Bedeutung immens zugenommen haben.

Doch Vorsicht: Wenn von Kommunikation die Rede ist, sollte man dabei nicht
an Public Relations denken. Ein GroBprojekt griin anzumalen wird mutmaBlich
ebenso scheitern wie die alte, immerhin ehrliche Version in nacktem Beton. Die
Nutzung unterschiedlichster Kommunikationskanéle ist heute zu vielfaltig und
segmentiert, als dass man mit einer klassischen PR-Camouflage noch durchkai-
me. Erfolgskritisch fiir das Bearbeiten von Mérkten wird deshalb zunehmend sein,
Kommunikation als Teil des Kerngeschifts, des Managements zu begreifen. Und
zwar nicht durch die klassische Vermittlung eines gewlinschten Selbstbildes von
Unternehmen, sondern durch die professionelle und glaubwiirdige Vermittlung
einer Haltung von Unternehmen. Diese Haltung muss die Ndhe zu den gesell-
schaftlichen Erwartungen suchen, die Wurzeln und Ursachen der Vertrauenskrise
verstehen und die unternehmerischen Aktivitdten ehrlich in einen gesellschaftli-
chen Kontext stellen.
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Wurzeln des Misstrauens: Die Malthusianische Katastrophe
und die Furcht vor dem Wachstum

Als ideologischer Vater und Vordenker des modernen Fortschrittspessimismus gilt
gemeinhin der britische Okonom Thomas Robert Malthus. In seinem wachstums-
kritischen ,,Essay on the Principle of Population“ stellte er 1798 fest, dass das
Wachstum der menschlichen Gesellschaft mangels endlicher Ressourcen an Nah-
rung sehr bald zum Zusammenbruch der Zivilisation fiihren wiirde (vgl. Malthus
1798). Das Wachstum der Bevdlkerung wiirde dasjenige der landwirtschaftlichen
Produktion deutlich {iberschreiten, so Malthus. Eine schicksalhafte Entwicklung
der Gesellschaft, die als ,,Malthusianische Katastrophe“ in die Literatur einging.
Noch heute wird die Malthusianische Theorie von Untergangspropheten gern und
stets mahnend kolportiert, zuletzt von ,,Da Vinci-Code“-Autor Dan Brown in sei-
nem 2013 erschienenen Roman ,,Inferno®. Geht es nach dieser Denkschule, ist es
seit vielen Jahrzehnten immer Fiinf vor Zwo6lf und der Zusammenbruch steht un-
mittelbar oder doch wenigstens absehbar bevor.

Das Gegenteil ist jedoch bis heute der Fall. Denn mit dem Wachstum der Bevol-
kerung ist im statistischen Durchschnitt auch der Wohlstand seit Malthus’ Zeiten
erheblich angestiegen, selbst in den drmsten Landern der Erde. Malthus unterlag
einem Grundirrtum, indem er die Geschwindigkeit des technischen Fortschritts,
die vor allem in der Landwirtschaft die Produktivitit erheblich erhohte, drastisch
unterschitze. Insbesondere Mechanismen wie Arbeitsteilung, Massenproduktion
und vor allem aber technische Innovationen fiihrten entgegen Malthus’ Progno-
se zu deutlich besseren Erndhrungs- und Gesundheitsbedingungen und héherem
Wohlstand fiir immer mehr Menschen. So stiegen beispielsweise wéhrend der in-
dustriellen Revolution die Einkommen der drmsten 65 % der europdischen Bevdl-
kerung von 1760 bis 1860 um iiber 70 %. Und auch in unserer Lebensspanne konn-
ten wir erleben, wie sich der Zustand der Welt entgegen den wachstumskritischen
Veroffentlichungen des Club of Rome seit 1972 in wesentlichen Parametern wie
Hunger, Sauglingssterblichkeit, Alphabetisierung und Wohlstand verbessert hat.

Die Mitverantwortung der Wirtschaft

Es wire jedoch unredlich, die aktuelle Kritik an unserer Wirtschaftsform und das
Verlangen nach Partizipation ausschlieflich auf im menschlichen Naturell liegende
Fortschrittsfurcht oder gar Wahrnehmungsdefizite zurlickzufithren. Auch die Wirt-
schaft tragt Mitverantwortung dafiir, dass sie heute kritischer hinterfragt wird als
noch vor einem Jahrzehnt. Wenn ein hellsichtiger Industrievertreter wie Eggert
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Voscherau, Aufsichtsratsvorsitzender und ehemaliger Vorstand von BASF, beklagt,
,,dass die Eliten ihrer Pflicht nicht nachkommen, einfache Wahrheiten ohne Hinter-
sinn und falsche Tone auszusprechen (29. Juni 2011, S. 2), liefert er dankenswer-
ter Weise die Begriindung gleich mit: ,,Es scheint, dass Machterhalt in der Politik
und ,financial performance’ in der Wirtschaft verhindern, dass man gemeinsam
nach Losungen im Interesse Deutschlands sucht (29. Juni 2011, S. 2). Ganz
so schlecht, wie sie in den letzten zehn Jahren geschrieben wurde, war die alte
Deutschland-AG demnach nicht. Die nettere Bezeichnung fiir dieses Marktmodell
ist ,,rheinischer Kapitalismus®. Er wurde Anfang der 90er Jahre vom franzdsischen
Wirtschaftswissenschaftler Michel Albert als gerechter, effizienter und weniger ge-
walttdtig dem angelsdchsischen Neo-Liberalismus entgegengestellt.

Tatsdchlich hat die Glaubwiirdigkeit und Akzeptanz von Wirtschaft und Indus-
trie im selben Male gelitten, in dem das harte angelsdchsische Markt- und Gesell-
schaftsmodell seit den 90er Jahren seine Dominanz entfaltet hat. Eine umfangrei-
che Studie des Instituts fiir Demoskopie in Allensbach in Zusammenarbeit mit der
Nixdorf- und der Bertelsmann-Stiftung belegt das (vgl. IfD 2010):

* Seit Mitte der 90er Jahre wichst zwar der Respekt der Biirgerinnen und Biirger
vor der Kompetenz und Leistungsfahigkeit des Marktes und der Unternehmen;

 gleichzeitig verringern sich aber das Wissen und das Vertrauen der Bevilkerung
in die Wirtschaft. Kritik und Misstrauen nehmen zu.

* Bereits VOR der Finanzkrise war eine Mehrheit der Meinung, dass die gemein-
samen Interessen zwischen Wirtschaft und Gesellschaft dramatisch schwinden.
Dies hat sich seitdem weiter verschérft.

e Zwischen 1995 und 2010 beispielsweise empfanden regelméBig zwischen
knapp 50 und iiber 70 % der Bevolkerung einen Riickgang der sozialen Balance
in Deutschland. Der Anteil derer, die mehr soziale Gerechtigkeit wahrnehmen,
liegt im gleichen Zeitraum lediglich zwischen 3 und 8 %.

Zunehmend misstrauisch ist die 6ffentliche Meinung in Deutschland deshalb auch
gegeniiber unternehmerischen Entscheidungen. Grundsitzlich werden Entschei-
dungen der Unternehmen auch durch die Medien darauf abgeklopft, ob und wenn,
warum sie falsch sein konnten. Unternehmen wird gern ausschlieBlich reiner Egois-
mus unterstellt — und gesellschaftliche Verantwortung tendenziell abgesprochen.
Einen vorldufigen Diskussionshéhepunkt findet dieser Blickwinkel in aufse-
henerregenden Aufsitzen von konservativen Publizisten wie Charles Moore in der
Daily News (vgl. Moore 22. Juli 2011) oder Frank Schirrmacher in der Frankfurter
Allgemeinen Sonntagszeitung (vgl. Schirrmacher 15. August 2011). Beide ma-
chen gleichermaflen zerknirscht wie programmatisch die Frage auf, ob die Linke
nicht doch recht hatte — und man selbst falsch gelegen habe, ,.ein ganzes Leben
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lang™ (Schirrmacher 15. August 2011). Die Politik, so Schirrmacher, habe das Wort
,Blrgertum® so gekidnappt wie einst der Kommunismus den Proletarier. Es gehe
— unter dem Deckmantel ,,biirgerliche Politik® — nicht um falsches oder richtiges
Handeln, sondern darum, dass ,,die Annahmen ihrer groften Gegner richtig sind*
(Schirrmacher 15. August 2011). Zum Teil stiitzt er sich dabei auf Moore, der die
Belege eindrucksvoll aufreiht: Murdoch-Skandal, die Kredit-Praktiken, die Ban-
ker-Gier. Moore: ,,wenn die Banken, die sich um unser Geld kiimmern sollen, uns
das Geld wegnehmen, es verlieren und aufgrund staatlicher Garantien dafiir nicht
bestraft werden, passiert etwas Schlimmes. Es zeigt sich — wie die Linke immer
behauptet hat —, dass ein System, das angetreten ist, das Vorankommen von vielen
zu ermoglichen, sich zu einem System pervertiert hat, das die wenigen bereichert®
(22. Juli 2011). Paradigmenwechsel haben ihren Anfang fiir gewohnlich in solchen
fanalhaften Diskussionsbeitrdgen.

Der offensichtlich bis tief in konservative Kreise um sich greifende Vertrauens-
verlust gegeniiber der Wirtschaft und die Skepsis gegeniiber den — scheinbar un-
kontrollierten — Entscheidungen von Unternehmen sind auch einige der wichtigsten
Ursachen fiir die in einer wachsenden Breite der Gesellschaft bereits seit Jahren
schwelende Globalisierungsdebatte. Die Resonanz, die Aktionen der Globalisie-
rungsgegner in der Offentlichkeit und in den Medien finden, hat hier ihren Ursprung
— eine Resonanz, die weitaus grofer ist, als die Resonanz auf jene, die unbestreitbar
ebenfalls gegebene Vorteile eines weltweit vernetzten Wirtschaftens aufzeigen.

Wer mag auch Unternehmen vertrauen, die saftige Gewinne bilanzieren und
gleichzeitig ungeriihrt Personalabbau propagieren, damit das Rating stimmt? Und
wer vertraut Akteuren, die allzu durchsichtig den PR-Scheinwerfer anknipsen, um
sich in ein mildes Licht zu tauchen? Die Neigung vieler Unternechmen in den letz-
ten Jahren, ihr unternehmerisches Tun plakativ mit Wertvorstellungen zu versehen,
die dann im Ernstfall aber nicht eingeldst werden, hat die Vertrauenskrise zwischen
Wirtschaft und Gesellschaft verschirft. Wer beispielsweise wie der drittgrofte Mi-
neraldlkonzern der Welt iiber Jahre werblich gekonnt suggeriert, man habe — ,,be-
yond petroleum* — das Olzeitalter bereits hinter sich und sei nahezu ausschlieBlich
in den hoheren erneuerbaren Sphiaren von Wind und Sonne unterwegs, der erleidet
mit monatelangen Havarien von Bohrplattformen im Golf von Mexiko nicht nur
einen Imageschaden. Und selbst in der visuellen Krisenkommunikation sah man
Konzern-Experten in blitzsauberen Schutzanziigen beim Strandspaziergang. Von
Ol keine Spur. Es fehlen vielfach die Erkenntnis und die Einsicht, dass die Anfor-
derungen und Erwartungen der Gesellschaft an Unternehmen komplexer sind, als
dies in bunten Broschiiren oder Excel-Tabellen zum Ausdruck kommt.

Der schleichende Vertrauensverlust in die Wirtschaft fand einen Hohepunkt
nach der Finanzkrise. Dass heutzutage immer mehr Unternehmen auch im indus-
triellen Bereich gefiihrt und gesteuert werden wie Finanzunternehmen, und zwar
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von der Strategieplanung bis zur Personalentwicklung oder auch den Bonussyste-
men, macht es diesen Unternehmen auf Sicht sehr schwer, in die Mitte der Gesell-
schaft und ihrer Mérkte zuriickzufinden.

Im Gegenteil: Wirtschaft und Industrie 16sen sich vielfach systemisch aus
ihren regionalen und gesellschaftlichen Bezligen. Homogene Unternehmen zer-
legen sich selbst entlang der Wertschopfungskette, internationalisieren sich gesell-
schaftsrechtlich und steuerlich, was wettbewerblich ja auch durchaus wiinschens-
werte Effekte hat. Andererseits entfernt sich die Wirtschaft dadurch immer stéarker
von ihrem gesellschaftlichen Umfeld. Und es fehlt zunehmend am passenden Sen-
sorium flir Stromungen, Stimmungen und Wertvorstellungen dieses Umfeldes, in
dem dann mit Milliardenaufwand GroBinvestitionen platziert werden sollen, die
im ,,Zielgebiet” nicht mehr verstanden werden. Das verbreitete Neinsagen zu wirt-
schaftlichen Grof3projekten ist ein Stiick weit auch ein Reflex der Menschen auf
eine (Wirtschafts-)Welt, die sie nicht mehr verstehen und der sie nicht mehr ver-
trauen. Wirtschaft und Industrie werden deshalb nicht nur in Geschéftsmodelle,
Produkte und immer bessere Controller investieren miissen, sondern vor allem in
neues Vertrauen. Wenn Wertschopfung in hoch entwickelten Gesellschaften eine
Perspektive haben soll, wird sie wieder stirker mit Wertvorstellungen verbunden
werden miissen, die sich nicht in financial value zum Ausdruck bringen lassen.

Wertschopfung braucht Wertvorstellungen

Doch welche Werte sollen das sein? Eine schlichte Riickwendung zur Deutsch-
land AG wird in der Welt des 21. Jahrhunderts nicht gelingen. Die Vergangenheit
ist keine Option fiir unser Leben in der Zukunft. Erfolgreiches Wirtschaften wird
stattdessen vielmehr eine Hinwendung zu neuen, gelebten Werten brauchen. Ein
breiterer, ganzheitlicher Blick auf das eigene Geschift, der Mut zu interdiszipli-
nérer Arbeit, der echte Wunsch zum Dialog und die Erkenntnis, dass glaubwiir-
dige Kommunikation heute zum Kerngeschift gehdren muss, wird Unternehmen
erfolgreicher machen. Wie schon gesagt: Die grofien Industrieprojekte der letzten
beiden Jahrzehnte sind selten an fehlendem Geld und noch seltener an schlechtem
Engineering gescheitert. Sie sind fast immer daran gescheitert, dass die Investo-
ren nicht in der Lage waren, die Kommunikation ihrer Projekte als echten, harten
Erfolgsfaktor zu begreifen. Trotzdem wird noch immer bei allzu vielen Projek-
ten dieses kritische Nadelohr ausgeblendet. Technische, finanzielle und formal-
juristische Fragen dominieren oftmals die Planungsphasen. Nicht selten sind die
Kommunikationsbudgets stréflich gering und oftmals die ersten Posten, bei denen
der Rotstift angesetzt wird, wenn die Kosten iiberschritten werden. In dieser exak-
ten Ingenieurswelt kommen vermeintlich ,,weiche* Faktoren wie Akzeptanz und
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Kommunikation noch immer zu kurz. Ist der Schaden dann da, werden externe
Agenturen zur Schadensbegrenzung hinzugekauft, nicht selten zu spét.

Ein mentaler Kulturwechsel kann fiir viele Branchen zur Uberlebensfrage wer-
den: Wer ndmlich sicherstellen will, dass groBe Infrastrukturen liber Jahrzehnte re-
finanziert werden kénnen und wéhrend ihrer gesamten Lebensdauer die dafiir noti-
ge Akzeptanz finden, der wird sich dndern miissen. Das gleiche gilt auch fiir lang-
fristige Geschiftsmodelle jenseits von Industrie oder Infrastruktur. Wer vermeiden
will, dass fehlendes Vertrauen von Politik und Zivilgesellschaft in die Wirtschaft
zu drastischen regulatorischen Einschrankungen der eigenen wirtschaftlichen Ent-
wicklungsmoglichkeiten fiihrt, wird sich neues Vertrauen erwerben miissen. Dies
wird nur {iber einer verdnderte Haltung und eine verdnderte Kultur moglich sein.

Ein gesunder Standort zwischen legitimen Geschéftsinteressen und den Inte-
ressen der gesellschaftlichen Stakeholder muss hierbei Teil des industriellen Be-
tricbssystems werden. Uber intelligente kommunikative Techniken geht die wirk-
liche Herausforderung fiir die Wirtschaft deshalb weit hinaus. Entscheidend ist
die Bereitschaft zur Einsicht, dass ein anhaltend erfolgreiches, somit nachhaltiges
Geschift eine starke Verbindung mit dem gesellschaftlichen Umfeld braucht. Die
Wirtschaft braucht in ihrem eigensten Interesse eine solche neue Balance zwischen
Ergebnisorientierung und gesellschaftlicher Verantwortung. Zugespitzt kdnnte
man sagen, der klassische Shareholderkapitalismus braucht den Mut, sich zum
Stakeholderkapitalismus weiterzuentwickeln, wenn er Vertrauen zuriickgewinnen
will.

Eine Gretchen-Frage

Auch bei gutem Willen aller Beteiligten und Anwendung auch der modernsten
Konfliktlosungsstrategien wird aus einem solchen Prozess keine allzeit harmoni-
sche Kuschelgesellschaft entstehen. Denn der partizipative Diskurs dreht sich fast
immer wieder um ein sehr grundsitzliches Thema. Es geht dabei um die Gretchen-
Frage, ob dieses Land ein Industrieland mit der dazugehdrigen Infrastruktur blei-
ben soll. Diesen Diskussionen werden Entscheidungen folgen miissen. Bisherige
Debatten, die mit dem Etikett ,,6kologische Industriegesellschaft™ nach Auswegen
suchten, haben leider eher dazu gefiihrt, die notwendige Klarheit dieses Diskurses
zu triitben. Damit soll nicht die realwirtschaftliche Dimension griiner Zweige der
Okonomie in Abrede gestellt werden. Es darf aber auch nicht der Eindruck erweckt
werden, als gébe es zeitnah eine Option auf 6kologische Stahlwerke, griine Kupfer-
Affinerien oder sanfte Zementherstellung. Genauso wird uns niemand gerduschlo-
se Flughédfen und Straflen schenken oder vollig geruchsneutrale Biogas-Anlagen.
Dariiber darf es keine Unklarheiten geben. Deutschland brauchte wirklich eine
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neue Diskussion iiber ein industrielles Leitbild, in dem eine industriepolitische
Zielidee, damit verbundene Wertigkeiten und relevante Rahmenbedingungen zu
beschreiben wiren.

Aus einem solchen Diskurs wird sich zwangsldufig ergeben, dass wir auch in
Zukunft Einschrankungen in Kauf nehmen miissen, wenn unser Land sich ent-
wickeln soll. Deshalb gehdren zu einem Konsens auch die Frage nach der Sinn-
haftigkeit und Zumutbarkeit von Projekten sowie transparente, akzeptierte Mecha-
nismen, mit denen Nachteile und Belastungen zumindest teilweise kompensiert
werden konnen.

Ein Diskurs tiber diese Themen wird aber nur Erfolg haben, wenn der Wert, der
fiir das Gemeinwohl aus GroBprojekten entsteht, auch vermittelt werden kann —
und wenn die Wertvorstellungen der 6ffentlichen und privaten Initiatoren klar und
unzweifelhaft sind.

Wirtschaft: Ein blinder Fleck?

Wenn man nach Ursachen und Losungsansitzen sucht, dann wird man sich auch
der Frage zu ndhern haben, ob und wie Wirtschaft im Alltagsleben erfahrbar ist.
Schaut man sich beispielsweise die Lehrplidne der einzelnen Bundesldnder an,
stellt man fest, dass unter dem Schlagwort Grundprinzipien der Wirtschaft heute in
den Schulen ganz andere Dinge unterrichtet werden, als das noch eine oder zwei
Generationen zuvor der Fall war. Schiiler des 21. Jahrhunderts erfahren heute unter
dem Begriff ,,Wirtschaft viel iiber tatsdchlich wichtige Themen wie Verbraucher-
fallen, kritischen Konsum, Integration von Migranten, nachhaltiges Wirtschaften,
Umwelt- und Naturschutz, den 6kologischen FuBabdruck, den Klimawandel und
Recycling. Aber sie erfahren nur noch sehr wenig dariiber, wie Unternehmen funk-
tionieren und was es eigentlich bedeutet, wenn wir von sozialer Marktwirtschaft
sprechen. Dass diese Schiilergeneration Industrie und Okonomie vor allem als
Quelle von Umwelt- Nachhaltigkeits- und Ressourcenproblemen begreifen wird,
ist leider leicht nachvollziehbar. Die Wirtschaft hat darauf reagiert: Bundesweit
sind Kammern und Verbénde, aber auch gut die Halfte der Unternechmen direkt
oder indirekt in den Schulen aktiv und investieren Millionen in Lehrerfortbildung,
Materialien und sonstige Aktivititen. Auch bei diesen Aktivitdten sollten Unter-
nehmen strikt der Versuchung widerstehen, Schulen als Markt zu bearbeiten, son-
dern sich darauf konzentrieren, Zusammenhénge zu vermitteln und Wirtschaft zu
erkléren.

Schauen wir uns in unseren Stidten um: Vielerorts gibt es heute ganze Viertel,
die sich in einer Art bunten Alternativokonomie eingerichtet haben. Alternative
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Projekte, Kunsthandwerker und Ich-AGs, Jugend- und Fortbildungseinrichtungen,
Haustierbedarf, homoopathische und ganzheitliche Praxen, Yoga-Schulen, Cafés
und Bio-Léden bestimmen das Stralenbild. Das Funktionieren dieser Kiezdkono-
mien ist dabei zu einem wesentlichen Teil auf den Konsum jener Menschen ge-
griindet, die ihr Einkommen aus der klassischen, hdufig industriellen oder gewerb-
lichen Wertschopfung beziehen. Oder auf den Staat, der die Mittel, die er vergibt,
ebenfalls primir aus den klassischen Wertschopfungsbereichen umschichtet. Fiir
die direkte Lebenswirklichkeit der Beteiligten spielt dies jedoch oft keine fiihlbare
Rolle. Und so verwundert es nicht, wenn sie kontroversen Infrastrukturprojekten,
die in erster Linie der Primarwirtschaft dienen, keinen personlichen Nutzen mehr
abgewinnen kénnen.

Das schwindende industrielle und marktwirtschaftliche Bewusstsein wird auch
in anderen Bereichen sichtbar. Grofle Teile des Politikbetriebs und der Medien
setzen heute andere Schwerpunkte. Man kann sich noch daran erinnern, dass Ko-
alitionsvertrige einstmals mit spektakuldren GroBprojekten begannen, die man
gemeinsam umsetzen wollte. Heute beginnen Koalitionsvertrdge ganz hiufig mit
GrofBprojekten, die von den neuen Regierungspartnern gemeinschaftlich gestoppt
werden sollen. Angesichts des sich rasch ausbreitenden blinden 6konomischen
Flecks in der Gesellschaft wird die breite ablehnende und kontroverse Haltung
gegeniiber grofen Infrastruktur- und Energieprojekten besser nachvollziehbar.

An dieser zentralen Stelle muss der gesellschaftliche Diskurs ansetzen. Denn
bei aller Fokussierung auf globale Herausforderungen und Nachhaltigkeitsprob-
leme muss ein Teil des Augenmerks auch auf jene wirtschaftliche Basis gelenkt
werden, die uns ein Nachdenken {iber 6kologische Fragen {iberhaupt erst erlaubt.
Nicht umsonst bekommen im UN-Nachhaltigkeitsindex ausschlielich die Staaten
mit der hochsten volkswirtschaftlichen Leistung die besten Noten.

Die vergessene Technik

Es mag paradox klingen: In dem Mafle, in dem Technik immer perfekter, sicherer,
aber auch selbstverstiandlicher geworden ist, ist sie gleichzeitig auch immer mehr
aus unserem Fokus verschwunden. Weite Teile der Gesellschaft haben sich zu sehr
daran gewohnt, dass technische Annehmlichkeiten verfiigbar sind, immer funktio-
nieren. Die meisten Menschen kennen es auch gar nicht mehr anders, sondern sind
in diese technisch perfekte Welt hinein geboren worden. Man kann deshalb auch
fiir das Gros der Gesellschaft eher von einer postmateriellen Technikvergessenheit
als von wirklicher Technikfeindlichkeit sprechen.

Seine visuelle Entsprechung findet diese Technikvergessenheit in den medialen
Bildern und Vorbildern, die heute von der Arbeitswelt vermittelt werden. Wer im
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Fernsehen nach Darstellungen von Menschen sucht, die auf technische Weise Pro-
bleme 16sen, von technischer oder gar industrieller Arbeit leben, wird kaum fiindig
werden. Stattdessen wird er liberwiegend mit Models, Kommissaren und eventuell
noch ein paar Kéchen konfrontiert. Uberspitzt konnte man sagen, dass die Sendung
mit der Maus die letzte wirklich verldssliche Bastion ist, die im deutschen Fern-
sehen Industrie, Technik und technische Berufe zeigt.

Dialog braucht Augenhéhe - auf beiden Seiten

Eine verdnderte innere Haltung muss ihren Ausdruck auch in der dufleren Haltung
finden, mit der sich die Wirtschaft der Gesellschaft, der Politik und auch Kritikern
zuwendet. Die viel beschworene Augenhdhe ist in der Realitdt leider bisweilen
eine Partizipations-Simulation und wird auch als solche vom Gegeniiber auch er-
kannt. Nie zuvor in der Geschichte war es iiber das allgegenwértige Netz leichter,
zwischen Unternehmen oder Institutionen und der Offentlichkeit zu kommunizie-
ren. Das Netz bietet ungeahnte Mdglichkeiten fiir Information, Transparenz und
sogar das Aufsetzen gemeinsamer Arbeits- und Diskussionsprozesse. Und durch
den Riickkanal muss diese Kommunikation keine Einbahnstraf3e bleiben, sondern
bietet die Chance fiir echte Interaktion. Insofern kénnen neue Kommunikations-
formen, intelligent angewendet, auch zu mehr Akzeptanz beitragen. Und doch:
So lange Gesellschaften bestehen, werden sie Abwégungen zu treffen haben und
Entscheidungen treffen miissen. Fiir eine, gegen andere Optionen. Es ist zutiefst
menschlich, dass nicht alle gleicher Meinung sind und so wird es auch niemals
moglich sein, vollstindige Akzeptanz fiir einzelne politische oder wirtschaftliche
MafBnahmen zu erhalten. Allerdings werden Politik, Wirtschaft und Institutionen in
Zeiten wachsender Individualisierung und hoher Anspriiche grofere Anstrengun-
gen unternechmen miissen, um wenigstens das Mall Akzeptanz zu erhalten, das ihre
Vorhaben legitimiert. Ob diese Bemiihungen letztlich erfolgreich sind, wird auch
davon abhéngen, ob bei den Adressaten eine echte Bereitschaft besteht, zu einem
Konsens zu kommen. Auch kritischen Biirgerinnen und Biirgern darf man abver-
langen, neue Rollenbilder anzunehmen, denn es geht darum, Biirgerbeteiligung
nicht als Blockadeinstrument, sondern als Gestaltungschance zu nutzen. Dies setzt
freilich bei allen Mitspielern die Bereitschaft zum konstruktiven Konflikt voraus.
Denn unsere Zivilgesellschaft wird nicht als Konsortium von isolierten Individuen
oder als Fight Club von Partikularinteressen fortbestehen kénnen. Ihren Fortbe-
stand sichern konnen nur der Ausgleich dieser Interessen und die Einsicht, dass
auch unbequeme Kompromisse keine Zumutungen, sondern Notwendigkeiten sein
konnen.
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Riickbesinnen und vorwarts denken

Die Kommunikation der Finanzwelt braucht
mehr als ein Facelifting

Iris Bethge und Volker Knauer

,Die Banker sind auf dem besten Wege, Totengréber eines Wirtschaftssystems zu
werden, mit dem doch in der Welt so viel Wachstum und Wohlstand geschaffen
worden ist. Schon wird die Marktwirtschaft insgesamt infrage gestellt (Beise
2013). Kein moderner Marx-Jiinger lautet Ende 2013 dem Kapitalismus das To-
tenglocklein, sondern ein bekennender Marktwirtschaftler, nimlich der Ressort-
leiter Wirtschaft der Siiddeutschen Zeitung, Marc Beise. Und er schliefit seinen
Kommentar mit einer dunklen Prophezeiung: ,,Fiir die Marktwirtschaft ist Gefahr
in Verzug. (...) Noch ein Skandal, und es wird so viel Regulierung kommen, dass
man die Banken auch gleich verstaatlichen kann* (Beise 2013). Wie fiir nur wenige
Branchen zuvor ist das 6ffentliche Erscheinungsbild derzeit fiir die Finanzbranche
essentiell fiir die Fortschreibung der licence to operate. Ohne gesellschaftliche Ak-
zeptanz und politisches Verstiandnis fiir wirtschaftliches und finanzwirtschaftliches
Handeln drohen ganzen Geschéftsmodellen die Basis zu erodieren.

Zwar vertrauen drei Viertel der Deutschen ihrer eigenen Bank, so eine Allens-
bach-Umfrage im Auftrag des Bankenverbandes Ende 2013. Und unzufrieden ist
sogar nur jeder Zwdlfte. Gleichzeitig ist das Vertrauen in die Branche allerdings
nicht sonderlich ausgeprigt: Nur ein Viertel vertraut der Bankenbranche (vgl. Ko-
cher 2013). So weit die Stimmung.
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Den ehrbaren Kaufmann wiederentdeckt

Die Talsohle der Finanzkrise und der sich daran anschlieBenden Staatsschulden-
krise scheint durchschritten. Europas Wirtschaft wird im Jahr 2014 — so die Prog-
nosen — wieder leicht wachsen. Die ersten Staaten haben zudem angekiindigt, sich
aus den europdischen Rettungspaketen zu verabschieden. Seit Ende 2008 wurden
immense Regulierungsvorhaben realisiert und Verdnderungen im Bankensektor
selber vorgenommen. Die Eigenkapitalquoten wurden massiv erhoht, der Eigen-
handel und der Hochfrequenzhandel reglementiert, Boni gibt es nur noch, wenn
der Erfolg nachhaltig erzielt wurde; der Kunde steht wieder im Mittelpunkt des
Interesses. Der ehrbare Kaufmann ist nicht mehr altmodisch, sondern en vogue.
In einem vergleichbar kurzen Zeitraum hat es niemals grolere Verdnderungen im
globalen Malistab gegeben.

Wihrend zwar objektiv die Bankenregulierung neue Gipfel erklommen hat,
schlédgt sich das (noch) nicht nieder in der Wahrnehmung, so eine Allensbach-Um-
frage von Ende 2013 im Auftrag des Bankenverbandes. Fiir drei von vier Deut-
schen werden die Banken wenig oder kaum reguliert. Nur eine Minderheit von
14% nimmt eine (sehr) starke Regulierung wahr. Und jeder Anleger oder Kre-
ditnehmer wird ein Lied davon singen konnen, welche biirokratischen Auflagen
mittlerweile mit vielen Geschiftsabschliissen verbunden sind. Dennoch bleibt fiir
eine Mehrheit von 53 % der Deutschen die Konsequenz: der Staat miisste kiinftig
stirker in das Bankwesen eingreifen (vgl. Bankenverband 2013).

Genihrt wird eine derartige Stimmung durch aktuelle Entwicklungen und Ent-
scheidungen. So zeugt die Niedrigzinspolitik der EZB davon, dass gerade die siid-
europdischen Staaten immer noch mit massiven Problemen kdmpfen. Angefangen
vom Reformstau bis hin zu maroden Banken, die von der Politik kiinstlich am
Leben gehalten werden. Und immer wieder werden die Banken von den Schat-
ten ihrer Vergangenheit eingeholt. Es sind meist zuriickliegende Ereignisse, die
nun publik werden, weil sie juristisch oder durch die Bankaufsicht aufgearbeitet
werden. Mit einer negativen Schlagzeile sind schnell viele Erfolge vom Tisch ge-
wischt. Beispiele gibt es zuhauf. Vor allen Dingen der Libor-Skandal hat viel Ver-
trauen zerstort. Bis zur Jahresmitte 2012 nahm die negative Berichterstattung iiber
das Finanzwesen deutlich ab — auch die so genannte Occupy-Bewegung hatte nur
einen relativ kurzfristigen Peak bewirkt. Mit dem Libor-Skandal dndere sich das —
und zwar immer noch anhaltend (Redaktionsschluss Ende 2013).

Obwohl Zeit bekanntlich alle Wunden heilt, steckt die Bankenbranche also auch
nach dem Jahr 2013 noch in einer tiefen Image- und Vertrauenskrise. Zwei Drittel
der Deutschen glauben, dass deutsche Kreditinstitute eine grof3e oder sehr grof3e
Mitschuld an der internationalen Finanzkrise tragen, so eine reprisentative Umfra-
ge der Gesellschaft fiir Konsumforschung im Auftrag des Bankenverbandes. Nur
vier Prozent der Befragten plddieren fiir ,,nicht schuldig” (Bankenverband 2013).
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Finanzkommunikation im Hartetest

Fiir die Finanzkommunikation lag in der Krise Herausforderung und Chance zu-
gleich. Die Herausforderung bestand in einer schwierigen wirtschaftlichen Lage,
die nicht nur Banken, sondern ganze Staaten an den Rand ihrer finanziellen Mog-
lichkeiten brachte, verbunden mit einer gesellschaftlichen Legitimierungskrise.
Die Chance lag darin, das Bankgeschift neu zu erkldren, den unvermeidbaren
Wandel zu begleiten und voran zu treiben.

Dabei wird nicht zuletzt in der Berichterstattung deutlich: Die Kommunikation
— gerade in der Finanzbranche — ist global. Das heif3t: Jeder Skandal an der Wall
Street oder in der City von London ist ein kommunikatives Problem, dass sich
auch auf die Branche in Deutschland auswirkt — und das nicht gering, unabhéngig
davon, ob deutsche Banken und Sparkassen involviert sind, oder nicht. Sei es beim
Hochfrequenzhandel, iiberh6hten und vermeintlich unverdienten Boni oder beim
Thema Steuerhinterziehung — stets geht dies zu Lasten der Reputation der Banken
in Deutschland.

Eines sollte auch hier nicht unerwihnt bleiben: Es gibt unter den 750.000 Mit-
arbeitern der Branche in Deutschland zahlreiche Banker und Bankangestellte, die
rein gar nichts mit den Ursachen der Finanzkrise zu tun hatten — aufler, dass sie
die Folgen mit ausbaden miissen. Sie werden bis heute in Mithaftung genommen.

Veranderte Medienlandschaft verdandert
Finanzkommunikation

Und noch eine weitere zentrale Rahmenbedingung hat sich fiir die Kommunikation
gedndert — die Medienlandschaft. Zum einen geht es dabei um die hinldnglich be-
kannte Beschleunigung der Informationen, die ja auch getrieben ist durch finanzre-
levante Informationen. Heute l1duft das unter dem Stichwort Hochfrequenzhandel,
frither waren das Brieftauben — 1815 hat Baron Rothschild von modernen Kom-
munikationsmitteln profitiert und wusste frither als andere iiber den Ausgang der
Schlacht bei Waterloo Bescheid — und machte mit diesem Informationsvorsprung
ein Vermogen an der Borse. So ist die Finanzwelt einerseits Treiber schnellerer
Informationen, andererseits aber auch Getriebener einer kurzatmigeren und oft ge-
nug auch hektischeren Berichterstattung.

Zum anderen ist es keine neue, aber dennoch wahre Erkenntnis, dass Online-
Medien an Bedeutung gewinnen. Die virale Verbreitung von Schlagzeilen und
heilen Geschichten ist eine Sache von wenigen Klicks. Sie einzufangen, ist nicht
immer moglich. Es zu versuchen und daran zu arbeiten ist aufwindig. Pressestellen
miissen heutzutage die Online-, Print-, TV- und Horfunkmedien genau beobach-
ten und analysieren, rund um die Uhr reaktionsfdhig sein und sich genau auf die
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Adressaten ihrer Reaktionen einstellen. Und zwar mit den Informationskanilen,
auf denen sie reagieren (z. B. Pressemitteilung, Twitter, youtube, Hintergrundge-
sprach) und der angemessenen Sprache; zu BILD anders als zur FAZ. Ein Twitter-
User agiert anders als der Journalist im Hintergrundgesprach und braucht auch
anders aufbereitete Informationen.

Zudem sind viele neue Player auf den Markt gekommen: neben den schnellen
Online-Medien sind dies viele Special Interest Magazine. Dariiber hinaus erleben
wir einen Konzentrationsprozess bei Tageszeitungen — sei es durch das Verschwin-
den ganzer Titel oder auch durch das Zusammenlegen von Redaktionen. Es gibt
weniger Journalisten, die aber grofere Reichweiten erzielen und verschiedene Le-
sergruppen erreichen, da sie fiir mehrere Titel oft — Print und online gemischt —
schreiben.

Vor allem aber hat die Finanzkrise eine sehr bedeutende Verdnderung mit sich
gebracht. Es berichten nicht mehr die klassischen Redaktionen von FAZ, Han-
delsblatt und Borsenzeitung iiber Finanz-Themen. Finanz-Themen sind mehr und
mehr Verbraucher-Themen geworden. Boulevardblitter, Publikumszeitschriften
und TV-Magazine brechen die Themen fiir ihre Leserinnen und Leser herunter. Sie
gehen ganz anders an die oft sehr komplexen Themen heran, als die reinen Finanz-
medien. Das stellt Presseabteilungen in den Banken und ihren Verbdnden vor neue
Herausforderungen. Es muss noch viel verstidndlicher erkldrt werden; komplexe
Zusammenhinge miissen auf den Punkt gebracht werden. Print allein hat ausge-
dient, der Text weicht mehr und mehr dem Bild, ohne Bewegtbild geht in Zukunft
nichts mehr.

Was also heif3t das fiir Kommunikation? Es sind im Wesentlichen vier kommu-
nikative Herausforderungen, vor denen die Branche steht.

Herausforderung 1: Gesicht zeigen!

Hochmut kommt vor dem Fall. Deshalb ist es umso wichtiger, zu den Fehlern zu
stehen und diese nicht klein zu reden. Das fillt sicher nicht allen Beteiligten leicht.
Dennoch war klar: Angesichts der Dimension der Krise ist ein Fehlereinge-
stindnis zu viel besser als eines zu wenig. Das ist fiir den Bankenverband keine
taktische Ubung. Dies ist eine innere Haltung, die vom gesamten Verband mit sei-
nen rund 210sehr unterschiedlichen Banken getragen wird.
Kommunikationsstrategisch bedeutet dies Gesicht zeigen, nicht wegducken,
unbequeme Fragen beantworten und den Dialog suchen. Es heif3t aber auch, dass
dort, wo vieles schief lief, in den Banken umgedacht werden muss. Nur wenn sich
das Verhalten nachvollziehbar dndert, kann auch ein nachhaltiger Kommunika-
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tionserfolg erzielt werden. Potemkische Dorfer fallen schnell in sich zusammen
und wiirden einen noch groferen Schaden hinterlassen. Dabei muss aber auch klar
sein, Banken miissen Geld verdienen konnen. Sie sind keine wohltétigen Einrich-
tungen, die dem Kommerz abgeschworen haben.

Gleichwohl haben positive Verdnderungen stattgefunden, die auch kommuni-
ziert werden konnen: Banken haben sich aus riskanten Geschiften zuriickgezogen,
Vergiitungsregelungen wurden auf den langfristigen Erfolg umgestellt. Die Ver-
braucherrechte wurden gestirkt. Und vor allem verfiigen die Institute iber deut-
lich mehr Eigenkapital als vor der Krise. Sie sind damit vor den Stiirmen auf den
Finanzmairkten besser gewappnet und stehen heute deutlich besser da, als vor der
Krise. Diese Erfolge taugen weniger flir grole Schlagzeilen. Sie zu erkldren, an
kleinen Beispielen deutlich zu machen, ist harte Kérrnerarbeit in den Kommunika-
tionsabteilungen. Jeden Tag von neuem.

Gute Regulierung als Freund

Mit Blick auf die Regulierung gilt es vor allem, dem Eindruck entgegenzuwirken,
Banken seien gegen jede neue Form der Regulierung. Die neuen Eigenkapital- und
Liquiditatsvorschriften, das sogenannte Basel-III-Regelwerk, wurden vom Ban-
kenverband und seinen Mitgliedern von Anfang an unterstiitzt. Natiirlich gab es bei
einem so umfassenden Regelwerk Details die seitens der Banken kritisiert wurden.
Das heifit aber nicht, dass die Regeln grundsétzlich abgelehnt wurden. Im Gegen-
teil, der Préasident des Bankenverbandes, Jiirgen Fitschen, hat schon frith deutlich
gemacht: ,,Gute Regulierung ist unser Freund“. Die Banken haben selbst erkannt,
dass das Regelwerk in der Zeit vor 2008 ungeniigend war.

Auch wenn die Banken vor der Krise klare Fehler gemacht haben, wére es ver-
fehlt, wenn man nun ihre Expertise auler Acht liee. Dies muss auch fiir Kritik an
Regulierungsvorschlidgen gelten. Die Kommunikation ist hier mitunter ein Balan-
ceakt. Ist der Ton zu schrill, wirkt die Kritik kontraproduktiv und wird als Lobby-
isten-Alarmismus wahrgenommen. Ein geméBigter und differenzierter Ton sowie
sachliche Kritik senkt hingegen die Durchschlagskraft der Pressemitteilung oder
des Interviews. Klartext wird dann von den Redaktionen eingefordert. Dieser ist al-
lerdings auch in differenzierter Form moglich und wertet zugleich den Experten als
Gespréachspartner auf, der nicht dogmatisch seine (Maximal-) Positionen vertritt.

So drohte etwa der vergangene Bundestagswahlkampf zu einem Anti-Banken-
Wahlkampf zu werden. Manche Strategen hatten dies 2012 als zentrales Wahl-
kampfthema identifiziert. Gleichzeitig wurden mehr und mehr T6ne aus der Real-
wirtschaft laut, die eine zunehmende Kluft zur Finanzwirtschaft beklagten. Es



204 I. Bethge und V. Knauer

hitte fiir die Bankenbranche eine populistische Schlammschlacht werden konnen,
der nur schwer hitte begegnet werden konnen. Doch der 2013er Wahlkampf hat die
Banken nicht im Fokus gehabt — und auch das Verhéltnis der Banken zur Realwirt-
schaft stellt sich heute besser dar als 2008. Dennoch ist klar: Mit einem kritischem
Umfeld wird die Bankenbranche noch auf langere Sicht leben miissen.

Herausforderung 2: Mit einer Stimme sprechen!

Die deutsche Kreditwirtschaft wird durch fiinf Verbénde vertreten: Das sind die
beiden kleineren Verbédnde, fiir die Pfandbriefbanken sowie fiir die 6ffentlichen-
rechtlichen Landesbanken und Férderbanken; daneben existieren die grofen drei
fiir Sparkassen, fiir Volks- und Raiffeisenbanken sowie der Bankenverband fiir die
privaten Banken. Diese fiinf Verbdnde haben sich in der ,,Deutschen Kreditwirt-
schaft zusammengeschlossen, von denen sich die groBen drei jéhrlich in der Fe-
derfithrung abwechseln. Die unterschiedlichen Verbande stehen auch zueinander
im Wettbewerb — bei Einigkeit in den allermeisten Fragen, aber auch mit unter-
schiedlichen Interessen und Kommunikationsaktivitdten. Allerdings ist zu kons-
tatieren: Die Zusammenarbeit der Verbande untereinander hat sich in den vergan-
genen Jahren verbessert. Die Verbdnde haben erkannt: Die Schlagkraft von Argu-
menten wird vor allem gegeniiber der Politik in Briissel und Berlin gréBer, wenn
mit einer Stimme gesprochen wird und alle an einem Strang ziechen.

Das gilt natiirlich umso mehr auch fiir den Bankenverband selbst. Die Mit-
glieder sind sehr heterogen. Grof3 und klein, regional und international, Spezial-
und Universalbank — all das findet sich unter den rund 220 Mitgliedern. So ist es
schon in nicht Krisen gebeutelten Zeiten oftmals schwer, einheitliche Positionen
zu finden. Speziell zu Beginn der Finanzmarktkrise gab es erheblichen Diskus-
sionsbedarf, der auch Zeit brauchte, um wieder zu einer einheitlichen Positionie-
rung zu finden. Der Verband hat sich personell und inhaltlich neu aufgestellt. Er
orientiert sich stirker an den Bediirfnissen seiner Mitglieder, versorgt sie schneller
und umfassend mit aktuellen Informationen zu politischen Vorhaben und bewertet
diese zugleich. So ist sichergestellt, dass alle Mitgliedsbanken iiber den gleichen
Informationsstand sowie Sprachregelungen verfligen — und somit die Moglichkeit
haben, sich an Debatten auf einer Linie zu beteiligen.

Das war auch die Grundlage, kommunikativ wieder einheitlicher auftreten zu
konnen. Dabei ist es dennoch so, dass die Mitglieder des Bankenverbandes zuein-
ander im Wettbewerb stehen. Dabei kann es dann schon einen Vorteil fiir einzelne
Institute darstellen, sich ab und an kommunikativ abzusetzen. Das grofle Ganze
sollte dabei jedoch nicht verloren gehen.
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Herausforderung 3: Nur wer wahrgenommen wird, wird ernst
genommen

Mit der Finanzkrise riickten die Banken schlagartig wieder in den Fokus der ge-
sellschaftlichen Diskussion. Diese Offentliche Diskussion traf eine Branche, in
der Diskretion zu einer der vornehmsten Tugenden gehort. Wahrend es in der
Anfangszeit der Krise kaum moglich war, einen aktiven Banker oder einen Ver-
bandsvertreter in eine der vielen TV-Diskussionen zu schicken, hat sich hier ein
klarer Einstellungswandel vollzogen. Immer mehr Banker — auch aus den Vor-
standsetagen — sind gewillt, sich diesen Diskussionen zu stellen. TV-Auftritte stei-
gern die Sichtbarkeit der Branche insgesamt. Sie sind eine Chance, eher komplexe
und auch umstrittene Positionen zu erkliren und mit einem Gesicht zu verbinden.
Denn letztlich zdhlt in der Aufmerksamkeitsokonomie nur der, der auch prasent
ist. Dariiber hinaus sucht der Verband auch die Offentlichkeit mit eigenen Veran-
staltungen, auf denen beispielsweise iiber aktuelle gesellschaftspolitische Fragen,
wie auch iiber die Finanzkrise kontrovers diskutiert wird. Das gilt natiirlich nicht
nur fiir TV, sondern generell in der Medienarbeit. Grundsétzlich steht der Verband
fiir Diskussionen auf allen Ebenen und mit fast jedem Medium zur Verfiigung. Das
beginnt oftmals schon morgens um kurz nach 6 Uhr mit ersten Radio-Interviews
bis hin zu Telefonforen, Chats oder Polittalks am Abend.

Der Bankenverband ist ein wirtschaftspolitischer Spitzenverband. Erkldren
und Verstidndnis wecken, gilt deshalb auch im Verhéltnis zur Politik. Unbestritten
ist, dass das Vertrauensverhéltnis zwischen Bankenvertretern und Politikern nach
2008 gelitten hatte. Die Kontakte waren zwar weiterhin belastbar bis gut, aber zeit-
weilige atmosphérische Verstimmungen waren nachvollziehbar. Fiir den Verband
bedeutet das: Das Primat der Politik steht iiber allem. Das hatte der Bankenverband
zwar auch schon vorher anerkannt und gelebt; jetzt musste er es aber deutlicher
demonstrieren. Beim Lobbying hat der Verband eine einfache Pramisse: ,,Nicht
alles, was wir tun ist 6ffentlich, aber alles, was wir tun, kann 6ffentlich werden.*

Herausforderung 4: Erkladren, erklaren, erkldaren - auf allen
Kanalen

Bereits vor der Finanzkrise war das Engagement in Verbraucher-Themen und fiir
die 6konomische Bildung — insbesondere bei Schiilern — ein wesentlicher Bestand-
teil der Arbeit des Bankenverbandes. Speziell im Verbraucherbereich wurde das
Angebot nochmals ausgeweitet und aktuellen Bediirfnissen Rechnung getragen.
Das geschieht etwa bei rund 50 jéhrlichen Telefonaktionen bei Regional-Zeitungen
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und grofien Flaggschiffen der Print-Medien, durch ein umfangliches Publikations-
angebot, mit aktuellen Newslettern, Verbraucher-Tipps oder Radiobeitragen.

Aktuell ist ein zentrales Thema der Bankenverbands-Verbraucher-Kommunika-
tion die vom Gesetzgeber gewiinschte Umstellung im Zahlungsverkehr auf einen
neuen europdischen Standard, Stichwort: SEPA. Dieses Thema wird auf unter-
schiedlichen Kommunikationskanilen bespielt — von der klassischen Pressearbeit
iiber Radiobeitrdgen, Telefonaktionen fiir Zeitungsleser bis hin zu Social Media
inklusive Slideshare, Twitter und Erklarstiicken auf YouTube.

Ein wichtiges Standbein der Verbraucherpolitik ist das Ombudsmannverfahren
des Verbandes, mit dem die Anliegen des Verbrauchers aufgegriffen und ernst ge-
nommen werden. Uber 70.000 Anfragen konnten dort bereits bearbeitet werden —
von unabhéngigen Ombudsleuten, ehemaligen hochrangigen Richtern. Wir sehen
so genau, wo der Schuh driickt und spiegeln dies den Banken zuriick. Das alles
wird die Kritik an der Anlageberatung oder am Vertriebsdruck nicht aus den Me-
dien verdridngen. Aber es zeigt die Haltung des Bankenverbandes, Kritik ernst zu
nehmen, aufzugreifen und Konsequenzen daraus zu ziehen. Dieses auch zu vermit-
teln, ist ein wesentlicher Aspekt der Offentlichkeitsarbeit des Bankenverbandes.

Fazit

Banken sind Teil der Wirtschaft und der Gesellschaft. Als solche wollen sie an-
erkannt werden. Dies bedeutet auch, sich diese Berechtigung zuriick zu erarbeiten.
Auf diesem Weg sind selbstverstidndlich nicht alle Institute im gleichen Maf3e ge-
fordert. Aber dennoch stehen alle zusammen in einer ideellen Haftungsgemein-
schaft, die eben weit iiber das eigene Institut oder das eigene Land hinaus reicht.
Wo auch immer nétig, ist dazu ein Kulturwandel im Gange, der bereits ganz kon-
kret beim Kunden und Mitarbeiter erfahrbar ist. Das belegen etwa Messungen zur
Kundenzufriedenheit und niedrige Krankenstéinde von Mitarbeitern.

Wirklichkeit und Wahrnehmung fallen bei diesem Prozess jedoch auseinander.
Zumal das Handeln der Vergangenheit durch Prozesse, Regulierungsvorhaben und
bankaufsichtliches Handeln immer wieder die Wahrnehmung der Gegenwart be-
stimmt. All das zahlt nicht positiv auf das Image-Konto der Branche ein. Dennoch:
Vieles von dem, was in den vergangenen Jahren gedndert wurde, sind Investments
in einer Zukunft, in der Markterfolg und gesellschaftliche Akzeptanz wieder stér-
ker in Deckung gebracht werden konnen. Denn ohne diese werden auch die Mog-
lichkeiten geschéftlichen Erfolges geringer und damit auch die Chancen fiir die
gesamte deutsche Wirtschaft.
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Biirgerbeteiligung in formalen
Verfahren

Gesprach mit Angelika Freifrau von Fritsch

Der Ruf nach mehr Biirgerbeteiligung — ist dies ein mediengetriebener Hype oder
ein Trend, der sich verfestigt?

Biirger sind heute aufgrund der Potentiale des digitalen Angebots und der interak-
tiven Kommunikationstechnik besser und umfassender informiert als frither — auch
bei fachlich anspruchsvollen Themen. Verbunden mit der Bereitschaft, sich fiir ein
Thema zu engagieren bzw. in ein Projekt eingebunden zu werden, resultiert daraus
ein Anspruch, dass dieses Engagement in der Gesellschaft auf breiter Ebene ernst
genommen werden sollte und méglichst zu einem positiven Ergebnis fiihrt. Dem-
zufolge haben wir es mit einer neuen Gestaltung von Entscheidungsprozessen und
nicht mit einem Hype zu tun, wenn auch die Medien dieses Thema in jiingerer Ver-
gangenheit verstarkt auf die Agenda setzen. Vielmehr artikulieren mehr Menschen
als frither und konsequenter den berechtigten Wunsch nach Mitsprache und einer
effizienteren Verwaltung.

Die Einbeziehung der Biirgerinnen und Biirger ist schon heute bei Planungsver-
fahren und im Umweltrecht verbindlich geregelt. Welche Erfahrungen haben Sie
mit dieser Art der Biirgerbeteiligung?

A. Freifrau von Fritsch (D<)
Leipzig, Deutschland
E-Mail: angelika.fritsch@leipzig.de
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Generell haben wir in der Umweltverwaltung der Stadt Leipzig gute Erfahrungen
mit den im Umweltrecht (z. B. im Immissionsschutz-, Naturschutz- oder Wasser-
recht bzw. zuletzt im Umweltenergierecht) zum Teil vorbildlich ausgestalteten Ins-
trumenten zur Biirgerbeteiligung gemacht. In der Zustédndigkeit anderer Ressorts
gibt es die klassische Beteiligung der Offentlichkeit, etwa nach dem Baugesetz-
buch bei der Bebauungsplanung oder bei der Fachplanung von Straflen bzw. ande-
ren Infrastruktureinrichtungen. Wir wissen, dass wir diese Verfahren ausgestalten
konnen. Diesen Spielraum nutzen wir und gehen bei bestimmten umweltrelevanten
Planungen iiber die festgelegten Mindestanforderungen hinaus. Nicht nur im Inter-
net werden wichtige Umweltthemen und bedeutsames Innovationsgeschehen fiir
die Biirger so frith wie mdglich transparent gemacht, sondern auch in einem spe-
ziellen Biirgerbiiro, unserem Umweltinformationszentrum. Mit dem Abruf dieses
Leistungsangebots konnen die Biirger das vorhandene Wissen zur Verbesserung
ihrer Fahigkeiten bei der Teilhabe an Diskussionen und Entscheidungsprozessen
nutzen und uns Ansto3e bei der Erledigung der Aufgaben geben. Aber diese Inter-
aktion zwischen der Umweltverwaltung und den Biirgern dient auch zur Mobi-
lisation, etwa beim Schutz von ganz seltenen Pflanzen und Tieren, die vor dem
Aussterben stehen oder bei dem Appell zu umweltfreundlichem Verhalten wie dem
Energiesparen. Die Erfahrungen {iber die Einbindung der Biirger in die Arbeit der
Umweltverwaltungen der kreisfreien Stidte im Freistaat Sachsen und der grofen
deutschen Stiddte werden regelméBig im Sachsischen Stidte- und Gemeindetag
und im Deutschen Stéddtetag ausgetauscht. Wir priifen dann, ob wir auch unseren
Biirgern ein vergleichbares Angebot machen kénnen.

Wie werden diese Angebote angenommen?

Die Leipziger Biirger haben aufgrund ihrer Erfahrungen vor der friedlichen Wen-
de grundsitzlich eine grofie Sensibilitét fiir die Belange des Umweltschutzes und
unterziehen jegliche Verdnderungen einer Priifung und kritischen Bewertung. Das
biirgerschaftliche Engagement hingt stark vom jeweiligen Vorhaben ab, wie um-
fangreich die Betroffenheiten sind und welche Anspruchsgruppen damit in Ver-
bindung stehen. Und es kommt durchaus darauf an, welche Art der Beteiligungs-
méoglichkeiten wir der Offentlichkeit anbieten. Ein Beispiel aus der Praxis: Wir
haben bei der Larmaktionsplanung in Leipzig erstmals ein Online-Verfahren zur
Biirgerbeteiligung durchgefiihrt. Wahrend bei der verfassten Beteiligung, also der
klassischen Auslegung von Planungsunterlagen, etwa 100 Einwendungen normal
sind, erhielten wir bei dem Verfahren via Internet mehr als 1.200, zum Teil sehr
ausfiihrliche Kommentare. Dies darf aber nicht dazu fiihren, das Internet kiinftig
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als einzigen Kommunikationskanal zu benutzen. Damit wiirde man nicht-internet-
affine Menschen aus dem Beteiligungsverfahren ausschlief3en.

Wie beurteilen Sie die Wirksamkeit vorgeschriebener Verfahren?

Grundsitzlich erfiillen diese Verfahren und Instrumente ihren Zweck, nicht zuletzt
weil sie vielfach erprobt sind. Eine freie, eher konsultative, politische Biirgerbe-
teiligung ersetzt nicht die rechtsstaatlich und gesetzlich vorgeschriebene Offent-
lichkeitsbeteiligung etwa zur Geltendmachung von umweltrechtlichen Interessen
oder eigenen Rechtspositionen, die dafiir sorgt, dass eine Genehmigungsbehorde
in die Lage versetzt, alle fiir die Entscheidung maBgeblichen Gesichtspunkte zu
berticksichtigen. Aber: Es kommt immer darauf an, welche Bedeutung, welche
Auswirkungen ein Projekt und das dazu gehorige Verfahren fiir die Stadt und die
Biirgerschaft hat oder haben kann.

Ich denke, dass etwa einfache bauplanungsrechtliche Verfahren mit vorge-
schriebener Biirgerbeteiligung fiir den dort angesprochenen Interessentenkreis aus-
reichend sind und gentigend Spielraum fiir die Behorden bieten, auf die jeweiligen
Projektspezifika einzugehen. Bei immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsver-
fahren kann das schon ganz anders aussehen und weiter entfernte Dritte miissen
einschitzen kdnnen, ob und in welchem Umfang sie von den Auswirkungen einer
geplanten Anlage betroffen werden kdnnen. Das heifit, dass es sich im Einzelfall
empfehlen kann mit Biirgerinformation und Biirgerbeteiligung iiber das gesetzlich
geforderte Mal3 hinaus zu gehen.

Es ist also aus Threr Sicht nicht notwendig, die Gesetze und Regularien zu dndern,
um den Forderungen nach mehr Biirgerbeteiligung nachzukommen?

Das vorhandene rechtliche, insbesondere das umweltrechtliche Instrumentarium
reicht der Exekutive bei verniinftiger Anwendung im Entscheidungsprozess iiber
ein Vorhaben grundsitzlich aus. In unserem Staat mit seiner freiheitlich demo-
kratischen Grundordnung gehoren die Gewaltenteilung, die Verantwortlichkeit
der Regierung, die GesetzméaBigkeit der Verwaltung, die Unabhingigkeit der Ge-
richte zu den grundlegenden Prinzipien. Fiir die Losung von umwelt — oder infra-
strukturpolitischen Grundsatzkonflikten ist das Verwaltungsverfahrensrecht nicht
ausgelegt. Die Verantwortung fiir die zu treffende Entscheidung in einem rechts-
staatlichen Verfahren entfidllt nicht durch die Ergdnzung von anderen konsultativen
Beteiligungsformen. Die Akzeptanz oder die Beschleunigung von Verwaltungsent-
scheidungen wird nicht durch eine Demokratisierung des Verwaltungsverfahrens,
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etwa mit einem Volksentscheid, gesteigert. Dariiber hinaus darf man sich auch an-
deren Beteiligungsformen nicht verschlieen. Die Verzahnung der formellen und
der informellen Partizipationsverfahren ist sicher ein interessantes Forschungsfeld,
auf der Suche nach einem neuen modernen, gerechten, fairen und verbindlichen
Verfahren.

Und dariiber hinaus?

Gerade im Bereich der Planfeststellung, wo in einem Erlaubnisverfahren iiber die
Planung des Vorhabens und dessen Genehmigung zusammen entschieden wird,
muss man dariiber nachdenken, ob man das ,,Ob* eines Projektes von der Frage
,,Wie fithren wir es durch?* trennen kann.

Der im heutigen Verfahren praktisch unauflosbare Zusammenhang beider Fra-
gen entspricht gerade bei grofen Projekten mit langen Vorlauf — und Realisie-
rungszeiten nicht mehr unserer Lebenswirklichkeit. Neue Erkenntnisse miissen zu
Anderungen des schon einmal genehmigten Projekts fiihren kénnen, ohne dass die
Planverstellung deshalb von vorn beginnen muss. Damit konnten Behorden und
Vorhabentriiger leichter auf berechtigte Anderungswiinsche eingehen und wiirden
den festgestellten Plan nicht reflexhaft auf ,,Biegen und Brechen® verteidigen.

Die dffentlichen Verwaltungen sind die ,, Hiiter der Verfahren“. Sind sie dafiir —
nach den Sparrunden im Jffentlichen Dienst —noch ausreichend ausgestattet?

Fiir die gesetzlich vorgeschriebenen Verfahren sind wir auf jeden Fall ausreichend
geriistet. Fiir alle MaBnahmen, die dariiber hinausgehen, wie die Losung von um-
welt - oder infrastrukturpolitischen Grundsatzkonflikten, benétigen wir allerdings
inzwischen auch externe Unterstiitzung. Wir stellen uns aber solchen Herausfor-
derungen und sehen in den Beitrdgen unserer Biirger immer auch die Chance, die
Qualitdt unseres Verwaltungshandelns stetig zu steigern.

Welche Glaubwiirdigkeit hat die Datenbasis, die den Projekten zugrunde gelegt
wird, bei den Biirgerinnen und Biirgern?

Das kommt sicher auf den Absender an. Es ist sehr selten, dass die Daten unserer
Behorde infrage gestellt werden. Generell ldsst sich sagen: Daten, die Bund, Land
oder die Verwaltung geliefert haben, gelten als integer und diirften eine hdohere
Glaubwiirdigkeit genieflen als andere Daten, die von oft Vertretern bestimmter In-
teressengruppen bereitgestellt werden.
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Wollen sich Biirger wirklich verstirkt an Vorhaben beteiligen, oder artikuliert sich
mit dieser Forderung nur ein verstirktes Misstrauen gegen Behérden und Politik?

Viele Menschen diirften sich nicht unbedingt eine direkte und aktive Beteiligung
in dem Entscheidungsprozess wiinschen, aber sie wiinschen sich in jedem Verfah-
rensstadium eine gewisse Transparenz. Die Menschen wollen die Moglichkeit der
stindigen, umfassenden Information haben. Es hilft, Thnen ein Vorhaben fiir sich
nachvollziehbar zu machen. Das ist sogar noch wichtiger als die Beteiligungsmog-
lichkeit der Biirgerschaft in einem limitierten Zeitfenster im Rahmen eines Pla-
nungsverfahrens. Wir stellen aber auch oft fest, dass Menschen — und insbesondere
Journalisten — schnell das Interesse an einem Thema verlieren. Grundsétzlich glau-
be ich, dass die Menschen vor allen Dingen die Moglichkeit haben wollen, sich zu
beteiligen. Ob sie von dieser Moglichkeit Gebrauch machen, entscheiden sie von
Fall zu Fall, abhéngig von ihrer Betroffenheit, ihrem Zeitbudget und anderen Inte-
ressen. Haben die Biirger aber diese Beteiligungsmdglichkeit nicht, fiihrt sie dies
sofort zu grundsétzlichen Fragen unserer Gesellschaft — mit allen Konsequenzen.

Sind gerade grofie Vorhaben inhaltlich nicht zu kompliziert und komplex, um Biir-
gerbeteiligung sinnvoll zu gestalten?

An dieser Stelle sind die Verwaltungen und Vorhabentrdger in der Pflicht, die
entsprechenden Informationen ansprechend aufzubereiten und zu liefern. Nur so
gewihrleisten wir groBtmogliche Transparenz und senken die Schwelle, die Biir-
gerinnen und Biirger iberwinden miissen, um sich qualifiziert und moglichst kons-
truktiv einbringen zu konnen. Es gibt viele Moglichkeiten, die Biirgerschaft um-
fangreicher und direkter zu informieren. Wie versuchen das bei der Erhebung von
Umweltdaten: Die Leipzigerinnen und Leipziger konnen im Rahmen der Larm-
aktionsplanung online ihre Adresse eingehen, sehen ihr Gebdude und kénnen ab-
lesen, wie viel Larm an ihrem Schlafzimmerfenster ankommt. Ahnlich verfahren
wir mit Grundwasser-, Luft- und Bodendaten. Damit wird ein durchaus komplexes
Thema fiir die Biirger sehr personlich, sehr konkret aufbereitet.

Zu welchem Zeitpunkt eines Projektes entscheiden Sie wie viel Biirgerbeteiligung
notig ist und welche Instrumente Sie einsetzen?

In manchen Verfahren, z. B. bei BImSchG-Verfahren (Bundes-Immissionsschutz-
gesetz, Anm. d. Hrsg.) ist die Vorgehensweise vorgeschrieben. Bei Themen, die
weite Teile der Biirgerschaft betreffen oder anderweitig eine hohe Relevanz haben,
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das war z. B. beim Luftreinhalteplan und der damit in Verbindung stehenden Um-
weltzone oder dem Larmaktionsplan der Stadt Leipzig so, fangen wir bereits in
der Konzeptionsphase mit Beteiligung der Biirgerschaft an. Dafiir muss man ein
Gefiihl entwickeln und mit offenen Augen und Ohren durch die Welt gehen, mit
Unternehmen, Kammern und Verbédnden im Gesprich sein und die gesellschafts-
politischen und medialen Indikatoren beobachten.

Interview Hagen Ruhmer und Uwe Hitschfeld, Oktober 2013

Fritsch Angelika Freifrau von nach ihrem Mathematikstudium an der Bergakademie Frei-
berg und der Tétigkeit am Institut fiir Energetik in Leipzig als EDV-Projektant und Program-
mierer brachte die politische Wende 1989 entscheidende Verdnderungen in das Berufsleben.
Als Mitglied im ersten Sachsischen Landtag wirkte sie an der neuen Gesetzgebung mit.
Besonderes Engagement lag dabei auf dem Umweltbereich. Seit 1995 ist sie in verschiede-
nen Verwaltungen titig gewesen und leitet seit 2001 das Amt fiir Umweltschutz der Stadt
Leipzig.



Finanzielle Blirgerbeteiligungen am
Beispiel der Energieversorgung

Felix ab Egg und Hans Poser

Thesen zur Einleitung

Die von Offentlichkeit und Politik geforderte Energiewende verlangt von der Ener-
giewirtschaft hohe Investitionen. Viele Energieversorger stehen dabei vor der Be-
wiltigung dreier Herausforderungen:

Erstens ist die Finanzierung von Investitionen schwieriger geworden. Die For-
derung erneuerbarer Energie lie das (erneuerbare) Stromangebot explodieren.
Tiefe Marktpreise und tiefe Margen fiir Stromproduzenten sind das Resultat. Die
Photovoltaik-Produktion driickt besonders auf den Preis der ehemals teuren Mit-
tagsstunden und erodiert damit die Marge der Bestandskraftwerke. Die Marktoft-
nung stellt die bisher sicheren Margen im Endkundengeschift in Frage. Die not-
wendigen Investitionen fiir den Umbau der Energieversorgung sind bei solchen
Aussichten schwer zu finanzieren.

Zweitens fehlt derzeit Planungssicherheit beziiglich zukiinftiger Marktbedin-
gungen. Der Preismechanismus des zukiinftigen Marktes ist unklar. So wird iiber
die Einfiihrung eines sogenannten Kapazititsmarkts diskutiert, der Kraftwerke fiir
die Bereithaltung von Kraftwerksleistung vergiitet — unabhéngig von der tatsich-
lichen Produktion und zusétzlich zum Regelenergiemarkt. Daneben ist unklar, in

F. ab Egg (0)
Adliswil, Schweiz
E-Mail: f.ab.egg@finadvice.ch

H. Poser
Ziirich, Schweiz
E-Mail: h.poser@finadvice.ch

© Springer Fachmedien Wiesbaden 2015 215
G. Bentele et al. (Hrsg.), Akzeptanz in der Medien- und Protestgesellschafft,
DOI 10.1007/978-3-658-06167-8_15



216 F.ab Egg und H. Poser

wie weit und in welcher Art zukiinftig die erneuerbaren Energien gefordert werden.
Selbst riickwirkende Anderungen fest zugesagter Einspeisetarife wurden schon in
Erwégung gezogen.

Drittens fehlt fiir viele Projekte oftmals die Akzeptanz in der Bevolkerung.
Selbst Anlagen zur Produktion von Strom aus erneuerbaren Quellen, die von Of-
fentlichkeit und Politik gefordert und gefoérdert werden, stoflen auf lokalen Wider-
stand. Durch die Beteiligung der Biirger am Standort soll zusétzliche Akzeptanz
fiir die Projektumsetzung geschaffen werden.

Im Folgenden werden finanzielle Biirgerbeteiligungen beschrieben und wird
aufgefiihrt, wie sie die drei Herausforderungen entschérfen konnen. Jede Form
direkter finanzieller Partizipation von Biirgern an einem (lokalen) Projekt wird
unter dem Begriff finanzieller Biirgerbeteiligung subsumiert. Grob gliedern sich
die Modelle in Fremdkapital, Eigenkapital und Ubertragung — mit unterschied-
licher Eignung als Finanzierungsquelle oder zur Erhdhung der Planungssicherheit
und der Akzeptanz.

Finanzielle Biirgerbeteiligungs-Modelle

» Fremdkapital-Modelle verwenden Darlehen zur Finanzierung von Projektin-
vestitionen. Der Biirger und Investor hat keine oder geringe Mitsprache auf
Projektebene und tragt meist keine Verlustrisiken.

» Eigenkapital-Modelle fithren zu einer unternehmerischen Beteiligung des Biir-
gers mit entsprechenden Risiken und Mitspracherechten. Sie beinhalten eine
gesellschaftsrechtliche Strukturierung des Beteiligungsverhéltnisses.

+ Ubertragungs-Modelle sehen den Erwerb einer Anlage oder den Kauf des An-
lagen-Stroms durch den Biirger vor.

Zur Losung der oben beschriebenen Herausforderungen kénnen finanzielle Biir-
gerbeteiligungen wie folgt beitragen:

Erstens kann der Biirger die Energieversorger als Investor bei der Finanzierung
der Energiewende unterstiitzen. Als Finanzierungsquelle eignen sich grundsitzlich
alle drei Modelle, wobei sich Fremdkapital als die einfachste Form besonders an-
bietet. Stehen die Finanzierungskosten im Vordergrund, diirften finanzielle Biirger-
beteiligungen insbesondere bei grofleren Volumina Vorteile aufweisen. Sie fithren
zu relativ hohen und fixen Strukturierungskosten, die erst bei hoheren Volumina
durch tiefe Kapitalkosten kompensiert werden. Als Beispiel dienen Anleihen vor
allem der grofien Energieversorger oder auch die 2013 vom Stromnetzbetreiber
TenneT angebotene finanzielle Biirgerbeteiligung.
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Zweitens konnen finanzielle Biirgerbeteiligungen Marktpreisunsicherheiten
ausgleichen. Erhalt der Biirger vom Energieversorger fiir seine Investition in ein
Kraftwerk Strom zu Selbstkosten oder vereinbarten Preisen, 16sen sich beide Par-
teien vom volatilen Marktpreis und schaffen Planungssicherheit. Bei Eigenkapital-
einlagen trigt der Biirger das Risiko sinkender Strompreise und erschwerter Re-
gulierung iiber potentiell fallende Dividenden mit und profitiert umgekehrt von
steigenden Marktpreisen. Er hat dann mehr Geld zum Ausgleich seiner steigen-
den Stromrechnung. Typische Eigenkapital-Modelle sind Aktienbeteiligungen an
Energieversorgungsunternehmen und geschlossene Windpark-Fonds.

Drittens konnen finanzielle Biirgerbeteiligungen die Akzeptanz von Projekten
verbessern, indem eine Beteiligung in der Bevolkerung Identifikation mit dem Pro-
jekt schafft. Um Akzeptanz zu fordern, sind nebst finanziellen Anreizen vor allem
die Information und Mitbestimmung der Biirger entscheidend. Dafiir sind Eigenka-
pital-Modelle besonders geeignet. Sie garantieren dem Investor gesetzliche Infor-
mations- und Mitspracherechte. Als Beispiel bieten sich Biirger-Genossenschaften
an. In dieser Rechtsform steht jedem Genossenschafter unabhéngig von der Hohe
seiner Einlage eine Stimme zu. Die Erfahrung zeigt, dass Widerstand gegen Pro-
jekte oft vom intellektuellen Biirgertum organisiert werden. Gerade in diesen Krei-
sen besteht auch die Moglichkeit finanzieller Beteiligungen. Biirgerbeteiligungen
sind ein duBerst flexibles Instrument. Beteiligungen gemdlB den Anspriichen des
Projekteigners zu strukturieren ist deshalb anspruchsvoll. Finanzielle, juristische
und marketingtechnische Aspekte miissen beriicksichtigt und die jeweiligen Vor-
und Nachteile projektbezogen abgewogen werden.

Bestandsaufnahme

Besonders in Deutschland wird als Finanzierungsquelle fiir erneuerbare Energie-
projekten oft die finanzielle Biirgerbeteiligung angesehen. Allein die Anzahl der
Energiegenossenschaften hat sich hier zwischen 2007 und 2011 mehr als verfiinf-
facht.

Die Motivation der Biirger fiir eine finanzielle Beteiligung ist laut aktuellen
Studien zu 65% eine attraktive Geldanlage, zu 54 % Okologisches Engagement
und zu 49 % die Forderung der Region (vgl. Solarinitiativen 2013) (Abb. 1).

Die Analyse der Biirgerbeteiligungslandschaft zeigt, dass die klassischen Ener-
gieversorger diesem Bereich (noch) wenig Aufmerksamkeit schenken. Es zeichnet
sich aber in der Branche aktuell eine deutliche Zunahme des Interesses an finan-
ziellen Biirgerbeteiligungen unter den Energieversorgern ab.
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Abb. 1 Entwicklung der Anzahl von Energiegenossenschaften in Deutschland (Daten:
Klaus Novy Institut)

Die Motivation von Energieversorgern fiir eine Biirgerbeteiligung ist laut aktu-
ellen Studien zu 84 % die Image-Pflege, zu 76 % die Kundenbindung, zu 65 % die
Akzeptanz der Projekte und zu 51 % die Eigenkapitalquelle (vgl. Solarinitiativen
2013).

Rechtliche Instrumente

Bisher realisierte Beispiele zeigen, dass sich eine Vielzahl rechtlicher Instrumente
fiir eine finanzielle Biirgerbeteiligung anbietet. Angefangen bei einer Biirgerener-
giegenossenschaft fiir die lokale PV-Anlage, iiber die geschlossene Fondsbeteili-
gung an einem Windpark, bis zur Anleihe an einen nationalen Energieversorger.
Grob lassen sich die Beteiligungsformen in Fremdkapital, Eigenkapital und Uber-
tragung unterteilen. Dabei sind Fremdkapital- und Ubertragungsmodelle schuld-
rechtlich strukturiert, Eigenkapitalmodelle unterliegen dem Gesellschaftsrecht
(Abb. 2).

Unter den Fremdkapitalmodellen ist das direkte Darlehen grundsétzlich ein-
fach umzusetzen. Mittels bilateralen Darlehensvertragen nimmt der Projekteigner
oder die Projektgesellschaft Darlehen von Biirgern auf. Das Darlehen bietet dem
ausgebenden Unternehmen grof3e vertragliche Freiheiten beziiglich Laufzeit und
Hohe der Verzinsung. Allerdings sind hier die Vorschriften zur Bankenregulierung
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| Biirgerbeteiligung ‘
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Abb. 2 Biirgerbeteiligungsformen fiir Energieprojekte

zu beachten. Oftmals wird auch das Instrument des Sparbriefs verwendet. Dabei
biindelt eine Bank die Einlagen der Biirger und reicht sie als Darlehen an den
Energieversorger weiter. Dies entlastet den Projekteigner von der aufwiandigen
Kommunikation mit den Anlegern (Investor Relations Management). Die Anlei-
hen sind verwandt mit den direkten Darlehen und dem Sparbrief (in der Schweiz
Kassenobligation). Anleihen unterscheiden sich aber in der Verbriefung des Dar-
lehens und damit verbunden der einfachen Handelbarkeit. Mittels partiarischem
Darlehen oder einer stillen Beteiligung ist es dariiber hinaus mdoglich, den Biirger
am Erfolg des Projektes partizipieren zu lassen, indem der Zinssatz an den Umsatz
oder das Ergebnis des Projektes gekoppelt wird. Je nach Gestaltung nimmt das par-
tiarische Darlehen deshalb wirtschaftlich Ziige von Eigenkapital an und wird auch
mezzanine Finanzierung genannt. Die Haftung des Biirgers ist bei allen Fremd-
kapitalmodellen auf das einbezahlte Kapital beschrinkt. Die zweckbestimmte
Kapitalverwendung wird in der Regel durch eine vertragliche Verpflichtung des
Projekteigners erreicht. Typischerweise besteht keine direkte Verbindung zwischen
Investor und der von ihm finanzierten Anlage.

Unter den Eigenkapitalmodellen sind Genossenschaften vor allem bei stark
okologisch motivierten Biirgerbeteiligungen beliebt. Biirgerenergiegenossenschaf-
ten wollen héufig die Energiewende voranbringen und durch 6kologische, dezen-
trale Energieversorgung die Abhdngigkeit von ungeliebten GroBkraftwerken ver-
ringern. Dazu passt gut, dass jeder Genossenschafter bei Entscheidungen nur eine
Stimme hat — unabhéngig von der Hohe seiner Beteiligung. Die Energiegenossen-
schaft bringt also in doppeltem Sinne ,,Power to the People®. Die Genossenschaft
genieflt auch beziiglich des Anlegerschutzes Ausnahmen, welche die Umsetzung
deutlich vereinfachen. Fiir den Anleger einer Genossenschaft empfichlt es sich,
die Statuten beziiglich Nachschusspflicht zu priifen, um sicherzustellen, dass die
Haftung auf die Einlage begrenzt ist. Steht mehr die Wirtschaftlichkeit im Fokus,
bietet sich aus steuerlichen Griinden meist die GmbH & Co. KG an. In diesem Mo-
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dell versteuert der Gesellschafter selbst seinen Anteil am Ergebnis. Unter bestimm-
ten Bedingungen kdnnen Gewinne mit Verlusten oder Kosten des Gesellschafters
verrechnet werden. In den Anfangsjahren des EEG waren Verlustverrechnungen
noch einfacher moglich. Daher wurden damals viele Windparks und andere unter
EEG einspeisende Erzeugungsanlagen als geschlossene Fonds in der Rechtsform
der GmbH & Co. KG aufgelegt. Anleger waren haufig Selbststindige, fiir die diese
Investition einen Teil ihrer Altersversorgung darstellt.

Unter den Ubertragungsmodellen ist vor allem das Sale-and-Lease-Back-Mo-
dell bekannt. Dabei verkauft der Projekteigner z. B. einzelne Photovoltaikmodule
eines fertig entwickelten Parks an den Biirger, der direkt im Anschluss das Modul
an den Projekteigner (zurilick-)vermietet. Bei einem fixen Mietzins entspricht das
wirtschaftliche Ergebnis dieser Struktur in etwa einem Darlehen.

Ein Modell mit Strombezugsrechten ist wegen seiner Einfachheit interessant.
Dabei erwirbt der Biirger durch seine Einzahlung das Recht, eine bestimmte Men-
ge Strom zu bestimmten Konditionen zu beziehen. Dabei ldsst sich der Bezugs-
preis fixieren oder an den Projekterfolg koppeln. Im Ergebnis wird der Biirger und
Kunde so gestellt, als hitte er in eine Anlage investiert. Wenn der Strompreis fixiert
werden soll, ist die Beteiligung eines erfahrenen Betreibers, beispielsweise eines
Stadtwerkes oder Energieversorgers sinnvoll. Wenn der Strompreis die vollen
Kosten der Anlage weitergibt, trigt der investierte Biirger alle unternehmerischen
Risiken anteilig mit. Dafiir ldsst sich die Anlage relativ gut projektfinanzieren, da
die finanzierende Bank sicher sein kann, dass alle Kosten getragen werden. Dieses
Modell kommt relativ hdufig zur Anwendung, wenn sich mehrere Versorger ge-
meinsam an einem Projekt beteiligen mdchten.

Die Verbreitung der Beteiligungsmodelle in Deutschland stellt sich laut ,,Han-
delsblatt* wie folgt dar: ,,Populdirstes Beteiligungsmodell ist laut den Unterneh-
men der Sparbrief, den sie héiufig in Kooperation mit Sparkassen ausgeben. Die
Umfrage ergab hierfiir ein durchschnittliches Emissionsvolumen von gut sieben
Millionen Euro. Auf Platz zwei folgen gewinnabhdngige Darlehen, anschliefsend
Genossenschaftsmodelle.” (Bergius 8. Februar 2013, S. 7)

Finanzielle Aspekte

Aus kaufméannischer Sicht ist eine finanzielle Biirgerbeteiligung lediglich eine al-
ternative Finanzierungsquelle. Es driangt sich der Vergleich der Kosten und sons-
tigen Konditionen auf. Zur Vereinfachung sollen hier Fremdkapital-Biirgerbeteili-
gungen mit einer Bankfinanzierung verglichen werden. Relevant sind die Kosten
fiir die Einwerbung des Kapitals, die laufenden Kosten und die Planbarkeit der
Konditionen.
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Die Einwerbung der Finanzierung bei einer finanziellen Biirgerbeteiligung
ist vergleichsweise aufwindig. Es muss eine Vielzahl von potentiellen, rechtlich
geschiitzten Kleinanlegern angesprochen werden und Fragen aus Politik und Be-
volkerung miissen beantwortet werden. Entsprechend gibt es hohen Kommunika-
tionsaufwand und regulatorischen Abklarungsbedarf.

Beziiglich der Hohe der laufenden Kosten konnen sich kommunal gepragte Ver-
sorger grob an Sparbriefen orientieren. Unter der Annahme einer vergleichbaren
Bonitét(-swahrnehmung), wird der Biirger eine (Fremdkapital-) Verzinsung for-
dern, die vergleichbar ist mit Sparbriefen. Hierzu ist anzumerken, dass Stadtwerke
ein hohes Vertrauen bei den Biirgern genieBen. So kommentiert ,,Die Welt* eine
vom Verband Kommunaler Unternehmen (VKU) in Auftrag gegebenen TNS-Em-
nid-Umfrage aus 2009: ,,4Auf die Frage, welcher von insgesamt sieben vorgegebe-
nen Institutionen Vertrauen entgegengebracht wird, bekommen auch Grofsunter-
nehmen und Konzerne mit nur 26 % dhnlich wenig Zuspruch. Banken und Medien
stehen nicht viel besser da. Lediglich 36 % der Befragten bringen ihnen Vertrau-
en entgegen. Mit 81 % geniefien die értlichen Stadtwerke dagegen den grofsten
Vertrauensvorschuss, noch vor den Sparkassen (65 %) und den Gewerkschaften
(45 %).“ (Mundt 22. August 2010) Da bei einer finanziellen Biirgerbeteiligung das
Kapital direkt von den Biirgern aufgenommen wird und somit die Bankmarge um-
gangen wird, kann davon ausgegangen werden, dass die Fremdkapitalverzinsung
einer Biirgerbeteiligung etwas tiefer liegt als bei einer Bankfinanzierung. Dazu
kommen aber Aufwendungen fiir Investor Relations.

Beziiglich Planbarkeit ist das Bankdarlehen im Vorteil. Bei der Biirgerbeteili-
gung ist zundchst unklar, wie viel Kapital eingeworben werden kann. Die sonstigen
Konditionen der Beteiligung kdnnen grundsétzlich gleich gestaltet werden wie bei
einem Bankdarlehen. Oftmals werden den Biirgern aber Ausstiegsoptionen einge-
rdumt, die die Planungssicherheit des Projekteigners belasten.

Im Unterschied zu einer Bankfinanzierung bietet eine finanzielle Biirgerbe-
teiligung die Moglichkeit, Eigenkapital einzuwerben. Dadurch beteiligt sich der
Biirger am Risiko des Projektes, was bei Projekten ohne Einspeisevergilitung be-
sonders sinnvoll erscheint. Das Hauptrisiko der Energieversorger sind Preiseinbrii-
che. Da sinkende Preise fiir den Konsumenten vorteilhaft sind und dem Nachteil
sinkender Dividenden der Biirgerbeteiligung entgegenstehen, ist der Kunde in der
giinstigen Lage, diese Risiken wirtschaftlich zu tragen. Im Gegenzug erhilt der
Biirger eine Beteiligung an den Chancen des Projektes. Durch eine Beteiligung
am wirtschaftlichen Risiko stabilisiert er seine zukiinftigen Energiekosten — im
Positiven wie im Negativen. Dadurch kann auch Eigenkapital vom Biirger oder
auch gewerblichen Verbrauchern giinstiger zur Verfligung gestellt werden als bei-
spielsweise von Fonds.
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Gesamthaft zeigt sich, dass finanzielle Biirgerbeteiligungen zu den aufwéndige-
ren Finanzierungsformen zédhlen. Besonders die Strukturierung und die Kapitalein-
werbung sind vergleichsweise aufwindig. Dafiir sind die laufenden Kosten (Zins-
satz) tendenziell vorteilhaft. Aus finanzieller Sicht bieten sich finanzielle Biirger-
beteiligungen also bei gro3en Investitionsvorhaben an (zum Beispiel in Form von
Anleihen), bei denen die Kosten fiir die Strukturierung und Einwerbung des Kapi-
tals von den Einsparungen bei den laufenden Kosten {iberkompensiert werden. Da-
neben sind finanzielle Biirgerbeteiligungen eine mogliche Eigenkapitalquelle und
konnen damit zusétzliche Finanzmittel erschlieBen. Wenn sie dadurch die Umset-
zung zusétzlicher Projekte ermdglichen, die ohne diese Finanzierungsform nicht
moglich gewesen wiren, miissen die Finanzierungskonditionen mit den Renditen
der zusitzlichen Projekte verglichen werden. In der Regel sollte sich in dieser Si-
tuation eine positive Marge realisieren lassen. Wirtschaftlich besonders attraktiv ist
die Finanzierung durch Biirgerbeteiligungen daher dann, wenn sie zur Erweiterung
der Eigenkapitalbasis des Versorgers genutzt werden kann und attraktive Investi-
tionsmdoglichkeiten zur Verfligung stehen.

Akzeptanz und Kommunikation

Finanzielle Biirgerbeteiligungen sind nicht nur eine Finanzierungsquelle, sondern
auch ein méchtiges Kommunikationsinstrument. Damit ldsst sich das Image des
Energieversorgers beeinflussen, die Akzeptanz fiir ein bestimmtes Projekt verbes-
sern und die Kundenbindung erhdhen.

Ein Beteiligungsangebot schafft zum Beispiel im Vergleich zu einer einfachen
Werbung eine viel hohere Wahrnehmung und damit die Chance, Informationen
zielgerichtet zu transportieren. Ein Beteiligungsangebot verdeutlicht beispielswei-
se die Anstrengungen eines Energieversorgers im Bereich der Energiewende mit
entsprechender Auswirkung auf das Image. Insbesondere bei lokalen Investments
erfolgt ein Teil der Wertschdpfung lokal, was fiir den Biirger einen Investitions-
grund darstellen kann und von der Politik auch hinsichtlich zusétzlicher Steuer-
einnahmen befiirwortet wird. Die Moglichkeit fiir die Biirger, direkt mittels einer
Biirgerbeteiligung ihres Versorgers in die Energiewende investieren zu konnen,
erspart ihnen eigenverantwortliche Losungen wie Energiegenossenschaften.

Oft wird in der Offentlichkeit das Argument der ,, Versorgungssicherheit* heran-
gezogen, um lokale Engagements zu beflirworten. Dabei handelt es sich aber eher
um die Herstellung eines emotionalen Zusammenhangs zwischen lokaler Strom-
produktion mit dem eigenen Verbrauch, der sich technisch nicht belegen lésst.

Biirgerbeteiligungen haben das Potential, das Verstédndnis fiir Griinstrom zu er-
héhen. Aus bilanziellen Griinden sind Stromversorger bei der Lieferung von Griin-
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strom auf die Verwendung von Oko-Zertifikaten oder Herkunftsnachweisen an-
gewiesen, was bei den Kunden oftmals auf Unverstéindnis und Misstrauen stoft.
Beteiligt sich ein Biirger an einer bestimmten, lokalen Photovoltaik-Anlage wird
der Griinstrom ,,fassbarer und das Misstrauen nimmt ab. Das Zertifikatsystem
muss natiirlich der guten Ordnung halber beibehalten werden, da nur durch saubere
Bilanzierung von Zertifikaten die Lieferung von Griinstrom sichergestellt werden
kann.

Es besteht die Hoffnung, dass mit zunehmendem Verstindnis der Offentlichkeit
fiir die Zusammenhénge des Strommarktes und -netzes irgendwann auch das Prin-
zip der Zertifikate und Bilanzierung verstanden wird. Auch beim Bezug von Geld
aus einem Geldautomaten stellt kein Biirger mehr in Frage, dass es sich dabei um
das eigene Geld handelt, obwohl die Scheine sicher nicht dieselben sind, die er auf
sein Konto eingezahlt hat. Auch hier wird der Zusammenhang zwischen Einlage
und Bezug nur bilanziell iiber ein Konto hergestellt.

Finanzielle Biirgerbeteiligungen sind ein interessantes Instrument, um die Ak-
zeptanz eines Energieprojektes zu fordern. Fiir die Akzeptanz spielt die Fairness
eine wichtige Rolle und wird vor allem durch Transparenz, Vertrauen und Partizi-
pation gefordert. Die Beteiligung der Biirger am wirtschaftlichen Erfolg erhoht die
geflihlte Fairness und verringert die gefiihlte Asymmetrie von Vorteilen auf Sei-
ten des Energieversorgers und Nachteilen (z. B. Larmbelédstigungen oder Stérung
des Landschaftsbilds) auf Seiten des Biirgers. Im weitesten Sinne sind die Biirger
Stakeholder und durch die Beteiligung werden die Interessen, das Projekt zu reali-
sieren, gleichgerichtet. Nebst finanziellen Anreizen ist fiir die Akzeptanz aber vor
allem die Information und Mitbestimmung der Biirger entscheidend. Vertrauens-
bildend wirken Beteiligungsmodelle, die Informationspflichten des Versorgers und
Mitspracherechte des Biirgers verankert haben. Abgesehen von nicht finanziellen
Beteiligungen sind Eigenkapital-Modelle besonders geeignet. Sie garantieren dem
Investor gesellschaftsrechtliche Informations- und Mitspracherechte. Ein (Ex-
trem-)Beispiel sind Biirger-Genossenschaften. In dieser Rechtsform steht jedem
Genossenschafter unabhingig von der Hohe seiner Einlage eine Stimme zu. Ein-
schrinkend ist zu sagen, dass eine rein finanzielle Biirgerbeteiligung vor allem die
Akzeptanz und Identifikation einzelner (im Zweifel sowieso positiv eingestellter)
Biirger erhohen wird. Auf sehr entschlossene Gegner wird die Beteiligung hochs-
tens indirekt einen positiven Einfluss ausiiben kdnnen, da sich diese in der Regel
nicht finanziell beteiligen. Es handelt sich damit aber um ein Instrument, mit dem
der Projekttriger Projektbefiirworter/Verbiindete organisieren/biindeln kann. Das
kann ein hoher Wert fiir den Projekttrager im Wettbewerb um die 6ffentliche Mei-
nung sein.

Mehr als zur Uberzeugung von Gegnern wirkt sich die Beteiligungsmdglichkeit
auf die Bindung eigener Kunden aus. Die Kundenbindung diirfte schon aufgrund
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der beschriebenen Akzeptanzwirkung steigen. Ein positiveres Image wirkt sich in
liberalisierten Mérkten unmittelbar auf die Kundenbindung aus. Der Kunde wird
direkt angesprochen und eingebunden. Als Partner wird der Kunde moralisch zu
einer groBeren Treue verpflichtet. Daneben kann eine Biirgerbeteiligung finanziel-
le Anreize vorsehen, die auf Kundentreue abzielen, indem treue Kunden beispiels-
weise von einer Zusatzverzinsung oder giinstigeren Strompreisen profitieren. Hau-
fig ist auch vorgesehen, dass nur Kunden eines Versorgers sich an Projekten des
Unternehmens beteiligen kdnnen.

Projektumsetzung und Strukturierung

Vor der Projektumsetzung gilt es, die Ziele sauber zu definieren, die mit der finan-
ziellen Biirgerbeteiligung erreicht werden sollen (Finanzierung, Kundenbindung,
Risikoteilung, Projektakzeptanz, usw.) und die Biirgerbeteiligung entsprechend zu
strukturieren. Fiir die Wahl des Beteiligungsmodells ist es dabei hilfreich, Ziele zu
priorisieren oder sich auf die wichtigsten zu beschrianken. Wenn alle Vorteile einer
Biirgerbeteiligung ohne Priorisierung in die Liste der Ziele aufgenommen werden,
stellen sie keine Hilfe fiir die Auswahl des Modells dar.

Gesamthaft soll ein Paket entstehen, das in allen Belangen den gesetzten Zielen
gerecht wird. Dabei hidngt die Eignung der unterschiedlichen Modelle auch von der
Art des zu finanzierenden Projektes ab.

Welche Technologie ist geplant und welche Risiken bringt diese mit sich? So-
fern der Kunde des Energieversorgers ins Risiko einbezogen wird, empfiehlt es
sich, risikoarme Technologien einzusetzen. Hier empfehlen sich insbesondere
Photovoltaikanlagen und Windkraftwerke in Kombination mit einer Einspeise-
forderung. Bereits bei Windparks steigt erfahrungsgemif3 das Projektrisiko durch
moglicherweise optimistische Windprognosen. Selbstverstindlich lassen sich die
Risiken durch die vertragliche Gestaltung beliebig auf Biirger und Projekteigner
verteilen. In jedem Fall und nicht nur aufgrund der rechtlichen Vorgaben empfiehlt
es sich, die Existenz und Verteilung der Chancen und Risiken moglichst transpa-
rent zu machen. Nicht zuletzt ist zu vermeiden, dass der Biirger/Kunde enttduscht
wird. Damit bestlinde das Risiko, positive Akzeptanz- oder Marketing-Effekte in
ihr Gegenteil zu verkehren. Bei technisch riskanteren Projekten wie Offshore-
Windanlagen oder Geothermie sollte das wirtschaftliche Risiko des Biirgers mog-
lichst vertraglich beschrankt werden.

Die Entwicklung in Deutschland zeigt, dass Biirgerbeteiligungen grofe Sum-
men an Kapital mobilisieren. ,,Einer aktuellen Studie des Instituts trendresearch
zufolge besitzen Privatleute und Landwirte fast die Hilfte der in Deutschland
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installierten Erneuerbare-Energie-Anlagen. Zusammen haben sie knapp 33 000
Megawatt Leistung installiert — das sind 46 % der insgesamt in Deutschland ver-
fiigharen Erneuerbare-Energie-Anlagen. Die vier grofien Energickonzerne RWE,
E.ON, Vattenfall und EnBW zusammen kommen dagegen auf einen Marktanteil
von gerade einmal fiinf Prozent.” (0. V. 14. Mai 2013)

Die positive Akzeptanzwirkung ldsst sich aber nur bei Modellen belegen, die
auch mit einer Mitsprache der Biirger verbunden sind. Meist handelt es sich dabei
um Eigenkapitalbeteiligungen (meist in Form von Genossenschaften oder GmbH
& Co. KGs) oder Finanzierungen, die nachweislich direkt dem Projekt zugute
kommen, zum Beispiel iiber eine Projektgesellschaft. Insbesondere gilt dies auch
fiir Fremdkapitalmodelle, wenn bei der Ausschreibung deutlich gemacht wird, dass
das Projekt oder die Anzahl der umzusetzenden Projekte vom Umfang der finan-
ziellen Biirgerbeteiligung abhéngig ist. Hier kann der Biirger alleine durch seine
Zeichnung ,,abstimmen® und direkt Projekte ermdglichen.

Ein Gegenbeispiel ist der Versuch von TenneT, die Biirger zur Beteiligung an
der Westkiistentrasse aufzufordern. Diese Beteiligung bringt keine direkte Betei-
ligung an der Leitung und keine Mitsprache. Die Anleihe wurde 2013 noch nicht
einmal von der TenneT Deutschland herausgegeben, sondern von der holléndi-
schen Holding. Dazu kommt, dass TenneT stets hervorgehoben hat, das Geld der
Biirger eigentlich gar nicht zu brauchen. So fiihlt sich der Biirger kaum als Besitzer
der Leitung und geschitzter Investor in die Energiewende. Auflerdem handelt es
sich bei der Beteiligung um eine Hybrid-Anleihe, die eine Mischung aus Fremd-
und Eigenkapital darstellt. Dieses Produkt ist schwer zu vermitteln. Auch war die
Abstimmung mit dem Verbraucherschutz ungeniigend, denn dieser warnte vor den
grof3en Risiken der Anleihe. Aus diesen Griinden iiberrascht es nicht, dass sich nur
wenige Biirger an der Leitung beteiligt haben. Die negative Presse zu dem Beteili-
gungsangebot hat sicher nicht zur Akzeptanz des Projektes beigetragen — eventuell
war sie sogar nachteilig (vgl. Baethge 17. Oktober 2013).

Fazit und Ausblick

Die finanzielle Beteiligung der Biirger bietet ein Instrument, das zur Akzeptanz
von Projekten beitragen kann. Insbesondere Projekte der Energieversorgung sto-
Ben auf groBes Interesse in der Offentlichkeit. Eine finanzielle Biirgerbeteiligung
kann aber nur dann als Instrument zur Akzeptanzgewinnung eingesetzt werden,
wenn sie erstens in das Akzeptanzmanagement und die Kommunikation mit dem
Biirger eingebunden ist und zweitens auch ihre Struktur direkt mit dem Projekt
verknlipft ist und eine Mitsprache an diesem Projekt oder zumindest indirekte Ein-
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flussnahme ermdglicht. Reine Fremdkapitalbeteiligungen sind dafiir eher nicht ge-
eignet — im Vordergrund sollten Eigenkapitalbeteiligungen oder direkte Finanzie-
rungen von Projekten stehen.

Insbesondere fiir kleinere und mittlere, lokal verankerte Versorger mit direk-
tem Zugang zu Endkunden und Biirgern bieten finanzielle Biirgerbeteiligungen die
Moglichkeit, eine zusitzliche Kapitalquelle gleichzeitig fiir die Kommunikation
mit dem Kunden und zur Kundenbindung zu nutzen sowie Akzeptanz fiir ihre Pro-
jekte zu schaffen.
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Bundeswehr und Gesellschaft

Achim Lidsba

Politik, Wirtschaft und Gesellschaft in Deutschland befinden sich in einem tief-
greifenden Verdnderungsprozess. Dieser Prozess ist gepriagt durch allgemeine Ent-
wicklungen wie dem Wunsch nach Modernisierung, dem Streben nach Individua-
lisierung und einer um sich greifenden Globalisierung. Dies hat zur Folge, dass
bisher konsentierte politische Ziele durch andere konkurrierende Handlungsfelder
zunehmend verdriangt werden und sogar ihre Legitimitit verlieren konnten.

In diesem Umfeld hat sich auch das ,,freundliche Desinteresse” der Bevolke-
rung gegeniiber der Bundeswehr und ihren internationalen Einsdtzen kaum zum
Vorteil einer grofleren Bereitschaft zur Akzeptanz eines durch den Staat bereitge-
stellten militdrischen Instrumentariums verdndert.

Aufgabe der politischen und militdrischen Fiihrung Deutschlands ist es daher
immer dringlicher, sich dem oben genannten Akzeptanzproblem zu stellen. Dies
geschieht derzeit tiberwiegend innerhalb der Bundeswehr sowie unter Wissen-
schaftlern und Militdrsoziologen. Aber es fehlt an einer breiten Diskussion in der
Offentlichkeit.

In diesem Zusammenhang wird oft von einer insgesamt mangelnden sicher-
heitspolitischen Debatte in Deutschland gesprochen. Eine differenzierte Betrach-
tung wird zu beachten haben, dass es eine ganze Reihe von Institutionen gibt, die
sich mit diesem Themenkomplex beschiftigen. Zu nennen wiren politische Stif-
tungen und kirchliche Akademien, Reservistenverbénde und die DGAP (Deutsche
Gesellschaft fiir Auswirtige Politik e. V., Anm. d. Hrsg.), die Stiftung Wissenschaft
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und Politik, Foren bei der BAKS (Bundesakademie fiir Sicherheitspolitik, Anm.
d. Hrsg.) und der Clausewitz-Gesellschaft, das Wissenschaftliche Forum Interna-
tionale Sicherheitspolitik und andere. Vielen gemeinsam bleibt jedoch ihr relativ
begrenzter Kreis an Interessierten und demzufolge eine ebensolche Wirkung in die
sogenannte ,.breite Offentlichkeit“. Wem an einer verbreiterten Debatte gelegen
ist, bleibt in der Pflicht, sie dort aufzusetzen, wo eigene Gestaltungsmoglichkeiten
gegeben sind.

Die Frage an dieser Stelle soll sein, wie aus militdrischer Sicht dem benannten
Akzeptanzproblem beizukommen ist, damit die Neuausrichtung der Bundeswehr
den Biirgern verstandlich wird, damit sie die Einsédtze nicht nur in den Medien
kritisch begleiten, sondern auch ein Verstdndnis fiir die internationalen Heraus-
forderungen auf der sicherheitspolitischen Ebene entwickeln.

Im Folgenden soll zunédchst kurz auf die mehrdimensionale Bedeutung der
sicherheitspolitischen Herausforderungen und die verteidigungspolitischen Ent-
wicklungslinien Deutschlands eingegangen werden.

Seit Beginn des 21. Jahrhunderts stehen wir vor einem breiten Facher von Her-
ausforderungen: Die demographische Entwicklung in den européischen Staaten, in
den benachbarten Regionen sowie im globalen Maf3stab, daraus resultierende mog-
liche Wanderungsbewegungen und wachsender Migrationsdruck, Rohstoff- und
Energieknappheit, Klimawandel und globale Umweltprobleme, Umverteilung des
Wohlstands, die kiinftige Entwicklung der Staatenwelt mit dem moglichen Verlust
der Gewaltmonopole der Staaten, zerfallende Staaten, um nur einige zu nennen,
betreffen Sicherheit und Wohlfahrt der industrialisierten, westlichen Welt — und
damit uns unmittelbar. Humanitidre Katastrophen, Hunger und Unterentwicklung
sind nicht mehr nur isolierte Probleme der so genannten Dritten Welt sowie der
Schwellenldnder. Parallel dazu stehen wir vor neuen Sicherheitsrisiken, die von
weltweit agierenden Terror-Netzwerken, der Weiterverbreitung von Massenver-
nichtungsmitteln sowie Biirgerkriegen und Gewalt in unterschiedlichsten Krisen-
regionen ausgehen.

Die hier beschriebene Komplexitit heutiger Herausforderungen auf nationaler
oder internationaler Ebene kann nicht durch einen einzelnen Akteur, also durch
einzelne Staaten und deren singuldre Instrumente bewiltigt werden. Die Einsatz-
erfahrungen der letzten Jahre und die Analyse der sicherheitspolitischen Entwick-
lungen fiihren zu der Erkenntnis, dass wir zur Abwehr von Gefahrdungen unse-
rer Sicherheit zu Hause und in geografisch entfernten Regionen die Instrumente
unserer Sicherheit verdndern miissen. Daraus ergeben sich neue Anforderungen
an die eigenen Streitkréfte, denen sie sich im Rahmen eines ressortgemeinsamen
Verstandnisses zu stellen haben.
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In einem koordinierten Ansatz miissen Fahigkeiten abgestimmt und zur Wir-
kung gebracht, knappe Ressourcen effizienter eingesetzt und Kompetenziiber-
schneidungen vermieden werden. Die Fahigkeit zur zivilmilitdrischen Zusammen-
arbeit beweist sich auch hier als wesentlicher Baustein.

Das Konzept der Vernetzten Sicherheit verfolgt diese Ziele. Es ist ein Mar-
kenzeichen deutscher Auflen- und Sicherheitspolitik. Vernetzte Sicherheit ist dabei
als ein leitendes Handlungsprinzip zu verstehen. Es beschreibt ein umfassendes,
flexibel auf die Beseitigung der jeweiligen Konfliktursachen ausgerichtetes, inter-
nationales und ressortgemeinsames Handeln. Es gilt, Gefdhrdungen der Sicherheit
durch den gemeinsamen Einsatz von staatlichen, zivilen und militdrischen sowie
nicht-staatlichen Stellen und Organisationen, die im weitesten Sinne einen Beitrag
zum Erhalt von Sicherheit und Stabilitdt leisten konnen, zu begegnen.

Diese komplexe Situation hat den Rahmen fiir die Neuausrichtung von Sicher-
heits- und Verteidigungspolitik in Deutschland festgesetzt, wobei die verteidi-
gungspolitischen Richtlinien von 2011 Folgendes vorgeben:

Deutsche Sicherheitsinteressen ergeben sich aus unserer Geschichte, der geografi-

schen Lage in der Mitte Europas, den internationalen politischen und wirtschaftlichen

Verflechtungen des Landes und der Ressourcenabhingigkeit als Hochtechnologie-

standort und rohstoffarme Exportnation. Sie sind nicht statisch, sondern verénderlich

in und mit internationalen Konstellationen und ihren Entwicklungen. (BMVg 2011)

Zu den Sicherheitsinteressen gehoren:

* Kirisen und Konflikte zu verhindern, vorbeugend einzuddmmen und zu bewalti-
gen, die die Sicherheit Deutschlands und seiner Verbiindeten beeintrichtigen

e auflen- und sicherheitspolitische Positionen nachhaltig und glaubwiirdig vertreten
und einzuldsen

 die transatlantische und europiische Sicherheit und Partnerschaft stéarken

e flir die internationale Geltung der Menschenrechte und der demokratischen
Grundsitze einzutreten, das weltweite Respektieren des Volkerrechts zu fordern
und die Kluft zwischen armen und reichen Weltregionen zu reduzieren

e einen freien und ungehinderten Welthandel sowie den freien Zugang zur hohen
See und zu ,,natiirlichen Ressourcen zu ermdglichen.*

Aber sind diese legitimen sicherheitspolitischen Interessen unseres Landes der
Mehrheit der Bevolkerung bekannt und kann diese die Notwendigkeit von Streit-
kréften einschlieBlich ihrer Finanzierung und Ausstattung verstehen? Fiir die Ak-
zeptanz der Bundeswehr ist das eine entscheidende Frage.

»EBinsame Rufer in der Wiiste, ndmlich die Angehorigen der in Deutschland
sehr iibersichtlichen ,,strategic community*, beklagen zurecht ein insgesamt feh-
lendes Verstiandnis von und fiir Au3en- und Sicherheitspolitik. Der ehemalige Bun-
desprésidenten Horst Kohler hat es auf den Punkt gebracht:
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Die Deutschen vertrauen der Bundeswehr, mit Recht, aber wirkliches Interesse an ihr
oder gar Stolz auf sie sind eher selten. Noch seltener sind anscheinend der Wunsch
und das Bemiihen den auflen- und sicherheitspolitischen Wandel zu verstehen und zu
bewerten, der da auf die Bundeswehr einwirkt. (Bundesprasidialamt 2005)

Soziologen sagen uns, dass zwar die einzelnen Auslandseinsétze mit grofiter Auf-
merksamkeit verfolgt werden, aber dass rational das sicherheitspolitische und ver-
teidigungspolitische Handeln der Bundesregierung dadurch kaum stirker ins Be-
wusstsein der Biirger tritt.

Im Hinblick auf die Akzeptanzproblematik ergibt sich nun konkret die Frage,
wie es um die Transparenz auflen- und sicherheitspolitischer Prozesse und de-
ren gesellschaftlicher Perzeption bestellt ist und ob sich daraus ein Wechsel der
»gleichgiiltigen Einstellung® der Bevolkerung gegeniiber sicherheitspolitischen
Fragen hin zu mehr Aufmerksamkeit und Interesse erreichen 1dsst.

Warum ist uns das bisher trotz aller Anstrengungen nicht gelungen? Die Ant-
wort erscheint offensichtlich zu sein. Sicherheits- und Verteidigungspolitik sind fiir
viele politische Akteure nicht attraktiv. Sie beriihren die Menschen zurzeit nicht in
ihrem Alltag und verlangen trotzdem nach unbequemen Antworten.

Nicht zuletzt mit Blick auf den letzten Wahlkampf ist festzustellen, dass sowohl
bei Wahlern und in der Folge auch bei potentiellen Mandatstridgern andere Themen
wie wirtschaftliche Entwicklung, Klimawandel, Migration etc. im Vordergrund der
Diskussion stehen.

So lange die Offentlichkeit dadurch von der Sicherheitspolitik abgelenkt ist,
erscheint der einzig gangbare Weg fiir die Bundeswehr zu sein, den Umbau und
die Reform der Streitkriéfte, die Griinde fiir die Aussetzung der Wehrpflicht und die
Auslandseinsitze nicht nur intern, sondern auch extern mit und in den Medien zu
diskutieren. Eine Diskussion iiber Sicherheitspolitik und Streitkrifte — so hat die
Vergangenheit gezeigt — kann nicht ohne Beteiligung der Bundeswehr als Impuls-
geber stattfinden. Die Bundeswehr ihrerseits muss sich selbst nach auflen wenden
und die Diskussion tiber ihre Bedeutung und ihre Aufgabe in den Mittelpunkt rii-
cken. Sie kann sich nicht auf den Standpunkt zuriickziehen, dass die Politik oder
die Wissenschaft diese Aufgabe fiir sie allein 19sen.

Auch sollte die Bundeswehr nicht davor zuriickscheuen, Kritik aufzunehmen,
Offentlich zu diskutieren, um das Resultat konstruktiv mit anderen, zivilen Kraften
umzusetzen. Die Diskussion ist nicht nur auf die Neuausrichtung und ihre Folgen
zu beschrianken, sondern — wie oben verdeutlicht — auf die Sicherheitspolitik insge-
samt auszuweiten. Es sollten nicht nur die Griinde fiir die Abschaffung der Wehr-
pflicht, der Mangel an Nachwuchskréften und die skeptische Distanz der Biirger zu
den Auslandseinsétzen offen diskutiert werden. Dariiber hinaus muss der ,, Weckruf
der einsamen Wiistenbewohner* ernst genommen werden: es miissen die Inhalte
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zur Sicherheitspolitik und Strategie umfassend vermittelt und aktiv kommuniziert
werden. Das Interesse an sicherheitspolitischen Themen kann nur dann wachsen,
wenn sich die Bundeswehr sich dieses Themas annimmt, das Thema offen und
offentlich diskutiert und als Teil ihrer eigenen Aufgaben versteht.

In Zusammenarbeit mit zivilen Partnern aus den Bereichen Wissenschaft und
Politik kann auch und gerade die Fiihrungsakademie der Bundeswehr hierbei eine
noch stérkere Rolle als bisher iibernehmen. Sie leistet das u. a. mit ihrem Hambur-
ger Diskurs und ist dabei, sich zu einer Plattform strategischer und sicherheitspoli-
tischer Kommunikation innerhalb und auferhalb der Bundeswehr zu entwickeln.
Darin liegt eine groe Chance, einen Beitrag fiir den Schutz unseres Landes vor
sicherheitspolitischen Uberraschungen zu leisten.
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,,Priift alles und behaltet das Gute!”

Die katholische Kirche im Spannungsfeld von
Akzeptanz und Kommunikation

Matthias Kopp

Hat die Kirche in der Gesellschaft ein Akzeptanzproblem? Wer es sich leicht ma-
chen will, kann sagen: Die Kirche hat bereits 2000 Jahre hinter sich, dann wird sie
auch jetzt noch weiter leben und braucht sich um ihre Akzeptanz nicht zu scheren.
Aber ganz so einfach ist es nicht, denn die Kirche sucht zu Recht nach Akzeptanz
in der Offentlichkeit. Damit ist nicht gemeint, sie wolle bedingungslos a la mode
sein, oder sie sei bereit, aktuelle gesellschaftliche Positionen und Debatten blof3
abzunicken. Suchen nach Akzeptanz in der Offentlichkeit meint, was vor fiinf Jahr-
zehnten das Zweite Vatikanische Konzil gefordert hat. Es war jenes grofe, von
Papst Johannes XXIII. einberufene Konzil, mit dem sich die Kirche zur Welt hin
ffnete und ihr so eine kaum vorher dagewesene neue Akzeptanz in der Offentlich-
keit ermdglichte: ,,Zur Erfiillung dieses ihres Auftrags obliegt der Kirche allzeit
die Pflicht, nach den Zeichen der Zeit zu forschen und sie im Licht des Evange-
liums zu deuten. So kann sie dann in einer jeweils einer Generation angemessenen
Weise auf die bleibenden Fragen der Menschen nach dem Sinn des gegenwértigen
und des zukiinftigen Lebens und nach dem Verhiltnis beider zueinander Antwort
geben. Es gilt also, die Welt, in der wir leben, ihre Erwartungen, Bestrebungen
und ihren oft dramatischen Charakter zu erfassen und zu verstehen (Zweites Va-
tikanisches Konzil 1989). Dieses Wort des Konzils hat heute wie bei seiner Verab-
schiedung vor 50 Jahren bleibende Giiltigkeit. Es zeigt, worum es geht: Die Kirche
begegnet der Welt und sie spricht mit der Welt, jeweils in der Sprache und auf den
Kommunikationswegen, die zur Verfiigung stehen.

M. Kopp (<)
Bonn, Deutschland

© Springer Fachmedien Wiesbaden 2015 233
G. Bentele et al. (Hrsg.), Akzeptanz in der Medien- und Protestgesellschafft,
DOI 10.1007/978-3-658-06167-8_17



234 M. Kopp

Ecclesia semper reformanda

Gewiss, Akzeptanz ist etwas, dass der Kirche von auflen zugebilligt wird. Aber
sie muss aus ihrem Inneren heraus diese Akzeptanz suchen. Uber anderthalb Jahr-
tausende vor dem Zweiten Vatikanischen Konzils wusste bereits der heilige Au-
gustinus (+430 n. Chr.) in seiner Zeit um diese Zusammenhinge. Er bezeichnete
die Kirche als eine ,,immer reformbediirftige” (ecclesia semper reformanda), die
sich durch eigene Reflexion kontinuierlich von innen her erneuert und ins Wort
fasst, was sie bewegt. Dieser innere Erneuerungs- oder Reformationsprozess, der
sich bereits in der Spétantike vollzog und auch im 20. Jahrhundert die katholische
Kirche bestimmte, ermdglichte es, nach auflen wirken zu kdnnen und Akzeptanz
zu gewinnen. Deshalb ist das Ringen um Akzeptanz gerade im kirchlichen Bereich
immer ein Handeln nach innen und aufen.

Spétestens mit dem Auseinanderbrechen traditioneller, oft mit einer engen Kir-
chenbindung versehenen Milieus in den 60er-Jahren des 20. Jahrhunderts, dem
Aufkommen von neuen und mit den Kirchen hdufig konkurrierenden Sinnange-
boten, aber auch durch ein Infragestellen von Institutionen in der Offentlichkeit,
muss die Kirche auf neue Weise fiir ihre Akzeptanz in der Offentlichkeit kimpfen.
Die erste gute Nachricht: Rund 80% der Deutschen glauben jlingsten Erhebun-
gen zufolge an ,,s0 etwas wie Gott“. Die zweite gute Nachricht: Immerhin sind
noch fast zwei Drittel der deutschen Bevdlkerung Angehorige einer Kirche. Trotz
einem allméhlichen Riickgang des — praktizierten — kirchlichen Lebens darf dieser
die Kirche selbst nicht in eine Art Ruhemodus versetzen. Insbesondere mit Blick
auf die Kirchenaustritte, die letztlich Ausdruck fehlender Akzeptanz, besser: der
personlichen Ablehnung des Glaubens, und damit eine Herausforderung der kirch-
lichen Verkiindigung sind, wird deutlich: Die Kirche muss alles ihr M6gliche tun,
um ihre Botschaft, ihr Sinnangebot, ihr Plus fiir die Gesellschaft zu vermitteln. Es
ist daher bemerkenswert, dass gerade die Initiativen der katholischen und evan-
gelischen Kirche fiir jene Menschen, die in die Kirche aufgenommen oder wieder
eintreten wollen, guten Zulauf haben (vgl. Sekretariat der Deutschen Bischofskon-
ferenz 2013; Calmbach et al. 2013).

Neben gesellschaftlichen Entwicklungen, die zu einem Akzeptanzverlust der
Kirche in der Offentlichkeit fithren, sind es auch Positionen und Personen inner-
halb der Kirche, die heute — anders als noch vor 1968 — keine uneingeschréinkte
Zustimmung mehr finden. Da kann es um moraltheologische Auffassungen der
Kirche gehen oder das Familienverstidndnis, da kann es um ethische Grenzfragen
gehen oder um die Problematik der Abtreibung. Bereits im Jahre 2010 hat eine
Allensbach-Untersuchung ausgewiesen, wie die Katholiken mit Positionen ihrer
Kirche tibereinstimmten: Wéhrend die Akzeptanz bei moralischen Fragen gering
war, gab es die hochsten Zustimmungswerte fiir Positionen zur caritativen Arbeit,
dem schulischen Einsatz und der Friedensethik sowie grundsitzlich ethischen Fra-
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gen des menschlichen Lebens (vgl. Schulz et al. 2010). Zur Vorbereitung der I11.
AuBerordentlichen Vollversammlung der Bischofssynode im Vatikan, die vom 5.
bis 19. Oktober 2014 zum Thema ,,Die pastoralen Herausforderungen der Familie
im Kontext der Evangelisierung™ stattfindet, hat das vorbereitende Synodensekre-
tariat in Rom im Oktober 2013 einen umfassenden Fragebogen zu verschiedenen
Aspekten des Themas an die Bischofskonferenzen weltweit verschickt. Dieser Fra-
gebogen hat ein lebhaftes Echo ausgeldst. Allein in Deutschland gab es fast 30.000
Zusendungen an die Deutsche Bischofskonferenz, die ihre zusammenfassende
Antwort und Analyse am 3. Februar 2014 veré6ffentlichte:

Positiv wird unter anderem das Angebot der Familien- und Sakramentenpastoral
bewertet. Kritisch gehen viele Antworten auf das Familienbild der Kirche ein. Wie
die Riickmeldungen zeigen, ist inner- wie auflerkirchlich die Sexualmoral der Kirche
kaum akzeptiert und verstdndlich zu machen. Ausfiihrlich gehen die Antworten auf
die Herausforderung zur Weitergabe des Glaubens und die christliche Erziehung in
den Familien ein. Getrennt Lebende und wiederverheiratet Geschiedene werden als
selbstverstandlicher Teil der pastoralen Realitdt in Deutschland bezeichnet

(Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz 3. Februar 2014). Gerade die in-
nerkirchliche Debatte um den Fragebogen und die mediale Resonanz zeigen, wie
intensiv sich die Kirche — auch aus dem Vatikan — um Akzeptanz in der Gegenwart
bemiiht und kritische Themen nicht ausspart.

Heute l4uft die 6ffentliche Debatte haufig Gefahr, das viele Gute und Erfolg-
reiche, das den Menschen Dienliche der kirchlichen Arbeit zu tibersehen. Wie
kaum eine andere Institution ist die Kirche als caritativer big player gesellschaft-
lich hoch akzeptiert — trotz Debatten um das kirchliche Arbeitsrecht mit seinen
Loyalitédtsobliegenheiten, die im innergesellschaftlichen Diskus auf immer weni-
ger Zustimmung sto3en. Als ein weiteres positives Beispiel sei das ehrenamtliche
Engagement in den hunderten kirchlicher Verbdnde oder bei den 650.000 im Bund
der deutschen katholischen Jugend organisierten Jugendlichen genannt. Allein in
diesen Zahlen spiegelt sich wieder: Kirche hat Akzeptanz. Dabei geht es nicht um
eine Art ,heiligen Rest* von wenigen Gldubigen, sondern um eine in der inner-
und auBerkirchlichen Offentlichkeit wahrnehmbare und sich zu Wort meldende
Gemeinschaft.

Der Blick nach Innen

Nach dieser ersten Anndherung soll im Fokus das Innere der Kirche stehen, wie es
der Blick in die Gegenwart zeigt: Der Kirche wird vorgeworfen, dass sie die Glau-
bens- und Lebensrealitit der Menschen nicht anerkenne und nicht zur Grundlage
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ihres Handelns mache. Die bereits erwdhnten Umfragen berichten, dass nur noch
20% der Katholiken glauben, dass die Kirche ihnen in ihrem personlichen Leben
etwas zu sagen habe. Um so wichtiger erscheint es, die Botschaft des Glaubens
an Gott verstidndlich zu machen und mitzuteilen. Glaube ist Freiwerden von aller
Macht des Todes durch Gott selbst — und fiir diesen Glauben lohnt es sich zu le-
ben. Diesen besonderen Charakter des Glaubens gilt es herauszustellen und dabei
eine nach den Krisen der vergangenen Jahre erneuerte Glaubwiirdigkeit wachsen
zu lassen. Mit ihr ldsst sich neues Vertrauen gewinnen. Die ehrliche und manches
Mal schmerzhafte Analyse und Deutung der Gegenwart ist fundamental fiir die
Zielbestimmung, wohin der Weg der Kirche gehen soll. Die Benennung der Reali-
tdt und ihre Betrachtung im Licht des Glaubens sind sowohl Bekenntnis als auch
erster Schritt des — wie gezeigt — stdndig notwendigen Neuanfangs. Das kann ein
langer Weg sein: Er ist dann aber oft auch ein Teil der ebenfalls notwendigen Reue.
Reue meint, Fehler einzusehen, um dann einen Neuanfang zu wagen. Das ist das
befreiende an der christlichen Botschaft, um so das was war und ist zu priifen und
— wenn es gut ist — fiir die Zukunft zu nutzen. Hier setzt das Wort des Apostels
Paulus aus seinem Brief an die Thessaloniker an, wenn er die Gldubigen auffor-
dert: ,,Priift alles und behaltet das Gute.“ (1 Thess 5, 21) Obwohl es sich fast wie
eine Binsenweisheit anhort, ist dieses Wort der Schliissel zur Akzeptanz: Kritische
Priifung und die Wahl des Guten sind ein Vorgang, welcher theologisch-geistlich
angemessen ist und weder dem Verdacht vorschnellen Handelns oder voreiliger
Willensbildung ausgesetzt sein sollte. Papst Franziskus wird ja nicht miide, in der
ignatianischen Tradition die ,,Wahl“ des Richtigen als Ergebnis eines Bewertungs-
und Unterscheidungsprozesses darzustellen.

Obwohl Vertrauen und Glaubwiirdigkeit in den zuriickliegenden Jahren massiv
beschidigt worden sind, spricht man der Kirche in der Offentlichkeit nach wie vor
— auch in und nach dem noch zu erwihnenden Jahr 2010 — eine hohe Kompetenz
bei bestimmten Themen zu. Gerade in Bereichen der Wirtschaftsethik, der Bio-
ethik, der politischen Ethik, aber auch bei der Gestaltung und Deutung von Um-
briichen im eigenen Leben sind viele Menschen — auch solche, die der Kirche nicht
nahe stehen — iiberzeugt, dass die Kirche eine hohe Kompetenz hat und dass ihre
Positionen zustimmungsfzhig sind. Allerdings wird diese Kompetenz verstirkt von
Kirchenmitgliedern und teilweise auch Theologen angezweifelt, wenn es um sehr
personliche Lebensbereiche des Menschen geht. Es gibt eine spezifische Erwar-
tungshaltung positiver Art an die Kirche, die in ihrer Hoffnungsstruktur begriindet
ist. Das eingangs genannte Konzilsdokument ,,Gaudium et spes* sagt es deutlich:
Die Kirche kdnne ,,in einer jeweils einer Generation angemessenen Weise auf die
bleibenden Fragen der Menschen nach dem Sinn des gegenwirtigen und des zu-
kiinftigen Lebens und nach dem Verhiltnis beider zueinander Antwort geben
(Zweites Vatikanisches Konzil 1989).
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Zu einer inneren Reflektion iiber die Kirche gehdrt auch die kritische Frage
nach der Kohirenz von Handeln und Reden: Sind das Reden der Kirche und ihr
Handeln identisch bzw. miteinander verbunden? Diese Frage wird ergénzt durch
die Bedeutung der Vermittlungskompetenz der Kirche: Gelingt es, den Kern des
Glaubens und der kirchlichen Gemeinschaft zu vermitteln? Was sind die Themen,
auf die sich die Kirche in ihrer Vermittlung, letztlich auch in ihrer Verkiindigung
konzentriert? Gibt sie auf die bleibenden Fragen dieser Zeit eine Antwort? Natiir-
lich sind Positionierungen zu politischen Tagesfragen von Bedeutung, aber bevor-
zugt muss es doch darum gehen, die Frage nach Gott wach zu halten. Dazu gehort
wiederum die Frage, ob es gelingt, eine Sprache zu sprechen, die Menschen heute
verstehen. Strahlt die Kirche aus, dass Glaube etwas Gutes, etwas Befreiendes ist?
Kiinftiges Handeln wird sich darauf konzentrieren miissen, wie wir als Kirche bes-
ser und personlicher bezeugen, was wir tun und warum wir es tun — nicht um uns
zu rechtfertigen, aber um uns verstehbar zu machen.

Aus Fehlern lernen

Die Kirche ist eine ,,semper reformanda®, weil sie die ,,Zeichen der Zeit™ erkennen
will und muss — und weil sie eigene Fehler macht. Am schmerzlichsten waren
solche Fehler sicherlich beim Bekanntwerden von Féllen sexuellen Missbrauchs
durch Priester und Ordensleute an Minderjahrigen, die medial das Jahr 2010 prag-
ten. Dazu gehoren aber auch Debatten um die Finanzierung der Kirche oder die
offentliche Diskussion um den Neubau des Didzesanen Zentrums St. Nikolaus auf
dem Limburger Domberg. Positive Beispiele sind 6ffentliche Diskurse um den
Papst. Hier sei an die gesellschaftlich und medial hoch akzeptierten Besuche von
Papst Benedikt XVI. 2005, 2006 und 2011 in seiner Heimat erinnert. Oder aber an
die von Politik und Medien, Kirche und Gesellschaft mit groBem Respekt begleite-
ten Schritte seines Riicktritts vom Amt des Papstes. Ohne Frage gewinnt die Kirche
weltweit und auch in Deutschland eine derzeit hohe Akzeptanz durch die Person,
das Wirken und die Worte von Papst Franziskus.

Es geht also um die stets aktuelle strategische Aufgabe, trotz aller Herausfor-
derungen und Hinterfragungen, trotz Legitimationsdruck und Akzeptanzanfrage
den Markenkern der katholischen Kirche wieder nach vorne und damit in die 6f-
fentliche Wahrnehmung zu bringen. Glaube und Kirche miissen gegeniiber einem
breiten Markt von Sinnangeboten eine authentische Prdsenz und eine facetten-
reiche — inner- und auBerkirchliche — Wahrnehmbarkeit haben. Wahrnehmbarkeit
ermdglicht Interpretations- bzw. Deutungshoheit. Diese wiederum ist die Grund-
lage, um glaubwiirdig aufzutreten. Deshalb braucht die Kirche eine Kommunika-
tion mit doppelter Zielrichtung: Zum einen geht es um die Binnenkommunikation
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gegeniiber den Mitgliedern. Mitgliederbindung erfolgt durch Kommunikation an
die Mitglieder, womit die Kirche ihrem Urauftrag, der Verkiindigung des Evange-
liums, gerecht wird. Zum anderen geht es um die AuBenkommunikation, das heifit
um die Riickgewinnung von Vertrauen und Zuspruch in der — meist sdkularen —
Gesellschatft.

Wie ist das nun gelungen angesichts der in der Offentlichkeit debattierten Kri-
sen der Kirche? Dazu lohnt ein genauerer Blick in das Jahr 2010, als nach dem
Missbrauchsskandal die deutschen Bischdfe in einem zweifachen Krisenmanage-
ment vorgingen. Zunédchst war es notwendig, die Konsequenzen aus dem Skan-
dal zu ziehen und dem iiber Monate geduBerten Vorwurf zu begegnen, die Kirche
vertusche und verweigere sich der Aufkldrung. Mit einem umfangreichen Maf3-
nahmenkatalog, der fiir mehrere Jahre angesetzt war, antworteten die Bischofe in
der Krise wihrend ihrer Frithjahrs-Vollversammlung im Februar 2010 in Freiburg.
Priaventionsmafinahmen, verschérfte Leitlinien, die materielle Anerkennung erlit-
tenen Leids und ein Forschungsprojekt waren Elemente, um ,,der Wahrheit auf
die Spur kommen®, so die Bischofe (Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz
2011; vgl. Kopp 2012). In einem zweiten Schritt fragten die deutschen Bischofe,
was die Kirche nach dieser Krise brauche — womit eine Form von professionel-
lem ,,reputation management* angewendet wurde. Mit der zentralen Leitfrage zur
Lage der Kirche entwickelte sich auf der Herbst-Vollversammlung der Deutschen
Bischofskonferenz im September 2010 ein neuer Impuls fiir die Kirche. Es ging
darum, den Weg der Kirche nach allen Erschiitterungen in eine Stimmung der Zu-
versicht zu lenken. Bei einem selbstkritischen Reflektionstag zur Situation der
Kirche konfrontierten sich die Bischofe mit der aktuellen Krise, den Realitdten in
den Gemeinden und den Erwartungen der Offentlichkeit. Ziel war es, den Glaub-
wiirdigkeits- und Vertrauensverlust zu stoppen (vgl. Sekretariat der Deutschen Bi-
schofskonferenz 2010).

Als Konsequenz aus der Deutung der Gegenwart und dem Fragen nach dem,
was die Kirche braucht, beschlossen die deutschen Bischofe in Fulda einen mehr-
jéhrigen Gesprachsprozess. Dabei fragen sich die Bischofe, wie es gelingen konne,
die kirchliche Botschaft kommunikativ nach innen und in die Gesellschaft zu ver-
mitteln, die eigene Sensibilitdt fiir die Welt von heute zu stérken und sprach- sowie
auskunftsfahig zu bleiben. Dazu gehdrten auch Wege, den Dialog iiber sperrige
Themen etwa aus den Bereichen der Sexualitit, der Zolibatsverpflichtung oder
des Sakramentenempfangs wiederverheirateter Geschiedener zu fithren, ohne doch
zu iibergehen, wo die Grenzen verlaufen, die die kirchliche Lehre und die ein-
geschrinkten Moglichkeiten ihrer Fortentwicklung unverriickbar setzen. Der bis
2015 dauernde Gesprichsprozess bezieht moglichst viele Ebenen mit ein, insbe-
sondere die Bistlimer und Gemeinden.
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Dieser Prozess ist also eine konkrete, mehrjdhrige Maflnahme zur Wiederge-
winnung von Akzeptanz. Akzeptanz erhélt die Kirche dann, wenn sie Angebote
macht und ihrem ureigensten Auftrag nachkommt. Dazu gehort aber auch die not-
wendige Transparenz und Offenheit in der Kommunikation. Letztlich ldsst sich
auch jede noch so gut gemeinte Dialoginitiative nur dann langfristig realisieren,
wenn Kommunikation ermdglicht wird. So kann aus den bevorzugt in der Offent-
lichkeit zitierten ,,bad news* auch wieder ,,good news* werden.

Hier hat die Kirche in Deutschland eine vielfaltige und vor allem vielschichtige
Erfahrung. Oft wird in den Medien von ,,der Kirche* gesprochen, die es im Sinne
einer Einheit der Positionen aber nicht gibt, da ,,die Kirche* aus vielen Akteuren
der 6ffentlichen Meinung besteht. Da sind die 27 deutschen Bistiimer und die iiber
11.000 Pfarreien, mehrere hundert Verbidnde und das Zentralkomitee der deutschen
Katholiken. Und es gibt eben die Bischofskonferenz als Zusammenschluss der
Bischofe, deren eigene Autonomie Beachtung verlangt. Hier liegt dann auch die
Herausforderung fiir die Kommunikation, weil die Kirche eben kein Wirtschafts-
unternehmen ist, in dem von einem CEO die kommunikativen Maflnahmen als
fiir alle verbindlich ,,nach unten* durchgegeben werden. Die Kirche hat nicht jene
Vorstidnde des Industrieunternehmens, die vom Aufsichtsrat abgeldst werden kon-
nen. Es gibt vielmehr Bischofe, die — einmal in die Pflicht genommen — in eigener
Verantwortung handeln sollen und wollen. Wenn man diese Eigengesetzlichkeit
der katholischen Kirche in Betracht zieht, dann sicht man: Die Kirche ist kein Di-
lettantenverein in Fragen der Offentlichkeitsarbeit, auch wenn sie die Erwartungen
derer enttduscht, die von ihr eine Konzernkommunikation erwarten. Ohne Frage
kann man in der Kommunikation, auch der kirchlichen, immer etwas verbessern.
Aber durch vernetztes Auftreten gelingt bereits viel mehr als es manchmal nach
auflen scheint.

Akzeptanz durch Kommunikation

Nach der theologischen und kommunikativen Sicht der Akzeptanzfrage und einem
Blick auf Krisenfelder, will ich im letzten Kapitel die Konkretion vornehmen und
aus meiner nahezu tiglichen Erfahrung schreiben. Um die Krise zu bewiltigen,
bedarf es daher einer prospektiven Arbeit. Nach der Krise um Bischof Williamson
2009 habe ich mich gefragt, wie ein gutes ,,issues management™ gelingen kann. Fiir
meine Arbeit gelten vier Grundsétze, die in der Krise und auflerhalb von Krisen in
der tiiglichen Presse- und Offentlichkeitsarbeit der Deutschen Bischofskonferenz
zu beherzigen sind (vgl. Kopp 2013, S. 271 ff.).
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Mehr Themen wagen Wir missen als Kirche den Mut haben, mehr Themen von
uns aus zu wagen. Es geht um ein aktives Einbringen und Platzieren von Themen,
denn wir haben eine Botschaft, die vom Evangelium {iber die Kirchengeschichte
bis zur sozialen Verantwortung reicht. Es gilt der MaBstab: Mehr agieren und nicht
nur reagieren. Wenn es der Kirche gelingt, die Themen zu setzen, wird sie nicht nur
Deutungshoheit iiber ihre Themen haben, sondern auch an 6ffentlicher Akzeptanz
gewinnen. Das halte ich fiir einen entscheidenden kommunikationstheoretischen
Ansatz unserer Arbeit: Das ,,issues management* liegt in unserer Hand und nicht
nur in der Hand der Medien.

Mehr Strategie wagen Der zweite Aspekt, mehr Strategie zu wagen, ist die Ergén-
zung und Erweiterung des zuvor genannten Punktes, mehr Themen zu wagen. Wir
brauchen neben dem aktuellen Tagesgeschift auch langfristige Kommunikations-
strategien. Uber die kurzfristigen Einzelaspekte der Kommunikation bzw. der
medialen Anfragen hinaus, gibt es Ereignisse, die sich gut in einer langfristigen
Strategie planen lassen, wie beispielsweise die Deutschlandreise von Papst Bene-
dikt XVI. 2011. Mut zu mehr Strategie bedeutet, die Interpretationshoheit iiber das
zu behalten, was wir vermitteln mdchten. Hilfsmittel sind Hintergrundkreise mit
Journalisten, die fachgerechte Aufarbeitung von Material fiir Journalisten, das Plat-
zieren von Beitrdgen in den Medien zu einem Thema und die Bereitschaft, sich den
Medien zu stellen, sei es in Interviews oder in Fernseh- und Horfunkformaten. Und
zur Strategie gehort auch eine gute Vernetzung und Abstimmung der Pressestellen
untereinander in den Bistiimern und der Bischofskonferenz. Kommunikations-
plane fiir Groflereignisse und ein ausgefeiltes Konzept zur Krisenkommunikation
sind fiir die Umsetzung und Erfolgsgarantie der Strategie ebenfalls unerlésslich.

Mehr Kommunikation wagen Der dritte Aspekt gilt einem noch Mehr an Kom-
munikation. Dazu gehort auch die Ehrlichkeit, denn héufig entsteht — ungewollt
— der Eindruck, als habe die Kirche etwas zu verbergen und als kdnne sie nicht
ehrlich mit einem Thema umgehen. Dabei wird es Grenzen geben, immer alles
kommunizieren zu miissen. Die Abwigung beim Aspekt des ,,Mehr an Kommu-
nikation* erfordert hochste Sensibilitdt und garantiert gleichzeitig die Umsetzung
der Aspekte von ,,Themen wagen® und ,,Strategie praktizieren*. Mehr Kommu-
nikation zu wagen bedeutet auch, moglichst mit einer Stimme zu sprechen. Die
Kommunikation der Kirche in Deutschland ist nicht mit der eines Wirtschafts-
unternehmens vergleichbar, da die 27 Bistliimer selbststdndig sind. Durch die gute
Vernetzung der Pressestellen ist es aber gerade nach den Erfahrungen des Miss-
brauchsskandals immer wieder und immer mehr gelungen, in bestimmten Situatio-
nen ganz bewusst mit einer Stimme zu sprechen. ,,One voice to the customer* gilt
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auch fiir die Kommunikation in der Kirche. Hier geht es nicht um Uniformitit, son-
dern um eine Klarheit im gemeinsamen Auftreten, gerade bei heiklen Themen. Das
kann auch zum besseren Verstindnis der Botschaft nach auflen beitragen, gerade
bei den Medien. Das Mehr an Kommunikation und der Mut, Themen und Strategie
zu wagen, sind wesentliche Bestandteile kommunikativen Handelns der Kirche
und in Krisensituationen.

Mehr klare Sprache wagen Wir brauchen eine eingdngige und verstehbare Spra-
che. Es gibt Politikerdeutsch, es gibt Kirchendeutsch und beides ist nicht immer
verstiandlich. Gibt es eine Sprache, die wir sprechen, um uns iiber uns selbst zu
verstiandigen, die aber auch aulerhalb des kirchlich gebundenen Milieus verstan-
den wird? Ist die Sprache so der jeweiligen Situation angepasst, dass sie begriffen
wird? Oder reden wir iiber die Kopfe hinweg, so dass der noch so gut gemeinte
Kommunikationsweg zur Einbahnstrae wird? Im Klartext: Die Sprache des Glau-
bens und der Theologie ist nicht identisch mit der Sprache der Medien und der
Sprache des Alltags. Fiir jeden Kommunikator soll am Ende eines Denkprozesses
oder in einer Krise stehen: ,,This is the message.*

Alle dargestellten ,,Wagnisse* gehoren letztlich auch zur klassischen Krisen-
kommunikation, die hier nicht Bestandteil der Uberlegungen sein kann (vgl. Kopp
2013, S. 262 ff.). Dennoch sei in einem — vatikanischen! — Wort an die Fahigkeit
zur Krisenkommunikation erinnert. Sie muss das leisten, was die Pastoralinstruk-
tion ,,Communio et Progressio® bereits 1971 festgehalten hatte: ,,.Die geistigen
Werte, die in der Kirche zum Ausdruck kommen, erfordern es allerdings, dass die
Informationen {iiber ihre Absichten und iiber die Fiille ihrer Tétigkeit mit einem
Hochstmall an Vollstdndigkeit, Wahrhaftigkeit und Offenheit gegeben werden.
Wenn kirchliche Stellen Nachrichten zuriickhalten oder nicht in der Lage sind zu
informieren, 6ffnen sie schidlichen Geriichten Tiir und Tor, anstatt die Wahrheit
ans Licht zu fordern” (Papstliche Kommission fiir die Instrumente der sozialen
Kommunikation 1971).

Am Ende bleibt festzuhalten: Kirche kann Kommunikation. Und Kirche braucht
Akzeptanz in der Offentlichkeit wie andere gesellschaftliche und politische Insti-
tutionen. Dazu bedient sie sich der modernen Kommunikationsmittel. Offentliches
Vertrauen gelingt durch glaubwiirdige Kommunikation. Allerdings wird man die
Kirche nicht ohne weiteres mit anderen Einrichtungen, die ebenfalls um Akzeptanz
kdmpfen miissen, vergleichen kdnnen. Denn die Kirche hat neben der institutio-
nellen immer auch eine geistliche Dimension. Beide Dimensionen verpflichten sie
jedoch, sich der Zeit zu stellen und in angemessener Weise — wie es das Konzil
sagt —,,auf die bleibenden Fragen der Menschen nach dem Sinn des gegenwértigen
und des zukiinftigen Lebens und nach dem Verhiltnis beider zueinander Antwort
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geben®. Deshalb ist die katholische Kirche in Deutschland auf dem langen Weg
einer — wie es der Vorsitzende der Deutschen Bischofskonferenz, Erzbischof Ro-
bert Zollitsch, oft betonte — dienenden, horenden und pilgernden Kirche. Alle drei
Varianten kennzeichnen was die Kirche in Deutschland ausmacht: Ein Ort 6ffent-
licher Akzeptanz und gelebten Glaubens, weil die Kirche in der Welt von heute zu
Hause ist.
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Akzeptanz und klassische Medien

Wilm Herlyn

,Jetzt sind Sie schon fast 25 Jahre bei der ZEIT. Sind Sie inzwischen ein bisschen
Journalist?* fragt ZEIT-Chefredakteur Giovanni di Lorenzo seinen Herausgeber
Helmut Schmidt. ,,Ich fiirchte nicht, und wissen Sie, warum?*, antwortet der Alt-
Kanzler. ,,Mir schwant, nichts Nettes,* befiirchtet di Lorenzo. ,,...weil ich es mir
einfach nicht abgewo6hnen kann, griindlich zu arbeiten®.

Welch geringe Wertschétzung fiir einen Berufstand und damit fiir eine ganze
Branche! Sie spiegelt sich auch wider in den Meinungsumfragen, in denen ,,Jour-
nalist® regelméBig in den untersten Pldtzen im Ansehen der Berufskategorien ran-
giert.

Und bezeichnend ist in diesem Zusammenhang auch die Akzeptanz der klassi-
schen Medien, beispielsweise die der Tageszeitungen. Gab es 1991 noch 419 deut-
sche Tageszeitungen mit einer verkauften Auflage von 27,3 Mio. Exemplaren, so
sank diese Zahl 2013 auf 329 Zeitungen mit einer Gesamtauflage von 17,54 Mio.
Stiick. Allerdings konnten die Verlage die Auflage der e-paper zwischen 2005 und
2012 von 21.121 auf 196.740 steigern, Tendenz steigend. Ahnlich verhilt es sich
mit den digitalen Auflagen fiir Tablets und Mobile.

Dabei lohnt ein Blick auf die Reichweiten, heute die Wahrung der Werbe-
wirtschaft. Darum kaschiert z. B. BILD die inzwischen diinne Auflage von etwa
2,4 Mio. verkauften Exemplaren mit der stolzen Reichweite von 11,93 Mio. Le-
sern. Die schon ldnger riickldufigen Reichweiten der gedruckten Medien fallen
durch Miteinbeziehung all ihrer digitalen Editionsformen deutlich konturiert aus.

W. Herlyn (<))
Miinster, Deutschland
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Das stellte 2013 die Allensbacher Markt- und Werbetrdgeranalyse (AWA) fest. So
kommt danach etwa die ,,Siiddeutsche Zeitung* auf 1,09 Mio. Leser pro Print-
Ausgabe plus zusitzlich 0,67 Mio. Website-Nutzer im Erscheinungsintervall von
Print, mithin insgesamt 1,76 Mio. Leser/Nutzer. Bei der ,,Frankfurter Allgemeinen
Zeitung* ergibt sich folgendes Zahlenbild: 0,89 Mio. Leser pro Print-Ausgabe plus
zusitzlich 0,54 Mio. Website-Nutzer im Erscheinungsintervall von Print, mithin
insgesamt 1,43 Mio. Leser/Nutzer.

Wer trigt die Schuld an dieser Erosion? Vielleicht haben die Medienhduser ihre
Chancen in dem neuen Medium Internet erst spét erkannt, vielleicht zu lange an
der ,,Kostenlos-Kultur festgehalten. Vielleicht haben die journalistischen Macher
eine zu lange Zeit an den journalistischen Darreichungsformen fiir ihre digitalen
Angebote experimentiert. Ganz sicher aber lieBen sie alle die Ziigel los und ritten
mit vollem Galopp auf den Boulevard — der Boulevard, der Aufmerksamkeit ver-
hie3, Anzichungskraft sowie steigende Auflagen und Quoten.

Im eigentlichen Wortsinn ist mit Boulevard nicht die Flaniermeile gemeint, son-
dern das ,,Bollwerk* oder die ,,StraBenbefestigung*. Konig Louis XIV. hat diese
Bollwerke im ausgehenden 17. Jahrhundert schleifen lassen, um Alleen fiir das
Volk zu bauen. Darauf sollte die breite Offentlichkeit flanieren und sich amiisieren
— ein Art Massenschauspiel auf offener Strafle. Im journalistischen Sinn bedeutet
die Boulevardisierung den Abschied vom Qualitdtsjournalismus und Hinwendung
zu Infotainment, Skandalismus und Kampagne. Vielfach wurde nur noch in Sonn-
tagsreden der hehre Qualititsanspruch beschworen.

Die Medienhéuser sahen sich in einer Zwickmiihle: Die Wirtschafts- und Fi-
nanzkrisen, die fast gleichzeitig die Medienkrise begleiteten, forderten ein strenges
Sparregiment. Darunter leiden wesentlich die Redaktionen. Denn die sinkenden
Verkaufszahlen schmélern die Vertriebserlose und gleichzeitig schwinden die Ein-
nahmen aus dem Anzeigengeschift. ,,Mit der fortschreitenden Ausdiinnung von
Redaktionen geht auch ein Verlust an Macht einher, sagt der Kommunikations-
wissenschaftler Horst Roper vom Dortmunder Formatt-Institut (Ernst 12. April
2013). Das fiihre dazu, dass die klassischen Medien ihre ureigene Kontrollfunk-
tion, im Sinne einer vierten Gewalt, gegeniiber Wirtschaft und Politik verlieren.

Auf diese Kontrollfunktion berufen sich Journalisten gerne, wenn sie Miss-
stinde oder angeblich Missstidnde aufdecken. Ulrich Exner (10. November 2013),
stellvertretender Chefredakteur der WELT am Sonntag, merkt kritisch dazu an: ,,Es
gibt immer wieder ziemlich diirre Geschichten, die wir Journalisten in kiirzester
Zeit aufzupusten verstehen wie grof3e Luftballons. Einen, den man, wenn einem
schnell die Puste ausgeht, nicht zuknotet, sondern durchs Zimmer knattern 1ésst,
bis alle Luft entwichen ist. Am Ende liegen solche Storys dann als Gummizipfel-
chen am Boden, und wir gehen weiter und suchen uns den néchsten Ballon. Mal
gucken, wie hoch und weit der dann wohl fliegt®.
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Machtmissbrauch? Ein kleiner ,,stern“-Artikel {iber Anziiglichkeiten und Alt-
Herrenwitz des FDP-Spitzenpolitikers Rainer Briiderle 16ste in der Republik einen
Sturm der Entriistung und eine nicht enden wollende Diskussion iiber Sexismus
aus. Aber warum wurde der Artikel iiber die Begegnung Briiderles mit einer Jour-
nalistin an einer Hotelbar kurz nach seiner Ernennung zum Spitzenkandidaten sei-
ner Partei veroffentlicht, obwohl dieser Vorfall schon mehr als ein Jahr alt war?
Wer fiihrte da Regie: die Wichterfunktion oder Sensationslust und Steigerung der
Auflage?

Matthias Kepplinger, Professor fiir Empirische Kommunikationsforschung an
der Universitdt Mainz, zdhlt aus: ,,In den 1950er Jahren hatten wir ungeféhr zwei
bis flinf Skandale auf nationaler Ebene. Heute haben wir schitzungsweise 60 bis
70 (Ernst 12. April 2013). Aber viele davon sind Luftballons, wie Ulrich Exner
urteilt. Dabei soll jedoch keineswegs die herausragende Rolle der investigativen
Journalisten geschmaélert werden, die Licht in das Dunkel der Flick-Affare brach-
ten oder im CDU-Spendenskandal aufklérten bis hin zu der Korruptionsaffire im
VW-Konzern. Auch im ,,Fall Christian Wulff gab es einige Journalisten, die in-
tensiv recherchierten und wahrheitsgetreu berichteten, aber auch einige, die aus
Miicken Elefanten machten. Eine infame Rolle spielten aber Medienvertreter, die
spekulativ Gertichte um Bettina Wulff, Frau des Bundesprésidenten, und deren an-
gebliche Rotlicht-Vergangenheit anheizten.

Der Kampfum die Aufmerksamkeit des Publikums ldsst allzu oft alle journalis-
tische Sorgfalt, die eine der obersten Pflichten ist, vergessen.

Giinter Prinz der langjéhrige und erfolgreiche Chefredakteur von BILD, postu-
lierte den Leitsatz fiir Kampagnen: ,,An einem groen Knochen muss man lange
nagen®. Mit diesem ,,Rezept” machte er vielfach Auflage — und es gilt auch heute
noch fiir seine Nachfolger. Hatte sein Blatt eine fiir das Publikum Aufsehen er-
regende Geschichte, wurde das Thema {iber Tage hinweg auf die Seite 1 gesetzt:
zum Teil mit neuen Nachrichten, zum Teil mit schon recherchierten Stiicken, die
von der Redaktion zundchst einmal zuriick gehalten wurden, wenn es nichts Neu-
es gab, die Leserschaft aber weiter unterhalten werden wollte. Der Gradmesser
dafiir ist einfach: Jeden Tag bekommt der BILD-Blattmacher die Verkaufszahlen
des Vortages. Und er kann an den Ausschldgen sehen, wann er das Thema auf eine
hintere Seite riicken oder ganz fallen lassen sollte. Hier regiert nicht Journalismus,
sondern allein die Auflagenerwartung. Das Gefahrliche fiir Journalisten ist: ,,Viele
merken gar nicht, dass sie schnell von einem Sog erfasst werden, von der Sucht
nach Macht und 6ffentlicher Aufmerksamkeit™ (Leinemann 2004). Die Nachricht
als Wert aber deutet auf einen journalistischen Willen, die Leser, Horer und Zu-
schauer zu orientieren, ihnen Orientierung zu geben. Auf den Begriff Nachricht
folgte das Modewort News: Einfach etwas Neues, Rohstoff fiir die unersittliche
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Medienmaschine. Doch wirkliche News sind rar. Also wurde der Medienbetrieb
noch geniigsamer. Der Ersatz fiir Nachricht und News heifit Content, der x-beliebi-
ge Inhalt. Im Content verwischen alle Grenzen; zwischen journalistischen und an-
deren Maf3staben, zwischen Berichterstatter und Gegenstand der Berichterstattung.
So versto3en Journalisten gegen die ehernen Regel, die bestimmen, was sie nicht
tun diirfen (u. a. aus den Stylebooks der Nachrichtenagenturen dpa, AP, Reuters,
vgl. auch Walther von La Roche et al. 2013):

1. Sie sind nicht gleichberechtigte Partner der handelnden Personen, iiber die sie
berichten

2. Sie sind nicht Anstifter, damit sie iiber etwas berichten k6nnen

Sie sind nicht Arrangeure und diirfen nichts in Szene setzen

4. Sie diirfen keine Vorurteile transportieren, noch weniger Spekulationen oder
Gertlichte

5. Sie diirfen nicht undercover arbeiten

had

Um die geforderte handwerkliche Qualitit zu erreichen, gibt es ebenfalls Gesetz-
maBigkeiten:

1. Nachrichten miissen frei sein von Widerspriichen

2. Nachrichten miissen den Tatsachen entsprechen

3. audiatur et altera pars (Auch der andere Teil muss gehdrt werden — gebrauch-
lich: Auch die Gegenstimme muss zu Wort kommen)

4. Informationen werden ohne Verzogerung verdffentlicht

Gewissenhaft Recherche soll alle verfiigbaren Informationen enthalten

Bei Konflikten darf es keine Bevorzugung oder Benachteiligung im Bericht

geben

Werbung ist in Nachrichten verboten

Quellen sind kritisch zu priifen

Zur Nachricht gehort die ergédnzende Einordnung

Nachricht und Kommentar sind strikt zu trennen

ARG

© 0o 0=

Die Tugenden des Journalismus miissen nicht neu erfunden werden, sie bleiben
auch in der digitalen Welt unveréndert. Vor allem steht das Uberpriifen der Infor-
mation im Vordergrund auch im digitalen Medium — und gleichzeitig die Forde-
rung, dennoch schnell, aktuell und transparent beim Publizieren zu sein. Das ist die
grofite Herausforderung im Bereich ,,neue Medien®. Speziell die Moglichkeit des
Verlinkens sollte hier beachtet werden: Innerhalb weniger Minuten kann dank des
Internets die halbe Welt falsche Informationen bekommen haben und dabei den-
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ken, es sei die Wahrheit. Im Web kann eine ,,Ente* eine plotzliche Eigendynamik
entwickeln — so etwa geschehen im Februar 2009, als ein BILD-Redakteur dem da-
mals neuen Bundeswirtschaftsminister Karl-Theodor zu Guttenberg einen neuen,
zusdtzlichen Vornamen gab: Ohne es liberpriift zu haben, iibernahmen sédmtliche
anderer Medien die Information aus dem BILD-Artikel. Eine Blamage.

Und durch die ,,neuen Medien® ist auch die Qualitdt der Sprache nicht teilbar,
die Eigenstandigkeit und Erkennbarkeit von Standpunkten behalten ihre wirksame
Wirklichkeit, die Grundvoraussetzungen von tiefer und unbeugsamer Recherche
bleiben genauso wie Kompetenz, Leidenschaft und Kreativitit. Die Medien miis-
sen aber noch besser lernen (und umsetzen), ihre ,,Ware Nachricht” in Augenhhe
des Konsumenten zu offerieren. Dazu zdhlt auch, Nutzwert zu schaffen durch Ser-
vice- und Ratgeberthemen, mit eigenen, exklusiven Storys zu iiberraschen, Ndhe
zu vermitteln und dem Konsumenten zu zeigen, dass er ernst genommen wird.

Der Durst nach Nachrichten und nach Wissen versiegt nicht — er wird eher
grofler. Aber in der Informationsgesellschaft sind die Nachrichten auch schnel-
ler von jedermann iiberpriifbar. Darum verlangt das interessierte Publikum nach
Glaubwiirdigkeit und Sicherheit. Denn das Theorem der Nachricht ist und bleibt
die Grundlage aller Entscheidungen: in dem Wort Nachricht steckt der Wortsinn
,,sich danach richten.” Allerdings hat es die Information schwer im Wettstreit mit
dem Infotainment — nicht nur im Printgewerbe, auch das Fernsehen ist betroffen.
»Wir amiisieren uns zu Tode* postulierte Neil Postman schon 1985. Es ist zum
gefliigelten Wort in der Medienlandschaft geworden. ,,Fernsehen wurde nicht fiir
Idioten geschaffen — es erzeugt sie®, provozierte Postman und wurde zur Leitfigur
vieler Kritiker des kommerziellen Mediensystems. Unermiidlich warnt er vor einer
Trivialisierung, Boulevardisierung und Infantilisierung der Gesellschaft durch eine
reine Unkultur des bewegten Bildes. Das ununterbrochene Entertainment liefere
eine Bilderflut ohne Sinn und Verstand. Das heifit: Der Sinn ist an das Anlocken
von Zuschauern und damit die Erh6hung der Quote. Die Zuschauer sdlen wie Af-
fen in einer verschachtelten Guck-Guck-Welt, aus deren Pseudo-Realitit es kein
Entrinnen mehr gidbe. Emotionen und Vorurteile werden durch GroBaufnahmen
von brammelnden No-Names und VIPs geziichtet — nur die Show zahlt. Das Info-
tainment gefahrdet die Urteilsbildung der Biirger und bedroht die Meinungsbil-
dung in der Demokratie. ,,Denken kommt auf dem Bildschirm nicht gut an. Es gibt
dabei nicht viel zu sehen®, ironisiert Postman. Gewiss: Postmans Ideen und Thesen
waren und sind umstritten, aber zeigt das lapidare ,,Der Kdder muss dem Fisch
schmecken und nicht dem Angler” des fritheren RTL-Direktors Helmut Thoma
nicht in dieselbe Richtung?
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Das Dilemma ist offensichtlich:

+ zunehmender Konkurrenzdruck unter den Medien und unter den Journalisten

+ sinkende Auflagen und Quoten

 sinkende Einnahmen und damit knapper werdende finanzielle Ressourcen

+ das Medienverhalten der jiingeren Generation mit Bevorzugung des Internets

 verunsicherte Journalisten, die unter dem finanziellen und dem zeitlichen Druck
immer weniger Zeit fiir intensive Recherche und Qualitdtssicherungsmalnah-
men haben — Recherche als Routine wird zunehmend abgebaut

» das multimediale Denken fiir analog und digital bereitet vielen schreibenden
und ,,Blatt“-machenden Redakteuren noch immer grof3e Schwierigkeiten

Eine der besten Definitionen journalistischer Qualitdt hat der damalige Bundes-
président Johannes Rau, selbst in frithen Jahren Journalist, schon 2004 in Hamburg
vor dem ,,netzwerk recherche Journalisten wie Verlegern in das Stammbuch ge-
schrieben. Diese Definitionen lesen sich wie eine Charta mit Handlungsanwei-
sungen. Weil dieser Text relevante und eher nur an entlegener Stelle auffindbare,
wichtige Gedanken enthilt, sollen hier einige ausfiihrliche Ausziige zitiert werden:

Gute Journalisten brauchen eine gute Ausbildung

Ich plddiere fiir eine solide und umfassende Ausbildung. Dazu gehort zum einen das
Handwerk: Das beginnt mit der Sprache und endet nicht mit der Kenntnis der Darstel-
lungsformen. Es gibt eben einen Unterschied zwischen Nachricht und Kommentar,
und nicht alles, was mit einem Witz endet, ist deshalb schon ein Feature. Journalis-
mus lebt von der Glaubwiirdigkeit, darum muss eine Information auch einen saube-
ren handwerklichen Rahmen haben. Zum anderen: Journalisten brauchen Bildung
jenseits der Berufsausbildung. Von einem politischen Journalisten zum Beispiel ist
zu erwarten, dass er die Grundlagen des politischen Systems und die in ihm handeln-
den Hauptpersonen kennt. Der Bundesprésident heiflt nicht ,,Johannes Rau, SPD*
weil der Bundesprasident nun mal keiner Partei angehort. Es ist blamabel, wenn die
Berichterstattung tiber zentrale politischen Themen eklatante Wissensmingel iiber
Gesetzgebungsverfahren oder die Zustandigkeit von Verfassungsorganen offenbart.
Wie wollen Journalisten ihre Leser/Horer/Zuschauer informieren, wenn sie selbst
nicht verstehen, was passiert?

Guter Journalismus kostet Geld

In den Redaktionen wurden in den vergangenen Jahren massiv Stellen abgebaut. Der
Umfang der Zeitungen und Zeitschriften wurde reduziert. Wo immer es geht arbei-
ten Medienhduser zusammen — mit gemeinsamen Korrespondenten oder gemeinsa-
men Beilagen. Finanzschwache Verlage werden aufgekauft oder schlielen sich zu
grofleren Verbdnden zusammen. Medienunternehmen sind in erster Linie Unterneh-
men und miissen auf ihre Ertragslage achten. Aber wohin fiihrt diese Entwicklung?
Wenn immer weniger Journalisten immer mehr Themen bearbeiten miissen, nimmt
das Fachwissen zwangsldufig ab. Flexibilitdt allein macht aber noch keinen guten
Journalismus. In einer globalisierten Welt werden auch die Sachverhalte immer kom-
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plexer. Wer etwa im Lokalteil iiber Umweltschutz berichtet, wird sich zwangslaufig
auch mit dem EU-Recht beschéftigen miissen. Journalisten brauchen Zeit, um sich
solches Wissen anzueignen, und sie brauchen Platz, um ihre Erkenntnisse darstellen
zu konnen. Wenn beides fehlt, sind Journalisten in einer schwachen Position — gegen-
iiber ihren Gesprachpartnern, gegeniiber Einfliisterungen einer immer méchtiger wer-
denden PR-Industrie.

Journalisten miissen unabhdngig sein von okonomischen Interessen

Es gibt heute Anfechtungen, die fiir das Publikum viel schwerer zu durchschauen
sind. Wen Medien iiber neue Trends berichten, beeinflussen sie natiirlich auch
das Kaufverhalten ihrer Leser oder Zuschauer. An welchen Kriterien ist eine sol-
che Berichterstattung orientiert? Ist ein Trend wirklich ein Trend? Oder stellt sich
die Publizistik in den Dienst einer umfassenden Verwertungskette der beteiligten
Medienkonzerne? Ist ein Superstar wirklich ein Talent? Oder werden Menschen aus
Skonomischen Interessen mit journalistischen Mitteln zum Medienereignis gemacht?
Natiirlich entstehen Themen meist durch aktuelle Ereignisse. Immer 6fter stellt sich
aber die Frage, was der eigentliche Anlass grofler Debatten in unserem Land ist. Auch
das hat mit Unabhédngigkeit zu tun, allerdings nicht mit 6konomischer, sondern mit
geistiger Unabhéingigkeit.

Gute Journalisten brauchen einen eigenen Kopf

Kein Journalist ldsst sich vorwerfen, er sei leicht zu beeinflussen. Aber wie kommt
es dann, dass manche Themen wie aus dem Nichts auftauchen und nach einer Phase
hektischer Betriebsamkeit ebenso plotzlich wieder im Nichts verschwinden? Hat das
vielleicht mit dem neu entstandenen Berufsbild des Spin-Doctors zu tun, dessen Auf-
gabe ja darin besteht, im Sinne des Auftragsgebers Themen zu setzen und Meinung zu
beeinflussen? Wenn spekulative Exklusivmeldungen zu harten Nachrichten gemacht
werden — hat das vielleicht auch mit fehlender Recherche zu tun? Es gibt viele Mog-
lichkeiten, ein Thema zu betrachten — unter politischen, weltanschaulichen oder auch
regionalen Aspekten. Ich wiinsche mir, dass Journalisten sich ihren eigenen Kopf
dariiber machen, dass sie Themen setzen, weil sie dies aus eigener Erkenntnis, gepriift
durch eigene Recherche, fiir sinnvoll halten.

Journalisten miissen Zusammenhdinge erkennen

Der SPIEGEL-Autor Jiirgen Leinemann hat einmal — ziemlich polemisch — voraus-
gesagt, dass die drgerliche Neigung der Journalisten abnehmen werde, Dinge aus dem
Zusammenhang zu reilen — ,,denn Zusammenhénge, aus denen man etwas reiflen
konnte, sind den wenigsten Journalisten bekannt.*

RegelmiBig ist vor allem in Kommentaren zu lesen: Politik miisse sich den Sach-
fragen zuwenden, der dauernde Streit verstelle den Blick auf das Wesentliche und die
Biirger wollten konkrete Antworten und keine Wahlkampf-Slogans. Aber nur zwei,
drei Seiten weiter liest man fast ausschlieBlich das: Wer streitet mit wem? Oder es
geht darum, wer im Politbarometer vorn liegt. Manchmal erfdhrt man auch, wortiber
gestritten wird. Aber den Kern der Auseinandersetzung erreicht die Berichterstattung
immer seltener. Ich halte es aber fiir eine der wichtigsten Aufgaben des Journalismus,
den Menschen komplexe Zusammenhénge verstindlich zu machen. Es mag auf die
Dauer bequemer sein, Konflikte zu personalisieren und sie damit auf die Frage ,,Wer
gegen wen?* zu reduzieren. Das Ergebnis ist aber auf Dauer verheerend fiir unsere
Demokratie. Wenn Menschen Zusammenhidnge nicht begreifen, wenn Transparenz
fehlt, dann wird es umso schwieriger, Zustimmung fiir politische Losungsvorschldge
Zu gewinnen.
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Journalisten sollten einen Standpunkt haben

Es wire hilfreich, wenn mehr Journalisten in ihrer eigenen Arbeit so standfest waren,
wie sie das von Politikern héufig fordern. So gibt es einen Zusammenhang zwischen
dem vielfach beklagten Populismus in der Politik und dem Populismus in manchen
Medien. Es gehort fast schon zur Standardforderung in Kommentaren, dass die Poli-
tik angesichts der Haushaltsnote sparen miisse. Werden aber konkrete Sparvorschlage
gemacht, rollt eine ,,Wut-Welle“ durchs Land. Uberall ist vom notwendigen Sub-
ventionsabbau die Rede — werden aber Subventionen gestrichen, erhebt sich auch in
vielen Redaktionen genau dariiber vielfach groies Klagen. Jeder kennt die Wechsel-
wirkung von Medienberichterstattung und Wahlentscheidungen. Wenn Journalisten
also von Politikern unpopuldre MaBnahmen verlangen, kénnen sie nicht am néchsten
Tag die gleichen Politiker dafiir kritisieren, dass sie Unpopuléres tun. Das ist zumin-
dest gedankenlos. Meistens ist es populistisch. Beides schafft weder Glaubwiirdigkeit
noch Vertrauen.

Journalisten sind Beobachter, nicht Handelnde

Der Eindruck téduscht wohl nicht, dass Medien und Journalisten immer haufiger selbst
zu Handelnden werden wollen. Das trifft nicht zu auf die kritische Berichterstattung,
die Missstdnde enthiillt und Skandale aufdeckt und damit natiirlich Einfluss nimmt
auf politische Entwicklungen. Das ist geradezu klassische Aufgabe des Journalismus,
und deshalb empfinden sich die Medien zu recht auch als Kontrollinstanz im demo-
kratischen System. Gefahrlich wird es da, wo Journalisten politische Prozesse oder
gar Wahlentscheidungen durch aktives, von anderen Interessen geleitetes Handeln
beeinflussen. Gefdhrlich wird es da, wo durch Zuspitzung oder Halbwahrheiten Stim-
mungen absichtlich verstarkt oder sogar erst gemacht werden. In einem demokrati-
schen System unterwerfen sich die gewéhlten Reprdsentanten der Kontrolle durch
den Biirger — sie libernehmen fiir eine begrenzte Zeit Verantwortung und sie konnen
bei Wahlen abgewihlt werden. Medien und Journalisten unterliegen einer solchen
demokratischen Kontrolle nicht. Warum auch? Sie machen ja keine Gesetze, sie
wihlen keine Regierungen, sie berufen keine Minister. Was aber geschieht, wenn sie
doch Einfluss nehmen? Wer priift, welche 6konomischen Interessen auf die beteilig-
ten Medienunternehmen dabei moglicherweise haben? Wo verlduft die Grenze zwi-
schen Aufklarung, Meinung und Manipulation? Es geht dabei um mehr als nur um die
Auseinandersetzung zwischen Politikern und Journalisten. Es geht letztlich um die
Transparenz von politischen Entscheidungsprozessen, und diese Transparenz ist ein
Grundpfeiler unseres demokratischen Systems. Manipulation kann auf unterschied-
liche Weise stattfinden. Eine halbe Wahrheit ist oft schlimmer als eine ganze Liige.
Journalisten sollen die Wirklichkeit abbilden

Es gehort inzwischen zum guten Ton, dass Medien stindig Exklusives melden und
damit in eigener Sache werben. Daran ist nichts auszusetzen, wenn die Meldung
stimmt. Es hat sich aber ein verhéngnisvoller Medienmechanismus entwickelt, der
die Politik und das Land in einen atemlosen Zustand permanenter Dauererregung
versetzt. Ein plastisches Beispiel: Der Bundesverkehrsminister (damals Manfred
Stolpe, der Verf.) erklért in einem Interview in einer Sonntagszeitung, was seit Jahren
die Rechtslage in Deutschland ist: Privatunternehmen, die ein neues Verkehrspro-
jekt finanzieren und betreiben, konnen eine Mautgebiihr fiir dieses Projekt erheben.
»Allerdings®, sagt Stolpe, ,,ist diese Variante auf Grund europiischer Rahmenbedin-
gungen beschrankt auf Tunnel, Briicken, Gebirgspésse und Teile von Bundesstraf3en
wie Autobahnen®. Die Zeitung macht daraus die Uberschrift: ,,Stolpe will Maut fiir
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PKW*. Und gibt eine Vorabmeldung schon am Samstag an die Nachrichtenagenturen.
Die erste meldete am Samstag ,,Stolpe — Maut auch fiir PKW denkbar. Die néchste
Agentur spitzt schon weiter zu: ,,Stolpe plant Maut auch fir PKW.* Am Samstag-
abend beliefert eine andere Zeitung die Agenturen vorab mit einer exklusiven Stel-
lungnahme des ADAC, der ,,mit allen Mitteln gegen die PK W-Maut kimpfen* wolle.
Am Sonntag — das Interview ist nun im Wortlaut erschienen — stellt das Ministerium
klar, dass keine Maut geplant sei. Wenige Stunden spéter weist ein Griiner die Pléne
Stolpes zuriick, der CSU-Generalsekretér spricht von ,,hemmungsloser Abzockerei®,
die CDU kritisiert die ,,neue Schroptkur”. Am Montag ist es das Thema fast aller
Kommentatoren, es gibt Sonderberichte im Fernsehen, Experten werden befragt, die
Opposition beschimpft die Regierung und umgekehrt. Drei, vier Tage — dann kehrt
wieder Ruhe ein Es gibt keine allgemeine PKW-Maut: das hatte ja auch niemand
geplant. Der Verkehrsminister sei ,,ladiert”, schreibt eine Zeitung, und nicht nur die
Biirger sind verunsichert. So gibt es viele Beispiele dieser Art. Virtuelle Debatten,
deren Ursprung keinerlei Aufregung rechtfertigen wiirde, beschéftigen Journalisten
und Politiker tagelang, manchmal wochenlang. Aus Referentenentwiirfen werden in
den Nachrichten Gesetzesvorhaben, aus InterviewduBerungen werden in der flotten
Moderation gleich Plane. Das Ergebnis: Die Biirger verstehen immer weniger, was
wirklich und was wichtig ist. Sie wenden sich ab und beschlieflen, vorsichtshalber gar
nichts mehr zu glauben. Dafiir tragen Journalisten eine erhebliche Mitverantwortung.
Journalisten tragen Verantwortung fiir das, was sie tun

Es ist viel von Ethik in Politik und Wirtschaft die Rede. Die Medien verweisen gerne
darauf, dass es solche Richtlinien fiir sie ldngst gibt und auch Kontrollinstanzen wie
den Presserat. Aber wirkt diese Kontrolle noch zuverldssig? Im Kampf um Quoten,
und damit um den lukrativen Werbemarkt, geht es heute um viel Geld. Ich fiirchte,
dass immer mehr Verantwortliche in der Medienbranche bereit sind, dafiir auch einen
hohen Preis zu zahlen. Ich finde es abstolend, wenn Menschen zur Belustigung ande-
rer im Dschungel oder in heimischen Talkshows in demiitigende Situationen vor-
gefiihrt werden. Auch der Einwand, dass dieses doch freiwillig geschehe, tiberzeugt
mich nicht. Die Wiirde des Menschen ist unantastbar — so steht es im Grundgesetz.
Und dennoch wurde diese Wiirde des Menschen in Medien immer ofter angetas-
tet, nicht selten unter dem Vorwand journalistischer Kritik. Personliche Angriffe auf
Menschen aber sind etwas anderes als sachliche Kritik, auch wenn der Grat zwischen
beidem manchmal schmal ist. Aber kein journalistisches Interesse kann die gezielte
Verletzung von Menschen rechtfertigen. Und auch Politiker sind Menschen. Und
eine Schlagzeile wie ,,Frau Minister, Sie machen uns krank* ist kein Kommentar zur
Gesundheitspolitik. Das ist schlicht eine Entgleisung. Wer im Privatleben anderer
Menschen wiihlt, kann sich nicht einfach auf ein 6ffentliches Interesse berufen und
die Tragddien ignorieren, die sich aus solchen Berichten nicht selten ergeben. Und
wer grausame Gewaltverbrechen oder Kriegsgrauel um des Schockeffektes willen
detailreich ausbreitet, muss wissen, was er damit anrichtet. Das haufigste Argument
zur Verteidigung solcher journalistischen Grenzverletzungen ist fiir mich gleichzeitig
die armseligste: Die Zuschauer oder Leser, so heifit es, wollten das so. Stehlen sich
Blattmacher oder Programmleiter mit diesem Armutszeugnis nicht aus der eigenen
Verantwortung?

Journalisten tragen Verantwortung fiir das Gemeinwesen

Vieles in unserer Gesellschaft, vieles in Politik und Wirtschaft gibt wahrlich Anlass
zu Kritik. Die kritische Auseinandersetzung mit Fehlern und Méngeln kann aber das
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Vertrauen starken. Es gibt aber auch in den Medien eine fatale Lust an Schwarzma-
lerei und klischeehafter Ubertreibung. Die Lust fordert die Entfremdung der Biirger
von Politik und Staat. Politikverdrossenheit wird aber auch durch ein undifferenzier-
tes Bild gefordert, das Medien von Politik vermitteln. Hime und Zynismus konnen
ein Gemeinwesen ebenfalls in Gefahr bringen. Kritik an Politik und den darin Han-
delnden muss sein. Die Grenze verlduft aber dort, wo Politik und Politiker insgesamt
verachtlich gemacht werden.

Wer Politiker unter Pauschalverdacht stellt, zerstort ebenso Vertrauen wie jene
Politiker, die den Verdacht im einzelnen Fall bestitigen. Ubrigens: Auch Journalis-
ten konnen gelegentlich irren. Allerdings erfahren die Leser und Zuschauer davon
bemerkenswert selten. Dabei kénnte die Glaubwiirdigkeit der Medien sogar zuneh-
men, wenn sie falsche Meldungen bei besserem Wissen revidierten. Allzu haufig
bleibt es aber bestenfalls bei einer verschimten Kurzmeldung, wenn sich ein zundchst
grof aufgemachter Vorwurf hernach als falsch erweist. So wird nicht nur der Ruf
von Personen beschédigt. Es beschadigt auch den Ruf und die Glaubwiirdigkeit von
Institutionen und zerstort so Vertrauen. Dieses Vertrauen wieder herzustellen ist auch
Aufgabe des Journalismus.

Soweit Johannes Raus Thesen (2006), die auch heute ihre Giiltigkeit bewahren und
hochaktuell sind. Sie kdnnten Grundlage fiir eine allgemein giiltige Richtschnur
fiir alle Medien sein, die in letzter Zeit lauthals nach einem Qualitdtsmanagement
rufen.

Was Rau 2006 nicht wissen konnte, wie sehr sich die Lage der Medien ver-
schérft. Zu lange haben viele Hauser gewartet, in ihre neuen digitalen Medienfor-
mate fiir Tablet oder Mobile eine Bezahlschranke, die ,,Paywall“, hoch zu ziehen
und der Umsonst-Kultur im Internet wenig Einhalt geboten. Auf diesem Gebiet
experimentieren sie vom Micropayment bis zum Voll-Abo und werden sich iiber
kurz oder lang auf ein System eingewdhnen miissen. Sie haben auch aufwendig
viel Zeit gebraucht, um ihre nach den Kiirzungswellen verbliebenen Redakteure
darauf einzuschwdren, dass diese kaum eine andere Wahl haben, als gleichzeitig
analog und digital zu denken und zu arbeiten. Die meisten Verlage sind den Weg
der Finanzkiirzungen und Stellenabbau weiter gegangen. Nur wenige, wie etwa
die Neue Osnabriicker Zeitung, haben mit ihrem Eintritt in die digitale Welt in die
Redaktion investiert. Und sie gewdhnt erfolgreich Schritt fiir Schritt ihre Leser an
Tarife fiir Tablet und Mobile.

Fast alle Medienhduser versuchen inzwischen, im Internet mit auch neuen,
durchaus fiir die Branche ungewdhnlichen Initiativen, verlorenes Terrain zurlick
zu gewinnen. Langst wird nicht mehr iber den Burda-Verlag gespottet, der etwa
mit Internetshops fiir Hundefutter Gewinne einféhrt. Die Erlose sollen die verloren
gegangenen Werbeeinnahmen zum Beispiel des Rubrikengeschifts von Immobi-
lien- bis Auto-Anzeigen zuriick holen und damit helfen, die Basis fiir das Stamm-
geschift zu sichern. Und das ist heute Print und Online gleichermalen.
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,Umarme den Fortschritt®, empfiehlt der Vorstandsvorsitzende der Axel Sprin-
ger AG, Mathias Dopfner, seinen Kollegen in der Branche. Er gilt als Vorreiter, seit
er sein Unternehmen auf die moderne Internetwelt einstellt. ,,Das frithere Rand-
geschift wird zum Kerngeschéft™ — beurteilt er das Spannungsverhiltnis zwischen
Print und Online. Die Zahlen sprechen dafiir: 2012 erwirtschafteten im Springer-
Verlag die Internetmedien zum ersten Mal mehr Umsatz als der Print-Bereich.
Uberzeugt ist Dopfner aber auch, dass nur mit qualitativ hochstehendem Journalis-
mus solche Ergebnisse zu erzielen sind.

Stefan Aust (10. Dezember 2013), frither ,,Spiegel“-Chefredakteur und kiinf-
tiger Herausgeber der WELT, die mit dem Nachrichtensender N24 (Anteilseigner
Aust) fusionieren soll, erzdhlte der ,,Frankfurter Allgemeinen Zeitung® seine Vi-
sion: ,,Ein Medienunternehmen muss aus drei Sdulen bestehen: Print, Online und
TV. Das Wesentliche ist der Inhalt — nicht die Frage, ob er auf Papier, im Fernse-
hen oder im Internet verbreitet wird. Nur in dieser Kombination ist Publizistik zu-
kunftstauglich. Text, Bilder und Filme ergénzen einander, sie wachsen zusammen*
(Hanfeld 10. Dezember 2013). Und Dépfner wird mit der Ubernahme von N24
durch Springer seine Wette einldsen wollen, die er im Sommer 2013 ausgespro-
chen hatte: ,,Axel Springer wird in fiinf Jahren eine wesentlich gewichtigere Rolle
im Qualitdtsjournalismus spielen als heute* (Simon 9. Dezember 2013).
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Anmerkungen zum TV-Format Jung & Naiv

Hans Hutt

Vorbemerkung

Gibt es Indizien fiir paradoxe Verarbeitungsmuster des Wandels, den wir in der
Medienwelt erleben? Ende Januar 2014 stellt der Perlentaucher (vgl. Chervel und
Seeliger 30. Januar 2014) seine tigliche Feuilleton-Ubersicht um. Nun trifft das
Perlentaucher-Team eine Auswahl entlang der weltweiten Emergenz neuer The-
men und Debatten. Sein Publikum, bisher daran gewohnt, auf einen Blick zu er-
fassen, welches fiihrende deutsche Printmedium welche Themen bringt, reagiert
irritiert. Bisherige Relevanz-Kriterien (die FAZ erdffnet mit Sotschi, die Siiddeut-
sche mit Bayreuth) scheinen dahin. Nur mit Miihe (wenn iiberhaupt) scheint genau
die Frage noch beantwortbar: Wer bringt was? Nur warum das tiberhaupt noch
wichtig sein konnte, genau danach wird nicht gefragt. Die Lebenswelt der an den
Diskursen Interessierten scheint erschiittert. Sie wirken auf die Ungleichzeitigkeit
nicht vorbereitet. Dass die neue Ubersicht neue Koordinaten fiir die Wahrnehmung
von Relevanz bereitstellt, trostet nicht die uneingestandene Trauer {iber den Verlust
der alten institutionalisierten Relevanz.

Das Beispiel illustriert auch die eigene Intention des Verfassers. Denn als hy-
bride Figur, Autor der FAZ und der taz, als Blogger und als erfahrener Berater
schreibe ich tiber eine neue mediale Figur, iiber ein Projekt, das allein durch seinen
eigenen Auftritt eine Vielzahl von Fragen an etablierte Medien, an ihr Rollenver-
stindnis und ihren Wandel aufwirft.

H. Hiitt (><)
Berlin, Deutschland
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Die Anmerkungen beziehen sich insofern ausdriicklich nicht allein auf den
einen Akteur, sondern zugleich auf die Konstellation anderer Akteure, in deren
Windschatten er arbeitet. Der Verfasser begleitet das Projekt als beratender Re-
dakteur. Der Beitrag steht deshalb in der methodischen Tradition teilnehmender
Beobachtung.

Selbstermachtigung

Anfangs gedeiht das Talent im Verborgenen. Irgendwo im Berliner Wedding sitzen
zwei junge Ménner in einer groBen Kiiche und unterhalten sich iiber politische
Themen. Minimalismus ist die Devise ihres Arrangements. Schneller Wechsel zwi-
schen Fragen und Antworten, oft etwas flapsig. Eine noch etwas unscharfe Rolle
nimmt Gestalt an.

Wie sieht diese Rolle im Kontrast zu den etablierten Medien aus? Sie wirkt
roh, ahnungslos, begriffsstutzig. Thr Erfinder betrachtet die gelernten audiovi-
suellen Gesprichsformate als Fiktion und entwickelt im Kontrast zu ihnen ein
eigenes Narrativ. Es zeigt sich anschlussfihig fiir sozialwissenschaftliche Situ-
ationsbeschreibungen abnehmender Akzeptanz und sinkenden Vertrauens in die
Institutionen der Gesellschaft. Die Selbstbeschreibungen der Institutionen und
ihre 6ffentliche Wahrnehmung driften auseinander. Institutionelle Diskurse wirken
pords. Strategisch gesteuerte Versuche, diesen Prozessen durch interne und externe
Beratung entgegenzuwirken, erzielen paradoxe Resultate. Je mehr Situationen zu-
stande kommen, die von allen an ihnen beteiligten Akteuren mit eigenen Skripten
bespielt werden, desto rapider wéchst das Misstrauen in die makellos scheinenden
Oberfldchen. Der Lotuseffekt der abgedichteten Skripte lasst Kritik abperlen wie
Schmutz von Autolacken.

Das merken vielleicht noch nicht alle. Das Unbehagen daran aber wéchst rasant.
Warum ist das so? Wer zu Skripten als Prothesen institutioneller Kommunikation
greift, tut das nicht aus einer ethischen Motivation, setzt nicht auf herrschaftsfreie
Kommunikation, sondern wird angetrieben von Statusunsicherheit. Hinter den ma-
kellosen Skripten wittern sensorisch begabte Beobachter namenlose Angst. Nichts
darf dem Zufall iiberlassen werden.

Zwischenspiel

In den USA ist 2013 die erste Staffel einer TV-Serie gestartet, die diesen Befund in
Szene setzt: House of Cards (vgl. Sternbergh 31. Januar 2014). Thr Skript verbindet
mehrere Narrative. Aus der Ferne griifit die Erinnerung an The West Wing, ihr Re-
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enacting der Clinton-Administration. Schnell erkennt man bei HoC in der anfangs
im Zentrum stehenden grof3en Bildungsreform das Echo der ersten Jahre der Oba-
ma-Administration und das Narrativ ihrer Gesundheitsreform. Die Dramaturgie
von HoC scheint hellsichtiger als die professionellen politischen Kommentatoren
und Spin-Doctors. Sie verarbeitet die Desillusionierung iber den amtierenden Pré-
sidenten, der als Schonredner mehr nur als einen neuen politischen Stil versprach.!
Der Hauptdarsteller Kevin Spacey greift zu einem fiir das amerikanische Fern-
sehen erstaunlichen Trick. Wie eine Brecht-Figur wendet er sich manchmal direkt
an das Publikum und fliistert ihm zu, wie es den nichsten Schritt seiner Intrigen
verstehen kann. Der doppelte Boden der politischen Rhetorik wird mit Raffinesse
bespielt und zugleich dekonstruiert. Die Fiktionalisierung der Politik, der Versuch
der politischen Kommunikation, sich in Narrativen zu vermitteln, wird von den
avanciertesten Unterhaltungsautoren aufgenommen und zugleich durchbrochen.?
Thre Skripte diffundieren in die Realpolitik und ihre medialen Echos. Fiktionali-
sierung und Zeitgeschichte scheinen ununterscheidbar zusammenzumorphen. Die
néchste Stufe ist erreicht, wenn entgeisterte TV-Zuschauer sich fragen, wer den
amtierenden Présidenten im Weiflen Haus spielt. Das ist der Bezugspunkt fiir das
Format ,,Jung & Naiv®, die Idee des Spiels, genauer: eines Rollenspiels.

Kontrastprogramm

Die klassischen TV-Formate der Politikberichterstattung in Deutschland erstarren
in ihren Routinen. Kommt es zu einem Dissens mit ihren Gesprachspartnern, wirkt
auch eine erfahrene Politikjournalistin wie etwa Bettina Schausten (vgl. Schausten
2013) angeschlagen. Nur was passiert tatsidchlich in ihrem Gesprédch mit dem grii-
nen Spitzenkandidaten Jiirgen Trittin? Es scheitert ihr Versuch, unter dem Vorwand
der Ausgewogenheit einem Profi der politischen Rhetorik in die Parade zu grit-
schen. Er hebelt ihre Vorhalte aus. Das Resultat ist bitter. Denn am Ende steht nicht
nur der von ihr angegriffene Jiirgen Trittin besser da als geplant. Auch Schaustens

! 'Wihrend Prisident Obamas State of the Union Rede twittert der nigerianische-amerika-
nische Autor Teju Cole: ,,Can’t wait till we go back to having an inarticulate president.
America’s been suffering a bad case of ,He’s so eloquent* (Cole 2014).

2 Jeremy Scabhill twitterte wihrend Prisident Obamas State of the Union Rede: ,,Of course,
Obama REFUSES to give Brody credit for Iran“ (Scahill 2014). Hier ist die These in Echt-
zeit authentifiziert. Sergeant Brody (spiter Congressman) ist die Hauptfigur der US-TV-
Serie Homeland. In der dritten Staffel spielt er in Teheran einen Doppelagenten mit dem
Ziel, Einfluss auf die iranische Politik zu nehmen. Jeremy Scahill ist Autor des Buchs ,,Dirty
Wars®. Scahill, Jeremy, Schmutzige Kriege. Miinchen 2013. Sein auf dem Buch basierender
Film ,,Dirty Wars® ist 2014 als Dokumentarfilm fiir den OSCAR nominiert.
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dramaturgische Idee eines an angloamerikanischen Vorbildern orientierten Hard-
ball-Stils scheitert. Tatsdchlich verfehlen sowohl Interviewerin als auch ihr Gast
ihre Ziele. Sie inszenieren ein Insiderspiel des politischen Betriebs.

Ahnlich wirkt auch das Gespriich von Thomas Walde mit dem sozialdemo-
kratischen Kanzlerkandidaten Peer Steinbriick (vgl. Walde 2013). Auch in die-
sem Gesprich prallen Insider des politischen Betriebs aufeinander. Auch Walde
scheint Hardball zu spielen. Seine Vorhalte scheitern aus einem anderen Grund. Er
macht sich die ideologischen Positionen der politischen Konkurrenz Steinbriicks
zu eigen, ist aber auf die Antworten nicht vorbereitet.

Auch die ARD-Kollegen Deppendorf und Becker scheitern bei ihrem Sommer-
Interview mit Bundeskanzlerin Merkel (vgl. Deppendorf und Becker 2013). Sie
bemerken einen rhetorischen Trick der Kanzlerin nicht. Sie verkennen die Syntax
und die Logik der Passivsétze in den Antworten Angela Merkels. Sie macht so un-
entscheidbar, wer Verantwortung tragt und sich selbst damit unangreifbar.

Es gibt weitere Griinde fiir Skepsis gegeniiber einem Interview-Stil, der den
Eindruck des gut recherchierten Vorhalts erweckt, aber aus genau dem gleichen
Grund auf rhetorisch konfektionierte Antworten trifft, die jede Kritik abperlen las-
sen. Das ist ein Nullsummenspiel mit Resteinsichten in die Perfektion der Akteure.
Die offentlich-rechtlichen TV-Politikformate dienen der Selbstinszenierung der
Interviewer (,,wir sind Insider des politischen Geschifts, auf Augenhdhe mit der
politischen Macht*) und der Interviewten (,,um keine Antwort verlegen®). Thr Spiel
hat sich verselbstdndigt und muss Biirgerndhe durch eingespeiste Fragen des Publi-
kums inszenieren. So wirkt es immer abgehobener. Es hat aus den Augen verloren,
worum es geht: Das ,.tua res agitur® der Republik — und die erschopft sich nicht in
der Binnenperspektive des politischen Betriebs.

Im Januar 2014 kommt nach einem entgleisenden Interview des Late-Night
Gastgebers Markus Lanz mit Sarah Wagenknecht Bewegung in das Spiel mit den
medialen Fiktionen. Spiegel-Kolumnist Georg Diez attackiert ,,Jahrzehnte des Be-
schmusens mit der Macht, des Kuschens vor der Macht, des heBlinghaften Hof-
lingstums. Und das Ergebnis sehen wir jetzt: Ein Moderator, der sich iiber den
»Minderwertigkeitskomplex“ einer tatséchlich im demokratischen Kontext proble-
matisch kleinen Opposition lustig macht, und zwar in der Gewissheit, dass er, der
schneidige Lanz, der Fragen stellt, wie andere Bungee-Jumping betreiben, auf der
Seite der Mehrheit steht™ (Diez 2014).

Lanz geht in seinem konfrontativen Interview mit Wagenknecht einen Schritt
weiter als seine Kollegen der politischen Sendungsformate. Sie inszenieren die
Fiktion des Gleichgewichts der Krifte zwischen Politik und Medien. Lanz wech-
selt auf die Seite der politischen Macht, indem er ihr (alternativloses) Denken
absolut setzt. Sein Versagen im Interview mit Sarah Wagenknecht macht ihn zur
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Zielscheibe fiir die Unzufriedenheit des Publikums. Es operiert nach einer offenbar
erfolgreichen Devise: ,,Wer zahlt, schafft an“ und will nur noch zahlen, was gefallt.

Eine Online-Petition hat 233.355 Stimmen gesammelt (vgl. Miiller 2014), die
das ZDF dazu auffordert, den Moderator Lanz zu entlassen. Hier gewinnt der
Vertrauensverlust gesellschaftlicher Institutionen eine neue Qualitdt. Die Biirger
wechseln die Register, wie sie ihren Unmut bezeugen. In der Anonymitét einer
Online-Petition verwandeln sie sich in situative Aktivisten.> Diffuse Vorbehalte
werden kampagnenfihig, eine neue, bisher unvorstellbare ad-hoc-Konstellation
zeichnet sich ab: das fragile Biindnis zwischen jungen, gut Ausgebildeten, die sich
um Aufstiegsversprechen betrogen sehen, mit eher schlecht ausgebildeten preka-
risierten Personen, die kaum noch iiber die Runden kommen (vgl. Mason 2012).
Das gemeinsame Engagement kommt ohne groBe Organisationsprobleme zustan-
de: wenige Mausklicks verbinden — und geniigen.

Paradigmenwechsel

Der Medienmarkt kommt in Bewegung. Jetzt geht es nicht mehr um die Front-
stellung zwischen alten analogen und neuen digitalen Medien. Vordergriindig geht
es auch nicht mehr um Geschéftsmodelle. Die Huffington Post hat es vorgemacht,
andere, wie der angesehene Blogger Andrew Sullivan, ziehen nach. Autoren und
Journalisten verwandeln sich in mediale Marken, indem sie eine Community auf-
bauen, die sie finanziell unterstiitzt. Als Anchormen zeichnen sie sich aus durch
einen besonderen Stil, ein klar konturiertes Themenprofil und eine medial kontu-
rierte personliche Marke. In Deutschland hat Dieter Hildebrandt mit Stérsender
TV (vgl. Hildebrandt 2013) gezeigt, was moglich ist. Harald Schmidt kdnnte nach
seinem Abschied von Sky der néchste sein, der eine eigene Plattform aufbaut.
Mal entsteht so ein Konzept, salopp gesagt, als line extension, mal disruptiv.
Mal springen alte Hasen aus der alten Erfolgsfurche. Mal hoppelt ein junger Hase
in die Manege. So lieBe sich der Anfang von Tilo Jungs Format , Jung & Naiv*
(vgl. Jung 2013) beschreiben. Er hat praktisch mit nichts begonnen. Aber auch das
ist bei genauerem Hinsehen nur so ein Griindungsmythos. Seiner Stunde Null ist
manches vorausgegangen: ein Auslandsjahr auf einer amerikanischen Highschool
wihrend George W. Bushs Irakkrieg, viele Jahre, schon wihrend der Schulzeit
in Mecklenburg, als Lokalreporter beim Nordkurier, ldngere Zeit auch als freier

3 Der Fernsehkritiker Stefan Niggemeier begleitet die TV-Karriere von Markus Lanz mit
besonderer Aufmerksamkeit (vgl. Niggemeier 2014).
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Mitarbeiter beim Medienmagazin des rbb in Berlin. Zeiten des Lernens, des Beob-
achtens und einer reifenden Entschlossenheit, es anders zu machen. Ganz anders.

Zuerst entwickelte er aus der Not als Tugend die Idee, den eigenen Namen als
Marke zu nutzen: Jung — das verwandelt sich in einer alternden Gesellschaft schon
fast automatisch in Kapital — und naiv, weil es genug Besserwisser da drauBen
gibt, denen kaum einer mehr iiber den Weg traut. So stand der Absender fest: das
Format ,,Jung & Naiv*. Nur an wen wiirde sich dieses Format wenden: an die, die
schon alles gesehen haben, die also nichts mehr {iberrascht? An die abgekoppelten,
fuBkranken Hintersassen der Republik? Oder ging es nicht darum, noch genauer
hinzuschauen, auf welche Haltung die Medien bei ihren Rezipienten stoBen: Uber-
identifizierte, die jeden Leitartikel ihres Leibblatts fett markieren, Norgler und
Absender von seitenlanger Querulantenpost oder Trolls aus den Onlineprérien?
Die, die schon alles wissen, oder die, die nichts mehr hinter dem Ofen hervor-
lockt? Auch zwischen diesen Extremen zeigte sich bei genauerem Hinsehen eine
Gemeinsamkeit: Irgendwie wirken sie alle desinteressiert. Aber wagen Sie mal,
das genauso auszusprechen. Flammender Protest scheint garantiert — als Kehrseite
augenblicklicher Begeisterung (vgl. Jung 26. Januar 2014). Jemanden als ,,des-
interessiert™ abzustempeln, lockt ihn oder auch sie aus der Reserve. So kam der
Untertitel des Formats zustande: ,,Politik fiir Desinteressierte”. Marke und Mar-
kenbindung passten schon perfekt zusammen, noch bevor die erste Folge online
ging. Als Probe aufs Exempel sammelten Tilo Jung und sein Produzent Alexander
Theiler tiber die Plattform ,,Krautreporter” iiber 6000 € als Startkapital ein (vgl.
Krautreporter 15. April 2013).

Paradoxe Intervention

Nun sind die schonste Marke und auch ein bisschen Startkapital nicht genug, um
im Medienmarkt mehr als ein bisschen Anerkennung einzusammeln. Es bedarf
schon eines dramaturgischen Konzepts, das den Anspruch beglaubigt, tatséchlich
anders als die anderen zu sein. Wer in priagenden Jahren die erfolgreichen ameri-
kanischen TV-Formate von Stephen Colbert, Jon Stewart und dann auch noch zur
richtigen Zeit House of Cards nur genau genug studiert hat, schaut auf das deutsche
Fernsehen wie ein Alien. Dieser Ernst der Deppendorfs, Beckers, Schaustens und
Waldes, wo kommt der her? Wie spielen sie das? Oder weisen sie das Ansinnen
zuriick, dass sie eine Rolle spielen? Wire es moglich, auf ihren ernsten Ernst mit
einer Figur zu antworten, die glaubhaft naiv ist? Gibt es in der deutschen Kultur
des Rechthabens um jeden Preis eine noch unwahrscheinlichere Figur als die eines
naiven Nichtswissers?
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Mit diesen Uberlegungen ist das dramaturgische Potenzial des ,,Jung & Naiv*-
Formats umrissen. Sein Interviewer agiert als fiktive Figur, als Spieler, aber als ein
lernender Spieler. Er referenziert damit zugleich die erfahrenen Profis als uneigent-
liche Spieler, als Akteure, die eine Rolle spielen, ohne sich dieser Rolle in entschei-
denden Augenblicken wirklich bewusst zu sein. Messieurs dames, faites vos jeux!

Wie sieht das Spiel tatsdchlich aus? Tilo Jungs Figur riickt ihren Gesprichspart-
nern (Politiker, Journalisten, Fachleute) sehr nahe, manche, US-erfahren, sagen: zu
nah (vgl. Neubauer 22. August 2013). Die Néhe erzeugt, nichstes Paradox, einen
offenen Raum. Anfangs scheint dieser Raum nicht sichtbar. In den ersten Wort-
wechseln jedes Gesprachs merkt man das, wenn die Gesprachspartner noch an ihren
Skripten kleben. Fast unmerklich weitet sich der Raum. Dazu trdgt auch das Duzen
bei. Kleine Interjektionen wie ein ,,ach®, oder ein ,,echt” oder ein erstauntes ,,nein®
wirken wie eine Ermunterung und Ermutigung, holen die Gespréchspartner aus der
Reserve und bringen sie in einen eigenen Rhythmus des Redens iiber ihr Metier.

Der naive Moderator holt das Reden tiber Politik aus der Abseitsfalle der politi-
schen Schlagworte und der ihnen zugrunde liegenden Skripte. Das hat etwas Ent-
waffnendes, manchmal sogar etwas Befreiendes. Das éndert nicht die Politik, auch
nicht ihre Akteure, aber es dndert eine Haltung zur Politik. Deshalb ist Jung & Naiv
nicht nur ein Politikformat. Praktiker aus dem weiten Feld der politischen Bildung
konzedieren ihm Beitrdge zur politischen Bildung in Deutschland. Jung & Naiv
ist auch ein politisches Unterhaltungsformat, vergleichbar den groBen amerikani-
schen Vorbildern Jon Stewart und Stephen Colbert.

Jetzt versetzen wir uns in die Rolle eines Gespriachspartners. Vielleicht hat er
zur Vorbereitung die eine oder andere Folge schon gesehen und glaubt zu wissen,
worauf er sich eingelassen hat. Da aber kommt so ein Parsifal aus Nordostdeutsch-
land und riittelt an den Stében der alten journalistischen Formatkéfige, die ihn nicht
reinlassen, ihn nicht anpassen an ihre Routinen, an ihren zynischen Blick auf die
Welt, die sie am liebsten, so wie sie ist, konservieren wollen, obwohl sie ihnen
langst entglitten ist und die eigenen tradierten Rollen langsam, aber sicher kaputt
macht. In ihre Kéfige ist dieser Parsifal zum Gliick nicht hineingekommen und hat
sich auf den eigenen Weg gemacht, an die eigene Idee geglaubt. Inzwischen, nach
112 Folgen, hat dieser Wiedergénger eines reinen Tors eine eigene Tafelrunde von
Fachleuten, die ihm dabei behilflich sind, komplexe Themen unserer Welt fiir den
Naiven rollengerecht zu dekonstruieren.

Mit dem Bild des Parsifal verbindet sich nicht nur der reine Tor, sondern auch
derjenige, der die todliche Wunde des Gralskonigs mit der gleichen Waffe zu schlie-
Ben hilft, die sie geschlagen hat. Wir kdnnen ohne sonderliche Miihe Wolfram von
Eschenbachs Konig Amfortas mit dem iiberkommenen Journalismus vergleichen.
Er ist waidwund. Die Wunde hat er sich selbst zuzuschreiben. Mit dem Wieder-
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ganger Parsifals kommt einer des Weges, der fiir sich, fiir das eigene Rollenspiel,
einen Weg gefunden hat und damit den anderen etwas Neues vormacht. Es ist nicht
nur das andere Fragen, der scheinbar affirmative Tonfall. Es steckt mehr dahinter
als die naiven Fragen und das nervose Zucken eines Fulies.

Tilo Jung verhilft durch die Reduktion auf das Naive seiner Figur seinen Ge-
sprachspartnern zu einer Erinnerung an die eigene Sehnsucht nach Freiheit, die ein-
mal am Anfang ihrer Laufbahn gestanden haben mag. Er schleicht sich mit seinen
Fragen in ihr Gemiit. Dann kommt der Augenblick, in dem sie des Kéfigs gewahr
werden, in dem sie heute sitzen. Von auf3en streicht da einer an den Gitterstiben
vorbei, bis sie von innen daran zu riitteln beginnen, indem sie fiir die Dauer einer
halben Stunde das auf den Leib gewachsene Korsett (oder ihre Skripte) ablegen.
Es gibt fast kein Interview, in dem diese Metamorphose nicht zu beobachten ist.
Aus der Psychoanalyse kennt man diesen Augenblick, wenn die Ubertragungs-
widerstinde durchlédssig werden (vgl. Morgenthaler 1978). Gleichwohl bleibt ein
offenes Ende. Es mag gute Griinde dafiir geben, dass die Gesprichspartner die
Anfangsgriinde ihrer politischen Laufbahn verworfen, aber nicht vergessen haben.

So gelangt ein weiteres Paradox in den Blick. Aus dem Blickwinkel der Profis
wirken viele Gespréache irgendwie harmlos und wie PR-Geschenke flir teilnehmen-
de Politiker. Irgendwie sehen sie alle gut aus und das nicht etwa deshalb, weil hier
mit Tilo Jung ein falsch deklarierter PR-Berater an die Arbeit ginge, sondern weil
ein ganz anderes Ziel in den Blick riickt: die politisch Desinteressierten ernster zu
nehmen, als sie sich selbst wahrnehmen. So leisten die Jung & Naiv-Gespriache
auch einen Beitrag zum Re-Empowerment politisch mehr oder weniger Desinte-
ressierter.

In zehn Jahren wandert das ,,Jung & Naiv“-Archiv Tilo Jungs ins Deutsche
Historische Museum. Seine Gespriche illustrieren den Sprachverlust der Politik
in Tateinheit mit dem Versuch, ihm durch einen naiven Bypass beizukommen: ein
anderes Reden iiber Politik zu ermdglichen, das heifit, die politische Alternativen
wieder deutlicher zu markieren. Jungs Gespréiche illustrieren in ihrer perfekten
Insuffizienz die rhetorische Performanz der postdemokratischen Epoche (vgl.
Crouch 2008).

Die spezifische Qualitdt des Formats besteht schlieSlich darin, dass die naive
Figur von Folge zu Folge zu lernen scheint: ,,Ah, das habe ich von xyz gelernt®,
sagt Tilo Jung — und illustriert den meta-naiven Glauben an ein sukzessiv zustande
kommendes enzyklopddisches Werk, seine Figur vollzieht eine Entwicklung und
appelliert implizit an sein Publikum, an diesem Lernprozess teilzuhaben.

Das dramaturgische Format ist spielerisch noch nicht ausgereizt. Es kann Situ-
ationen geben, die auch die naive Figur sprachlos machen. Darin konnte sie ihre
Bewihrungsprobe erleben: dem Druck des Sprechens zu widerstehen und mit dem
eigenen Schweigen das politische Reden zu beantworten.
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Ein systemtheoretisch orientierter Beobachter schrieb dazu:

das Wechselspiel zwischen Politik und Journalismus sabotiert solche Versuche stén-
dig, weil Journalisten ein &hnliches Problem haben wie Politiker: Die Produkte bei-
der Seiten sollen fiir viele wéhlbar, bzw. kéuflich sein, wobei die strenge Regel gilt,
dass Politik nicht kauflich sein darf und Journalismus nicht staatstragend, dabei ist es
gerade die Strenge dieser Regel, die jeden Zweifel an ihr befordert.

Eine jede Inszenierung, durch die sowohl Politiker als auch Journalisten beobacht-
bar werden, muss darum aus einem fiktiv gedachten Mittelwert des Darstellens- und
Berichtenswerten einen Allgemeinwert machen, um jeweils die allein fiktive GroBe
,,des Wihlers®, bzw. ,,des Lesers*, ,,des Zuschauers® erreichen zu konnen. Das ist mit
vielen Risiken verbunden, weil sowohl Politiker als auch Journalisten auf kapital-
intensive Machtapparate angewiesen sind: Politiker brauchen Parteien, Journalisten
Sendeanstalten oder Verlage. Diese kapitalintensiven Machtapparate miissen sich
standig um sich selbst kiimmern, miissen unterhalten werden und benétigen dafiir
dringend die Rechtfertigung ihrer Existenzberechtigung durch Verweis auf andere
und anderes. Politiker engagieren sich fiir Wéhler, Journalisten fiir Rezipienten und
daraus resultiert das bekannte Wechselspiel, weil beide Seite dhnliche Problemsitu-
ationen zu bewiltigen haben: sie miissen fiir Abwesende und Unbeteiligte produ-
zieren, weil sie auf deren Partizipationsbereitschaft angewiesen sind, ohne dass sie
partizipieren konnten. Denn durch das bekannte Spiel wird genau die Instanz ausge-
schlossen, um die es eigentlich geht.

Das Wechselspiel zwischen Journalismus und Politik gleicht daher eher einem routi-
nierten Ping-Pong-Spiel, das genauso von Sprech- und Schreibautomaten aufgefiihrt
werden konnte.

Was wire nun, wenn in dieses ausbalancierte Wechselspiel ein Ungleichgewicht
Eingang findet? Wenn also ein Journalist anféngt, sich nicht mehr an die bekannten
Regeln zu halten? Tilo Jung tut dies, ohne dabei selbst 6bszén zu wirken. Vielmehr
setzt er sich der Lacherlichkeit aus; er gibt mit seinem Verhalten jeder Kritik statt
und sabotiert sie dadurch, weil jede Kritik an seinem Interviewstil genauso leicht und
daher unprofessionell zu fomulieren ist wie dieses Verhalten selbst. (...) Was sollte
man von einem Politiker in Erfahrung bringen kdnnen, was sollte er noch sagen, das
nicht auch von einem Sprechautomaten gesagt werden konnte? Das Verhalten des
Journalisten durchkreuzt die gewohnten und automatisierten Sprech- und Schreib-
automatismen des Journalismus und macht damit den Politiker auf ungewohnte
Weise beobachtbar.

Der Journalist kann das versuchen, weil er keinen kapitalintensiven Machtapparat
hat, auf den er Riicksicht nehmen muss. Er hat YouTube.

Zweifellos wirkt der Journalist ldcherlich, unprofessionell. Das wiirde er nicht
bestreiten. Aber beobachte mal den Politiker! (Kusanowsky 2013)

Methodische Vertiefung

Im Sommer 2013 erweiterte Tilo Jung sein Format um eine eigene Online-Reihe
mit Video-Chats auf der Plattform Google +. Dieses Projekt wurde von Google
Deutschland als Sponsor gefordert.
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In den Chats fungiert Tilo Jung als Moderator, bringt unterschiedliche Giste
miteinander ins Gespréch. Dabei steht er vor einer ganz anderen Herausforderung.
Denn in den Video-Chats gibt es keine Tuchfiihlung. Kein Du kann 5000 km. Dis-
tanz zu einem Gespréachspartner in Ostafrika tiberbriicken. Aber auch in diesen mo-
derierten Gesprachen kommt es genau darauf an: Nihe herzustellen, Kontroversen
zu ermoglichen, Unterschiede sichtbar zu machen, so etwas wie einen Lernprozess
zu komplexen Themen zu ermdglichen.

Das stellt den Moderator vor eine ganze Reihe zusitzlicher Aufgaben, denn
in diesen Chats kann er eine Vielzahl weiterer Stimmen einbinden. Das Online-
Publikum kann auf das Gespréich mit eigenen Fragen reagieren und hat zudem die
Moglichkeit, die Fragen anderer Zuschauer zu bewerten. So kommt eine situative
Partizipation zustande, die gewiss nicht Mafstiben reprisentativer Demokratie
geniigt, aber eine andere Qualitdt gewinnt als die opake Auswahl von Zuschauer-
reaktionen in den einschldgigen TV-Formaten.

Die Partizipation einer mitunter recht zahlreichen Zuschauerschaft fordert den
Moderator buchstéblich heraus. Thm werden wie einem Jongleur unentwegt neue
Gegenstiande zugeworfen, die er in den Prozess des gleichzeitig stattfindenden
Gesprachs mit seinen Gésten einspielen kann. Das geschieht vollig ohne Skripte
und hat eine erstaunliche Virtuositdt erlangt, die auch erfahrene Medienkritiker
erstaunt. Sie loben, da habe jemand zum ersten Mal verstanden, wie Online-Dis-
kussionen fruchtbar gemacht werden konnen (vgl. Hack 11. Dezember 2013).

Ausblick

Das Format Jung & Naiv steht jetzt vor mehreren Bewdhrungsproben: einer sechs
Monate langen zweiten Staffel im terrestrischen Fernsehen bei dem TV-Sender
joiz, der weitsichtigen Auswahl interessanter Gesprichspartner und dem langfristi-
gen Ausbau des Video-Chat-Formats.

Die dramaturgische Leitidee der naiven Interviewer-Figur erlaubt keine Routi-
nen. Wer sie glaubhaft verkdrpern will, darf sich nicht durch die eigenen Routinen
gegen die spielerische Offenheit panzern. Auch die Lernerfolge der Figur — und
damit ihres Publikums — stehen unter kritischer Beobachtung. Ist das Format nicht
doch bloB eine dieser Medienblasen, wie sie kommen oder wieder gehen?

Dariiber entscheidet nicht allein der eigene Ehrgeiz. Das hiangt auch davon ab,
sich von dem, was medial der Fall ist, weiterhin fruchtbar irritieren zu lassen, dar-
auf immer wieder neue und iiberraschende Antworten zu geben.
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Vom fehlenden Biirgersinn, der Politik
das Zumutbare abzuverlangen

Werner Schulz

Elan, Verdnderungswille oder gar Revolutionsgeist sind keine starken deutschen
Erbanlagen. Es mag am Temperament oder Nationalcharakter liegen. Schon Hein-
rich Heine, der sich so sehr nach einer deutschen Biirgerrepublik sehnte, hat beim
Anblick deutscher Auswanderer geschrieben: ,,Ich schwore es bei allen Gottern
des Himmels und der Erde: Der zehnte Teil von dem, was jene Leute in Deutsch-
land erduldet haben, hétte in Frankreich 36 Revolutionen hervorgebracht und 36
Konigen die Krone mitsamt Kopf gekostet™ (Heine 1834).

Unsere Geschichte hat kaum erfolgreiche Revolutionen zu bieten. Selbst die
friedliche Herbstrevolution 89 war streng gesehen nur eine halbe, weil sie nur
in Ost-Deutschland tiefgreifende Verdnderungen bewirkt hat. Der demokratische
Aufbruch im Osten wurde als Systemzusammenbruch verkannt und fand keine
gesamtdeutsche Fortsetzung. Der Einheitskanzler rief die Allianz fiir Deutschland
aus, die offenbar in Ost und West als grof3e staatliche Versicherung aufgefasst wur-
de. Danach kam die groB3e Enttduschung. Nicht umsonst wurde ,,Politikverdrossen-
heit” zum Wort des Jahres 1992. Das Wort ist zwar in den Hintergrund getreten,
nicht aber das Phdanomen. Aus Politikverdrossenheit ist Politikverachtung gewor-
den. Aus dem Biirger wurde der Wutbiirger. Auf der Strecke blieb das, was uns
heute fehlt: Direkte Demokratie.

Willy Brandts Vorsatz ,,Mehr Demokratie wagen* klang beim Autokanzler Ger-
hard Schroder eher nach: ,,Mehr Volkswagen®. Was er mit dem VW-Vorstand Peter
Hartz und der Griindung einer Beraterrepublik auch geschafft hat. Noch immer
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herrscht in Deutschland Misstrauen gegeniiber dem Volk, eine hausgemachte Ple-
bisphobie. Der Aufschrei und demokratische Daueranspruch ,,Wir sind das Volk*
ist nicht erfiillt. Unser Staat hat zwar volle Souverénitit wiedererlangt, doch halt
man den Souverdn — gerade im Vergleich zu unseren Nachbarn und deren Abstim-
mung {iber die EU-Verfassung — offenbar fiir unreif. Hier war die rot-griine Regie-
rung dagegen, die schwarz-gelbe ebenso und bei der schwarz-roten wird es nicht
anders kommen. Diese Rolle wechselt je nach Bedarf und Couleur. Womit sich
die Frage stellt, was eine Partei eigentlich zur Volkspartei qualifiziert, die Volks-
begehren und Volksentscheide ablehnt, obwohl das 80 % der Bevolkerung wollen?

Einfliihrung von direkter Demokratie

Deswegen sollte das erste zumutbare Verlangen einer aktiven Biirgergesellschaft
die Einfiihrung der direkten Demokratie auf Bundesebene sein. Dies konnte hel-
fen, das doppelte Misstrauen abzubauen, das darin besteht, dass die Parteien dem
Volk nicht trauen und das Volk den Parteien nicht traut. Das bedeutet nicht die
Abschaffung der reprisentativen Demokratie, kein Ersatz, sondern Erweiterung
und Ergénzung — ein zweites Standbein der Demokratie. Das bedeutet kein Allheil-
mittel gegen alle Unzuldnglichkeiten, Pannen und Skandale, sondern vielmehr den
Versuch, dem demokratischen System neue Energien zuzufiithren und so der Politik
durch Volksbegehren, Volksentscheid und Referendum Beine zu machen, Fehlent-
scheidungen zu korrigieren oder einfach Kommunikationsbedarf anzumelden.

Besser ist es, wenn die Stimmen der berithmten ,,Menschen drauf3en im Land“
nicht nur alle vier Jahre in die Urne, sondern auch direkt ins Parlament kommen.
Das diirfte dem schwichsten Glied unserer Demokratie, dem Parlament, gut tun.
Ohne direkte Demokratie erhalten die Parteien ein AusschlieBlichkeitsrecht als
Mittler zwischen Biirger und Politik. Dies beglinstigt iiberhdhte Spenden, schwar-
ze Kassen und Skandale.

Kommunal funktioniert die direkte Demokratie bereits, kommunal hat es seit
1990 eine regelrechte Erfolgswoge gegeben. Den Auftakt machten die von der frei
gewihlten Volkskammer verabschiedete Kommunalverfassung und die im Zuge
der Barschel-Affire novellierte Gemeindeordnung in Schleswig-Holstein. In ra-
scher Folge schlossen sich die anderen Lénder an. Heute gibt es iiberall Kom-
munalordnungen, die Biirgerbegehren und Biirgerentscheide ermdglichen, heute
findet die Direktwahl oder Abwahl von Biirgermeistern statt, heute gibt es gute
Erfahrungen und Neues zu berichten, etwa zum Biirgerhaushalt im Berliner Stadt-
bezirk Lichtenberg.
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Auf Landesebene ist der Boom in Erniichterung umgeschlagen. Zu hohe Hiir-
den bzw. Beteiligungsquoren, zu komplizierte Verfahren und die Ausklammerung
von finanziellen Fragen bremsen das Engagement der Biirgerinnen und Biirger.
Dabei zeigen Erfahrungen aus der Schweiz und den USA, wo Haushaltsfragen
durchaus einem Volksentscheid unterzogen werden, dass die Biirger viel sparsamer
sind als die Politiker, dass sie ihren Staatshaushalt ldngst nicht so in die Verschul-
dung treiben wie die auf sich allein gestellten Politiker.

Auf Bundesebene ist die direkte Demokratie bisher nicht zustande gekommen.
Zuletzt ist sie am 7. Juni 2006 gescheitert — trotz einer Mehrheit im Bundestag,
allein durch die Sperrminoritit der CDU. Eigentlich kdnnte unsere Demokratie
in guter Verfassung sein. Die Bundesrepublik Deutschland ist der liberalste und
stabilste Staat, den wir je hatten. Und dennoch gibt es ein verschlepptes Problem:
Zwar besagt Artikel 20 des Grundgesetzes: ,,Alle Macht geht vom Volk aus“ —
doch gilt es, den Sarkasmus zu widerlegen, demzufolge sie nie dahin zuriickkehre.
Der gleiche Artikel verweist darauf, dass die Staatsgewalt vom Volk in Wahlen und
Abstimmungen ausgeiibt werde. Doch direkte Demokratie durch Abstimmungen
ist eine seit iiber 50 Jahren unerfiillte Forderung des Grundgesetzes. Es stellt sich
also nicht die Frage, ob wir die direkte Demokratie einfithren sollen oder nicht. Wir
brauchen nur das zu tun, was im Grundgesetz steht.

Die Angst vor Volksentscheiden war auch der Grund dafiir, den Verfassungs-
entwurf vom Runden Tisch im Zuge der deutschen Einheit zu verwerfen. Daraus
folgte die ,,Bauch-iiber-Kopf-Vereinigung* — der Beitritt nach Artikel 23 — und
nicht die Erflillung des historischen Auftrages nach Artikel 146 des Grundgeset-
zes: ,,Dieses Grundgesetz [...] verliert seine Giiltigkeit an dem Tage, an dem eine
Verfassung in Kraft tritt, die von dem deutschen Volke in freier Entscheidung be-
schlossen worden ist*. Das hitte der Einfiihrung von Plebisziten entsprochen und
mehr {iber unsere demokratische Reife ausgesagt hitte als all” die Sonntagsreden
zum Tag der Deutschen Einheit. Welches Ereignis wire besser als dieses dazu ge-
eignet gewesen, die lang gehegte Verpflichtung zu erfiillen? Die beriihmten ,,Miit-
ter und Viter des Grundgesetzes* hatten diesen Artikel in geradezu prophetischer
Weitsicht fiir den Gliicksfall vorgesehen, dass sich das durch den Krieg geteilte
Volk wieder zusammenfinde. Strenggenommen haben wir noch immer keine Ver-
fassung, sondern ein bewihrtes Bonner Provisorium, weil der Politik bis heute der
Mut fehlt, das Volk iiber sein ,,Grundgesetz abstimmen zu lassen. Riickblickend
ist ein unrithmlicher Reigen der Versagung eines verfassten Rechtes zu sehen —
seien es die Ablehnung des Kuratoriums fiir einen demokratisch verfassten Bund
deutscher Lander oder die diirftigen Ergebnisse der Verfassungskommission An-
fang der 90er Jahre.



272 W. Schulz

Die Ermutigung der Akteure

Aber wie kommen wir zu mehr Partizipation? Wer bewaltigt den Durchbruch? Wer
sind die Akteure? Leider sind wir in Deutschland daran gewohnt, dass die Politik
von oben kommt. Hochinteressant, wie der Obrigkeitsstaat im Gedéchtnis geblie-
ben ist. Hochste Glaubwiirdigkeit haben heutzutage in Ost und West Polizei und
Justiz. Das sagt viel liber den Vertrauensverlust von Politikern, Parteien, Kirche,
Gewerkschaften, Medien aus, aber auch iiber das Selbstbewusstsein der Staats-
biirger. Hinzu kommen Slogans, dass wir, ,,das eine Volk®, ,jetzt Papst sind* und
,Du und Du Deutschland bist“; Slogans, die eher Geistesverwirrung als Aufbruch
fordern. Doch es gibt auch neue Zeichen fiir Partizipation. Die Biirger nehmen
nicht mehr alles hin. Proteste vor Ort wie gegen den Bau des Stuttgarter Haupt-
bahnhofes oder gegen die Dresdener Waldschlosschenbriicke fithren langsam zu
verdnderten Sichten der Politik. Bemerkenswerter Weise ergaben in den genann-
ten beiden Fillen die Biirgerbeteiligung ein Votum fiir die Projekte. Wihrend die
Olympiabewerbung in Bayern geradezu grandios an der Biirgermeinung scheiterte.

Bei allen Forderungen, die an die Politik gestellt werden und zu stellen sind: Es
geht nur mit der oft beschriebenen und gelobten aktiven Biirgergesellschaft, mit
der Ermutigung und der Befdhigung der Akteure. Diese sind dringender als der
aktivierende Staat. Aber wo lernt man Freiheit, wo lernt man Demokratie? Unse-
re Gesellschaft versagt bei der Vermittlung ihrer Spielregeln. Wer einem strategi-
schen Spiel wie Schach zuschaut, ohne die Regeln zu kennen, wird sich abwenden.
Leider lernt man Demokratie in Deutschland fast nur im kalten Wasser, wenn man
sich bewegt, sich kiimmert.

Ohne Biirgerinnen und Biirger gibt es keine Biirgergesellschaft. Diese Feststel-
lung ist keineswegs so trivial und tautologisch, wie sie im ersten Moment klingt.
Die Dominanz von Wirtschafts- und Marktkategorien fiihrt dazu, dass wir im All-
tag mehr als Konsumenten, Kunden und Klienten statt als Biirger existieren. In
der Dienstleitungsgesellschaft wird offenbar auch Politik als Dienstleistung, als
Service betrachtet. Man spricht nicht umsonst vom politischen Betrieb, als handele
es sich um E.ON oder Siemens.

Die Biirgergesellschaft ist aber keine Outsourcing-GmbH, kein Ausfallbiirge
fiir alle moglichen Ausfallerscheinungen des Staates, der ehrenamtliche Biirger-
arbeit leistet.

Die Biirgergesellschaft wird gelingen als ein Akt der Neubegriindung und der
Wiederaneignung der Demokratie und des Sozialen — oder sie wird nicht gelingen.
Sie wird nur als Leitbild einer aktiven und guten Gesellschaft, als ,,res publica®,
die zu gemeinsamen Anstrengungen motiviert, die gewlinschten Erfolge bewirken,
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und ,,res publica® meint hier die 6ffentliche Sache von autonomen, freien und ver-
antwortlichen Biirgern.

Deswegen geht es nach 25 Jahren der Wiedervereinigung um die Wiederbele-
bung der Gesellschaft. Wir miissen von der Biirgermiidigkeit zur Biirgermiindig-
keit finden und davor keine Angst haben.

Und wenn Politik das Bohren dicker Bretter ist, dann entsprechen der Kampf
um direkte Demokratie und die Entwicklung der Biirgergesellschaft dem manu-
ellen Durchreiben einer deutschen Eiche. Hier ist jeder gefragt, von Biirgerini-
tiativen bis zum Biirgerkonvent. Bekanntlich haben wir weniger Erkenntnis- als
vielmehr Umsetzungsprobleme. Wie eingangs erwahnt, macht es wenig Sinn, auf
Revolutionen zu setzen, auf eine neue Generation von Steinewerfern oder auf ein
Lichterkettenrevival zu warten.

Wir diirfen die Politik nicht den Berufsdemokraten
tiberlassen

Zum Gliick gibt es im ,,Land der Ideen“ genug Uberlegungen, wie unsere Politik
besser und unsere Demokratie breiter werden kdnnte. Ich weil es natiirlich auch
nicht besser als all die klugen Kopfe, die sich in diesem Buch und anderswo Ge-
danken gemacht haben. Vielleicht sollte man wie Klaus Kinski zur Publikumsbe-
schimpfung iibergehen, um die Zuschauerdemokratie aufzuldsen. Jedenfalls diir-
fen wir die Politik nicht den Berufsdemokraten iiberlassen.

Das Verhiltnis Staat — Gesellschaft — Biirger bedarf einer neuen Ausrichtung.
Es gilt, das Grundmissverstdndnis auf allen Seiten auszurdumen, Staat und Politik
konnten mit etwas gutem Willen die heute in sie gesetzten tiberbordenden Ansprii-
che und Erwartungen erfiillen. Wir brauchen den 6ffentlichen Diskurs und die Ver-
stindigung iiber die Richtungsbestimmung der Politik. Nicht die kleinen Schritte,
sondern das Schrittmal, die Erkennbarkeit der Richtung ist entscheidend!

Es gilt, die Schutzfunktion des Staates, die Losungszustidndigkeit der Zivilge-
sellschaft und die Eigenverantwortung des Biirgers zu kldren. Das heifst Neube-
stimmung der staatlichen Aufgaben und Kompetenzen, Reduzierung der Ansprii-
che der Biirger an den Staat. Denn gute Politik misst sich nicht an der Héhe und am
Umfang der staatlichen Aus- und Aufgaben. Wir brauchen keinen allumfassenden
Fiirsorgestaat, denn der fiihrt leicht ins vormundschaftliche Stadium. Wir brauchen
mehr Freiraum fiir Partizipation, Selbstorganisation und Selbstbestimmung. Frii-
her, in dem halben Land, aus dem ich komme, hie3 das mal: ,,Arbeite mit, plane
mit, regiere mit!* Angeblich stirbt die Hoffnung zuletzt — aber vielleicht lebt dann
die Utopie noch.
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Ohne Parteireform gibt es keine Reformpolitik

Vorher miissen wir allerdings das Hauptkniuel aller Ubel 16sen — den Parteienfilz.
Um es vorweg und aus interner Einsicht zu sagen: Ich habe keine Hoffnung auf
Fortschritte der innerparteilichen Demokratie. Die hat im Gegenteil eher abgenom-
men: Die Mitglieder haben kaum noch Einfluss; Abgeordnete und deren Mitarbei-
ter aus Bundestag und 16 Landtagen sind die zahlenméBig grofite Gruppe der so-
genannten Basis; das Programm wird von einer kleinen Expertengruppe erarbeitet
und vom Vorstand abgesegnet; das Image wird von professionellen Werbeagentu-
ren in Richtung vielversprechend und inhaltsleer gestylt — die Wahlkampfplakate
und Flyer erinnern an Georg Christoph Lichtenbergs Annonce: ,,Biete Messer ohne
Klinge, an welcher der Griff fehlt“. Im Vergleich zur Kiir der Parteivorsitzenden ist
die Papstwahl eine transparente, streng demokratische Veranstaltung.

Den letzten GroB3versuch, es den Altparteien zu zeigen, habe ich vor Jahren
schon mit den Worten ,,Ach Du Griine 90 iiberschrieben. Aber das ist eine eigene
Geschichte. Ich bin kein Anhdnger der These, man miisse in eine Partei eintreten,
um sie von innen zu verdndern. Hier wird der berithmte Sand im Getriebe nur
zerknirscht. Auch mein Freund Matthias Platzeck, der Vaters Rat: ,,Wenn schon
in eine Partei, dann moglichst an die Spitze befolgt hat, hat erleben miissen, wie
nervenaufreibend das wird.

Wenn es stimmt, dass sich die Parteien den Staat zur Beute gemacht haben,
dann sollte man nicht darauf hoffen, dass sie freiwillig davon abgeben. Druck und
Impulse miissen von aulen kommen. Es gilt, die Parteien zu iiberzeugen, dass es
um ihren Selbsterhalt geht. Sie glauben zwar, alles fest im Griff zu haben, aber
ihre Mitgliederbasis ist schwach und im Riickgang, die Identifikation in der Wéh-
lerschaft nimmt ab, die Problemldsungskompetenz ist begrenzt, und im Inneren
herrscht eine Funktiondrskaste, fiir die der Machterhalt Maf3stab der Politik ge-
worden ist.

Es gibt mindestens 2073 Arbeiten und Untersuchungen iiber die Legitimations-
krise der Parteien, den Parteienstaat und dessen Verkrustung. Deswegen will ich
nur Vorschldge aufgreifen, die mir am wirkungsvollsten erscheinen, um diese
Missstinde abzubauen. Am besten wire es, das Parteiengesetz mit dem Grund-
gesetz in Ubereinstimmung zu bringen, damit die Parteien bei der politischen Wil-
lensbildung des Volkes nur mitwirken und nicht, wie es im § 1 Parteiengesetz ge-
regelt ist, diese ganz iibernehmen.

Hilfreich wiire schon eine Anderung des Wahlrechts, die Stichworte lauten hier
Kumulieren und Panaschieren. In Bayern entscheiden die Wahler dariiber, in wel-
cher Reihenfolge die Kandidaten auf der Liste stehen. Das hat schon manche Kar-
riere gerettet und die Absprachen der Fiihrung durchkreuzt. Vom Vorschlag, eine
Vorwahl, eine Art ,,primaries” durch die Wahler zu veranstalten, halte ich wenig.
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Wichtig wire hingegen, dass der Einfluss der Mitglieder gestarkt wird, durch Weg-
fall des Delegierungsprinzips und durch Urwahl der Kandidaten bis hinauf zum
Vorstand, zum Beispiel im Internet.

Nach der schlechten Wahlbeteiligung der letzten Landtagswahlen ist der Ruf
nach Wahlpflicht laut geworden. Auch davon halte ich wenig. Denn Wéhlen ist
nicht Pflicht, sondern Recht, blutig und opferreich erkdmpft. An niedriger Wahl-
beteiligung ist noch keine Demokratie gescheitert. Die hohe Zahl von Nichtwih-
lern ist nicht nur Vertrauensverlust und Ausdruck von Protest — sondern oft eine
unproblematische Form des Egalseins. Wer sich nicht fiir eine Partei entscheidet,
signalisiert implizit, dass er mit jeder Entscheidung, die andere treffen, leben kann.
Parteien beklagen die schlechte Wahlbeteiligung und profitieren anschlieBend von
der Verteilung der restlichen Sitze. Warum sollten sie sich Miihe geben, fiir eine
héhere Wahlbeteiligung zu sorgen? Ein Freilassen der Mandate fiir die Nichtwih-
ler wiirde die Parteien auf Trab bringen. Die Arbeit des Parlaments wiirde darunter
mit Sicherheit nicht leiden. Im Gegenteil.

Die reprasentative Demokratie braucht ein lebendiges
Parlament

Eigentlich miisste der Bundestag das Haus der Demokratie sein. Dort miissten die
groflen Richtungsdebatten laufen. Dort miisste das Herz der Demokratie schlagen.
Aber da schldgt nicht mehr viel. Die schwatzende Klasse geht lieber in Talkshows.
Die Parlamente sind heute der Ort, an dem die Erosion der Demokratie und der
Bedeutungsverlust der Politik zu spiiren sind. Damit meine ich nicht den leeren
Plenarsaal. Die Qualitdt der Parlamentsarbeit sollte nicht am Sitzen und Zuhéren
beurteilt werden. Auch Didten, Altersbeziige, miles and more sind nicht das Haupt-
problem. Die reprisentative Demokratie ist in der Krise, weil sie nicht mehr re-
présentativ ist, die Abgeordneten an Einfluss verlieren und der Selbstentmachtung
wenig entgegensetzen. Der Bundestag steht im Schatten der Regierung. Die neue
Grof3e Koalition macht diesen Schatten noch gréfer.

Aus sechs Lecks entweicht zur Zeit die Luft der Demokratie: Die Parlamente
verlieren Macht an die Regierung, an die Biirokratie, an die Medien, an die Berater,
an die EU und an die global agierende Wirtschaftslobby. Das kann man nicht auf
einen Schlag reparieren. Aber es gilt, die reprasentative Demokratie zu erhalten
und zu revitalisieren. Es wiirde schon helfen, wenn den Abgeordneten keine art-
fremden Nebentitigkeiten mehr gestattet wiirden, wenn sie nicht aus dem Offent-
lichen Dienst kdmen (das lehrt das Beispiel Schweiz), wenn die strikte Trennung
von Amt und Mandat eingehalten wiirde (wie beispielsweise in den USA iiblich),
wenn bei der Regierungsbefragung wirklich die Regierung befragt wird (wie es das
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britische Unterhaus handhabt), und wenn deswegen auch die parlamentarischen
Staatssekretdre abgeschafft wiirden.

Die oft verlangte Biirgerndhe sehe ich kritisch. Paul Lobe, der frithere Reichs-
tagsabgeordnete, war hochstens ein bis zwei Mal im Jahr in seinem Breslauer
Wahlkreis. Heute hasten die Angeordneten von einer Wahlkreisveranstaltung zur
ndchsten Parteiversammlung. Liegen bleibt die politische Arbeit: zu lesen, auf-
zutanken, zu liberlegen, Ideen zu entwickeln, politische Orientierung zu geben.
Basisarbeit kann Substanz nicht ersetzen und dient hdufig nur als Ausflucht vor
tiefgriindiger Arbeit im Parlament.

Die moderne Demokratie braucht einen Biirgerprasidenten

Neben der direkten Demokratie scheint mir wichtig, dass den Parteien, dem Par-
lament und der Regierung eine parteienunabhéngige Kontrollinstanz gegeniiber-
steht. Und das ist nicht das Bundesverfassungsgericht, denn auch dort besteht Par-
teiproporz, was mitunter an den Richtervoten abzulesen ist. Das konnte aber ein
direkt gewahlter Biirgerprasident sein, nicht mit Weimarer Kompetenzen, aber mit
erweiterten Kontrollbefugnissen. Der oberste Repriasentant unseres Landes sollte
von denen gewdhlt werden, die er zu vertreten hat. Das schlie3t Parteiveteranen
nicht aus, verlangt aber auch von ihnen, dass sie sich einer wirklichen Bewerbung
unterziehen und nicht auf dem miihelosen Weg der Parteiabsprache ins hochste
Amt spazieren.

Dringend gebraucht wird ein Verfassungsorgan, das die Konfliktparteien in
ihrer Zerstrittenheit und vor dem notorischen Weg nach Karlsruhe zur Konsensfin-
dung an den Runden Tisch bittet, eine Personlichkeit, die nicht nur schone Reden
hilt, sondern auch etwas zu sagen hat. Ein solcher Moderator sollte seiner Ak-
zeptanz im Volk gewiss sein. Wie sollte er das aber, wenn sein Standbein nur auf
der abgefahrenen Parteischiene und nicht auf dem Sockel einer Volksentscheidung
steht? Das Wahlgremium Bundesversammlung entspricht eher einem frithbiirger-
lichen Stindesystem als einer modernen Demokratie.

Wohlbemerkt: Direkte Demokratie, Entwicklung einer aktiven Biirgergesell-
schaft, Parteireform, Wahlrechtsverbesserung, Parlamentsreform und Direktwahl
eines Biirgerprésidenten sind zumutbare Forderungen. Sie gilt es wie eine Ziind-
flamme am Leben zu erhalten, damit sie beim Zustrom von Energie ihre volle Wir-
kung entfalten kdnnen. Per se ergibt das noch keine bessere Politik, aber zumindest
mehr Transparenz, mehr Partizipation und einen Riickgewinn an Legitimation.
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Akzeptanz und Diskurs in
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Richtig kommunizieren. ,Stuttgart
21” und die Lehren fiir die
Kommunikation bei Infrastruktur- und
Bauprojekten

Frank Brettschneider

»otuttgart 21 war in den letzten Jahren eines der umstrittensten Bauprojekte in
Deutschland. Es ist zugleich ein Projekt zwischen Protest und Akzeptanz. Der Pro-
test hat eine lange Vorgeschichte, er wurde aber vor allem mit dem Abriss des
Nordfliigels des bisherigen Kopfbahnhofs im August 2010 sichtbar. Die Medien-
aufmerksamkeit war grof3; der Protest entfaltete seine Dynamik. Es folgte der 30.
September 2010, an dem es im Stuttgarter Schlossgarten zu Zusammenstofen zwi-
schen Polizei und Demonstranten kam. Der Einsatz von Wasserwerfern 16ste Em-
porung aus. Die aufgeheizte Stimmung fiihrte schlieBlich zur ,,Schlichtung® unter
der Leitung von Heiner Geifller: Uber 80 h lang besprachen Gegner und Befiirwor-
ter des Projektes im Oktober und November strittige Punkte — live iibertragen im
Fernsehen und im Internet. Der ,,Schlichterspruch lautete: ,,Stuttgart 21 Plus®; die
Deutsche Bahn AG sollte ihre Planungen modifizieren. Es folgte im Mérz 2011 die
baden-wiirttembergische Landtagswahl, aus der erstmals eine griin-rote Landes-
regierung hervorging. Die sich in der Sache uneinigen Koalitionspartner verstan-
digten sich auf ein Verfahren: Die Bevolkerung sollte in einer Volksabstimmung
direkt entscheiden. Bei hoher Beteiligung stimmte am 27. November 2011 sowohl
in Baden-Wiirttemberg insgesamt als auch in Stuttgart eine Mehrheit gegen den
Ausstieg des Landes aus der Finanzierung des Projektes. Trotz dieser mehrheit-
lichen Akzeptanz von ,,Stuttgart 21 fand der Protest bis zum heutigen Tag kein
Ende; allerdings hat er in der Breite deutlich nachgelassen.

F. Brettschneider (0<)
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Neben dem konkreten Konflikt ist ,,Stuttgart 21 auch zum Symbol fiir Pro-
teste gegen Infrastruktur- und Bauprojekte in Deutschland geworden. Vor allem
Infrastrukturprojekte aus den Bereichen Verkehr und Energie sto3en immer wieder
in Teilen der Bevolkerung auf Ablehnung: Flughafenerweiterungen, der Ausbau
von Autobahnen und Eisenbahnstrecken, die Fehmarnbelt-Querung, der Bau von
Kohle- oder Gaskraftwerken, Strom-Uberlandleitungen, CO,-Endlager, das Pump-
speicherkraftwerk in Atdorf. Die Liste lieBe sich fortsetzen. Stets artikulieren lo-
kale Biirgerinitiativen ihren Unmut. Umweltverbande springen ihnen bei. In der
Regel werden die Konflikte auch von Parteien aufgegriffen, teilweise fiir Wahlen
instrumentalisiert. Nicht selten eskaliert die Auseinandersetzung, ein sachlicher
Austausch findet dann kaum noch statt (vgl. Brettschneider 2011). In den 6ffentli-
chen Auseinandersetzungen werden nicht nur die Projekte selbst und die Expertise
der Fachleute (u. a. der Ingenieure) in Frage gestellt. Die Kritik schlieit auch die
Vorhabentrager sowie die Entscheidungen der Parlamente, der Genehmigungsbe-
horden und gelegentlich auch der Gerichte ein. Sich verschirfende Auseinander-
setzungen iiber Infrastruktur- und Bauprojekte konnen sich auf unterschiedlichen
Ebenen negativ auswirken:

1. Gesellschaftliche Folgen. Notwendige Infrastruktur wird nicht oder nur mit
grof3en zeitlichen Verzdgerungen gebaut. Das hat negative Folgen flir den Wirt-
schaftsstandort (vgl. BMVBS 2012; RWE 2012).

2. Folgen fiir die Vorhabentrdger. Die Vorhabentriger konnen einen Reputations-
schaden erleiden. Ein in Diskredit gebrachter Ruf kann die Realisierung weite-
rer Projekte gefédhrden.

3. Folgen fiir Projekte. Die Realisierung einzelner Infrastrukturprojekte ver-
zogert sich. Die Kosten steigen. Die Projekte werden aus einer Konfliktsicht
wahrgenommen.

Vor diesem Hintergrund geht es in dem vorliegenden Beitrag um folgende Fragen:
1. Wie hat sich die Protestdynamik gegen ,,Stuttgart 21 entwickelt?

2. Welche Lehren lassen sich aus ,,Stuttgart 21 fiir die Kommunikation bei Infra-
struktur- und Bauprojekten ziehen?

Die Protest-Dynamik zu ,Stuttgart 21“

Das Projekt ,,Stuttgart 21 besteht aus zwei Komponenten: dem Verkehrsprojekt
»Stuttgart 21 und dem Stddtebauprojekt ,,Stuttgart 21, Das Verkehrsprojekt um-
fasst die strittige Umwandlung des bestehenden Kopfbahnhofs in einen Durch-
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gangsbahnhof sowie die unstrittige Neubaustrecke der Deutschen Bahn AG zwi-
schen Wendlingen und Ulm. Das Stidtebauprojekt ist ein Resultat der Umwand-
lung des Hauptbahnhofs. Durch die Umwandlung werden 100 ha Gleisfldchen in
Innenstadtlage frei. Hier sollen 6ffentliche Parkanlagen, Wohnungen, 6ffentliche
Einrichtungen sowie Biiros und Handel entstehen — teilweise befinden sie sich
bereits im Bau.

Erste Uberlegungen zum Verkehrsprojekt gab es bereits in den 1980er Jahren.
Konkret wurde es 1994, als der baden-wiirttembergische Ministerprasident Erwin
Teufel, Bundesverkehrsminister Matthias Wissmann, Stuttgarts Oberbiirgermeister
Manfred Rommel, Landesverkehrsminister Hermann Schaufler und der Vorstands-
vorsitzende der DB AG, Heinz Diirr, auf einer Pressekonferenz eine gemeinsame
Ideenskizze vorstellten. Es folgten zahlreiche parlamentarische Beratungen auf
allen Ebenen des politischen Systems; in den entsprechenden Abstimmungen fan-
den sich jeweils sehr grole Mehrheiten fiir das Projekt. Allerdings regte sich auch
erster Protest, der damals aber sowohl von den Massenmedien als auch von der
allgemeinen Offentlichkeit weitgehend unbeachtet blieb. Bis zum Jahr 2000 folg-
ten eine Machbarkeitsstudie, eine Rahmenvereinbarung zwischen den beteiligten
Akteuren, das Raumordnungsverfahren und die stiddtebauliche Rahmenplanung.
1998 fiihrten strittige Finanzierungsfragen zu einem von der Deutschen Bahn AG
veranlassten Planungsstopp, der erst 2001 wieder aufgehoben wurde. Fortan wur-
den 15 Planfeststellungsverfahren eingeleitet und iiberwiegend abgeschlossen. Im
Jahr 2009 wurde der Bau dann durch den ,,Finanzierungsvertrag zu Stuttgart 21
zwischen dem Land Baden-Wiirttemberg, der Landeshauptstadt Stuttgart, dem
Verband Region Stuttgart, der Flughafen Stuttgart GmbH und der Deutschen Bahn
AG ermdglicht. Uber 15 Jahre nach der Rahmenvereinbarung zu dem Projekt war
am 2.2.2010 der offizielle Baustart (zur Historie des Projektes vgl. Stuckenbrock
2013). Damit wurde auch der Protest sichtbarer und nahm an Fahrt auf. Er 14sst
sich grob in drei Phasen einteilen:

* Phase 1: Vom Protest bis zur ,,Schlichtung®
» Phase 2: Die ,,Schlichtung*
» Phase 3: Die Landtagswahl in Baden-Wiirttemberg und die Volksabstimmung.

Vom Protest bis zur ,Schlichtung”

Proteste gegen ,,Stuttgart 21 gab es bereits in den 1990er Jahren. Angesichts der
immer wieder fraglichen Realisierung des Projektes blieben sie aber eher ver-
halten. Auch an der ersten ,,Montagsdemonstration am 26.10.2009 nahmen nur
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sehr wenige Menschen teil. Inzwischen hat die ,,Montagsdemonstration* mehr als
200 mal stattgefunden. Den stérksten Zulauf erfuhr sie im Jahr 2010. In diesem
Jahr umfasste die Protestpalette auch Unterschriftensammlungen, Kultur-Events,
Schweigemairsche und Grodemonstrationen.

Die Aktivitdten und das Eintreten prominenter Personlichkeiten fiir K21 verfehlten
die beabsichtigte Wirkung nicht... Die Aktionen des Biindnisses waren grofer, lauter,
lebendiger, bunter und iiberwiegend pragnanter als die der Projektpartner und der
Befiirworter. Sie wurden getragen von einer inneren Uberzeugung, nutzten Handy,
Internet und Social Media und sicherten eine schnelle und flexible Kommunikation
(Stuckenbrock 2013, S. 43).

Aufgrund der Berichterstattung einiger iiberregionaler Massenmedien kdnnte man
annehmen, die Proteste gegen ,,Stuttgart 21 seien durch Menschen geprégt, die
sonst nicht an Demonstrationen teilnehmen. Die Berichterstattung hob immer wie-
der iltere, konservativ-biirgerliche Stuttgarterinnen und Stuttgarter als Beispiel
fiir die neuen ,,Wutbiirger* her. Eine Befragung von Demonstrationsteilnehmern
kam jedoch zu einem anderen Ergebnis: ,,Wie bei den meisten Demonstrationen
der letzten Jahrzehnte in Deutschland rekrutieren sich die Protestierenden eher
aus dem linksorientierten Spektrum und verfiigen iiber hohe Bildungsabschliisse*
(Baumgarten und Rucht 2013, S. 122). Auch richtete sich der Protest nicht in erster
Linie gegen den Bahnhof, sondern gegen die ,,Art und Weise, wie auf lokaler und
regionaler Ebene Politik praktiziert wurde und wie von staatlicher Seite mit der
Biirgerschaft umgegangen wurde® (Baumgarten und Rucht 2013, S. 122).

Zu einer dhnlichen Einschitzung gelangt — ebenfalls auf der Basis von Befra-
gungen der Demonstrationsteilnehmer — Bebnowski (2013): ,,Der despektierliche
Wautbiirger ist ein mediales Leuchtfeuer, der mit der Stuttgarter Realitdt wenig ge-
mein hatte”. Stattdessen sieht er das Eintreten fiir mehr demokratische Teilhabe
als eine wesentliche Triebfeder der Proteste. Sie seien iiberwiegend vom tradi-
tionellen, ,,links-griinen Bildungsbiirgertum* (S. 145) getragen worden. Dement-
sprechend sei es nicht verwunderlich, dass der Protest nach der ,,Schlichtung®, vor
allem aber nach der Bildung der griin-roten Landesregierung abgeflaut sei.

Die,Schlichtung”

Am 30.9.2010 kam es im Stuttgarter Schlossgarten zu heftigen Auseinanderset-
zungen zwischen Polizei und Demonstrierenden. Dieser Hohepunkt der Eskalation
war zugleich die Geburtsstunde fiir die ,,Schlichtung® zu ,,Stuttgart 21°. Sie wurde
als ein in dieser Form neues Verfahren der Biirgerbeteiligung gepriesen, mitunter
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auch als ,,Demokratieexperiment bezeichnet. In seiner Regierungserklarung vor
dem Landtag von Baden-Wiirttemberg schlug der damalige Ministerprasident Ste-
fan Mappus am 6.10.2010 ein solches Schlichtungsverfahren unter Leitung von
Heiner GeiBler vor. Mehr als fiinf Wochen lang wurde in acht Sitzungen iiber sdmt-
liche Teilaspekte von ,,Stuttgart 21 und liber das Alternativkonzept ,,K21* gespro-
chen. Daran beteiligt waren je sieben Vertreter der Befiirworter und der Gegner
von ,,Stuttgart 21“. Am 30.11.2010 folgte der ,,Schlichterspruch®, von dem zwar
keine rechtliche Bindung ausging, der aber eine grofle psychologische Bedeutung
hatte.

Das Interesse an der live im Fernsehen und im Internet iibertragenen ,,Schlich-
tung® war sehr grof3, wie eine reprisentative Panelstudie der Universitit Hohen-
heim vor, wihrend und nach der ,,Schlichtung® zeigt (vgl. Brettschneider 2011).
Die meisten Befragten bewerteten es positiv, dass die ,,Schlichtung® iiberhaupt
stattgefunden hat. Zwei Drittel hatten zudem den Eindruck, dass in den Gespré-
chen alle wichtigen Themen angesprochen wurden. So konnte die ,,Schlichtung*
einen Teil des zuvor wahrgenommenen Informationsdefizits beheben. Und sie hat
aus Sicht der Befragten geholfen, die Auseinandersetzung iiber ,,Stuttgart 21 zu
versachlichen. Meinungen verdndert hat sie hingegen kaum. Zwar gaben zahlrei-
che Befragte an, wihrend der Schlichtung neue Argumente kennen gelernt zu ha-
ben. Die Wahrnehmung neuer Argumente war aber sehr selektiv: Die Gegner von
»Stuttgart 21 gaben an, neue Argumente gegen das Bahnprojekt kennen gelernt
zu haben. Die Befiirworter gaben an, neue Argumente fiir das Bahnprojekt kennen
gelernt zu haben.

Der Erfolg von Verfahren zur Streitbeilegung hangt zum einen von deren Struk-
tur ab (u. a. Art des Verfahrens, Rolle des Verfahrensfiihrers), zum anderen von
deren Prozedere: Fairness, Ergebnisoffenheit, Verfahrensklarheit, Neutralitédt des
Verfahrens, ausgewogene Reprisentation der betroffenen Interessen, Motivation
der Teilnehmer zur konstruktiven Problemldsung. Aus Sicht der Teilnehmer an der
»Schlichtung® waren nicht alle Anforderungen erfiillt. In erster Linie beméngelten
die Teilnehmer, dass keine gemeinsame Feststellung und Erdrterung der Fakten
stattfand. Stattdessen prisentierten Befiirworter wie Kritiker ihre eigenen An-
sichten mithilfe ihrer eigenen Experten vor dem Schlichter und der interessierten
Offentlichkeit. Notwendig sei hingegen ein iiber mehrere Runden verlaufender,
tiefergehender Austausch iiber diese Ansichten (vgl. Spieker und Brettschneider
2013). Angesichts der zeitlichen Vorgaben war die Présentation der den Parteien
jeweils bereits vorliegenden Informationen lediglich ein Kompromiss — allerdings
ein sehr wichtiger und im Sinne der Versachlichung der Diskussion auch erfolg-
reicher Kompromiss. Eine ,,Blaupause® fiir Verfahren zur Streitbeilegung war die
»Schlichtung® im Detail jedoch nicht.
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Die Landtagswahl in Baden-Wiirttemberg und die
Volksabstimmung

Die ,,Schlichtung® nahm der Auseinandersetzung etwas Schéirfe. Das Jahr 2011
bot dann gleich zwei Besonderheiten. Zum einen ging aus der Landtagswahl am
27.3.2011 erstmalig eine griin-rote Landesregierung hervor. In der Folge wurde
am 12.5.2011 mit Winfried Kretschmann zum ersten Mal ein Politiker der Griinen
zum Ministerprisidenten gewéhlt. Zum anderen fand am 27.11.2011 die erste auf
ein Sachthema bezogene Volksabstimmung in Baden-Wiirttemberg statt: Die Be-
volkerung war aufgerufen, {iber den Ausstieg des Landes aus der Finanzierung von
»Stuttgart 21 abzustimmen.

Zwar war ,,Stuttgart 21 bei der Landtagswahl 2011 nicht das beherrschende
Thema — schon gar nicht angesichts der Dominanz der Atomdebatte nach der Re-
aktorkatastrophe in Fukushima. Aber ,,Stuttgart 21 war ein wichtiges Thema —
vor allem fiir die Wihler der Griinen: Erstens hat ,,Stuttgart 21 deren Anhénger
fast vollstindig mobilisiert. Am Beispiel von ,,Stuttgart 21 wurde nicht nur gegen
ein Bahnhofsprojekt gekdmpft, sondern gegen einen Politikstil. Zweitens gelang
es den Griinen, mit Hilfe dieses Themas Wihlerinnen und Wahler zu gewinnen,
die ansonsten eher SPD oder gar nicht gewihlt hétten (vgl. Brettschneider und
Schwarz 2013). Die parteipolitische Bedeutung des Themas ,,Stuttgart 21 wurde
auch bei der von der griin-roten Landesregierung eingeleiteten Volksabstimmung
im Herbst 2011 deutlich. Dieses Mal mit anderen Vorzeichen: Der CDU ist es nach
dem Landtagswahl-Schock gelungen, ihre Krifte zu mobilisieren und den Gegnern
von ,,Stuttgart 21 eine empfindliche Niederlage beizubringen. Zwar haben diese
ein respektables Stimmergebnis erzielen konnen, die Mehrheit der Abstimmenden
hat sich jedoch recht deutlich gegen eines Ausstieg des Landes aus der Finanzie-
rung von ,,Stuttgart 21 ausgesprochen — selbst in Stuttgart.

Die Volksabstimmung zu ,,Stuttgart 21° war aber nicht nur durch parteipoliti-
sche Konflikte geprdgt. Im Stimmverhalten schlugen sich auch individuelle Be-
troffenheiten und Erwartungen der Abstimmenden nieder. Landesweit heilit das:
Dort, wo aufgrund der Finanzierung von ,,Stuttgart 21 Nachteile fiir die eigene
Region erwartet wurden, war die Zustimmung zum Ausstieg des Landes aus der
Finanzierung von ,,Stuttgart 21° {iberdurchschnittlich groB. Ahnliches fand sich
in der Landeshauptstadt: Dort, wo Belastungen durch die Bauarbeiten erwartet
wurden, war die Zustimmung zum Ausstieg des Landes aus der Finanzierung be-
sonders grof. Hier hoffte man, iiber die Finanzierung das gesamte Projekt zu Fall
bringen zu konnen (vgl. Brettschneider und Schwarz 2013).

Aber die Volksabstimmung hat ,,den Konflikt befriedet, indem sie ihn von der
politischen Tagesordnung verdrdngt hat. Auch die Emotionen haben im Zeitver-
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lauf nachgelassen. Dies alles gilt dabei fiir Befiirworter und Gegner in annidhrend
gleichem Maf3e. Beide erwarten entsprechend auch, dass das Ergebnis der Volks-
abstimmung akzeptiert und umgesetzt wird* (Faas und Blumenberg 2013, S. 315).
Und die Bevdlkerung in Baden-Wiirttemberg erwartet nach der Volksabstimmung
mehrheitlich, dass die repriasentative Demokratie um direkte Verfahren der Biirger-
beteiligung ergédnzt wird.

»Stuttgart 21 ist also weit mehr als eine Auseinandersetzung iiber einen Bahn-
hof. Die Auseinandersetzung wird zwar an der Oberflache iiber die Kosten des
Projektes, seine Auswirkungen auf die Stadtentwicklung, den Regional- und Fern-
verkehr sowie seine Folgen fiir die Umwelt gefiihrt. Die Wurzeln des Konfliktes
liegen jedoch wesentlich tiefer. So handelt es sich auch um einen kulturellen Kon-
flikt, vor allem aber um einen Auseinandersetzungen iiber den wiinschenswerten
Politik-Stil sowie die Art und das Ausmal} von Biirgerbeteiligung.

Griinde fiir Proteste gegen Infrastruktur- und Bauprojekte

Bei ,,Stuttgart 21 kamen verschiedene Griinde fiir den Protest gegen Infrastruktur-
und Bauprojekte zusammen, die sich auch andernorts immer wieder finden — wenn
auch nicht so geballt. Laut einer reprasentativen Umfrage des Instituts fiir Demo-
skopie Allensbach haben 76 % der befragten Bundesbiirger generell Verstandnis
dafiir, wenn Biirger gegen ,,groe Bauprojekte® protestieren: ,,Schon auf den blo-
Ben Begriff ,groes Bauprojekt’ reagiert die Mehrheit spontan negativ — trotz der
Assoziationen mit Arbeitspldtzen, Fortschritt und Wachstum® (Kocher 2011). Fiir
folgende Infrastrukturprojekte sieht eine Mehrheit nur geringen oder gar keinen
Bedarf: Bau und Erneuerung von Energietrassen (45 % der Befragten sehen hier
nur einen geringen Bedarf, 43 % einen grofien Bedarf), neue Anlagen zur Miillent-
sorgung (58 %), Bau von Kohlekraftwerken (74 %). Fiir andere Infrastrukturpro-
jekte erkennt hingegen eine Mehrheit der Befragten grundsétzlich einen Bedarf an:
Bau von Energieversorgungsanlagen fiir erneuerbare Energien (85 % der Befragten
sehen hier einen grof3en Bedarf), Bau und Modernisierung von Krankenhdusern
(76 %), Erneuerung und Ausbau des Stralennetzes (55 %), Erneuerung und Ausbau
des Schienennetzes (52 %).

Eine Mehrheit wiirde den Bau oder Ausbau folgender Infrastruktur in ihrer Re-
gion ablehnen: Bau bzw. Erneuerung von Energietrassen (51 % wiirde den Bau
oder Ausbau in ihrer Region ablehnen), Bau von Kliranlagen (53 %), Bau von
Gaskraftwerken (64 %), Ausbau von Wasserstrafien (65 %), Flughafenbau bzw. -er-
weiterung (77 %) und Bau von Kohlekraftwerken (81 %). Das Phanomen der Ab-
lehnung von Infrastrukturprojekten in der eigenen Region — selbst bei allgemeiner
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Anerkennung der Notwendigkeit eines Ausbaus — ist auch als NIMBY (Not-in-
my-Backyard) oder als Sankt-Florian-Prinzip bekannt. Den Protest gegen Infra-
strukturprojekte nur damit zu erkldren, wiirde jedoch zu kurz greifen. Die Proteste
haben zahlreiche Ursachen:

1. NIMBY-Effekt. Anwohner sehen durch das Projekt eine Einschrankung ihrer
eigenen Lebensqualitit: Der Flugldrm beeintrdchtigt das Wohlbefinden, oder
ein Strommast verschandelt den Ausblick. Dieser Protest ist am stérksten moti-
viert. Daher bleibt er oft auch nach Ausgleichsmalinahmen (z. B. Schallschutz,
finanzielle Kompensation) bestehen.

2. Projektbezogene Griinde. Menschen kritisieren einzelne Aspekte eines Projek-
tes: Sie stufen die Auswirkungen auf Umwelt und Natur als nicht vertretbar ein.
Thnen sind die Kosten eines Projektes zu hoch. Oder sie stellen seinen Nutzen in
Frage. Oft wird auch ein vermeintlich zu hohes Risiko kritisiert. Dabei verwen-
den Laien meist absolute Mafistibe zur Beurteilung dieser Aspekte, wihrend
Experten Risiken anhand von Wahrscheinlichkeiten oder Vergleichen bewerten
(vgl. Renn 2004).

3. ,,Verborgene Griinde*. Mitunter werden einzelne Aspekte eines Projektes kri-
tisiert, obwohl die Wurzeln des Protestes ganz woanders liegen. So nehmen
einige Menschen Infrastrukturprojekte als Angriff auf die ,.kulturelle Identitét™
ihrer Region wahr. Oder die Beschleunigung des eigenen Lebens wird als unan-
genehm empfunden. Selten werden diese Griinde explizit geduf3ert, obwohl sie
ein wesentliches Motiv hinter dem Protest sind.

4. Vertrauensverlust in Wirtschaft und Politik. Protest wird durch mangelndes Ver-
trauen in ,,die Politik* und ,,die Wirtschaft® verschiarft. Die negative Grund-
stimmung gegeniiber Unternchmen iibertrdgt sich dann auf die von ihnen
betriebenen Projekte.

5. Art der Kommunikation und Intransparenz formaler Verfahren. Oft wird die Art
des Umgangs von Politikern und/oder von Vorhabentragern mit ,,der Biirger-
schaft® beméngelt. Diese wiirden ,,die Biirger* von oben herab behandeln und
ihre Einwénde nicht ernst nehmen. Das Gefiihl, nicht ,,auf Augenhéhe* behan-
delt zu werden, hdngt auch mit der Konstruktion formaler Verfahren zusammen,
in denen rechtliche Fragen im Mittelpunkt stehen. Die dort {ibliche Fachsprache
(juristisch, ingenieurtechnisch) wird als distanzierend wahrgenommen. Dies
wird mit dem Vorwurf verbunden, Informationen seien unvollstdndig, zu spét
oder gar nicht zur Verfiigung gestellt worden. Gelegentlich wird den Beteiligten
auch bewusste Falschinformation unterstellt.
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Vorhabentrager miissen sich auf diese verdnderte Ausgangslage fiir Infrastruktur-
und Bauprojekte einstellen. Neben Formen der Biirgerbeteiligung (vgl.u. a. Klages
und Vetter 2011; Bertelsmann Stiftung 2012; Nanz und Fritsche 2012) kommt der
Kommunikation zwischen Vorhabentrdgern, Politik, Verwaltung und Biirgern da-
bei eine entscheidende Bedeutung zu. Der Verein Deutscher Ingenieure VDI hat
dies zum Anlass genommen, eine Richtlinie zu erarbeiten, die Standards fiir ,,gute*
Kommunikation und Offentlichkeitsbeteiligung festlegt. Vorausgegangen sind in-
tensive Diskussionen mit privaten und 6ffentlichen Vorhabentragern, Umweltver-
banden, Verwaltung, Politik und Wissenschaft. Die folgenden Ausfithrungen geben
die Kerninhalte der VDI-Richtlinie 7001 wieder. Der Verfasser dieses Beitrags war
Vorsitzender des entsprechenden Richtlinienausschusses. Die Richtlinie hat zudem
Eingang gefunden in die Verwaltungsvorschrift des Landes Baden-Wiirttemberg
sowie den dazugehérigen Leitfaden fiir Offentlichkeitsbeteiligung. Die Richtlinie
gliedert sich in zwei Teile: Zum einen werden zehn allgemeine Grundsitze fiir eine
auf gesellschaftlich tragfihige Lésungen zielende Kommunikation und Offentlich-
keitsbeteiligung formuliert. Zum anderen wird dargelegt, in welchen Phasen der
Ingenieurplanung welche Art von Kommunikation und Offentlichkeitsbeteiligung
sinnvoll ist.

Allgemeine Anforderungen an,gute” Kommunikation und
Offentlichkeitsbeteiligung

Formelle Verfahren, die der Gewéhrleistung von Rechtssicherheit und Klagerech-
ten dienen, konnen durch Kommunikation und informelle Beteiligungsprozesse
begleitet und ergiinzt werden. Gute Kommunikation und Offentlichkeitsbeteili-
gung und ihre Instrumente lassen sich nach der angestrebten Wirkung unterschei-
den in 1.) Information, 2.) Konsultation und 3.) Mitgestaltung. Jede dieser Ebenen
stellt unterschiedliche kommunikative Anforderungen und erfordert entsprechende
Instrumente. Welche dies sind, wird in der Richtlinie 7001 beschrieben (vgl. Brett-
schneider 2013).

*  Auf der Informationsebene ist es Ziel, die breite Offentlichkeit auf ein konkre-
tes Vorhaben aufmerksam zu machen und iiber Projektziele und Planungsstand
in Kenntnis zu setzen. Bereits von Anfang an miissen Vorhabentréger Transpa-
renz herstellen.

» Auf der Konsultationsebene werden in einem intensiven Prozess konkrete Vor-
schldge diskutiert sowie Ideen und Handlungsempfehlungen erarbeitet, auf die
die beteiligten Akteure spater aufbauen konnen. Die direkte Interaktion zwi-
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schen Vorhabentriigern und einer (interessierten) Offentlichkeit hat beratenden
Charakter. Ziel ist es, lokales Wissen abzufragen und vielfaltige Perspektiven in
die Planung einzubeziehen.

o Auf der Ebene der Mitgestaltung geht es um die strukturierte Bearbeitung von
Kontroversen, konkreten Problemstellungen und gegensitzlichen Interessenla-
gen im Zuge des Planungs- und Bauprozesses. Ziel ist eine auf Ausgleich zwi-
schen den unterschiedlichen Interessengruppen ausgerichtete Problemldsung,
mindestens aber eine Versachlichung der Debatte mittels einer gemeinsamen
Faktenklarung.

Eine durchdachte Kommunikationsstrategie mit aufeinander abgestimmten Infor-
mations-, Konsultations- und Mitgestaltungsinstrumenten vergro3ert den Hand-
lungsspielraum der Vorhabentriger. Sie spart tendenziell Zeit und Geld. Und sie
steigert die Sicherheit der Planung und Realisierung, weil Verzégerungen und Kos-
ten durch spétere Einwénde bei der Projektumsetzung vermieden werden kdnnen.
Damit Kommunikation und Offentlichkeitsbeteiligung erfolgreich sein kénnen,
sind einige Grundregeln zu beachten.

Grundregel 1 - Aufgeschlossene und wertschiatzende
Grundhaltung

Eine aufgeschlossene und wertschitzende Grundhaltung zu Meinungen von Biir-
gern impliziert, Kommunikation und Offentlichkeitsbeteiligung nicht als bloRe
Werbe-MaBnahme zu verstehen, sondern als ernsthaften Dialog auf Augenhéhe.
Dieser besteht zum Einen aus Zuhoren. Zum anderen miissen die eigenen Positio-
nen immer wieder erkldrt und begriindet werden. Dies gilt fiir jede Phase des Pro-
jekts. Dazu gehort vor allem die Diskussion von Alternativen und das Erldutern,
warum welche Alternative verworfen wurde.

Grundregel 2 - Klare Rahmenbedingungen

Beteiligungsverfahren sind keine sich selbst organisierenden Prozesse, sondern
miissen stets mit einem klaren Mandat, einer offenen Fragestellung und eindeu-
tigen Zustandigkeiten zu konkreten Planungsanliegen initiiert werden. Eine klar
definierte und von allen Beteiligten akzeptierte Struktur ist fiir den Prozess un-
abdingbar. Allen Teilnehmern miissen von Anfang an Zweck, Zielsetzung, Ablauf,
Freiheitsgrade und Spielrdume bewusst sein.
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Grundregel 3 - Friihzeitige Einbeziehung der Biirger

Bei Infrastruktur- und Bauprojekten ist oft ein Beteiligungsparadox erkennbar:
Ganz zu Beginn der Planung ist das Interesse der breiten Offentlichkeit relativ
gering, obwohl zu diesem Zeitpunkt die Mitgestaltungsmoglichkeiten am grof3-
ten sind. Mit voranschreitender Planung und damit steigender Konkretisierung der
Projekte nehmen zwar auch das Interesse und der Mitwirkungswillen der Bevdl-
kerung zu, gleichermalBen sinkt jedoch der Gestaltungsspielraum. Kommunikation
und Offentlichkeitsbeteiligung darf daher nicht erst gegen Ende des Projekts an-
setzen, sondern muss generell frithzeitig beginnen. Der Vorhabentrager darf auch
nicht nur in den formal vorgeschriebenen Verfahren kommunizieren, sondern muss
alle Gelegenheiten fiir den informellen Austausch nutzen oder — sofern nicht vor-
handen — schaffen.

Grundregel 4 - Umfassende Faktenkldrung

Offentliche Konflikte lassen sich ohne systematische und gemeinsame Faktenkli-
rung (,,Joint Fact Finding*) nicht 16sen. Mit ihr kann ein gemeinsames Verstidndnis
des Problems und seiner Teilaspekte entwickelt werden. Und sie fordert eine sach-
liche Diskussion.

Grundregel 5 - Einbeziehung von unterschiedlichen Interessen

In Dialog-Verfahren sollten mdglichst alle relevanten Interessengruppen mitwir-
ken. Vorhabentrdger miissen daher friihzeitig auf diese Gruppen zugehen und in
Erfahrung bringen, unter welchen Bedingungen sie sich eine Mitwirkung an dem
Dialog-Verfahren vorstellen kénnen. Dazu gehort es auch, gemeinsam eine Frage-
stellung fiir das Verfahren zu formulieren.

Grundregel 6 - Professionelle Prozessgestaltung fiir Fairness
und Transparenz

Ohne professionelles Handwerkszeug ist ein zielfithrendes Dialog-Verfahren nicht
moglich. Professionelle Prozessgestalter haben mehrere Aufgaben: Sie miissen das
Verfahren verstindlich und transparent machen. Sie miissen neutral und aktivie-
rend moderieren. Und sie dokumentieren die Ergebnisse durch Protokolle, Zwi-
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schen- und Endberichte. Welche konkreten Dialog-Verfahren angemessen sind,
héngt von der Problemlage, dem Umfeld und den Akteuren ab.

Grundregel 7 - Klarheit liber Umgang mit den Ergebnissen

Ziel eines Dialog-Verfahrens ist nicht eine willkiirliche Sammlung von Meinun-
gen mit einem unverbindlichen Ergebnis, sondern eine Verstdndigung zu einem
gemeinsam getragenen Ergebnis. Nichts demotiviert Teilnehmende mehr als die
Folgenlosigkeit ihrer Bemiithungen. Dies gilt unabhéngig davon, ob es um das
,,Ob® (Grundsatzfragen wie Bedarf und Alternativen), das ,,Wie* (Welche konkrete
Variante?) oder die konkrete Baubegleitung (konkrete Ausgestaltung einer festge-
legten Variante) geht. Die Ergebnisse des Dialog-Verfahrens miissen also nachvoll-
ziehbar in die Entscheidungsprozesse der Vorhabentriger einflief3en.

Grundregel 8 - Finanzierung

Eine professionelle Prozessgestaltung kostet Geld. Um bei Infrastruktur- und Bau-
projekten von Anfang an einen Dialog mit der Offentlichkeit zu ermdglichen, sind
die Kosten fiir Kommunikation und Offentlichkeitsbeteiligung in die Projektkal-
kulation aufzunehmen. Auch ist es wichtig, die Finanzierung der Dialog-Verfahren
transparent darzustellen.

Grundregel 9 - Verstindlich kommunizieren

Grundsitzlich ist Verstindlichkeit in allen Phasen der Ingenieurplanung wichtig.
Pléne, die fiir Ingenieure zum tédglichen Handwerkszeug gehdren, kdnnen von
Laien oft nicht ,,gelesen® werden. Sie miissen daher in leichter zugingliche Vi-
sualisierungen ,,iibersetzt™ werden. Vor allem aber ist eine verstdndliche Sprache
unabdingbar. Inhalte, die Ingenieure kommunizieren miissen, sind oft komplex.
Die Texte werden von hochgebildeten Experten verfasst, die sich dabei ihrer Fach-
sprache bedienen. Wenn sie ihre Fachsprache aber — aus Zeitdruck oder wegen
mangelnder Sensibilitét fiir die Notwendigkeit verstandlicher Sprache — nicht fiir
Laien ,,libersetzen®, wirken sie auf die Empfinger abstoBend. Dabei handelt es
sich um ein typisches Problem der Experten-Laien-Kommunikation, den ,,Fluch
des Wissens®: Je langer und intensiver man sich mit einem bestimmten Wissensge-
biet beschéftigt, desto weniger kann man sich in Menschen hineinversetzen, denen
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das eigene (Vor)wissen fehlt. Beispielsweise erkennen Ingenieure dann nicht mehr,
dass Fachwérter aus ihrem Wissensbereich fiir andere unbekannt sind. Das ,,Uber-
werfungsbauwerk® ist dem Ingenieur verstidndlich, dem Laien nicht; Letzterer
kann sich eher unter ,,Briicke® etwas vorstellen.

Grundregel 10 - Vielfalt der genutzten
Kommunikationsinstrumente

Die eigenen Projektplidne sowie die Inhalte der Beteiligungsverfahren diirfen kein
,,Geheimwissen® bleiben. Vielmehr ist eine umfassende Information der breiten
Offentlichkeit zu gewihrleisten, damit diese sich eine fundierte Meinung bilden
kann. Dafiir sind zahlreiche Kommunikationsinstrumente zu wahlen. Diese miis-
sen aufeinander abgestimmt eingesetzt werden. Der Vorhabentrdger sollte nicht
nur via Massenmedien kommunizieren, sondern auch das Web 2.0 nutzen. Vor al-
lem aber gilt: Wichtiger als alles andere ist das direkte personliche Gespriach mit
den Anspruchsgruppen.

Kommunikation und Offentlichkeitsbeteiligung in den
Leistungsphasen der Ingenieurplanung

Neben den Grundregeln bestimmen Besonderheiten die Kommunikation und Of-
fentlichkeitsbeteiligung in den einzelnen Projektphasen. Die neun Phasen ergeben
sich aus der HOAI, der Honorarordnung fiir Architekten und Ingenieure.

Phase 1: Grundlagenermittlung

In dieser Phase werden die organisatorischen Grundlagen fiir die Projektkommu-
nikation geschaffen. Der Vorhabentridger muss kldren, wer in welchem Umfang
sowohl fiir die interne als auch fiir die externe Kommunikation verantwortlich ist.
Die entsprechende Einheit ist mit Kompetenzen, Personal und finanziellen Res-
sourcen auszustatten. Es ist auch zu kldren, welche Projekt-Verantwortlichen auf
die Kommunikation mit der Offentlichkeit und den Medien vorbereitet werden
miissen. Der Kommunikationsverantwortliche ist von Anfang an Mitglied der Pro-
jektleitung. Er kann das ,,Gesicht* des Projektes gegeniiber der Offentlichkeit sein.
Dabei sollte es sich um eine Person handeln, die komplexe Sachverhalte auf all-
gemein verstidndliche Art und Weise erkldren kann. Neben der Aufbauorganisation
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ist auch die Ablauforganisation festzulegen: Wie laufen in welchen Situationen die
Kommunikationswege? Wer berichtet wem? Wie wird die Kommunikation der an
einem Projekt beteiligten Organisationen koordiniert? Auch sind die Abldufe in
einem etwaigen Krisenfall in einem Handbuch fiir die Krisenkommunikation fest-
zuhalten und stindig fortzuschreiben.

Phase 2: Vorplanung

In dieser Phase werden die inhaltlichen Grundlagen der Projektkommunikation
geschaffen. Sie beginnt mit einer grindlichen Stakeholder- und Themenanalyse.
Die relevanten Anspruchsgruppen werden identifiziert: u. a. Anwohner, betroffene
Biirger, lokale Initiativen, Mitarbeiter, lokale, regionale und iiberregionale Medien,
Kommunal-, Landes- und Bundespolitiker, Verwaltung und Genehmigungsbehor-
den, Wirtschaftsverbande, Lieferanten und Dienstleister, Nicht-Regierungs-Orga-
nisationen, v. a. Umwelt- und Naturschutzverbiande. Dabei ist auch zu analysieren,
welche Positionen sie zum geplanten Vorhaben wahrscheinlich vertreten werden.
Dariiber hinaus ist das Projekt mithilfe einer Themenlandkarte in Dimensionen zu
gliedern: Folgen fiir die Umwelt, Folgen fiir die Wirtschaft, Umgang mit Biirgern/
Stil der Kommunikation sowie Bedeutung fiir Energie bzw. Verkehr. Eine solche
Themenlandkarte ist notwendig, um die Aussagen der Anspruchsgruppen (Stake-
holder-Mapping), die Medienberichterstattung (Inhaltsanalyse) und die Diskus-
sionen in Social Networks (Social Media Monitoring) systematisch aufeinander
beziehen zu konnen. Auch ist zu erfassen, welche Themen kommunikative Risiken
in sich bergen und welche Themen positiv besetzt sind. Fiir die Analyse kénnen
auch schon erste Fokusgruppen und/oder Biirgerdialoge sinnvoll sein. Sie dienen
dazu, die Sichtweise der Betroffenen zu erfahren und zu verstehen. Sie konnen um
reprasentative Bevolkerungsbefragungen ergénzt werden. Die Analyse endet aber
nicht in der Vorplanungsphase. Vielmehr ist sie fortzuschreiben, um die Kommu-
nikationsstrategie bei Bedarf anpassen zu kénnen.

Nach der Analyse wird eine Kommunikationsstrategie entwickelt. In ihr werden
Anspruchsgruppen, Botschaften und Kommunikationsinstrumente aufeinander ab-
gestimmt. In dieser Phase sind die Mitarbeiter, die Verwaltung und die betroffenen
Biirger von besonderer Bedeutung. Fiir die Entwicklung der Kommunikationsstra-
tegie sind folgende Fragen zu kldren: Welche Kommunikationsziele sollen erreicht
werden? Welche Themen miissen in den Mittelpunkt geriickt werden (Themen-Ma-
nagement, Projekt-Framing)? Wie lauten die Kernbotschaften? Welche Kommuni-
kationsinstrumente werden eingesetzt? Und auf welche Ereignisse muss Riicksicht
genommen werden? Besondere Aufmerksamkeit verdienen die Kernbotschaften.
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Dazu zéhlt auch, den Anspruchsgruppen die Ziele deutlich zu machen, die mit
dem Infrastruktur- oder Bauprojekt erreicht werden sollen. Dabei geniigt es nicht,
betriebswirtschaftliche Ziele zu formulieren. Wichtig ist vielmehr der Bezug von
Unternehmenszielen zum gesellschaftlichen Nutzen des Projektes (6konomisch,
6kologisch, soziokulturell). Dies ist auch notwendig, um den im Protest geltend
gemachten Individualinteressen (NIMBY) Gemeinwohl-Interessen gegeniiberzu-
stellen. Im Fall der Energiewende ist dies beispielsweise die Erhohung des Anteils
der erneuerbaren Energien am Energiemix, im Fall der Verkehrsinfrastruktur die
Erhohung der Mobilitdt von Menschen und Giitern. Fiir die Zielerreichung kom-
men immer mehrere Alternativen in Betracht. Die konkreten Alternativen sind in
dieser Phase noch nicht zu benennen; es sollten aber unbedingt die Kriterien trans-
parent gemacht werden, die zur Bewertung unterschiedlicher Alternativen heran-
gezogen werden: v. a. Eignung fiir die Zielerreichung, Umweltvertriglichkeit, An-
wohnerschutz, Kosten, technische und bauphysikalische Realisierbarkeit. Zudem
sind die Kommunikationsinstrumente aufeinander abzustimmen (Homepage, Ein-
satz von Social Media (u. a. YouTube) und Social Networks (u. a. Facebook), Pres-
segespriche, Pressekonferenzen, Pressemitteilungen, Dialog-Veranstaltungen mit
Betroffenen etc.). Die Kommunikationsstrategie ist permanent fortzuschreiben.

Phase 3: Entwurfsplanung

Anders als in Phase 2 geht es nun um die Kommunikation von Varianten. Losun-
gen sind nie ,,alternativlos®, werden aber oft so dargestellt. Besser ist es, die Vor-
und Nachteile der Varianten transparent gegeniiberzustellen. Auch muss deutlich
gemacht werden, welche Uberlegungen zur ausgewihlten Variante gefiihrt haben.
Beispiel: Herkémmliche Strom-Uberlandleitungen sind nicht alternativlos. Tech-
nisch sind in der Regel auch Erdkabel mdglich. Sie haben jedoch den Nachteil,
ein Vielfaches der herkommlichen Leitungen zu kosten. Wenn das gesellschaftlich
gewiinscht wird, muss die Gesellschaft (also der Steuerzahler) auch die Kosten
tragen. Ebenso wichtig wie die Diskussion von Alternativen ist die offensive Kom-
munikation moglicher technischer Risiken und ihrer Beherrschung. Fiir die ge-
wihlte Variante gilt: Pline und Technikunterlagen miissen vereinfacht dargestellt
werden. Visualisierungen sind in dieser Phase besonders wichtig. Das Gleiche gilt
fiir das Ubersetzen von Fachbegriffen; komplexe Sachverhalte miissen verstind-
lich kommuniziert werden. Auch ist ein Anwohner-Dialog aufzusetzen.
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Phase 4: Genehmigungsplanung

In dieser Phase miissen die den Genehmigungsbehorden vorzulegenden Unterla-
gen in erster Linie rechtssicher sein. Dies bedeutet jedoch nicht zwangsldufig, dass
sie auch unverstiandlich sein miissen. Wie schon in den vorangegangenen Phasen
muss auch hier die Fachsprache fiir die 6ffentliche Diskussion {ibersetzt werden.
Ingenieure sind fiir das Auftreten in Anhérungen zu schulen. Zudem muss immer
wieder kommuniziert werden (iibrigens nicht nur vom Vorhabentrdger, sondern
auch von Politik und Verwaltung), was in dieser Phase entschieden wird — und was
nicht. Das Erldutern von Verfahren darf jedoch nicht ,,von oben herab* erfolgen.

Phase 5: Ausfithrungsplanung

Es gilt das Gleiche wie in den Phasen 3 und 4: Verstidndlich kommunizieren, mit
Bildern arbeiten, Plidne verdichtet visualisieren, den Dialog suchen.

Phasen 6 und 7: Vorbereitung und Mitwirkung bei der Vergabe

Auch hinsichtlich der Vergabeverfahren ist das Vorgehen der Offentlichkeit zu er-
lautern. Inhaltlich liegt der Fokus zum einen auf technischen Fragen: Welche In-
genieurs- und Bauleistungen miissen erbracht werden? Wie erfolgt die Auswahl
unter den Anbietern? Zum anderen geht es um die Bedeutung der Vergaben fiir die
regionale Wirtschaft und den regionalen Arbeitsmarkt.

Phase 8: Bauausfiihrung

In dieser Phase geht es darum, die Anwohner iiber den Stand der Arbeiten auf
dem Laufenden zu halten. Sie miissen auch dariiber informiert werden, welche
BaumaBnahmen unmittelbar bevorstehen. Fiir Beschwerden oder Nachfragen von
Seiten der Anwohner sollte spatestens jetzt ein Ombudsmann rund um die Uhr an-
sprechbar sein. Menschen bewerten ,, Technik in der Regel positiver, wenn sie auf
personliche Erfahrungen zuriickgreifen konnen — statt nur auf abstrakte Vorstellun-
gen angewiesen zu sein. Daher sollte die Baustelle fiir die Offentlichkeit positiv er-
lebbar gemacht werden. Hierfiir stehen die Instrumente des Baustellen-Marketings
zur Verfiigung: Baustellen-Besichtigungen, Tage der offenen Tiir, Veranstaltungen
fiir Kinder (z. B. Schulfiihrungen). Events sind besonders fiir Meilensteine ge-
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eignet: ggf. eine Abbruch-Party oder eine Feier beim Tunnel-Durchbruch. Zudem
sollte ein Informations- und Besucherzentrum eingerichtet werden, von dem aus
die Baustelle besichtigt werden kann. Web-Cams sollten Live-Bilder von der Bau-
stelle {ibertragen. Dabei gilt: Die Offentlichkeit interessiert sich nicht nur fiir ,,harte
Fakten®, wie die Menge des zu transportierenden Erdaushubs oder das Gewicht
des zu verbauenden Stahls; sie interessiert sich auch fiir ,,Geschichten® {iber am
Bau beteiligte Menschen.

Phase 9: Objektbetreuung und Dokumentation

Abschliefend steht die Eroffnungsfeier im Mittelpunkt. Es sollen aber auch ex-
emplarisch Ingenieurleistungen kommuniziert werden. Dabei ist insbesondere ein
Zusammenhang zwischen einzelnen Ingenieurleistungen und dem gesellschaftli-
chen Wohlstand herzustellen. Die Planungs- und Bauphasen als Erfolgsgeschichte
helfen, den ,,guten Ruf* der Ingenieure auf- und auszubauen. Und der ,,gute Ruf*
ist wiederum Ausgangspunkt fiir die Kommunikation beim néchsten Infrastruktur-
oder Bauprojekt.

Legitimation durch Kommunikation

Mit Protesten werden Infrastruktur- und Bauprojekte weiterhin leben miissen, denn
sie beriihren vielféltige und manchmal auch unvereinbare Interessen. Sehr wahr-
scheinlich stehen Biirgerinitiativen auch kiinftig Projekten vor der eigenen Haustiir
skeptisch gegeniiber. In der Frithphase eines Projektes sind sie aber selten unver-
sohnliche Gegner. Oft suchen sie zunédchst das Gesprach, um ihre Bedenken und
Interessen geltend zu machen. Das sollte nicht von vornherein als ,,storend ab-
getan werden. Ein transparenter Fakten-Check zu Beginn eines Projektes kann die
Basis fiir konstruktive Gespréche schaffen.

Diese Gespriche miissen um eine Diskussion iiber die Ziele ergénzt werden,
die mit einem Infrastrukturprojekt verfolgt werden sollen. In solchen Gesprichen
sollten Vorhabentriager und Biirger, Parlamente, Verwaltungen und Biirgerinitiati-
ven ihre Standpunkte darlegen kdnnen und versuchen, einen Interessenausgleich
herbeizufiihren. Nicht immer wird dies gelingen. Aber von dem ernsthaften und
ehrlichen Versuch wird es abhidngen, ob das Ergebnis von méglichst vielen Men-
schen als fair akzeptiert wird.

Fiir all dies — und damit fiir die gesellschaftliche Akzeptanz von Infrastruktur-
und Bauprojekten — ist die Kommunikation der Vorhabentridger von enormer Be-
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deutung. Das proaktive Kommunizieren mit allen relevanten Anspruchsgruppen
endet nicht mit dem Planfeststellungsbeschluss. Gerade bei Infrastrukturprojek-
ten geniigt der Verweis darauf, dass sich Parlamente wiederholt und mit groBer
Mehrheit fiir ein Projekt ausgesprochen haben, nicht mehr. Selbst wenn, wie im
Fall von ,,Stuttgart 21, samtliche damit befassten Parlamente im Rahmen zahl-
reicher Sitzungen sowie die Gerichte im Rahmen von Planfeststellungsverfahren
eindeutige Entscheidungen getroffen haben, muss neben diese ,,Legitimation durch
Verfahren® die ,,Legitimation durch Kommunikation® treten. Diese ersetzt die un-
abdingbare rechtsstaatliche ,,Legitimation durch Verfahren* nicht, sondern sie er-
génzt sie. Dafiir werden Ressourcen bendtigt. Sie nicht bereit zu stellen, kann am
Ende sowohl den Vorhabentrager als auch die gesamte Gesellschaft teuer zu stehen
kommen.

Allerdings konnen die Vorhabentréger nur einen Teil der notwendigen Kommu-
nikation leisten. An der Formulierung gesellschaftliche Ziele sind viele Personen
und Gruppen beteiligt — Politiker, Parteien, Interessenverbande, NGOs und die
Biirger selbst. Die gesamtgesellschaftlich verbindlichen Entscheidungen werden
dann von Parlamenten getroffen. Aber auch hier gilt: Die Kommunikation darf
nicht mit einem Parlamentsbeschluss enden. Politiker sind gefordert, auch unbe-
queme Positionen immer wieder aufs Neue zu begriinden und zu erkldaren. Nicht
immer kommen sie dieser Aufgabe im ausreichenden Maf3e nach.
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Tausend Meter Baustelle in der City
Leipzigs

Wie kann Akzeptanz fiir etwas erreicht werden,

das Uber zwei Jahre dauert und nichts als
Arger und Verdruss bringt?

Reinhard Bohse und Jérg Miller

Planungsziel und Situation vor Ort

Mehr als tausend Meter Gleisanlagen fiir StraBenbahnen inklusive Durchgangs-
hauptstrale sowie Geh- wie Fahrradwege sind neu zu planen und in einer Bauzeit
von zwei Jahren vollstindig zu sanieren. Der Umbau reicht ca. drei Meter in die
Tiefe und drei Meter in die Hohe sowie von Hauswand zu Hauswand. Das wird
die nichste Leipziger Grof3baustelle — in der Siidvorstadt, einem sehr heterogenen,
kulturell vielfdltigen und von Studenten, Szenegédngern, Kiinstlern, Kulturschaf-
fenden sowie Intellektuellen, Héndlern, Gastronomen, Unternehmern, Akademi-
kern und Familien belebten, beliebten und bewohnten Stadtteil (vgl. Abb. 1).

Um Akzeptanz fiir Planung und Umgestaltung als auch fiir die zweijahrige Bau-
zeit zu erreichen, hieB das fiir die federfithrenden Bauherren Leipziger Verkehrs-
betriecbe GmbH (LVB) und Stadt Leipzig, mit Anwohnern, Gewerbetreibenden,
Fahrgésten und Nutzern der Strafle auf eine vollig neue Art zu kommunizieren.
Alle sollen friihzeitig mit Hilfe eines informellen Biirgerbeteiligungsprozesses in
die Planung und Umsetzung einbezogen werden. Start fiir die Kommunikation ist
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Abb. 1 Die Karl-Liebknecht-StraBe an der ,,Feinkost* vor Beginn der Bauarbeiten. (Foto
LVB)

September 2011, Baubeginn ist Frithjahr 2013 angesetzt. SchlieBlich ist das Ziel
des Biirgerbeteiligungsprozesses klar: Nach der Biirgerbeteiligung soll das Bau-
vorhaben im April 2012 vom Leipziger Stadtrat fiir das Planfeststellungsverfahren
bestatigt und verabschiedet werden.

Selbstverstandlich hatten die Planer vom Verkehrs- und Tiefbauamt (VTA) ge-
meinsam mit den Ingenieuren der Leipziger Verkehrsbetriebe vorgedacht und mit
Planungsbiiros Varianten entwickelt. Dennoch blieb die Frage, wie die Anwohner
und Gewerbetreibende — letztlich die ,,Betroffenen” — dazu stehen, weitestgehend
offen.

Die LVB-Unternehmenskommunikation, die den Auftrag erhielt, den Biirger-
beteiligungsprozess zu organisieren, schitzte das Vorhaben als Chance und den
Zeitrahmen wie das Ziel als ambitioniert ein. Fiir das Gelingen gab es keine ,,Blau-
pause®.

Die Leipziger protestieren — wie die Gegner von ,,Stuttgart 21 — gern, wenn es
um ihre Angelegenheiten geht. Gegeniiber Politik und Verwaltung sind sie skep-
tisch. In allen Belangen, so scheint es, will die Biirgerschaft Mitsprache. Einer-
seits freuen sich viele aufs Bauen, denn es muss mit der in die Jahre gekommenen
Stralle etwas geschehen. Andererseits blicken die unzéhligen Héndler des intakten
und kleinteiligen Einzelhandels und die Gastronomie-Szene dem Baubeginn mit
Bangen entgegen. Thre Existenz hiangt von einer gut funktionierenden Strafle und
verlésslicher Erreichbarkeit ab.

Der Bauabschnitt zwischen Peterssteinweg und Karl-Liebknecht-Straf3e ist
mehr als einen Kilometer lang und verbindet die Leipziger Innenstadt mit der Siid-
vorstadt. Das vom Baustil her historistisch geprigte, dicht bebaute Wohngebiet
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entstand im Wesentlichen zwischen 1850 und 1917. Der Strafenzug verlduft zu-
néchst auf etwa 300 m mit einem schwachen Gefille und einer weiten flachen Kur-
ve bis zum Miinzplatz. Dort kreuzen drei kleinere Stralen. Dann fiihrt die Strafe
ganz leicht aufsteigend in einem sehr weiten S-Bogen bis zum Siidplatz. GroBere
und kleinere Straflen queren die Karl-Liebknecht-Strafle als Hauptstrafe.

Der gut befahrene StraBlenzug, anfangs eng bebaut, 6ffnet sich nach weiteren
etwa 300 m zur Karl-Liebknecht-Strale mit bis zu acht Meter breiten Gehwegen.
Mitten im Bau-Abschnitt befindet sich die Stral3enbahn-Haltestelle Hohe Straf3e,
nach althergebrachter Art schlicht markiert mit H-Schild und Fahrplanaushang.
Auf einer Straenseite steht ein Unterstand fiir Fahrgéste. Der Zustieg zur Bahn
erfolgt direkt iiber die Straf3e, ist also weder ebenerdig mdglich noch behinderten-
gerecht.

Rund 30.000 Fahrgéste nutzen die in diesem Abschnitt fahrenden StraBenbahn-
linien 10 und 11 am Tag, 14.000 Autos und 5000 bis 6000 Féahrrader durchfahren
die StraBle tdglich. Der FuBlgdngerverkehr ist rege. Allein an der Haltestelle Hohe
Stral3e steigen taglich 6000 bis 7000 Fahrgéste aus und ein. Lediglich eine groBere
Ampelanlage an der Kreuzung Riemannstrale regelt den Verkehr. Ansonsten wird
die ca. 30 m breite Strafie dort iiberquert, wo jeder es fiir richtig hdlt. Wege fiir
Fahrriader sind weder angelegt noch ausgezeichnet. Halteverbotsschilder bemiihen
sich, die StraBe von parkenden Autos wenigstens zeitweise freizuhalten. Ublicher-
weise parken rechts und links zahlreiche PKWs. Anlieferungen per LKW werden
nicht selten iiber die Biirgersteige abgewickelt.

Der Stralenzug ist Teil der historischen Via Regia. Hier stand bis Anfang des
19. Jahrhunderts ein dulleres Stadttor, das Zeitzer Tor. Ab 1872 diente die Stral3e
bereits als Trasse fiir die Leipziger Pferde-Stra3enbahn in Richtung Siiden nach
Connewitz, damals ein Dorf. Seit 1896 fuhr hier die Elektrische. Gleisanlagen und
Strafle wurden das letzte Mal in den 70er Jahren modernisiert. Mehrfach wurde
die heutige Karl-Liebknecht-Strale umbenannt. Der Vorschlag, sie in Siidstral3e
riickzubenennen, erhielt 1990 keine Mehrheit im Stadtrat.

Markant herausgehoben steht rechts am Beginn des Stra3enzuges ein Gebaude
von 1890, die Polizeidirektion. Durch den Neubau der Katholischen Kirche da-
vor wird allerdings die Dominanz des Gebédudes zuriickgedriangt werden. Einige
hundert Meter weiter links — etwas zuriickgesetzt — errichtete die Leipziger Volks-
zeitung nach 1989 ihr modernes Verlagsgebdude. Mitten im Baugebiet befand sich
noch bis Anfang des Jahres 2013 die LVB-Hauptverwaltung. (Die Verkehrsbetrie-
be hitten sich rechtzeitig ,,aus dem Staub gemacht“, wird der Umzug kolportiert.)
Das Gebdude mit monumentaler Kuppel wurde 1916/1917 fiir den ,,Verband deut-
scher Handlungsgehilfen® genau an der Stelle erbaut, wo bis dahin der berithmte
Dr. Schreber seinen Garten und seine Arztpraxis hatte. In diesem Gebaudekomplex



304 R. Bohse und J. Miller

residiert seit den 90er Jahren u. a. auch die Leipziger BILD-Redaktion, zugénglich
iiber den FloBplatz.

Auf der linken Straflenseite hat sich das Bio-Mare eingemietet, zu DDR-Zeiten
das Mobelhaus ,,Modern®, heute eine beliebtes Warenhaus fiir Bio-Produkte. Un-
mittelbar anschlieBend ein langgestreckter sanierter Neubauwohnblock aus DDR-
Zeiten mit parkdhnlicher Wiese davor und realsozialistischer Familienskulptur.
Gegeniiber strahlt mit dunkelroter Fassade das historische Volkshaus von 1905
(Gewerkschaftshaus, heute Verdi und DGB) mit diversen Laden, groler Gaststét-
te und Freisitz. Vor dem Siidplatz erhebt sich links ein flinfstockiges Wohnhaus,
bunt bemalt mit Figuren nach Fischer-Art, einem umtriebigen Leipziger Kiinst-
ler. Gegeniiber steht zuriickgesetzt, aber dennoch auffillig das marode, alternative
Zentrum ,,Feinkost* mit verschiedenen kleinen Geschéften und kulturellen Ange-
boten. Die ,,Feinkost* schmiickt sich mit einer bunt skurrilen DDR-Reklamewand
,Loffelfamilie”, deren filigrane Leuchtstoffrohren von jedermann per Handy (und
Bezahlung) zum Leuchten gebracht werden kdnnen.

Viel Verkehr, Trubel und Geschéftigkeit prigen das StraBenbild. Rechts und
links Geschiéfte jeder Art — Biicherldden, Apotheke, Bécker, Fleischer, Shops mit
Blumen, Kleidung, kleine Bankfilialen, Mobelhaus usw. als auch zahlreiche Knei-
pen, Cafés und Restaurants — alle mit ausladenden Freisitzen auf den Gehwegen.
Die Biirgersteige, die Gehwege und Ubergiinge sind holprig, Gehwegplatten und
Steinbeldge kaputt. Alles zeigt sich als dringend renovierungsbediirftig: Stral3e,
Wege, Schienen, Stromleitungen, Wasser- und Abwasserleitungen. Heute fahrt die
Stralenbahn an manchen Stellen im Schritt-Tempo. An vielen Ecken und Enden
wird von Zeit zu Zeit immer mal wieder gebaut. Die Gebdude und Héuser hin-
gegen stellen sich als insgesamt gut saniert dar. Die Stralenbdaume, unterschiedlich
alt, verschieden groB3, erwecken eher einen trostlosen Eindruck. Einige méchtige
Platanen iiberlebten die Zeiten.

Die Straf3e strahlt Charme aus, sie hat einen groBziigigen und gleichzeitig 14s-
sigen Charakter, der an einen Boulevard erinnert. Nur wenig wirkt geregelt, alles
geht seinen Gang. Die Stral3e ist duflerst beliebt bei den Leipzigern und wird des-
halb auch liebevoll die ,,Karli“ genannt. Kénnte nicht alles so bleiben wie es ist?

Hauptakteure und erste Arbeitsschritte

Schnell mussten die Grundfragen geklart werden: Was soll die Biirgerbeteiligung
erreichen? Welche Ziele verfolgen die Hauptakteure? Welche Instrumente der in-
formellen Biirgerbeteiligung und der Kommunikation sollen eingesetzt werden?
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Wer kommuniziert in welcher Form und mit welchem Ziel wann mit wem? Wer ist
fir was verantwortlich?

Beim Biirgerbeteiligungsprozess KARLI gab es drei Hauptakteurs-Gruppen:

Hauptakteure 1: Die Bauherren und Initiatoren des Biirgerbeteiligungsprozesses,
konkret die Leipziger Verkehrsbetriebe GmbH (LVB), d. h. die LVB-Geschiftsfiih-
rung mit der Unternehmenskommunikation und den Infrastrukur-Planern, sowie
die Stadt Leipzig mit dem Dezernat fiir Planung und Bau einschlieSlich Verkehrs-
und Tiefbauamt, d. h. konkret der Baubiirgermeister und seine personliche Refe-
rentin sowie die Leiterin des Verkehrsplanungs- und Tiefbauamtes.

Hauptakteure 2: Die ,,Betroffenen® vor Ort, Anwohner und Anlieger, Geschéfts-
leute und Gastronomen mit viel emotionalem und hohem intellektuellem Potential.

Hauptakteure 3: Die stadtteiliibergreifenden Interessengruppen und ihre Vertre-
ter, beispielsweise aus den Bereichen Umwelt, Verkehr und Handel.

Von den Hauptakteuren 2 und 3 wussten wir am Anfang des Biirgerbeteiligungs-
prozesses sehr wenig.

LVB-Unternehmenskommunikation. Die LVB-UK einigte sich schnell mit den
Bauherren und Initiatoren, dass aus strategischen und zeitlichen Griinden (Kapa-
zitéit) der Biirgerbeteiligungsprozess eine externe Beratung benétigen wird. Uber
eine beschrinkte Ausschreibung suchte die Unternehmenskommunikation der
LVB-UK und Stadt eine Beratungsagentur.

Um Medien wie Offentlichkeit vom Bauvorhaben und dem anstehenden Biir-
gerbeteiligungsprozess zu informieren, bereitete die LVB-UK eine erste Presse-
konferenz vor. SchlieBlich sollten bereits im Frithjahr 2012 das Planfeststellungs-
verfahren eréffnet werden und der Umbau 2013 beginnen.

Die LVB-UK begann auBerdem im Stadtgebiet die geplanten Informationsver-
anstaltungen zu bewerben, um die hier lebenden Menschen moglichst direkt zu
erreichen und den personlichen Austausch zu ermdglichen.

Die LVB-UK entwarf in Vorbereitung des Biirgerbeteiligungsprozesses ge-
meinsam mit den Verantwortlichen der Stadtverwaltung eine Grundposition
zu Planung, Umbau und Gestaltung der Karl-Liebknecht-Stra3e (vgl. Abschnitt
,Grundposition®) — unverzichtbar als ideelle wie verbindliche interne Grundlage
fiir die Gesamtkommunikation, fiir den Biirgerbeteiligungsprozess und die daraus
resultierende weitere Planung.
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Der Leiter der LVB-UK und Pressesprecher der LVB iibernahm federfiihrend
die Aufgabe, den Kommunikations- und Beteiligungsprozess zu gestalten. Eine
Mitarbeiterin der UK-LVB beschéftigte sich (fast) ausschlieBlich mit dem The-
ma ,,Biirgerbeteiligungsprozess KARLI“. Von Anfang war klar, ohne ideelle und
tatkrdftige Unterstiitzung der LVB-Geschéftsfithrung und des Biirgermeisters fiir
Planung und Bau wird das Vorhaben nicht gelingen.

Beratung extern und intern

Die beschrinkte Ausschreibung zur externen Beratung hatte zwei Agenturen ein-
geladen und entschied fiir die Ideenquartier GmbH, eine Agentur mit starken Kom-
petenzen im Bereich Kommunikation und Kulturmanagement. Ideenquartier tiber-
zeugte nicht nur das Metier zu beherrschen und Vorortkenntnisse einzubringen,
sondern auch konzeptionsstark, strategisch denkend und kreativ zu sein.

Unterdessen liefen die Vorbereitungen zur ersten Pressekonferenz, die den 6f-
fentlichen Startschuss fiir das gesamte Verfahren geben sollte. Insbesondere muss-
ten die bisherigen Planungen und Uberlegungen so aufbereitet werden, dass sie
handhabbar fiir Journalisten und verstindlich fiir die Offentlichkeit wurden. Wih-
rend dieser Vorbereitung entwickelte sich ein intensiver Austausch mit den LVB-
Planern und dem Verkehrs- und Tiefbauamt. SchlieSlich mussten alle Planungen,
Uberlegungen und Fakten auf den Tisch, die Zeitabliufe sowie die Kostenkalkula-
tion auf den Priifstand.

Hier wurden durchaus erste Differenzen in der Erwartungshaltung gegeniiber
dem anstehenden Biirgerbeteiligungsprozess deutlich: Wie transparent darf der
Prozess sein? Bis zu welchem Schritt darf in die Planung nochmals eingegriffen
werden? Wer entscheidet, was verdndert wird? Wer trigt die Kosten, wer finanziert
die Arbeitszeit?

An den unterschiedlichen Sichtweisen musste zu Beginn besonders intensiv ge-
arbeitet werden, um Diskrepanz nicht nach auBlen dringen zu lassen und kiinftig
gemeinsam und iibereinstimmend zu kommunizieren. Denn Diskrepanzen hitten
Misstrauen gesét. Kontinuierliche Arbeitstreffen mit allen Beteiligten der Bauher-
ren (Hauptakteure 1) sicherten diese Basis bis zum April 2012.

Kernarbeitsteam. Die LVB-Unternechmenskommunikation und Ideenquartier spiel-
ten eine Schliisselrolle. Wahrend die LVB-UK die Medienarbeit ausschlieflich und
federfiihrend betreute sowie die interne Kommunikation verantwortete, lag bei Ideen-
quartier die Gesamtverantwortung fiir den Biirgerbeteiligungsprozess. Die konzep-
tionelle Arbeit, die wihrend des gesamten Prozesses parallel lief, leisteten LVB-UK
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und Ideenquartier gemeinsam und nutzen dazu die vereinbarten wochentlichen
Absprachen und Treffs im Kernarbeitsteam. Stiandiger Kontakt per Telefon und Mail
ergédnzte die engen Absprachen.

Auseinandersetzung und Debatten mit den Bauherren, Beauftragten und Be-
teiligten (Hauptakteure 1) gehdren zu einem solchen Biirgerbeteiligungsprozess,
damit der optimale Weg gefunden und die Menschen vor Ort (Hauptakteure 2)
tatsdchlich angesprochen und ,,mitgenommen* werden. Um dieses Ziel zu errei-
chen, muss alles, bevor es Offentlich wird, auf den Priifstand, muss alles hinter-
fragt und diskutiert werden, damit die richtige Haltung (Grundposition) und eine
verstiandliche Sprache fiir alle gefunden werden kénnen. Daraus folgt auch, dass
die Kommunikationsfachleute — zumindest zeitweise — quasi die ,,Planungshoheit*
iibernehmen.

Detail-Fragen. Fiir die Planer stellten sich viele Detail-Fragen nicht selten als
Zumutung heraus. SchlieBlich hatten sie das Fach studiert, sie kannten den besten
Weg, sie wussten, wie geplant wird. Nun kamen andere daher, hatten von der Sache
wenig Ahnung, behaupteten aber dennoch, alle Fragen, seien sie noch so banal,
miissten beantwortet und in die Betrachtungen einbezogen werden. Dafiir hatten
die Planer zundchst kaum Verstdndnis. Die Gegenposition der Planer spitzte sich
schlieBlich in der Frage zu: ,,Wenn Sie ein Haus bauen, fragen Sie den Nachbarn
doch auch nicht, welche Farbe Sie wihlen?*.

Doch auch darauf haben — so die Ansicht der Autoren — die Biirger ein Recht
auf Antwort. Alle Fragen der Biirgerschaft vorbehaltlos vor dem 6ffentlichen Biir-
gerbeteiligungsprozess zu behandeln, 6ffnet zudem die Chance, den Prozess der
Biirgerbeteiligung — bei stets offenem Ausgang — ,,in der Hand* zu behalten. An-
dernfalls besteht die Gefahr, von immer wieder (scheinbar) neuen Forderungen der
Interessengruppen wie in einer Bugwelle vorangetrieben zu werden und dann nicht
mehr Herr des Verfahrens zu sein.

Sich auf einen solchen vollig offenen Meinungsbildungsprozess einzustellen ist
fiir Mitarbeiter in Verwaltungen durchaus eine Herausforderung. Schon hier war
die professionelle Hilfe von Ideenquartier von enormer Bedeutung. Ideenquartier
iibernahm also schon vor der 6ffentlichen Biirgerbeteiligung — interessenneutral —
die Moderation des Meinungsbildungsprozesses ,,im Inneren®.

Bereits zu diesem Zeitpunkt zeigte sich auch deutlich, dass eine erfolgreiche
und glaubwiirdige externe Kommunikation eine gelungene interne Kommunika-
tion voraussetzt. Ohne klare Zielstellung (Grundposition) und eine verbindliche
Verstindigung im Inneren wird eine Biirgerbeteiligung nicht erfolgreich sein. Alle
verantwortlichen Mitarbeiter/Akteure miissen ab einem bestimmten Zeitpunkt auf
das gemeinsame Ziel eingeschworen sein. Ein solcher Prozess muss stringent,
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kann aber nicht nach alter Denkart zentralistisch gefiihrt werden. Er bedarf vollig
neuen Denkens in der Gesamtkommunikation (Organisationskommunikation) al-
ler Bereiche, Verwaltungen und Amter. Das liuft nicht konfliktfrei.

Auch die Arbeitsabldufe miissen dem Ziel Biirgerbeteiligung angepasst werden.
Die Menschen, die wir erreichen wollen, arbeiten in der Regel am Tag und haben
erst am Abend Zeit. Die Pléne, die die Planer entwickeln, konnen Laien oftmals
nicht verstehen, sie miissen von den Kommunikationsfachleuten ,,iibersetzt*, visu-
alisiert und in eine verstindliche Sprache gebracht werden.

Am 21. November 2011 fand auf Einladung von Stadt und LVB die erste Pres-
sekonferenz im Volkshaus unmittelbar an der Karl-Liebknecht-Strafe statt. Teil-
nehmer auf dem Podium waren der Baubiirgermeister, der verantwortliche Planer
des Verkehrs- und Tiefbauamtes sowie der Technische Geschiftsfiihrer und der
Sprecher der LVB-Geschiftsfiihrung.

Biirgerbeteiligungsprozess und die Grundposition

Im Oktober erhielt Ideenquartier kurzfristig eine Einladung zu einem Gesprich bei
der LVB-UK. Das Thema wurde in der Einladung nur kurz skizziert: Unterstiit-
zung in Kommunikation und Biirgerbeteiligung. Empfohlen wurde Ideenquartier
aus zwei unterschiedlichen Richtungen, jeweils mit dem Hinweis auf die lokale
Verankerung, die Expertisen in Kommunikation sowie im Kultur- und Projektma-
nagement. Im Rahmen des Gespréches, unter Beteiligung der Hauptakteure Stadt
und LVB, skizzierte Ideenquartier die Kommunikationsansitze mit dem Ziel der
Partizipation der Biirgerschaft. Zwei Tage spiter erhielt [deenquartier den Auftrag
zu 1) der Konzeptentwicklung einer informellen Biirgerbeteiligung, 2) der Bera-
tung und Begleitung des einhergehenden Kommunikationsprozesses, 3) dem Pro-
jektmanagement des Beteiligungsprozesses sowie 4) der Moderation 6ffentlicher
Foren, Diskussionsrunden und interner Workshops.

Auftrag. Mit dem Auftrag an Ideenquartier formulierten die Bauherren Stadt
und LVB die Erwartung, vor dem Planfeststellungsverfahren einen intensiven und
informellen Prozess zur Biirgerbeteiligung zu entwickeln, der am Ende fiir die
Bauherren zu verbindlichen Ergebnissen fithren sollte. In der Hauptsache sollte
unter Beteiligung der Biirger und mit unterschiedlichen Dialogformaten folgenden
Themen und Fragen nachgegangen werden:

Information zum Gesamtvorhaben, Erlduterung aller Planungs- und Umset-
zungsbestandteile und Verstiandnis unter den unterschiedlichen Anspruchsgruppen
erzielen.
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Entspricht die aktuelle Gestaltungsplanung auch den Vorstellungen der anlie-
genden Biirgerschaft und wird diese akzeptiert?

Gibt es wichtige Hinweise und Bedingungen, die aus der Lebenswirklichkeit
von Anwohnern und Gewerbetreibenden vor Ort resultieren?

Welche Anlieger- und Biirgeranforderungen muss der Gestaltungsplan erfiillen
und welche Kriterien in der Umsetzung (Bauphasen, Einschrankungen, Umleitun-
gen) miissen Beriicksichtigung finden?

Die Ergebnisse sollten in eine finale Planvariante flieBen, die bereits fiinf Mo-
nate spiter im April 2012 per Stadtratsbeschluss den Weg zum Planfeststellungs-
verfahren und dem zunéchst avisierten Baustart 1. Quartal 2013 ebnen sollte.

In Vorbereitung standen schon vor Beauftragung von Ideenquartier und Start
des Biirgerbeteiligungsprozesses die Grundposition, die erste Pressekonferenz und
vier Informationsveranstaltungen fiir Anlieger und Biirger.

Jedoch galt es noch vor dem ersten 6ffentlichen Auftritt fiir Ideenquartier — in
einem Zeitfenster von 14 Tagen — alle wichtigen Beteiligten auf Bauherrenseite
(Hauptakteure 1) und ihre Einzelinteressen kennenzulernen, die Grundposition als
Rahmen fiir die Biirgerbeteiligung im Bewusstsein zu verankern und Verantwort-
lichkeiten eindeutig zu definieren. Parallel musste Ideenquartier systematisch und
in enger Zusammenarbeit mit der LVB-UK das Konzept mit Strategie, Instrumen-
ten und Meilensteinen entwickeln.

Kernarbeitsteam. Das Arbeitsteam bestand aus der personlichen Referentin des
Baubiirgermeisters, einem Vertreter des Verkehrs- und Tiefbauamtes (VTA), dem
Geschiftsfiihrer Ideenquartier und dem Leiter LVB-UK. Dieses Team kam min-
destens wochentlich zusammen und hatte im Auftrag der Bauherren (Hauptakteure
1) den Gesamtprozess zu steuern und zu verantworten.

Mit Blick auf die Hauptakteure 1 musste am Anfang im Kernarbeitsteam die
Erwartungshaltung an den Biirgerbeteiligungsprozess diskutiert und formuliert
werden. Diese fand sich in der Grundposition wieder, die mit Start des Biirgerbe-
teiligungsprozesses nun auch 6ffentlich gemacht wurde.

Last but not least brauchte das Biirgerbeteiligungsprojekt auch eine Marke, d. h.
einen Namen, unter dem kiinftig alle Maflnahmen stehen und mit dessen Absender
die Bauherren (Hauptakteure 1) kommunizieren konnten. Der Name sollte auch
den Fachterminus ,,informelle Biirgerbeteiligung™ fiir den Biirger versténdlicher
machen.

Mit diesem systematischen Ansatz entstanden auf der Basis der Grundposition

(s. w.):

* Name und Begriff ,,Interessenforum Bauvorhaben KARLI*
* eine Microsite
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* Informationsmaterial fiir die ersten vier Informationsveranstaltungen
 eine Roadmap fiir November 2011 bis Januar 2012 mit Ausblick bis April 2012
zum Stadtratsbeschluss und Planfeststellungsverfahren

Das ,,Interessenforum Bauvorhaben KARLI sollte Forum, Rahmen, Initiative und
Plattform werden, das die Interessen und Interessenten sammelt und zusammen-
fiihrt. Das Interessenforum sollte mit Hilfe einzelner Instrumente einer informellen
Biirgerbeteiligung (Veranstaltungen, Gesprichsrunden, Werkstétten etc.) und im
Austausch mit den wesentlichen Anspruchsgruppen schlie3lich alle aus dem Pro-
zess resultierenden Hinweise, Wiinsche und Forderungen gewichten, abwagen und
in einem ,,groBen Kompromiss* zusammenfiihren.

Die Position der Bauherrenseite (Hauptakteure 1) — die Grundposition (nach-
folgend) — stellte sich im gesamten Prozess erwartungsgemél als wichtigste ideelle
und verbindliche Grundlage fiir alle Mallnahmen heraus.

Grundposition: Auf der Karl-Liebknecht-Strafle ab Siidplatz iiber den Petersstein-
weg bis zum Wilhelm-Leuschner-Platz sind ab 2013 umfassende Baumafinahmen
geplant: Die Gleisanlagen der Stadtbahnlinie 11, die Fahrbahnen und die Infrastruk-
tur werden modernisiert und die Verkehrsfithrung neu gestaltet. Das Bauvorhaben
KARLI wird gemeinsam von den Leipziger Verkehrsbetrieben und der Stadt Leipzig
realisiert.

Um die Interessen und wichtigen Fragen der Biirgerinnen und Biirger des Stadt-
teils beziiglich der Planung und Durchfiihrung des Bauvorhabens KARLI beriick-
sichtigen zu konnen, initiieren die Leipziger Verkehrsbetriebe gemeinsam mit der
Stadt Leipzig ein Interessenforum fiir Anwohner, Héndler, Gastronomen, Kultur-
schaffende und Gewerbetreibende. Das Interessenforum startet mit vier offenen
Informationsveranstaltungen.

Wir wiinschen uns, die Interessen, Sorgen, Wiinsche und Fragen von Anwohnern und
Gewerbe kennen zu lernen, um die Vorplanung auf Grundlage der daraus resultieren-
den Einwidnde, Anregungen und Meinungen auf den Priifstand zu stellen. Das Inte-
ressenforum mit den Informationsveranstaltungen zum Auftakt signalisiert unsere
grundsitzliche Bereitschaft, das Bauvorhaben KARLI im Dialog mit den Biirgerin-
nen und Biirgern durchzufiihren.

Weiterentwicklung und konzeptionelle Arbeit

In dem Moment, als Anfang November das Projekt ,,Interessenforum Bauvorha-
ben KARLI getauft und (die eben aufgefiihrte) Grundposition von allen Akteuren
auf Bauherrenseite (Hauptakteure 1) einvernehmlich verabschiedet wurde, konnte
der Biirgerbeteiligungsprozess aktiv und auch fiir die Offentlichkeit wahrnehmbar
vom Kernarbeitsteam gestartet werden (erste Pressekonferenz).

Malfgeblich fiir den strategischen Konzeptansatz waren drei Faktoren:
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+ Zeit und personelle Ressourcen: fiinf Monate bis zum Stadtratsbeschluss be-
deutete kompaktes Planen, enge Terminketten, hohe Arbeitsintensitét auf allen
Seiten (die Planer des Verkehrs- und Tiefbauamtes machten Nachtschichten!)

* Finanzielle Ressourcen: Ein groferes Budget fiir einen Biirgerbeteiligungspro-
zess war, weil nicht absehbar, nicht eingeplant.

+ Zeitpunkt: Mit dem Start einen Monat vor Jahreswechsel liefen wir Gefahr, die
Aufmerksamkeit durch Weihnachtsgeschéft, Neujahr, Ferienzeit etc. zu verlie-
ren.

Im Ergebnis wirkten alle drei Faktoren filir das Projekt aus heutiger Sicht forder-
lich. Der Prozess zerfaserte aufgrund der unausweichlich engen Terminkette nicht,
das Thema blieb im Bewusstsein und kontinuierlich in den Medien. Durch einen
begrenzten finanziellen Rahmen wurde ,,die Sache® in den Vordergrund gestellt
und Instrumente auf ihre tatsdchliche Wirkung hinterfragt, was sich auch positiv
auf die Glaubwiirdigkeit auswirkte (Schulaula statt schicke Eventlocation/Presse-
Hintergrundgespréch statt PR-Text). Der Jahreswechsel brachte etwas Ruhe ins
Geschehen. Fiir alle Beteiligten bis hin zu den Biirgern und Interessengruppen war
der Termin April 2012 zum Greifen nah und machte klar, es bleibt keine Zeit zum
,.Zer“-Diskutieren.

Konzeptarbeit. Die Konzeption entwickelte das Kernarbeitsteam parallel in
einem stindig fortschreitenden Prozess und erst einen Monat vor Prozessende war
auch das Konzept fertig geschrieben. Das Konzept lieferte auf Basis der Grund-
position und verortet im ,,Interessenforum Bauvorhaben KARLI* kontinuierlich
den systematischen Handlungsrahmen, die ndchsten Maflnahmen der Kommunika-
tion intern und extern. Aufgrund der Dynamik, die ein solcher Prozess entwickeln
kann, sollten Konzept und Umsetzung ,,auf Sicht fahren®, um flexibel reagieren zu
konnen — die Unvorhersehbarkeit von Ereignissen hatten wir eingeplant (gibt es
spontan lauten Protest, griindet sich eine neue Interessengruppe, ...).

Das Kernarbeitsteam ordnete die Maflnahmen ein, stimmte Aktivitidten der Unter-
nehmenskommunikation und der Presse- und Offentlichkeitsarbeit ab, setzte Zeit-
rdume fest und fokussierte auf der Zielgeraden die Vorlage der Planvorlage fiir den
Stadtratsbeschluss im April 2012.

Das Kernarbeitsteam musste auch dafiir Sorge tragen, dass die Interessen ge-
sammelt, verdichtet wurden und schlieBlich in neuen Planergebnissen miindeten.
Wenngleich Umsetzung und Mithe immer wieder bei den Planern lag. Praktisch
galt es auBerdem, die Gesamtkommunikation kontinuierlich und ergebnisoffen —
aber auch ergebnisorientiert — zu fithren; vor allem aber alle mdglichen Interessen-
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ten und Interessen aus Biirgerschaft, Anliegern (Hauptakteure 2) und Gruppen wie
Initiativen (Hauptakteure 3) zu erreichen und fiir einen Austausch der Interessen,
Erwartungen und Forderungen im Biirgerbeteiligungsprozess zu gewinnen.

Gedankenaustausch. Im organisierten Gedankenaustausch mit allen lag die
grofle Herausforderung fiir das Kernarbeitsteam — mit dem Schreckensszenario im
Hintergrund: ,,Stell dir vor, du informierst und niemand kommt hin.* Also musste
fiir die Biirgerveranstaltungen kriftig geworben, meinungsbildende Interessenver-
treter aktiviert und schlieBlich das Versprechen ,,beteiligen heiflit mitgestalten* im
Verfahren gehalten werden.

Aus heutiger Sicht war es fiir den Biirgerbeteiligungsprozess von Vorteil, dass
Realisierung und Konzept kontinuierlich fortentwickelt, mit allen Beteiligten auf
Bauherrenseite (Hauptakteure 1) stindig und systematisch anhand aktueller Gege-
benheiten modifiziert und neue Ideen sofort in die Konzeption aufgenommen oder
gleich umgesetzt wurden.

Im Ergebnis erfiillte dieses konzeptionelle Vorgehen zahlreiche Anforderungen,
die aktuelle Lehrbiicher fiir Beteiligungsvorhaben nennen, jedoch entstanden sie in
unserem Fall oftmals pragmatisch aus Erfahrung oder intuitiv und im Ergebnis der
vorangegangenen Malinahme.

Bis zum Schluss des Biirgerbeteiligungsprozesses blieb offen, welche Verén-
derungen es an der Planung geben wird und geben kann. Klar war lediglich: die
Stralen und Gehwege miissen einschlie8lich Versorgungs- und Gleisanlagen nach
modernen Gesichtspunkten ziigig gebaut und kostengiinstig — also auch mit For-
dermitteln — realisiert werden, dazu lagen die in dreijdhriger Vorarbeit entwickelten
Planentwiirfe auf dem Tisch (Abb. 2).

Auftakt im November 2011

Zum 21. November 2011 luden die Bauherren Stadt Leipzig und LVB zur ersten
Pressekonferenz in das Volkshaus, das spéter selbst vom Bauvorhaben betroffen
sein sollte. Gemeinsam wurde das Bauvorhaben vorgestellt und das ,,Interessen-
forum Bauvorhaben KARLI* als Biirgerbeteiligungsprozess gestartet.

Zwei Tage spiter fand in einer ebenfalls vom Bauvorhaben betroffenen Grund-
schule die erste Informationsveranstaltung statt; bis Januar 2012 folgten drei wei-
tere mit gleichem Charakter an wechselnden Orten im Gebiet der spiteren Bau-
mafinahme. Alle vier Informationsveranstaltungen, drei davon am Abend durch-
gefiihrt, wurden von jeweils rund 100 Biirgern (Anwohner, Handler, Gastronomen,
Vertreter diverser Interessengruppen) besucht.
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Abb. 2 Schematische Darstellung des Bauprojekts

Wie erwartet kam zu Beginn der Veranstaltungen auch die Frage auf: ,,Warum
wird erst jetzt, wo die Plane schon gemacht sind, zur Beteiligung eingeladen?* Der
Zeitpunkt sei richtig gewdhlt, so argumentierten wir, denn ohne Grundlage wére
eine Debatte unmdoglich gewesen. Die Planer hatten drei Jahre lang unter verein-
zeltem Einbezug von Interessengruppen mehrere Planvarianten entwickelt. Dieser
Plan stellte aus stadt- und verkehrsplanerischer wie auch foérdermittelrechtlicher
Sicht eine Ideallésung dar. Was darin weitestgehend noch nicht beriicksichtigt wur-
de, waren Interessen und Bewertung der Anlieger, Anwohner, Gastronomen und
Gewerbetreibenden.

Der Plan war also das Ergebnis einer Vorplanung. Nunmehr konnten darauf be-
zogen alle Fragen diskutiert werden. Auch Grundsatzfragen (die eigentlich schon
langst klar schienen) wurden gestellt: ,,Ist der Bau tiberhaupt nétig?* Oder: ,,Kann
der Umbau und die Modernisierung dieser Hauptverkehrsstrafle nicht genutzt wer-
den, um sie in eine verkehrsberuhigte Zone oder Fahrradstraf3e umzuwandeln?*

Informationsveranstaltungen. In der Regel tauchten Fragen auf, die fiir das
optimale Ergebnis der Baumafinahme aus Sicht einzelner oder mehrerer Interes-
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sengruppen relevant waren. So beispielsweise: ,,Wie kann der Anlieferverkehr fiir
den Handel noch besser organisiert sein?, ,,Welche Querungsmoglichkeiten und
Ampelanlagen an welchen Stellen sind fiir Schulkinder oder Menschen mit Behin-
derung wichtig?“, ,,Welche Fulwege sollten in ihrer Gestaltung und zukiinftigen
Breite mit Riicksicht auf Freisitze der Gastronomie und Auslagen des Handels
besondere Berticksichtigung finden?*, ,,Wie konnen der Baumbestand der Straf3e
oder einzelne Béume erhalten werden?* oder ,,Welche Ausfithrung des Gleis-
betts (Asphalt oder Rasen) ist die Ideallosung mit Blick auf Larmemission und
Rettungsfahrzeuge?*

Voraussetzungen fiir eine offene, aber dennoch ergebnisorientierte Diskussion
waren die auch fiir Laien verstidndlichen, vereinfachten Planzeichnungen sowie
dreidimensionale Visualisierungen von Stralenabschnitten, um aufzuzeigen, wie
sich Verkehrsraume im Vergleich zum aktuellen Zustand verdndern werden.

Durch eine bewusst neutrale Moderation von Ideenquartier, eine umfassende
Aufbereitung der Présentationen und Vorbereitung der Vortragenden (Sprache,
Ubersetzung von Fachbegriffen, Briefing zur persénlichen Haltung und der ge-
meinsamen Position) und einen biirgernahen Veranstaltungsaufbau (ebenerdiges
Podium — alle Beteiligten auf Augenhdhe) gelang es, eine konstruktive und diskus-
sionsfreudige Atmosphidre und Vertrauen zu schaffen — auch wenn es manchmal
hoch her ging.

Um zu vermeiden, dass im Nachhinein zahlreiche Biirger den Prozess mit dem
Argument kritisieren konnten, nichts davon gewusst zu haben, kiindigte die LVB-
UK die Veranstaltungen nicht nur per Pressemitteilungen iiber Medien an, sondern
bewarb sie mit Aushidngen und Postwurfsendungen an alle Haushalte der betroffe-
nen Haupt- und Nebenstraien. AuBlerdem kiindigten LVB und Stadt die Termine
iiber ihre eigenen Onlinemedien an und sammelten bei den Veranstaltungen von
interessierten Besuchern E-Mail-Adressen zum Versand neuer Termine.

Miihen in zweiter Ebene

Im Ergebnis der vier Biirgerveranstaltungen kristallisierte sich heraus, dass die
iiber 150 zusammengetragenen und teilweise sehr fundierten Hinweise und Kri-
tikpunkte durchaus kontrdr zueinander stehen und zahlreiche Kompromissldsun-
gen gefragt sind. Beispiel: Soll den vielfachen Wiinschen zur Einrichtung weiterer
Anlieferzonen oder zur Sicherung zahlreicher Kundenparkplétze gefolgt werden
— beides Wiinsche unterschiedlicher Héndlergruppen. Wo kann der Kompromiss
liegen, wo die Ideallosung?
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Interessenspezifische Gesprichsrunden. Der Biirgerbeteiligungsprozess erreichte
eine zweite Ebene. Bereits parallel zur vierten Biirgerveranstaltung fand die erste
von insgesamt vier interessenspezifischen Gesprichsrunden fiir einen geladenen
Kreis von Interessenvertretern an einem neutralen Ort im Baugebiet statt.

Nunmehr mussten die vielfachen Einzelinteressen in interessenspezifischen
Gruppen zur Sprache gebracht und systematisiert werden. Durch Diskussion und
moderierte Abwigung sollten innerhalb der jeweiligen Gruppe Konsens zu stritti-
gen Punkten erzielt und damit neue Planungsszenarien zur Entscheidungsfindung
und Machbarkeitspriifung fiir die Planer geschaffen werden. Beispiel: Statt zehn
Erwartungshaltungen zum Thema Anlieferung fiir Hindler abzuwégen, sollte das
Ziel ,,ein Kondensat* von zwei moglichen Varianten sein, die der Planer nun auf
Umsetzbarkeit priifen konnte.

Teilnehmer der vier jeweils zweistiindigen moderierten Gesprachsrunden wa-
ren Vertreter der folgenden Interessenbereiche:

1. Handel & Gewerbe mit Vertretern aus Einzelhandel und Gewerbe, IHK und
zustidndigen Behorden

2. Gastronomie: mit allen interessierten Gastronomen und der DEHOGA

Schulen: mit interessierten Eltern- und Schiilersprechern sowie Schulleitern

4. Verkehr & Natur mit Vertretern von Okoléwe, ADFC, VCD, ADAC, FuB e. V.
und zustidndigen Behorden (siehe dazu auch Interessenbeirat unten)

had

Fazit 1) In den Gesprichsrunden konnten die Planer und Vertreter der Bauherren
(Hauptakteure 1) gemeinsam mit den Interessenvertretern (Hauptakteure 2 und
3) die zahlreichen spezifischen Einzelinteressen im Detail auf Sinn, Nutzen und
Machbarkeit abwagen.

Fazit 2) Mit diesem Procedere konnte den Beteiligten bewusst gemacht werden,
dass zahlreiche in einem Interessenbereich definierte Forderungen zum gleichen
Thema kontrdr sind und einen Konsens brauchen, damit die Planer eine verniinf-
tige Planungsgrundlage erhalten.

Ein Praxisbeispiel: drei Héndler in einem Abschnitt von 50 m hatten unter-
schiedliche Forderungen zur Parkplatzsituation: A) wiinschte Parkplétze fiir Kun-
den, B) wiinschte statt Parkpldtzen die Sperrung der Flache fiir die Anlieferung und
Kuriere und C) wiinschte einen Verzicht zu Gunsten eines breiteren Gehweges zur
Nutzung fiir Auslagen.

Fazit 3) Im Ergebnis stellte sich der konzeptionell vorgedachte Nutzen fiir die
weitere Planung — bis auf Ausnahmen — ein. Zum Beispiel stimmten sich die Ver-
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treter des Handels im Rahmen der Gespréachsrunde zu ihren kontréren Forderungen
nach Parkplédtzen und Anlieferzonen auf eine gemeinsame Position ab, so konnte
der Planer eine Planungsalternative entwickeln.

Kernarbeitsteam. Welche Schliisse fiir das Konzept zu ziehen sind, wo veréndert
und weitergedacht werden muss, entschied schlie3lich und in voller Verantwortung
das Kernarbeitsteam. Was tun mit diesen vielschichtigen Interessen? Welche sind
von Relevanz, welche weniger von Bedeutung, welche schlichtweg unmoglich?

Um dies zu kliren organisierte das Kernarbeitsteam im Januar zwei interne
Tagesworkshops mit den Planern des Verkehrs- und Tiefbauamtes und der LVB.
Zeitweise beteiligten sich auch Vertreter der Geschiftsfithrung der LVB aktiv an
diesen Workshops, womit sie deutlich zum Ausdruck brachten, wie wichtig sie
diese Workshops fiir die interne Meinungsbildung halten.

Ziel der bisherigen Biirgerveranstaltungen und der Gesprachsrunden mit Inter-
essenvertretern war das Erkennen, Sammeln und Abwiégen artikulierter Interessen/
Interessenlagen der betroffenen Anlieger (Hauptakteure 2). Durch eine dezidierte
Dokumentation aller Veranstaltungen und Gespréichsrunden, jeder darin aufgegrif-
fenen Frage und der Antworten entstand innerhalb von zwei Monaten eine Matrix
von rund 150 noch ungewichteten Interessen in Form von Kritiken, Forderungen
und Korrekturvorschldgen. Themen waren u. a. Andienzonen fiir Gewerbetreiben-
de und ihre Lieferanten, Parkflachen, die Breite und Sicherheit geplanter Fahr-
radwege, Fulwegbreiten, Baumpflanzungen und Abholzung, Umleitungsverkehr,
Bauzeiten, Einschriankungen fiir die Freisitzsaison, Finanzierung und Fordermittel,
Verkehrsfithrung von StraBenbahn und PK'W.

Workshops. Die 150 ,,gesammelten Interessen” kamen in diesen Workshops auf
den Tisch und wurden ,,verhandelt®. Verhandelt deshalb, weil oftmals sehr genau
abgewogen werden musste, welche Auswirkungen eine Entscheidung fiir oder
gegen einen Interessenspunkt hat. Und noch viel mehr: Was fiir die eine Seite der
Bauherren aus Planungssicht weniger von Bedeutung war, konnte fiir eine andere
Seite der Bauherren von weitreichender Auswirkung sein. Beispiel: Die genaue
Position einer Haltestelle und ob diese 150 m weiter verriickt werden soll, hat
fiir den Stadtplaner wenig Relevanz, wenn grundsétzlich umsetzbar, fiir die LVB
jedoch kénnte eine solche Anderung Auswirkungen auf die Taktung des gesamten
Fahrplanes haben.

Zudem musste bei allen Vorschldgen auch die kommunikative Wirkung einzel-
ner Vorschlidge bedacht werden. Beispiel: Einen beidseitigen separaten Gleiskorper
fiir Stralenbahnen strebten die LVB an, um den Verkehr ungestort fliissig zu ge-
wihrleisten. Bei den Anliegern bestanden aber grofle Bedenken, dieser ,,Gleiskor-
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per* wiirde die StraBe unnétig teilen und Stralenhilften trennen. Zeitweise wurde
der ,,gesonderte Gleiskorper” regelrecht zum Kampfbegriff (Der Begriff klingt
nicht gut, aber einen besseren fanden wir nicht).

Fiir beide Workshops bestellte das Kernarbeitsteam einen externen Moderator,
da Ideenquartier und die LVB-UK die Rolle ,,der Kritiker* iibernehmen sollten. In
den Workshops wurden die Planer systematisch mit allen Gegenargumenten und
Positionen der Anlieger konfrontiert, die Themen im Detail diskutiert und schlief3-
lich eine Entscheidungsgrundlage formuliert. Im Rahmen dieser Zweitageswork-
shops konnten von den 150 Kritikpunkten drei Viertel abschlieBend bearbeitet wer-
den; es fanden sich entweder konkrete Losungen oder ideale Kompromisse, aber
auch Ablehnungen, wenn verkehrsplanerisch oder stiddtebaulich nicht realisierbar.

In dieser Phase des Prozesses und wihrend der immer wieder parallel stattfin-
denden konzeptionellen Fortschreibung wurde jedoch auch klar, dass es mehrere
Kritikpunkte gab, die nicht mit Diskussionen zu 16sen waren und eines groflen
Kompromisses zwischen allen Anspruchsgruppen bedurften.

Beispiclhafte grole Themen, fiir die nicht sofort eine Losung gefunden wur-
de, waren: Anliefer- und Parkzonen fiir die Gewerbetreibenden und ihre Kunden,
Verdnderung von FuBBwegbreiten und Freisitzflachen fiir Gastronomen, verdnderte
Haltestellenpositionen und Ampelanlagen fiir Schulverkehr oder dltere Menschen,
separate Gleisfithrung fiir Straenbahnen und die zu erwartende Verkehrsbeschleu-
nigung, die zukiinftige Rolle des Fahrradverkehrs, der Ausbau fiir den Verkehr und
die Angst vor dem Verlust des bisherigen Stralencharakters.

Interessenbeirat. Fiir die besonders strittigen, teils emotionalen und zugleich fiir
deren Vertreter brisanten Kritikpunkte musste ein Veranstaltungsformat gefunden
werden, in welchem Vertreter aller wichtigen Interessengruppen und die Bauher-
ren zusammen diskutieren, verhandeln und an Ldsungen arbeiten konnten. Um
im Hinblick auf die noch verbleibende Zeit bis zum Stadtratsbeschluss im April
eine belastbare Planvariante zu verabschieden, wurde der Vorschlag zur Griindung
eines Interessenbeirates aufgegriffen, der bereits zur ersten Pressekonferenz als
»Randnotiz* vom Baubiirgermeister der Stadt Erwéhnung fand. Das Kernarbeits-
team entwickelte dafiir ein Konzept und Leitlinien (Satzung). Als Basis fiir diesen
Beirat erwies sich vorbildhaft der Fahrgastbeirat bei den LVB.

Neben der Organisation und Durchfiihrung der Veranstaltungen und Gespréachs-
runden erfordert der Biirgerbeteiligungsprozess von den Bauherren ein hohes
Maf an Kommunikation: Die kontinuierliche Fortentwicklung von hauseigenen
Medien, Plinen und Arbeitsstdnden, die Vorbereitung von neuen, aktualisierten
Présentationen, die Definition von Standpunkten und Positionen zu verschiedenen
Forderungen, das Fiihren von Hintergrundgesprachen mit Vertretern der regionalen
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Tagespresse und Multiplikatoren der Politik bis hin zu Gesprachen mit Férdermit-
telgebern im Hinblick auf Forderfahigkeit verdanderter Bauplanungen.

Damit sich alle Interessenten, Biirger und Anlieger jederzeit liber das Interes-
senforum Bauvorhaben KARLI informieren, Planungen einsehen und Termine
erfahren konnten, wurde zudem eine separate Unterseite des Internetauftritts der
LVB eingerichtet. Auch konnten iiber diesen Weg konkrete Anfragen und Kritik-
punkte an die Bauherren formuliert und per Mail versendet werden. Diese wurden
in einem avisierten Zeitfenster von zehn Tagen durch den jeweiligen Planungsver-
antwortlichen beantwortet. Allerdings hielten sich die Anfragen in Grenzen, d. h.
— so die Vermutung — die Biirgerversammlungen hatten bereits kommunikative
Wirkung entfaltet.

Zeitgleich begann das verantwortliche Team des Verkehrs- und Tiefbauamtes
in besonders komplexen Fragestellungen Ortstermine fiir die entsprechenden An-
lieger durchzufiihren und Losungen im personlichen Gesprach und am zukiinftigen
Ort des Geschehens zu eruieren.

Begleitmusik. Uber allem lag Spannung, hitzige Streitgespriche gab es hier und
dort. Auch die stadtteiliibergreifenden Interessengruppen (Hauptakteure 3) misch-
ten sich nunmehr kréftig ein. Sie waren an den interessenspezifischen Gesprachs-
runden beteiligt sowie immer auch Adressat aller Ver6ffentlichungen und
Pressemitteilungen. Unabhéngig davon luden aber der ADFC Leipzig und der ein-
flussreiche Leipziger Umweltverein Okoldwe zu einem dffentlichen Diskussions-
forum ein. Beide machten aus ihrer generell skeptischen Sicht keinen Hehl.

Der Ful} e. V. veranstaltete an einem Freitagnachmittag einen ,,Anliegerspa-
ziergang®, in dessen Rahmen an ausgewihlten Punkten vor Ort im Detail aufge-

Abb. 3 Animation (LVB) des fertig gestellten Bauabschnitts Hértelstra3e/Strae des 17. Juni
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zeigt wurde, was veridndert werden konnte (bspw.: Ort, an dem moglicherweise ein
Baum gefillt wird, Stelle, an der der FuBweg schmaler werden konnte, Position
einer kiinftigen Haltestelle etc.).

Diese Aktionen fiihrten einerseits dazu, dass die unterschiedlichen Positio-
nen deutlicher wurden, andererseits entstand Misstrauen in der Biirgerschaft, da
Arbeitsstinde als schon beschlossen dargestellt wurden. So malten Vereinsmitglie-
der auf Gehwegen — markant sichtbar — einen extrem breiten Stralenverlauf und
nahmen optisch den Gehwegen erheblich Platz weg. So bestérkten sie Befiirch-
tungen, obwohl noch nichts davon diskutiert, geschweige denn beschlossen war.
Das Kernarbeitsteam reagierte am Tag darauf mit Handzetteln, die zur Biirgerver-
sammlung aufriefen, um {iber diese Themen zu diskutieren. Damit nahmen wir
dem Protest, der sich anbahnte, ,,Wind aus den Segeln®.

Auf dem Weg zur 6. Planvariante

Mit der Griindung des Interessenbeirates sollte ein Instrument entwickelt werden,
das fiir das Interessenforum Bauvorhaben KARLI und seine Bauherren langfristig
als unabhéngiges Entscheidungs- und Beratungsgremium fungiert.

Der Interessenbeirat sollte alle wichtigen Interessen durch Beteiligung zusam-
menfithren und in der Lage sein, verantwortungsvoll und in Vertretung einzelner
Interessengruppen iiber herausragende Kritikpunkte zu diskutieren und zu ent-
scheiden.

Leitlinien. Fiir den Interessenbeirat regelten Leitlinien in einem zweiseitigen
Dokument Arbeitsweise und Ablauf von Abstimmungsvorgéngen, Stimmrechte
und Vertretungsbefugnisse. Zudem definierten sie — und das war ganz wesentlich,
um keine falschen Erwartungen bei den Beteiligten zu wecken — den Charakter
aller Entscheidungen des Interessenbeirates. Alle vom Interessenbeirat beschlos-
senen Positionen waren demnach als ,,Empfehlungen® zu verstehen. Und doch
konnten solche Empfehlungen schwer wiegen, wenn man bedenkt, dass eine auch
offentlich wahrnehmbare Gruppe aus vierzehn bedeutenden Interessenvertretern
gemeinsame eine Position bezieht und kommuniziert.

Um in der Kiirze der Zeit Mitglieder eines solchen Beirates bestimmen zu kon-
nen, kam ein reguldrer Wahlvorgang allein schon aus praktischen Griinden nicht in
Frage. Der Zeitdruck erforderte eine ziigige Benennung von Mitgliedern. Mittels
Befragungen unter Gastronomen sowie Handlern, durch Empfehlungsaufrufe bei
Stadtbezirksbeirdten oder durch die Einladungen von Vertretern der am Prozess
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beteiligten Interessengruppen wurde der 14-kopfige Interessenbeirat innerhalb von
drei Wochen aufgestellt.

Parallel wurden die kiinftigen Mitglieder bereits mit den Leitlinien zur Arbeits-
weise konfrontiert und um Korrektur- und Anderungsvorschlidge gebeten; das
sorgte von Beginn an fiir Transparenz und Glaubwiirdigkeit.

In den Leitlinien wurden die kiinftigen Vertreter der Interessengruppen aufge-
fiihrt und gleichzeitig festgelegt, dass die Bauherren selbst nur ein Gast- jedoch
kein Stimmrecht haben, damit die Souverénitit des Interessenbeirats als unabhin-
giges Gremium deutlich wurde.

Mitglieder im Interessenbeirat: cin Vertreter Fahrradfahrer (ADFC), ein Ver-
treter FuBgénger (FuBl e. V.), ein Vertreter Autofahrer (ADAC), ein Vertreter
Fahrgiste OPNV (Fahrgastbeirat), ein Vertreter Umwelt (Okoléwe), ein Vertreter
Gastronomie (DEHOGA), ein Vertreter Hauseigentiimer, ein Vertreter Menschen
mit Behinderung (Behindertenverband e. V.), ein Vertreter Kultur, ein Vertreter
Anwohner, ein Vertreter Einzelhandel, ein Vertreter Gewerbe, je ein Vertreter der
zweli zustdndigen Stadtbezirksbeirite.

In seiner ersten Sitzung diskutierte und verabschiedete der Interessenbeirat mit
wenigen Anderungen die vorgeschlagenen Leitlinien zur Arbeitsweise und ver-
abredete fiir 14 Tage spéter die erste Arbeitssitzung mit den Planern beider Bau-
herren. Abgelehnt wurde, einen Sprecher bzw. eine Sprecherin zu wihlen. Jeder
wollte die Mdglichkeit haben, seine Position zu duf3ern.

Biirgerveranstaltung. Bevor der Interessenbeirat zu seiner zweiten Sitzung
zusammenkam, war es den Bauherren wichtig, die bisherigen Arbeitsergebnisse,
vier neue Gestaltungsplédne und die in den internen Workshops erarbeiteten Posi-
tionen zu Korrekturwiinschen und Kritikpunkten an der Ursprungsplanung in einer
Offentlichen Veranstaltung allen bisherigen Beteiligten und interessierten Biirgern
vorzulegen. Gleichzeitig sollte diese Veranstaltung dazu dienen, den Interessen-
beirat, seine Mitglieder und die ndchsten Etappen des Biirgerbeteiligungsprozesses
der Offentlichkeit vorzustellen. Ort des Geschehens — wieder bewusst gew#hlt —
das Neue Rathaus, der Baubiirgermeister und die Stadt waren Gastgeber der nun-
mehr flinften Biirgerveranstaltung.

Die Veranstaltung mit rund 150 Teilnehmern ermdglichte ein erstes Meinungs-
barometer zu den bisher vollzogenen Plandnderungen und bot nochmals die Mog-
lichkeit, Positionen und Interessen aufzunehmen. Im Ergebnis lieferte diese Dis-
kussionsveranstaltung die ideale Grundlage fiir die Arbeit des Interessenbeirates
und gab diesem wie auch den Bauherren eine Orientierung beziiglich der aktuellen
Position der Mehrheit der interessierten Biirger.
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In seiner zweiten Sitzung lieen sich die Mitglieder des Interessenbeirates von
den Planern die bis dahin aufbereiteten vier Planungsvarianten im Detail vorstel-
len. Sie diskutierten Vor- und Nachteile jeder Variante und beschlossen, fiir be-
sonders problematische Planungsteile zwei Planungswerkstitten durchzufiihren;
das geschah wiederum unter Beteiligung der Planer beider Bauherren, mafigeblich
unterstiitzt durch das personliche Engagement des Chefplaners des Verkehrs- und
Tiefbauamtes.

Planungswerkstatt. Die zwei dreistiindigen, von Ideenquartier moderierten Work-
shops im Werkstattverfahren, ermoglichten eine weitere intensive Auseinander-
setzung mit den Planungsdetails. Fiir die Planer die Chance, auf die Hintergriinde
bisheriger Planungen (erste Ursprungsplanung und vier Planungsvarianten) noch-
mals ausfiihrlich und vor allem mit fachlichen Details eingehen zu konnen. Fiir
die Mitglieder des Interessenbeirates war es moglich, wie bei einem Planspiel, die
Planungsbestandteile zu verschieben, in Abwagung mit den Planern anders zu kom-
binieren und damit auch eigene Vorstellungen zu priifen.

Allerdings war die Planungswerkstatt mit einer Forderung an den Bauherren
LVB verbunden, die es in sich hatte: Auf einen beidseitigen gesonderten Gleiskor-
per auf einer Lange von 250 m sollten die LVB verzichten. Auf den ersten Blick
keine herausragende Forderung, doch mit Blick auf die ,,Durchlassfdhigkeit™ des
OPNV und den drohenden Wegfall von Fordermitteln (die sich auf den gesonder-
ten Gleiskorper beziehen) sehr wohl. Hingegen garantierte aus Sicht der Anlieger
der Verzicht auf eine Hilfte des separaten Gleiskorpers den Erhalt des bisherigen
Charakters der Strafle. Aulerdem hatte sich der ,,separate Gleiskorper* als Quelle
,allen Ubels“ im Bewusstsein einiger festgesetzt, so dass ein Festhalten daran, — ob
man will oder nicht — als Affront gegen das gesamte Biirgerbeteiligungsverfahren
gewertet werden wiirde.

In seiner wenige Tage spéter stattfindenden dritten Sitzung wertete der Interes-
senbeirat die Ergebnisse beider Planungswerkstétten aus und einigte sich auf die
Planungsvariante 6 mit der Forderung an den Bauherren LVB, auf den separaten
Gleiskorper in dem genannten Stra3enabschnitt zu verzichten.

Zwei Mitglieder des Interessenbeirates stimmten dem Kompromiss zwar zu,
jedoch mit der Einschriankung, dass ihnen die Losung nicht weit genug ginge. Thre
Position konnten sie gegen die anderen Mitglieder im Interessenbeirat nicht durch-
setzen. So blieb die Position ein definiertes ,,Einzelinteresse* und wurde nicht in
die Planungsvariante einbezogen; letztlich ein demokratischer Vorgang.

Spétestens wihrend dieser Debatte wurde allen Beteiligten deutlich, dass alle
,,in einem Boot* sitzen und alle Wiinsche beim besten Willen nicht erfiillbar sind,
besonders dann nicht, wenn sie sich widersprechen oder utopisch sind.



322 R. Bohse und J. Miller

Die LVB-Geschiftsfiihrung entschied, trotz erheblicher Probleme (Fordermit-
tel) der Empfehlung des Beirates zu folgen und die Gleise im genannten Abschnitt
nur auf einer Seite zu separieren.

Der Biirgerbeteiligungsprozess gewann durch den Interessenbeirat weiter an
Glaubwiirdigkeit und Vertrauen. Auch wenn die Arbeit des Interessenbeirates in
der Konsequenz ,,nur eine Empfehlung sein konnte, so war es fiir Offentlichkeit
und Verwaltung der Moment, an dem Biirger mitentschieden.

Endspurt im Marz 2012

Mit der sechsten und letzten groBen Biirgerveranstaltung am 28. Miarz 2012 im
evangelischen Schulzentrum, ebenfalls ein Anlieger, wurden die Ergebnisse des
Biirgerbeteiligungsprozesses und Resultate aus der Arbeit des Interessenbeirates
der Offentlichkeit vorgestellt. Im Zuge dieser Veranstaltung bezogen alle Beteilig-
ten zur Arbeit und zu den Ergebnissen des fiinf-monatigen Beteiligungsprozesses
Position, erlduterten diese und machten klar, an welcher Stelle der Kompromiss fiir
jeden einzelnen vertretbar, schmerzhaft oder personlich auch nicht vertretbar ist.

Das finale Ergebnis des Biirgerbeteiligungsprozesses ,,Interessenforum Bau-
vorhaben KARLI*, die Planungsvariante 6, wurde am 28. Mérz ebenfalls und noch
vor der Offentlichen Biirgerveranstaltung im Rahmen einer Pressekonferenz den
Medienvertretern vorgestellt und ausfiihrlich erldutert.

Generell ermoglichte die Kontinuitéit in der Berichterstattung und Information
den Bauherren jederzeit und immer wieder verschiedene Aspekte und Sichtweisen
auf das Bauvorhaben zu erldutern, hierbei stets die grundsétzliche Notwendigkeit
zu bekriftigen und die Offenheit fiir eine fiir alle Beteiligten vertrdgliche Losung
zu formulieren.

Im Ergebnis diente der Biirgerbeteiligungsprozess iiber die fiinf-monatige Lauf-
zeit auch als Informations- und Aufkldrungsinstrument fiir alle Entscheider aus
Politik und Verwaltung.

Am 18. April 2012 wurde in einer Stadtratssitzung die Planungsvariante 6 mit
nur einer einzigen Stimmenthaltung verabschiedet.

Biirger als Partner - Aussichten

Eine besondere und fiir den Prozess besonders positive Rolle kam der Geschifts-
fiihrung der Leipziger Verkehrsbetriebe sowie dem damaligen Baubiirgermeister
der Stadt Leipzig zu. Beide sahen in dem Verfahren eine Chance, ein komplexes
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Bauvorhaben auf diesem Weg nicht nur frithzeitig durch die Biirgerschaft zu le-
gitimieren, sondern auch im Sinne der ,,Betroffenen® optimal zu gestalten. Beide
vertrauten dem Kernarbeitsteam, die richtigen Wege dafiir zu finden.

Uberzeugung. Die fiir jeden spiirbare Uberzeugung der Bauherren, dass das Pro-
jekt nur erfolgreich realisiert werden kann, wenn mit den Biirgern ergebnisoffen
um die optimale Planungsvariante gerungen wird, trug die notwendige Glaubwiir-
digkeit in die Verwaltung und in die Biirgerschaft. Die Bauherren sorgten fiir die
personellen und materiellen Voraussetzungen. Denn keine Frage, der Prozess war
ein Kraftakt sondergleichen.

Verfahren. Persénliche Uberzeugungen allein — wie auch immer ausgeprigt — rei-
chen nicht, um erfolgreich zu sein. Fiir diese Uberzeugung und die damit verbun-
denen Ziele miissen passende Verfahren und Abldufe ausgewihlt und verldsslich
organisiert werden, in unserem Fall das ,,Interessenforum Bauvorhaben KARLI*
als Dachmarke, die verschiedenen Veranstaltungsformate einschlie8lich Work-
shops und der biirgerschaftlich organisierte Interessenbeirat.

Management. Der Biirgerbeteiligungsprozess wurde von einem engagierten und
erfahrenen Kernarbeitsteam gefiihrt, das das Vertrauen beider Bauherren genoss,
das ein offenes Konzept entwickelte, es stringent verfolgte und stets kurzfristig
entscheiden konnte. Fazit: Die Biirger als Partner beteiligen war kein leichtes
Unterfangen.

Diese drei Voraussetzungen und die friithzeitig klare Grundposition waren ele-
mentar dafiir, dass alle am Prozess beteiligten Biirger sich ernsthaft, kompromiss-
bereit und weitgehend fair mit diesem Projekt auseinandersetzten und sogar als
Beiratsmitglieder in zahlreichen ehrenamtlich erbrachten Stunden an einer best-
moglichen Losung arbeiteten. Im Laufe des Biirgerbeteiligungserfahrens entstand
zwischen Verwaltung, Unternehmen und Biirgerschaft eine auf das Bauvorhaben
KARLI bezogene Partnerschaft — kritisch und vertrauensvoll. Und nicht zuletzt:
Die Medien fanden nichts, was sich skandalisieren lief3.

Fiir die zukiinftige Kommunikation mit den Anliegern im Stadtteil in Vorberei-
tung und wéhrend der BaumaBnahme hat die Stadt Leipzig die Regie {ibernommen
und bindet in einem Projektteam die Bauherren LVB und KWL (Kommunale Was-
serwerke) mit ein. Es soll ein gemeinsames Konzept zur Baustellenkommunika-
tion entstehen und ein ,,Kiimmerer* als Ansprechpartner fiir die Anlieger vor Ort
agieren. Der Interessenbeirat existiert weiterhin und wird von der Stadt Leipzig
heute in Eigenregie koordiniert und gegenwiértig fiir Themen wie Umleitungs- oder
Bauabschnittsplanung einbezogen.
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Im Zuge der fortschreitenden Planung zur Baumafinahme und konkret zu er-
wartenden Einschrdnkungen und Belastungen wihrend der zweijahrigen Bauphase
hat sich die Interessengemeinschaft ,,IG Karli“ gegriindet, ein Zusammenschluss
aus Anwohnern, Hiandlern, Gastronomen und Gewerbetreibenden — auBlerhalb des
Interessenbeirates.

Mit dem Stadtratsbeschluss am 18. April 2012 endete die Arbeit des Kern-
arbeitsteams und damit auch das Engagement von Ideenquartier. Der Biirgerbetei-
ligungsprozess unter dem Titel ,,Interessenforum Bauvorhaben KARLI* wurde mit
Verabschiedung der 6. Planungsvariante und dem positiven Votum des Stadtrates
ebenfalls beendet. Ob das Prinzip des Verfahrens, das wir flir den Planungsprozess
entwickelten, auch im Bauprozess genutzt wird und mit seinem positiven Ergebnis
kiinftig trigt, wird sich in der Bauzeit ab 2014 zeigen. Auch fiir diesen Prozess gilt:
Vertrauen beruht auf Verldsslichkeit.
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Die Akzeptanz von Grof3projekten
steigern

Wie die Deutsche Bahn mit einer verstarkten
Stakeholder-Beteiligung die Weichen fiir die
Zukunft stellt

Martin Walden

Einleitung
Aus einem Interview im Jahr 2017:

,Rechnen, buddeln, zuhdren® — dieses Motto fasst die Stimmung beim Kommunika-
tions-Workshop der Deutschen Bahn am besten zusammen. Wo es vor 15 Jahren vor
allem um technische und baurechtliche Parameter ging, haben weiche Faktoren in
den letzten Jahren an Bedeutung gewonnen. Wir als Planer miissen verstehen, wer
an einer Strecke wohnt — und uns vielleicht bei einer Dialogveranstaltung gegeniiber
sitzt. Wir miissen wissen, mit welcher Sprache und mit welchen Formaten wir ins
Gespriach kommen. Bei dem es nicht um Maximum an technischer Prézision geht,
sondern um ein Versténdnis fiir die Beflirchtungen, Hoffnungen und Handlungsmog-
lichkeiten aller Beteiligten. Das heifit: komplizierte Dinge auf das Wesentliche redu-
zieren, gemeinsame Gestaltungsrdume finden, Verabredungen verlésslich einhalten.
Die Regeln des Spiels haben sich gedndert: Wir bei der Bahn sind von Projektstra-
tegien mit einer begleitenden Einbahn-Kommunikation zu integrierten Kommunika-
tionsstrategien gekommen, die auf jedes Projekt abgestimmt werden. Meine Kollegen
und ich haben sich auch bewegt: Technisches Projektwissen ist weiterhin das Fun-
dament unserer Arbeit — aber zu einem guten Bauen kommen wir nur, wenn wir
mit allen Beteiligten frithzeitig ins Gesprach kommen, vermitteln und gemeinsame
Losungen finden. Wir interpretieren unseren Job neu — und das passt, schlieBlich
wollen wir mit der Bahn die Zukunft gestalten.

M. Walden (D<)
Berlin, Deutschland

© Springer Fachmedien Wiesbaden 2015 325
G. Bentele et al. (Hrsg.), Akzeptanz in der Medien- und Protestgesellschafft,
DOI 10.1007/978-3-658-06167-8_23



326 M. Walden

Die vorgestellte Sicht eines Projektleiters der Deutschen Bahn AG (DB) ist eine
Projektion in die Zukunft. Gleichzeitig werden die beschriebenen Verdnderungen
im Kern bereits auf den Weg gebracht: Auseinandersetzungen wie Stuttgart 21 und
sich wandelnde Rahmenbedingungen zeigen, dass es fiir eine erfolgreiche Planung
und Umsetzung von GroBprojekten ein Mehr und eine bessere Integration von
Kommunikation und Beteiligung braucht, um eine breite Akzeptanz zu erreichen.
In bestimmten Féllen heifit das: um {iberhaupt bauen zu kénnen.

Die DB hat seit 2012 einen umfassenden Verdnderungsprozess angesto3en,
um sich diesen Herausforderungen zu stellen und die Chancen einer verdnderten
Planungskultur zu nutzen. Dieser Artikel gibt aus Sicht der hierfiir verantwort-
lichen Abteilung Kommunikation Infrastruktur (GKI) einen Einblick in die Ana-
lyse der verdnderten Rahmenbedingungen und das daraus abgeleitete Handlungs-
programm. Die DB begreift diese Verdnderung als einen Weg in die Zukunft, der
kontinuierlich, transparent und im Gesprach mit den relevanten Stakeholdern be-
schritten wird.

Ausgangslage - Fehlende Akzeptanz fiir GroB8projekte und
verdnderte gesellschaftliche Rahmenbedingungen

Auseinandersetzungen um GroBprojekte haben in den vergangenen Jahren nicht
nur auf regionaler, sondern auch auf nationaler Ebene eine prominente Rolle ge-
spielt. Die Konflikte sind dabei Produkt einer sich wandelnden Gesellschaft — und
haben gleichzeitig eine jeweils ganz eigene Historie. Beispielsweise vergehen von
der Planung bis zur Umsetzung oft mehrere Jahre oder gar Jahrzehnte, Akteure
wechseln oder dndern ihre Haltung, die 6ffentliche Wahrnehmung unterliegt star-
ken Schwankungen in der Intensitdt und Richtung.

Dass Infrastrukturprojekte in den niachsten Jahren weiterhin gebraucht werden,
ist weitgehend unbestritten: Verkehr und Logistik sind genauso zu nennen wie
neue Windparks oder Strombriicken im Rahmen der Energiewende. Ein hoher In-
vestitionsbedarf steht damit neben einem groflen 6ffentlichen Konfliktpotenzial.
Diese Ausgangslage zeigt, dass wir neue gesellschaftliche Losungswege brauchen.

Die wissenschaftliche Analyse wartet dabei mit einer Vielzahl von Erkldrun-
gen flir die Ursachen zunehmender Protestbewegungen und von Konflikten auf.
Auf die Frage ,,Kann Stuttgart 21 auch anderswo passieren?* geben Experten eine
deutliche Antwort in zwei Teilen. Ja, die Bedingungen und Bereitschaft fiir eine
Auseinandersetzung zu groflen Bauvorhaben bestehen weiterhin. Und: Es gibt ein
umfangreiches Erfahrungswissen, wie die Akzeptanz durch eine frithzeitige, be-
teiligungsorientierte und in die Projektstrategie integrierte Kommunikation von
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Beginn an gefordert werden kann. Projektrisiken verschwinden damit nicht, aber
sie konnen frithzeitig erkannt und angegangen werden.

Die DB hat sich mit den Griinden fiir konfliktreiche — genauso wie fiir erfolg-
reiche — GrofBprojekte umfassend auseinander gesetzt. Die projektspezifischen
Faktoren wurden dabei vor dem Hintergrund eines tiefgehenden Wandels unserer
Gesellschaft analysiert, der den Rahmen fiir Groprojekte der Zukunft neu setzt.
Diese verdnderten Rahmenbedingungen werden, verbunden mit einer nachfolgen-
den Analyse der sich verdndernden Anforderungen der zahlreichen Stakeholder an
die DB, in diesem Kapitel dargestellt.

Verdnderte gesellschaftliche Rahmenbedingungen

Infrastrukturprojekte sind Brennpunkte, die die Effekte verdanderterer gesellschaft-
licher Rahmenbedingungen sichtbar werden lassen. Die folgende Analyse konzen-
triert sich auf vier Rahmenbedingungen, die fiir GroBprojekte im Bereich Verkehr
als besonders angesehen werden, sowohl hinsichtlich eigener Erfahrungen, als
auch nach Einschitzung von Experten aus Praxis und Wissenschaft. Die Analyse
ersetzt die einfach zu vertretende — aber empirisch nicht belegte — ,, Wutbiirger*-
These durch ein differenziertes Bild, das einen grundlegenden Wandel und die da-
mit verbundenen Herausforderungen und Chancen darstellt.

1. Wandel hin zu einer vernetzten Biirgergesellschaft
Unsere Gesellschaft erlebt offenbar einen grundlegenden Wandel von einer
hierarchischen Form der Steuerung (,,Top-down®) hin zu neuen, kooperati-
veren Formen der Steuerung (,,New Governance®), die von einer Vielzahl an
Akteuren und deren ausgepriagtem Bediirfnis an Beteiligung geprégt ist (,,Bot-
tom-up®). Ausldser hierfiir sind ein zunehmender Vertrauensverlust in staatliche
Organisationen und Unternehmen, verbunden mit einem vereinfachten Zugang
zu Expertenwissen durch das Internet (,,Demokratisierung von Wissen) sowie
dem Wandel hin zu einem individualisierten und projektbezogenen Engage-
ment. Daraus kann ein Bild einer zunehmend vernetzten und aktiven Biirgerge-
sellschaft gezeichnet werden, das zu neuen Themen und Formen der politischen
und gesellschaftlichen Auseinandersetzung fiihrt.

2. Erhohte personliche Betroffenheit und der Wunsch nach mehr Beteiligung
,»Not in my backyard* (,,nicht in meinem Hinterhof*, kurz NIMBY) ist zu einem
gefliigelten Wort geworden. Selbst bei gesellschaftlich relativ breit getragenen
Vorhaben wie dem Ausbau der Windkraft entstehen Konflikte, sobald vor der
eigenen Haustiir gebaut werden soll. Die Betroffenheit von Stakeholdern und
Anrainern setzt dabei hdufig zu dem Zeitpunkt an, an dem die Bagger buchstéb-
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lich vor der Haustiire stehen und nur noch wenig zu entscheiden ist (,,Beteili-
gungs-Paradox*). Das heif3it: Es gibt eine Liicke zwischen der Beteiligung bei
formellen Genehmigungsverfahren und realem Diskussionsbedarf der Bevol-
kerung. Vorhabentrdger pochen in vielen Fillen auf existierende Planungsbe-
schliisse und reklamieren baurechtliche Planungssicherheit — verkennend, dass
diese in den Augen vieler Akteure nicht als ausreichend angesehen wird. Der
Wunsch nach einer wahrgenommen ,,Legitimitdt® von Vorhaben wird neben die
Legalitdt gesetzt. Gleichzeitig sind viele Stakeholder und Anrainer bereit, sich
aktiv mit Bauvorhaben auseinanderzusetzen und ihre Belange konstruktiv ein-
zubringen. Kurz: Sie wollen, dass ihre Stimme gehort wird.

3. Klassische PR funktioniert nicht mehr
GroBprojekte wurden traditionell mit einer grolen PR-Kampagne begleitet:
Botschaften werden einseitig gesendet, attraktive Zukunftsbilder gemalt. Sollte
ein Projekt in die Negativschlagzeilen gelangen, wurde in vielen Féllen ein-
fach das Budget erhoht und noch mehr gesendet — ohne Raum fiir einen ernst-
haften Austausch zu schaffen. Immer groBere Teile der Bevolkerung nehmen
PR-Botschaften jedoch als einseitig, subjektiv und werblich wahr. Auch gut
gemachte PR-MafBinahmen konnen auf diese Weise nicht zum Kern der Aus-
einandersetzung vordringen: In bestimmten Fillen beschleunigen sie sogar die
Polarisierung, statt Ausgleich oder Konsens zu stiften. Was wirklich zahlt: Ein
Austausch auf Augenhdhe und eine zweigleisige Kommunikation, bei der Vor-
habentridger sowohl Absender, als auch Empféanger von Botschaften sind.

4. Soziale Netzwerke haben die Welt verindert — und mobilisieren Regionen
Das Internet (vor allem das interaktive ,,Web 2.0“) ist zum dominierenden
Meinungsmultiplikator geworden. Geringe Kosten, differenzierte Verteilwege,
Interaktivitdt und Geschwindigkeit machen das Medium zu einer idealen Platt-
form fiir Vernetzung und Austausch. Wéhrend frither aufwendige Strukturen
notwendig waren, kdnnen Biirgerinitiativen heutzutage auf Basis einer Web-
seite ins Leben gerufen und handlungsfihig werden. Gleichzeitig vernetzen
sich Biirgerinitiativen untereinander und kooperieren mit Experten aus Wissen-
schaft und Zivilgesellschaft. Fiir Vorhabentréager ist es oft schwierig, mit dieser
Geschwindigkeit mitzuhalten; interne Abstimmungsprozesse fiihren schnell zu
Verzogerungen, die im Netz nicht mehr aufzuholen sind. Daher konnen Vorha-
bentrager die neuen Medien nur selten zum direkten Austausch mit ihren Stake-
holdern nutzen, miissen sich aber den dort adressierten Themen stellen.

Stakeholder und steigende Anforderungen an die DB

Die DB ist eines der grofiten und transparentesten Unternehmen in Deutschland.
Es gibt kaum einen Gesprichskreis, in dem nicht der schone Blick aus dem Fens-



Die Akzeptanz von GroB3projekten steigern 329

DB Femverkehr
AulgabentragenVerkehrsverbinde

Projektbeteiligte
DB/Projektintern

i initiati Stakeholder bei ) Presse/Printmedien
weite Initiativen GroBprojekten Naticnaliregicnallokal

Private Anwaohner
Lokales Gewerbe

Wissenschafd, Institute

Blogger
Fahrgastverbande Bundesamter!
Urnwell-Natur- Prif
schutzverbinde ’ Gemeinden
—~ — ~,
'\/ Politik P, L Hapitalgeber J
BMVES Verkehrs: T e R BMVES
ministerien der Lander I T Bundeslander
Bargermeister Gemeindeverretungen Kommunen/Gemeinden

Abb. 1 Wichtige Stakeholder-Gruppen der DB und exemplarische Vertreter

ter, eine Verspatung oder die Qualitit des Kaffees diskutiert werden. Was viele
dabei tibersehen: Die DB ist auch Mittelpunkt fiir die ,,Anspriiche” einer grofen
Zahl an Stakeholdern. Neben dem Bund als Eigentiimer zdhlen dazu Ministerien
und Verwaltungen auf nationaler und foderaler Ebene, genauso wie Wirtschafts-
verbédnde, Zivilgesellschaft und Biirgerinitiativen (vgl. Abb. 1).

Die DB steht vor der kontinuierlichen Aufgabe, die Interessen dieser hetero-
genen Bezugsgruppen auszutarieren. Die Spannungsfelder zwischen diesen Kon-
flikten sind in der tédglichen Arbeit prasent und lassen sich fast nie génzlich auf-
16sen; wichtig ist es vielmehr, Auseinandersetzungen friihzeitig in zielgerichtete
Bahnen zu lenken und gemeinsame Losungswege zu suchen. Dabei nehmen neben
strukturellen Spannungsfeldern auf einer tibergeordneten Ebene — beispiclsweise
zu Verteilung von Grofinvestitionen — auch die Anspriiche und Interessenkonflikte
bei Bauvorhaben vor Ort zu.

Ein Handlungsprogramm muss daher — neben den beschriebenen gesellschaftli-
chen Verdnderungen — auf folgende Anforderungen an die DB abgestimmt werden:

* Verstirkte Biirgerbeteiligung: Von Seiten des Bundes werden neben der er-
folgreichen baulichen Umsetzung von Vorhaben auch Anspriiche an eine ver-
stirkte Biirgerbeteiligung gestellt (vgl. BMVI 2012).

* Neue Stakeholder: Es gibt eine Zunahme an professionellen Verbénden und
Biirgerinitiativen, die sich kritisch mit den Vorhaben der DB auseinandersetzen.
Der Informationsaustausch wird dabei durch die neuen Medien gefordert, es
entsteht ein neues, unabhingiges Know-how.

* Wirtschaftlichkeit und Reputation: Die DB ist zu einer wirtschaftlichen Um-
setzung der Bauvorhaben angehalten, Projektrisiken (z. B. eine drohende Es-
kalation von Konflikten) und der Verlust von Planungssicherheit stellen grof3e
Herausforderungen dar. Ebenso steht die Reputation der DB bei jedem Projekt
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auf dem Priifstand; eine fehlende Akzeptanz von Vorhaben kann beispielsweise
zu direkten negativen Auswirkungen auf Fahrgastzahlen fiihren.

* Die DB als Brennpunkt gesellschaftlicher Grundsatzdebatten: Vorhaben
der DB werden von vielen Stakeholdern auf die ,,Gemeinwohlorientierung® ab-
geklopft und als Aufhénger fiir grundlegende politische Auseinandersetzungen
genutzt. Die DB muss sich mit den unterschiedlichsten Interpretationen ausei-
nander setzen — und gleichzeitig ihren Versorgungsauftrag wahrnehmen sowie
eine hohe Verlésslichkeit bei langfristigen internationalen/foderalen Rahmen-
planungen an den Tag legen.

Handlungsprogramm - Die Weichen fiir die Zukunft stellen

Die vorgestellte Analyse der gesellschaftlichen Rahmenbedingungen ist Teil des
Konzepts ,,Akzeptanzsteigerung von InfrastrukturgroBprojekten, das im Auftrag
des DB Vorstands seit Anfang 2012 entwickelt wurde. Das Konzept steht dabei im
Einklang mit der konzernweiten Strategie ,,DB 2020%, bei der die Dimensionen
Okonomie, Soziales und Okologie dauerhaft zusammengefiihrt werden sollen. Da-
bei ist gesellschaftliche Akzeptanz nicht nur ein Ziel bzw. Wert an sich, sondern
zunehmend auch Bedingung fiir einen langfristigen wirtschaftlichen Erfolg.

Ziel des Konzepts ,,Akzeptanzsteigerung von InfrastrukturgroB3projekten‘ ist
es, durch einen umfassenden Kommunikationsansatz transparent zu informieren,
Stakeholder besser zu verstehen, frithzeitig einzubinden und damit eine hohere Ak-
zeptanz von Infrastrukturprojekten zu erreichen. Auf diese Weise konnen Projekt-
risiken frithzeitig erkannt, eine Eskalation von Auseinandersetzungen vermieden
und die Reputation der DB als gesellschaftlich verankerter Akteur gestdrkt werden.
Ebenso kann die Aufnahme von lokalem Wissen in bestimmten Fillen zu einer ver-
besserten Planung fiihren.

Fiir die Umsetzung des Konzepts wurde ein mehrstufiger Prozess konzipiert:

* Phase 1 (2012): Entwicklung des Leitfadens ,,Erhéhung Akzeptanz von
InfrastrukturgroBprojekten® zur Schaffung eines integrierten Kommunika-
tionsansatzes, d. h. einer Zusammenfithrung von Information und einer gestark-
ten Beteiligung der Stakeholder

* Phase 2 (2012/13): Anpassung der organisationsinternen Strukturen durch
eine Biindelung der Verantwortung und projektiibergreifende Kommunikation
bei der Abteilung Kommunikation Infrastruktur der DB

* Phase 3 (ab 9/2013): Implementierung des integrierten Kommunikations-
ansatzes in fliinf Pilotprojekten; Trainings von Projektleitern, Bauherrenvertre-
tern und Kommunikationsmitarbeitern
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Die Leitfrage des Prozesses ist: Welche Teile des Handwerks muss die DB neu
lernen, um Grofprojekte bei ,,verdanderten Spielregeln erfolgreich umzusetzen?
Grundannahme ist, dass sich die DB auf einem stark verdnderten Spielfeld befin-
det, das von der Situation vor 15 bis 20 Jahren stark abweicht. Vor diesem Hinter-
grund hat sich die DB entschieden, einen umfassenden Ansatz zu wihlen, der

 auf einer tiefgehenden Analyse basiert, die internes und externes Wissen zu-
sammenfiihrt (vgl. Kap. 2),

 cinen projektiibergreifenden, integrierten Kommunikationsansatz (Zusam-
menfithrung von Offentlichkeitsarbeit und Beteiligung) entwickelt, mit dem
die DB iiber konkrete Einzelprojekte hinaus konsistent handeln und ,,mit einer
Stimme* sprechen kann,

* interne Strukturen und Prozesse auf die neuen Herausforderungen abstimmt
(d. h. stirkere Zusammenfiithrung von Kommunikation und Projektstrategie),

* die Implementierung konsequent durch Trainings und Pilotprojekte angeht
und die Projektverantwortlichen durch den Leitfaden und Trainings zur Um-
setzung ,,befdhigt.

Die DB verfolgt damit einen Weg, der eine schnelle, kompakte und bundesweite
Anpassung der Projektkommunikation ermoglicht — und sich an den bestehenden
finanziellen und organisatorischen Moglichkeiten eines Unternehmens ausrichtet.

Das Konzept der DB steht im Einklang mit dem im Juni 2013 verabschiedeten
,Gesetz zur Verbesserung der Offentlichkeitsbeteiligung und Vereinheitlichung
von Planfeststellungsverfahren* (vgl. Deutscher Bundestag 2013). Im angepassten
Verwaltungsverfahrensgesetz (§ 25, Abs. 3) werden Vorhabentrager dazu aufgeru-
fen, die betroffene Offentlichkeit bereits vor der Stellung eines Antrags in einen
Informations- und Beteiligungsprozess einzubeziehen. Die sogenannte , frithe Of-
fentlichkeitsbeteiligung® soll dem Vorhabentrager die Chance zum frithzeitigen
Erkennen von Konflikten und zur Optimierung der Planung geben — und zwar
bereits zu einem Zeitpunkt, an dem wesentliche Verfahrensverzégerungen noch
nicht entstehen miissen.

Das Vorgehen der DB ist abgestimmt auf das ,,Handbuch fiir gute Biirgerbeteili-
gung*“ (vgl. BMVI2012), dem BMVI und der Richtlinie 7001 der VDI zur Planung
von Infrastrukturprojekten (vgl. VDI 2014). Die DB nimmt damit den Stand der
Wissenschaft auf, ergédnzt ihn durch internes Wissen von erfolgreich kommuni-
zierten Projekten und hat eine Implementierungsphase begonnen, die in Umfang
und Tiefe im nationalen und internationalen Vergleich bisher unbekanntes Terrain
betritt.
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Leitfaden ,Erh6hung Akzeptanz von
InfrastrukturgroBBprojekten”

Der Leitfaden ,,Erhhung Akzeptanz von InfrastrukturgroBprojekten® ist das
,Herzstiick® des integrierten Kommunikationsansatzes: Er stellt die verdnderten
Rahmenbedingungen dar, vermittelt ein grundséitzliches Verstidndnis zu einer be-
teiligungsorientierten Kommunikation und bietet Instrumente und Konzepte fiir
die Umsetzung bei konkreten Projekten. Die Adressaten des Leitfadens (Bau-
herrenvertreter, Projektleiter und Kommunikatoren aus Grofiprojekten sowie die
projektiibergreifende Kommunikationsleitung) erhalten damit eine generalisierte
Hilfestellung, die sie auf ihre spezifische Projektsituation anpassen und mit Unter-
stiitzung der projektiibergreifenden Kommunikationsleitung umsetzen konnen.
Der Leitfaden bezieht sich dabei explizit auf die Kommunikation im Rahmen einer
dem Projektantrag vorgelagerten Beteiligung (,,friihe Offentlichkeitsbeteiligung*).

Die Leitung von Infrastrukturprojekten wird bei der DB groBtenteils von Inge-
nieuren {ibernommen, die in der technischen Umsetzung und im klassischen Pro-
jektmanagement ausgebildet und geschult worden sind. Der Leitfaden will dieses
Wissen durch neue kommunikative Kompetenzen ergidnzen, damit Projektleiter
u. a. folgende Fragen in Zukunft besser beantworten kdnnen: Was ist der (wahr-
genommene) Nutzen und Mehrwert des Projekts? Welche Stakeholder sind fiir die
Kommunikation rund um das Projekt relevant? Welche ,,Spielrdume® gibt es, um
Stakeholder in die Gestaltung einzubeziehen?

Um diese Fragen in konkreten Projektsituationen erfolgreich beantworten zu
konnen, basiert der integrierte Kommunikationsansatz auf vier Prinzipien:

* Friihzeitig und kontinuierlich beteiligen: Information und Beteiligung sollten
in einer frithen Projektphase, mit mdglicherweise groferen Gestaltungsspiel-
raumen, stattfinden.

* Verzahnung friiher (informeller) Beteiligung mit formellen Verfahren
(Raumordnung, Planfeststellung), um ein kohérentes Vorgehen zu sichern und
die Flexibilitdt informeller Verfahren mit der Rechtssicherheit formeller Ver-
fahren zu kombinieren.

* Dialog auf Augenhéhe: Ein aktives Zuhdren und eine ernsthafte Auseinander-
setzung mit den Perspektiven, Befiirchtungen und Hoffnungen aller Beteiligten
stehen am Anfang des Dialogs. Bedingungen fiir einen fairen Austausch sind
die transparente Aufbereitung von Informationen und eine zielgruppengerechte
Kommunikation (,,verstandliche Sprache®).

* Den Rahmen von Beteiligung klar definieren: Die ,,Spielrdume* von Be-
teiligungsverfahren miissen zu Beginn offen kommuniziert werden. Nur wenn
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Schritt Stakeholder- Kommunikations- Pro]elctspeziﬁscha

Ergebnis | Ubersicht Gber alle , an die spezi-
Akteure, die am Projekt auf Basis dar Einsch k ik fische Pm,emllnatlon
beteiligt, am Projek des Konfli und i fir die angepasste
interessiert und/oder von des (von den identifizierten jeweilige Projekisituati ikati
den Auswirkungen des Akteuren wahrgenommen- malinahmen und -planung
Projekts betroffen sind en) Nutzens

Abb. 2 Vier Schritte zu einem integrierten Kommunikationskonzept

die Erwartungen klar sind und Ergebnisse auch konsequent umgesetzt werden,
kann Beteiligung zu einer langfristig hoheren Akzeptanz flihren.

Erstellung eines integrierten Kommunikationskonzepts in
vier Schritten

Der Leitfaden ermdglicht es Projektverantwortlichen, in vier Schritten zu einer
systematischen Einschéitzung der Projektsituation und einem projektspezifischen
Kommunikationsansatz zu kommen. Grundsitzlich gilt: Je frither die Projektpha-
se, desto grofer die Wirkung einer umfassenden Kommunikation. Aber auch bei
bereits laufenden Projekten ermdglicht der Leitfaden eine substantielle Anpassung
der Projektkommunikation Abb. 2.

Schritt 1: Stakeholder-Analyse Zur Identifikation und Einschitzung der im Pro-
jekt involvierten ,,Stakeholder* (vgl. Abb. 1) wurde eine Systematik entwickelt,
in der die jeweilige Betroffenheit und Interessen dargestellt werden. Die Stake-
holder-Analyse kann in einem ,,Stakeholder-Mapping* visuell aufbereitet werden
und wird durch ein Monitoring kontinuierlich aktualisiert. Gerade mit Blick auf die
Zusammenarbeit mit ,,neuen Akteuren* wie Biirgerinitiativen und den Austausch
tiber die Neuen Medien erweitert und schirft die Stakeholder-Analyse von Beginn
an die Sichtweise der Projektverantwortlichen.

Schritt 2: Projektbewertung Mit Hilfe der Projektbewertung konnen Projekt-
verantwortliche das Konfliktpotenzial und den von den Stakeholdern wahrge-
nommenen Nutzen des Projekts einschitzen. Anschlieend konnen GroBprojekte
in verschiedenen Kategorien eingeteilt und damit grundlegende Anforderungen
an die Kommunikation im Projektkontext abgeleitet werden. Beispielsweise ver-
langen Projekte mit einem hohen Konfliktpotenzial und einem geringen wahrge-
nommenen Nutzen ein anderes Vorgehen als Projekte, bei denen diese Faktoren
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Infobox: Informieren, konsultieren, mitgestalten

Bei der Offentlichkeitsbeteiligung kdnnen je nach Projektphase und konkre-
ter Projektsituation Instrumente eingesetzt werden, die sich zur Information,
Konsultation und Mitgestaltung eignen.

Information: Die Information liefert Daten, Pldne und Argumente rund
um ein Projekt, bietet die Mdglichkeit zur Kontaktaufnahme und beantwor-
tet Fragen. Zielgruppe ist die breite Offentlichkeit, Instrumente sind bei-
spielsweise Flyer, Informationsstdnde oder eine ,,Info-Tour.

Konsultation: Bei der Konsultation wird ein kontinuierlicher Austausch
mit den relevanten Stakeholdern (z. B. Anrainer oder Verbiande) gesucht, um
offene und sachliche Diskussionen zu fiihren, die jeweiligen Perspektiven
zu verstehen und voneinander zu lernen. Instrumente sind beispielsweise
Biirgerveranstaltungen oder eine gemeinsame Faktenklarung.

Mitgestaltung: Die Mitgestaltung gibt Stakeholdern die Moglichkeit,
konkrete Vorschldge in die Planung einzubringen (z. B. zum Larmschutz).
Ein klares Erwartungsmanagement ist hierbei die Voraussetzung, um die
»Spielrdume* abzuklaren und anschlussfiahige Ergebnisse zu erzielen. Ins-
trumente sind beispielsweise Biirgerwerkstatten oder eine Online-Planungs-
beteiligung.

im umgekehrten Verhéltnis stehen. Gleichzeitig ermdglicht die zugrundeliegende
Systematik eine durchgingige Vergleichbarkeit verschiedener Projekte.

Schritt 3: Kommunikationsinstrumente Der Leitfaden enthilt einen Katalog
mit aufbereiteten Instrumenten zur Offentlichkeitsarbeit und Beteiligung. Auf
Basis der eingeschétzten Projektsituation sowie der Projektphase (Vorplanungs-
phase, Planung, Planfeststellung und Bauphase) werden mithilfe des Leitfadens
passende Kommunikationsinstrumente ausgewahlt. Nach Auswahl der Instrumente
wird in der Kommunikationsstrategie der Informations- und Beteiligungsansatz
bestimmt. Das Ergebnis ist eine auf die Projektsituation angepasste Auswahl von
Kommunikationsinstrumenten, verbunden mit einem kommunikativen Gesamt-
ansatz, der insbesondere zwischen Information, Konsultation und Mitgestaltung
unterscheidet.

Schritt 4: Projektspezifische Ausgestaltung Die projektspezifische Ausge-
staltung und Umsetzung der Kommunikationsstrategie ist der vierte Schritt. Im
Mittelpunkt stehen dabei die inhaltlichen Kernaussagen zum Projekt (u. a. zum
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regionalen und iiberregionalen Nutzen und Belastungen) und ein aktives Angehen
bestehender Konflikte. Ergebnis: Projektverantwortliche haben eine konkrete, an
die spezifische Projektsituation angepasste Kommunikationsplanung in der Hand.

Ausblick

,»In dem Moment, wo die Leute mitgestalten konnen, entwickeln sie eine ganz an-
dere Perspektive! Dies ist einer der Eindriicke, die die DB bei ihren ersten Pilot-
projekten zu einer stirken Stakeholder-Beteiligung mitgenommen hat. Sobald die
starren Grenzen eines ,,die” und ,,wir* iiberwunden werden, beginnt nicht nur ein
fachlicher, sondern auch ein menschlicher Austausch zwischen allen Beteiligten.
Das schafft einen umfassenderen Blick auf die Sachlage und ebnet den Weg zu
einer in vielen Fillen verbesserten und breiter akzeptierten Planung und Umset-
zung von GroBprojekten.

Ein Perspektivwechsel vollzieht sich auch bei den Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern der DB. In den Pilotprojekten und konzernweit wird spiirbar, dass Grof3-
projekte durch eine integrierte Kommunikation ein ruhigeres Fahrwasser erreichen
konnen — verbunden mit dem frithzeitigen Einzeichnen von ,,Riffen”, die durch
eine offene Zusammenarbeit mit den Stakeholdern umschifft werden kdnnen.

Das Konzept der DB zur Erhéhung der Akzeptanz von Infrastrukturprojekten
stellt sich den Herausforderungen, die sich durch die neuen Rahmenbedingungen
und steigende Anforderungen der Stakeholder ergeben. Diese Verdnderungen ma-
chen die Umsetzung von Infrastrukturprojekten sicherlich nicht einfacher — miis-
sen aber angenommen werden, wenn die DB mittel- bis langfristig GroB3projekte
erfolgreich durchfiihren mochte. Die Erfahrungen der ersten Schritte in eine betei-
ligungsorientierte Zukunft bestdrken die DB, diesen Weg fortzusetzen — und zwar
mit ihren Stakeholdern, die innerhalb der bestehenden Mdglichkeiten zu einem
gemeinsamen Lern- und Gestaltungsprozess eingeladen werden. Wenn das Spiel-
feld sich dndert heiflt dies nicht nur, dass alle Beteiligten ihre bisherigen Rollen
iiberdenken miissen. Es heiflt auch, dass neue Spielrdume entstehen — und damit
neue Losungswege fiir ein sich wandelnde Gesellschaft.
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Machbar ist nur, was vermittelbar ist!

Wie es einem der groten Infrastrukturprojekte
Deutschlands gelungen ist, vor Ort Akzeptanz
zu finden - und das entgegen allen
gesellschaftlichen Trends

Michael Sasse

Die Energiewende ist nicht nur beschlossene Sache, mehr noch: sie ist den Deut-
schen ein Herzensanliegen. Allerdings machen sich die Biirgerinnen und Biir-
ger bisher kaum klar, wie viel Infrastruktur in kiirzester Zeit geschaffen werden
muss, damit auf dem Weg ins Griine nicht die Lichter ausgehen. Windstrom aus
der Nordsee kann kein Atomkraftwerk in Baden-Wiirttemberg ersetzen, wenn das
Stromnetz nicht ausgebaut wird. Und Erdgas kann die ihm zugedachte Rolle, die
Schwankungen von Wind, Wasser und Sonne verldsslich auszugleichen, nicht er-
fiillen ohne Pipelines, die uns sicher mit Gas versorgen. Soweit die Theorie.

In der Praxis formiert sich dagegen umgehend Widerstand, wo immer eine
Stromleitung gebaut oder eine Gaspipeline verlegt werden soll. Wir erleben zu-
nehmend, dass die politische Legitimitit eines GroB3vorhabens ldngst kein Frei-
fahrtschein mehr fiir dessen reibungslose Umsetzung ist. Biirgerinnen und Biirger
sind heute mehr als frither bereit, politisch gewollte und behordlich genehmigte
Vorhaben zu hinterfragen. Unternehmen miissen daher lernen, dass nicht alles, was
erlaubt ist, auch machbar ist. Machbar ist heute nur noch, was vermittelbar ist.

Dabei speist sich der Widerstand vieler Menschen aus der eigenen Betroffen-
heit. Das ist soweit verstdndlich und legitim. Allerdings kann sich hierin auch eine
Mentalitdt ausdriicken, die fiir die Energiewende wie auch den Industriestandort
Deutschland brandgeféhrlich ist: Néamlich dann, wenn personliche Belange zu
einer pauschalen ,,Not in my backyard“-Haltung erstarren. Beim Infrastruktur-
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ausbau bedroht ,,Mein Wohl*“ das Gemeinwohl. Auf dieser Grundlage ist Zukunft
kaum zu gestalten.

Es gelingt bisher nicht, den gesellschaftlichen Konsens zum Gesamtpaket Ener-
giewende positiv in eine Akzeptanz fiir die dazu nétige Infrastruktur zu miinzen.
Hier klafft eine kommunikative Liicke, die zu schlielen — gemeinsam mit Politik und
Zivilgesellschaft — auch die Unternehmen der Energiewirtschaft in der Pflicht stehen.

Wie groB3 diese kommunikative Liicke ist, zeigen ganz deutlich die Meinungs-
umfragen. Geméal einer Untersuchung des Instituts Allensbach vom Oktober 2013
ist die Mehrheit der Menschen in Deutschland der Meinung, dass hierzulande zu
wenig in die Infrastruktur investiert wird. 56 % der Biirger sehen in diesem Bereich
grundsitzlich Defizite. Aber weniger als jedem zweiten Biirger (46 %) ist bewusst,
dass auch fiir das Gelingen der Energiewende grofiere InfrastrukturmaBnahmen
erforderlich sind (vgl. IfD 2013). Wahrend der Bau von Krankenhdusern oder Kin-
dergirten bei den Deutschen zumeist Zustimmung findet, sto3t Energie-Infrastruk-
tur auf Skepsis. Wie eine frithere Allensbach-Umfrage aus dem Jahr 2011 gezeigt
hat, lehnen ganze 51 % der Deutschen die Errichtung neuer Leitungstrassen ab, so-
gar 64 % sprechen sich gegen neue Gaskraftwerke aus. Keine guten Bedingungen
fiir den Bau einer groflen Erdgastrasse. Sollte man meinen (vgl. IfD 2011).

Das Beispiel der Erdgaspipeline OPAL zeigt jedoch, wie es durch eine umfas-
sende, konzertierte und transparente Dialogkommunikation mdglich wurde, eines
der groBten Infrastrukturprojekte der europdischen Energieversorgung erfolgreich
abzuschlieBen. Und zwar ohne imageschiddigende und projektverzogernde ,,Me-
dienkdmpfe®. Mit der Zustimmung der Bevolkerung vor Ort. Und innerhalb der
Zeitplanung. Dies ist etwas, das in den vergangenen Jahren kaum ein GroB3projekt
geschafft hat.

Deutschlands langste Baustelle: Die OPAL

Die 470 km lange Ostsee-Pipeline-Anbindungs-Leitung (OPAL) leistet einen
entscheidenden Beitrag, um den steigenden Erdgasimportbedarf in Deutschland
dauerhaft und verlésslich zu decken. Erdgas wird parteiiibergreifend als wichtiger
Partner fiir die Energiewende angesehen: als Energietrager, der die stark fluktuie-
rende Stromerzeugung der Erneuerbaren Energien kostengiinstig und umweltscho-
nend ausgleichen kann.

Als Verbindung zur Ostseepipeline Nord Stream, die Erdgas aus den groflen
Feldern Sibiriens direkt nach Europa bringt, transportiert die OPAL das Gas in-
nerhalb Deutschlands weiter: von Lubmin im Nordosten Mecklenburg-Vorpom-
merns durch Brandenburg und Sachsen bis hinunter zur tschechischen Grenze.
Die Leitung verfiigt iiber eine Kapazitit von 36 Mrd. m* Erdgas pro Jahr — das
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entspricht rund einem Drittel des derzeitigen deutschen Jahresbedarfs. Als Euro-
pas grofite landseitige Erdgaspipeline versorgt die OPAL rund 17 Mio. Haushalte.
Gesellschafter sind die WINGAS mit 80 % der Anteile und die E.ON Ruhrgas mit
20 Prozent. Fiir die Projektkommunikation wéihrend des Genehmigungsverfahrens
und der Bauphase hat die WINGAS mit Sitz in Kassel verantwortlich gezeichnet,
ein Joint Venture der deutschen Wintershall und der russischen Gazprom.

Die Bedeutung der OPAL fiir die europdische Gasversorgung war in Deutsch-
land und auf EU-Ebene von Anfang an politisch unbestritten. Aber wie nahezu alle
groflen Infrastrukturprojekte zurzeit, stiel die Energietrasse zundchst auf Vorbe-
halte seitens der Anwohner und Gemeinden. Schon weit vor Beginn der Genehmi-
gungsprozesse griindeten sich kritische Biirgerinitiativen. WINGAS ist es jedoch
gelungen, die betroffenen Menschen einzubinden und durch eine umfassende Dia-
logkommunikation von der Bedeutung der OPAL zu iiberzeugen.

Recht haben reicht nicht - Kommunikation ist Pflicht

Die bestehende Skepsis der Biirgerinnen und Biirger gegeniiber grolen Baupro-
jekten ist nicht allein durch den Blick auf die eigenen Interessen motiviert. Es
wire verfehlt, die Sorgen und die Betroffenheit der Menschen als bloBes ,, Wutbiir-
gertum® oder als drgerliche politische Mode-Erscheinung abzutun. Hier zeigt sich
vielmehr beispielhaft, woran es zwischen Offentlichkeit, Politik und Wirtschaft
mangelt: An Vertrauen und Akzeptanz.

Die Energiewende fordert die Gemeinschaft — und droht sie zu tiberfordern.
Zwischen Biirgern und Verantwortungstragern in Politik wie Industrie besteht eine
zunehmende Entfremdung. Ein Grund dafiir sind auch die in diesem Fall manch-
mal sprichwortlichen ,,langen Leitungen™ von Unternehmen. Es hat gedauert, bis
die Wirtschaftsverantwortlichen verstanden haben, dass Konflikte miteinander und
nicht gegeneinander geldst werden miissen. Und manch ein Kopf in der Industrie
hat es bis heute nicht begriffen. Lediglich auf juristische oder behordliche Aspekte
zu pochen, reicht nicht angesichts der Sorgen und personlichen Belange, die die
Menschen vor Ort haben und durch Biirgerinitiativen medienwirksam duflern.

Dass sich der selbstbewusste Biirger zunechmend unbeeindruckt davon zeigt,
ob ein GroBvorhaben bereits von den Behorden genehmigt wurde, ist eine Tat-
sache, die Unternehmen in ihre Planung kiinftig einbeziehen miissen. Nach dem
Verstindnis der betroffenen Offentlichkeit ist ihr Protest ein wichtiger Bestandteil
demokratischer Teilhabe.

Eine Basis dafiir liefert unsere Informationsgesellschaft. Dank des Internets
sind Menschen umfassender informiert als je zuvor. ,,Umfassender” heifit jedoch
nicht zwangsldufig auch ,,besser”. Der unbestreitbare Vorteil sozialer Netzwerke
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ist manchmal auch ihr Fluch. Jeder meldet sich zu Wort, jeder kann gehort wer-
den. Subjektiv empfundene moralische oder kommunikative Fehltritte reichen aus,
um eine Empdrungswelle in Gang zu setzen. Im Internet manifestierte Meinungen
sind nur noch schwer zu korrigieren. Eine einseitige ,,Beschallung™ mit PR-Bot-
schaften wird da wohl kaum noch einen Einstellungswandel bewirken konnen. Die
PR-Werkzeugkiste vergangener Jahrzehnte geniigt nicht, in den Zeiten der Infor-
mationsgesellschaft geniigend Gehor zu finden. Um das Vertrauen der Biirger zu
erhalten oder zuriickzugewinnen, miissen Unternechmen vielmehr lernen, ihre Kun-
den nicht nur als Konsumenten und ihre Nachbarn nicht nur als Anwohner wahr-
zunehmen — sondern vor allem als Menschen mit individuellen Werten, Interessen,
Angsten und Wiinschen. Hier obliegt es den Unternehmen, den ersten Schritt zu
tun und den Menschen ein Kommunikationsangebot zu unterbreiten. Der Dialog
und offene Austausch mit den Menschen ist mehr als nur eine wichtige ,,Tugend*
fiir ein Unternehmen, das Infrastruktur schaffen will. Der offene Dialog ist eine
notwendige Bedingung, um {iberhaupt weiter erfolgreich arbeiten zu konnen. Die
zugrunde liegende Formel ist so einfach wie schlagend: Scheitern GroBprojekte
kommunikativ, scheitern sie auch wirtschaftlich!

Zunachst einmal: Kritiker und Protagonisten kennen

Der Fachterminus ,,Community Relations mag ein neuer Begriff sein, aber die
Sache selbst ist nicht neu. Anwohner- und Nachbarschaftskommunikation gab es
schon immer. Dabei geht es um die kommunikative Bewéltigung von Interessen-
konflikten. Aber: Nachbarschaftskommunikation ist kein Notschalter, den Unter-
nehmen mal ,,auf die Schnelle* aktivieren kénnen, wenn eine Krise eskaliert. Es
geht vielmehr um einen langfristig angelegten, gut vorbereiteten, mdglichst friih-
zeitig aufgenommenen Dialog. Nachbarschaft existiert meist nicht als sichtbares
Netzwerk. Doch aus losen Kontakten kann plotzlich eine starke Gemeinschaft wer-
den, wenn es gilt, eine gemeinsam erlebte Bedrohung abzuwenden. Das Grof3vor-
haben OPAL war so ein Anlass.

Ausgangspunkt und Arbeitsgrundlage aller OPAL-Kommunikationsmafnah-
men war ein umfassendes Stakeholder-Mapping und -Monitoring. Als Anspruchs-
und Dialoggruppen wurden dabei nicht nur die Anwohner und Nachbarn definiert,
sondern alle, die die Interessen der Region vertreten: Von Politikern und Behor-
den iiber Kirchen, Vereine, Verbdande und Medien bis hin zu Biirgerinitiativen und
weiteren Communities im Internet. Im néchsten Schritt wurden die relevantesten
Ansprechpartner und Meinungsfiihrer innerhalb dieser Gruppen identifiziert und
gewichtet. Hierbei ging es nicht allein darum, genauer zu erfahren, wer die ein-
flussreichsten Kritiker sind, sondern ebenso um mogliche Unterstiitzer und positi-
ve Projektbotschafter vor Ort.
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Den Stakeholder-Gruppen wurden in einer umfassenden Meinungsmarkt-Ana-
lyse Positionen und Anliegen zugeordnet — und zwar in jedem der 14 beteiligten
Landkreise. Auf dieser denkbar soliden Basis hat WINGAS dann zielgruppenspe-
zifische Botschaften entwickelt, personliche Kontakte aufgebaut und passgenaue
Kommunikationskanidle geschaffen. Dazu zdhlten Newsletter, Broschiiren und
Fact Sheets ebenso wie Onlinenachrichten und ein eigener, regelméBig bespielter
YouTube-Channel.

Zweiter Ausgangspunkt: Issues Management. Ein tdgliches Monitoring der lo-
kalen Medien und Onlineforen nach festgelegten Suchbegriffen und die Beobach-
tung der Biirgerinitiativen, die sich gegen OPAL engagierten, lieferten die weitere
zentrale Kommunikationsbasis. Wahrend des gesamten Projektverlaufs erfuhren
die WINGAS-Verantwortlichen zeitnah den Stand der Meinungslage und konnten
Themen und Sprachregelungen dementsprechend fortlaufend aktualisieren. Durch
Zusammenfassungen aller relevanten Artikel und deren Versand per E-Mail sorgte
WINGAS dafiir, dass Mitarbeiter und wichtige Partner stets ,,up to date* waren. In
Szenario-Planungen wurden regelmifig mogliche Entwicklungen antizipiert, um
deren kommunikative Lésung vorbereiten und aufkommende Themenfelder zeit-
nah mit eigenen Botschaften besetzen zu konnen.

Friihzeitig hat WINGAS zudem den Kontakt zu den Medien gesucht. Den Auf-
takt machten Antrittsbesuche in allen relevanten Redaktionen entlang der geplanten
Pipeline. Ehrlichkeit, Offenheit und der Verzicht auf Taktieren waren auch hier die
MaBgabe. Der personliche Kontakt zu den Journalisten wurde durch gemeinsame
Termine und Vor-Ort-Besuche auf der Baustelle gepflegt. Erreichte Meilensteine
des Infrastrukturvorhabens hat WINGAS durch Presseveranstaltungen begleitet,
zu denen auch nationale und internationale Medien eingeladen waren. Etwa an-
lasslich des Baubeginns im Jahr 2009, beim Erreichen der tschechischen Grenze,
bei der letzten Schweiinaht, die im August 2011 die OPAL mit der Nord Stream
verband, und zum Abschluss des Gesamtprojekts durch den Lieferstart der Nord
Stream im November 2011. Mit Newsletter, regelmafBigen Presseinformationen,
Redaktionsbesuchen und Hintergrundgespriachen wurden die Medienpartner um-
fassend und aktiv informiert. Eine separate Pressehotline fiir Anfragen der Journa-
listen stellte grotmoglichen Informationsservice sicher.

Akzeptanz als Geschiftsgrundlage

Ohne einen ehrlichen, konsequenten Dialog mit den Biirgerinnen und Biirgern vor
Ort hatte die OPAL keine Chance, ausreichend Akzeptanz zu finden. Und Dialog
meint beide Seiten der Kommunikation: informieren wie zuhoren. Voraussetzung
war, dass wir als Unternehmen dem Biirger Einfluss auf unser Denken und Han-
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deln einrdumen. Es geht nicht darum, zu {iberreden oder zu iibertdlpeln, sondern
zu verstehen. Damit verschwinden die Konflikte nicht. Aber es wird die Grundlage
gelegt, sich einander anzundhern. Nur dialogische Kommunikation und das Ge-
fiihl, als Gesprachspartner ernst genommen zu werden, schaffen Vertrauen. Und
Vertrauen ist die Basis jeder Bezichung, die tragféhig ist und auch den einen oder
anderen Dissens verkraftet. Im Fall von OPAL bedeutete echter Dialog mit den
Menschen vor allem: das personliche Gesprich. Von Angesicht zu Angesicht. So
erhielten wir von unserem Gegeniiber sofortiges Feedback — verbal wie nonverbal.

Schon vor dem Beginn der behdrdlichen Genehmigungsprozesse und weit vor
dem Baustart begannen die WINGAS-Experten, das Projekt und seine Bedeutung
zu erkldren. In allen 14 betroffenen Landkreisen wurden Biirgerinformationsver-
anstaltungen angeboten, bei denen sich Unternechmensvertreter den Fragen der
Offentlichkeit stellten. Die WINGAS-Experten folgten zudem den Einladungen
kritischer Gruppen und Biirgerinitiativen und standen umfassend fiir Gespriache
bereit. Es gab Expertenvortrige bei regionalen und iiberregionalen Wirtschaftsver-
banden und personliche Ansprechpartner im Unternehmen fiir Biirgermeister, Ge-
meinderdte und Landeigentiimer. Hinzu kamen eine rund um die Uhr erreichbare
OPAL-Biirgerhotline und Infopoints an den Baustellen.

Personliches Gesprach meint zugleich auch, dass die Menschen und Person-
lichkeiten hinter OPAL sichtbar wurden. Fiir die vielen Biirgerinformationsveran-
staltungen machte WINGAS kommunikationsfreudige Ingenieure, Bauleiter und
Meister zu Projekt-Botschaftern — und hat dadurch dem geplanten Bauprojekt ein
personliches Gesicht gegeben.

Nach der klassischen Devise ,,PR beginnt zu Hause* wurden zudem alle 2500
Mitarbeiter, die fiir die OPAL tétig waren, vor Beginn der Bauarbeiten mit der
Kommunikationsstrategie vertraut gemacht. OPAL sollte mit einer Stimme spre-
chen. Ein Informationspaket fiir jeden Mitarbeiter und jede Mitarbeiterin lieferte
Unterstiitzung im Umgang mit Anfragen von Anwohnern oder Passanten. Mit-
arbeiter auf den Baustellen erhielten die Kontaktdaten der Biirgerhotline und der
Pressestelle in Kartenform — damit sie bei Anfragen jederzeit den Kontakt zu den-
jenigen im Unternehmen herstellen konnten, die die Fragen der Biirger dann per-
sonlich beantworteten. Das direkte, personliche Gesprach mit den Menschen half
uns, Meinungen und Interessen der Stakeholder-Gruppen genauer kennenzulernen
und Widerstandspotenziale richtig und rechtzeitig einzuschétzen. Denn selbst das
ausfiihrlichste Monitoring im Vorfeld kann liickenhaft sein. Im direkten Dialog
lassen sich oftmals neue Aspekte der Konfliktthemen erfahren. Beobachtungen
und deren Analyse ermdglichen die Feinjustierung der Kommunikationsstrategie.
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Individuell, partizipativ, emotional

Die geliufige Ubersetzung des Fachbegriffs ,,Stakeholder* in ,,Anspruchsgruppen®
trifft den Kern der OPAL-Kommunikation: Alle Menschen vor Ort hatten einen
Anspruch auf sofortige, wahrhaftige Information. Diesem Anspruch kamen wir mit
hohem personellen und finanziellen Aufwand nach. Ansprechpartner des Unter-
nehmens behandelten jeden Kontakt und jedes Anliegen so personlich wie mog-
lich. Alle wichtigen Informationen aus erster Hand und nicht erst aus den Medien
zu erfahren, das kennzeichnete unsere ,,gute Nachbarschaft”. Aber informieren und
erkldren allein geniigt nicht: Ein Projekt muss erlebbar werden — so sinnlich und
emotional wie moglich. WINGAS hat daher mehr als 150 baubegleitende Trassen-
besichtigungen durchgefiihrt. Durch Busreisen zu bereits bestehenden Verdichter-
Stationen konnten sich betroffene Anwohner direkt ein Bild von dieser notwendigen
Infrastruktur machen. Personalisierte Nachbarschaftsmailings dokumentierten die
den Biirgern entgegengebrachte Wertschédtzung. Im gesamten Dialogprozess ging
es dariiber hinaus darum, die Biirgerinnen und Biirger am Planungsprozess, soweit
wie irgend moglich, partizipieren zu lassen. WINGAS war offen fiir Einwénde,
Kritik und Kompromisse. So hat das Unternehmen in Abstimmung mit Gemeinden
und Verbdnden an mehreren Stellen die Trassenplanung zum Schutz besonderer
Bodendenkmailer geéndert. Ein schiitzenswerter Auwald wurde auf einer Lénge
von einem Kilometer untertunnelt, um den Wiinschen der Bevdlkerung nachzu-
kommen und ein Maximum an Umweltschutz zu leisten (vgl. auch Abb. 1). Sol-
che Dialogergebnisse und Kompromisse sind wichtig: Denn Dialog verkommt zur
Farce, wenn sich nicht beide Seiten bewegen. Ein Unternehmen, das keinen Raum
hat, um auf die Biirger zuzugehen, wird auch keinen Raum finden, den Biirgern auf
Augenhdhe zu begegnen. Viele Einwénde der Biirger vor Ort sind kein destrukti-
ves Storfeuer, sondern kluge und kompetente Vorschldge, wie eine Trassenfithrung
optimiert werden kann. Ein Unternehmen tut gut daran, dem lokalen Wissen der
Menschen zu vertrauen — und zu zeigen, dass es fiir Argumente wirklich offen ist!.

Abb. 1 Die OPAL-Pipeline
macht einen ,,Bogen* um
einen Baum
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Positive Themen setzen: Was nebensachlich scheint, in den
Blick riicken

Nach der Devise ,,Auch scheinbar Nebensédchliches ist eine Hauptsache® ist es
WINGAS zudem gelungen, vielféltige Positivthemen rund um die OPAL zu setzen.
Ein solches Agenda-Setting meint nicht, vom eigentlichen Thema abzulenken oder
kommunikatives Blendwerk zu ziinden. Es meint vielmehr, die niichterne Sach-
information zum Projekt zu ergénzen um positive Perspektiven, die fiir das Projekt
ebenfalls zentral sind. Denn es geniigt nicht, allein zu sagen, was ein Projekt ist, es
muss ebenso deutlich werden, wofiir es gut ist. Und das kann noch weit mehr sein
als der positive Effekt fiir die lokale Wirtschaft und Deutschlands Energiesicher-
heit. Der Nutzen kann sich ebenso in einem gesellschaftlichen, kulturellen und
6kologischen Engagement des projektfithrenden Unternehmens zeigen.

Die Umsetzung dieser Positivkommunikation geschah meist in enger Koope-
ration mit Partnern aus der Region. Dabei spielte den Projektkommunikateuren
auch der geschichtstrachtige Boden unter der 35 m breiten Trasse in die Hand.
So wurden beim Grabungsschnitt durch Mecklenburg-Vorpommern mit Unterstiit-
zung von WINGAS iiber 100 interessante Fundpléitze groBflachig ausgegraben.
Siedlungsflichen, Graberfelder und mehrere Tausend Schatzfunde aller Epochen
kamen zum Vorschein. Darunter eine duflerst seltene Goldmiinze. WINGAS finan-
zierte die Bergung, Auswertung und Ausstellung der archdologischen Funde.

Ein Thema der Voélkerverstindigung und Geschichtspflege war die Zusammen-
arbeit mit dem Volksbund Deutsche Kriegsgriberfiirsorge. Im Gebiet siidostlich
von Berlin waren gegen Ende des Zweiten Weltkriegs hunderttausende Soldaten
gefallen. Bekannt ist der ,,Kessel von Halbe®, wo sich 1945 ein Rest deutscher
Wehrmachtstruppen und die Rote Armee unerbittlich gegeniiberstanden. Etwa
60.000 Menschen starben hier. Immer, wenn bei den OPAL-Bauvorbereitungen
entlang der Trasse die Munitionsbergungstrupps auf menschliche Skelette stielen,
wurden die Kooperationspartner vom Volksbund Deutsche Kriegsgréberfiirsorge
informiert, damit sie die Gebeine bergen und auf den Kriegsgréberstitten wiir-
devoll bestatten konnten. WINGAS unterstiitzte die Bergung, Identifikation und
Beerdigung deutscher wie russischer Gefallener und finanzierte den Einsatz der
Volksbund-Mitarbeiter. Als Zeichen der Volkerverstindigung besuchten Soldaten
der russischen Armee die OPAL-Trasse und die Kriegsgréber.

WINGAS forderte die geologischen Forschungsarbeiten der Universitét Greifs-
wald, der Technischen Universitit Berlin sowie der Technischen Universitit Frei-
berg entlang der Trasse. Denn der Rohrgraben bot eine interessante Mdoglichkeit
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fiir die Kldrung vieler wissenschaftlicher Fragestellungen. Zudem finanzierte das
Unternehmen umféangliche Pflanzungsarbeiten im Zeichen des Natur- und Um-
weltschutzes.

Ein weiteres, duBlerst wichtiges Thema fiir die Positivkommunikation: WIN-
GAS lie mit der Erdgasleitung zugleich Glasfaserkabel verlegen, um den Ge-
meinden entlang der Trasse eine schnelle Internetverbindung zu ermdglichen.
Denn Millionen Menschen in Deutschland, gerade auch in den ldndlichen Regio-
nen in Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg und Sachsen, sind immer noch
vom schnellen Internet abgeschnitten. WINGAS hat hier einen wichtigen Beitrag
geleistet zum ,,Breitband-Programm® der Bundesregierung, durch das drei Viertel
aller deutschen Haushalte bis 2014 mit Breitband-Internet versorgt werden sollen.
Zusammen mit der {iber 470 km langen Erdgastrasse hat WINGAS neue Lichtwel-
lenleiter-Kabel verlegt, die nun fiir Telekommunikation und DSL genutzt werden
konnen. Im Vergleich zur Datentiibertragung via Kupferkabel oder Funk verfligen
Lichtwellenleiter, die aus feinstem Quarzglas bestehen, {iber eine extrem hohe
Bandbreite. Uber ein Glasfaserpaar, das nicht dicker als ein Haar ist, kdnnen mehr
als zehn Millionen Telefongespréiche gleichzeitig geflihrt werden. Die Datenmenge
einer Tageszeitung, die 300 Jahre lang téglich erscheint, 14sst sich innerhalb einer
Sekunde verschicken. Dieses hochmoderne Breitband-Internet war gerade in infra-
strukturschwachen, ldndlichen Regionen eine duBerst ,,gute Nachricht* —und zwar
mit durchschlagender Wirkung. Eine Nebensache, die fiir viele zur Hauptsache
wurde! Denn durch die OPAL haben zahlreiche Orte im Osten erstmals einen leis-
tungsfahigen Internetzugang bekommen. Statt die Erdgaspipeline zu bekdmpfen,
haben die Gemeinden am Ende um die Pipeline gekdmpft: Denn sie wollten mog-
lichst nah ,,am Rohr sitzen“. Ein erfolgreiches Agenda-Setting ist, etwas salopp
gesagt, wie Angeln: Der Koder muss dem Fisch schmecken, nicht dem Angler.
Die Glasfaserkabel waren fiir die Gemeinden ein hervorragendes Angebot. Und
ein dementsprechend erfolgreiches Thema. WINGAS konnte auch auf diese Weise
sichtbar machen, dass das Unternehmen seiner gesellschaftlichen Verantwortung
gerecht wird. Ein gutes Signal fiir die Menschen vor Ort.

Social Media und Informationen fiir die Sinne

Fiir den OPAL-Kommunikationsmix war das Angebot mehrerer Kommunikations-
kanile selbstverstdndliches PR-Handwerk. Nicht alle Menschen trauen sich, auf
einer Biirgerversammlung das Wort zu ergreifen. Aber keine Gesprachsmoglich-
keit sollte ungenutzt bleiben. Neben Informationsveranstaltungen, Medienarbeit,
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Biirgertelefon, Newsletter und Broschiiren sind Internet und soziale Netzwerke
heute eine unverzichtbare Ergdnzung. In den digitalen Medien ist Information rund
um die Uhr verfiigbar. Das Netz erlaubt schnelle Reaktionen und kann die Qualitat
eines direkten Dialogs annehmen — siche Twitter, Facebook oder Blogs. Internet-
plattformen schaffen Raum fiir ausgiebige Konversationen, die fiir alle Interes-
sierten jederzeit nachlesbar sind und Partizipation ermdglichen. Allen voran bietet
aber die Videoplattform YouTube den unschitzbaren Vorteil, dass hier Inhalte und
Botschaften audiovisuell vermittelt und empfangen werden konnen — der Empfan-
ger nimmt die Inhalte also gleich mit mehreren Sinnen auf und so bleiben sie bei
ihm bestens in Erinnerung. Auflerdem ist YouTube die zweitgrofite Suchmaschine
der Welt — gleich nach seiner berithmten Mutter Google. Wer hier présent ist, wird
noch besser gefunden. Neben der eigenen Themenwebseite www.opal-pipeline.
de wurde fiir OPAL ein eigener YouTube-Channel eingerichtet. Mit 25 Videoclips
wurden die Meilensteine des Pipeline-Baus und genauso die Themen des Agen-
da-Settings dokumentiert. Kurzfilme zeigen und erzidhlen personliche Geschichten
vom Leben und Arbeiten an der Trasse. Durch Einbindung der Menschen vor Ort,
die in Interviews ihre personliche Geschichte erzédhlen, erreichen die Beitrdge eine
Authentizitit, die sie deutlich von Image- und blolen PR-Filmen unterscheidet.
Ob aber im Netz oder in der realen Welt: Vertrauensbildung ist ein dauerhafter
und fortlaufender Prozess, der nicht an einem Info-Abend oder mit einer Chat-
Konversation abgeschlossen ist. Jeder Mensch, der gewonnen werden will, bringt
einen anderen Erfahrungshintergrund mit und hat sein eigenes Tempo, in dem er
Vertrauen entwickelt. Ob noch Gesprichsbedarf besteht, entscheiden nicht die
Unternehmensvertreter, sondern die Beteiligten. Darauf muss sich die Dialogkom-
munikation einstellen. Jederzeit.

Gemeinsam gewonnen

Nur auf Basis des ernsthaften Dialogs mit den lokalen Stakeholdern und der da-
durch ermdglichten Win-Win-Situation ist es gelungen, das Milliardenbauprojekt
OPAL erfolgreich abzuschlieBen. Einen solchen Dialog zu fiihren ist aufwendig
und teuer. Oft sogar mithsam und kraftzehrend. Aber der Dialog lohnt sich. Rei-
bungslose Genehmigungsverfahren, die Vermeidung von rechtlichen Auseinan-
dersetzungen, Standortsicherung durch gute nachbarschaftliche Beziehungen und
Imagegewinn fiir das Unternehmen sind nur einige der zu nennenden Vorteile auf
Unternehmensseite. Vorteile, die auch monetir beziffert werden kénnen. Anwoh-
ner und Behorden profitieren von der frithzeitigen Einsicht in die Planung und der
Moglichkeit, am Planungsprozess bewusst zu partizipieren und Vereinbarungen
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und Verbesserungsmafinahmen auszuhandeln. Das Unternehmen profitiert, indem
es seine soziale ,.licence to operate sichert — eine Lizenz, die ebenso wichtig ist
wie die behoérdliche Baugenehmigung.

Die Bauarbeiten fiir die OPAL konnten innerhalb von nur 22 Monaten abge-
schlossen werden. Nord Stream und OPAL sind im November 2011 feierlich in
Betrieb gegangen, perfekt in der Zeit. Seitdem liefern sie auf direktem Weg Erdgas
aus den groBen sibirischen Lagerstitten zu den Verbrauchern in Deutschland und
Europa.

Insgesamt haben sich tiber 50 TV-Beitrdge, 20 Radiobeitrdge und mehr als 1.500
Printartikel mit der OPAL beschéftigt. Nach anfénglicher Kritik durch Zivilgesell-
schaft und Medien fand die OPAL auch in den direkt betroffenen Bundesldndern
zunehmend Zustimmung. Das belegen projektbegleitende Meinungsumfragen
von Forsa und Emnid. So betrachteten schlielich rund 70 % der Bevélkerung in
Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg und Sachsen die OPAL als wichtig, um
die Wettbewerbsfahigkeit der Region zu stirken, und beflirworteten die Pipeline.
Die Evaluation der Medienberichte zeigt zudem, dass sich die Berichterstattung
mit negativer Tendenz im Projektzeitraum halbiert und zugleich die positive Be-
richterstattung mehr als verdoppelt hat. Wahrend im Jahr 2009 ganze 10% der
Artikel die OPAL eindeutig ablehnend kommentierten, waren es 2011 nur noch
5%. Gleichzeitig stieg die dezidiert positive Medienberichterstattung von 8 % in
2009 auf 20% im Jahr 2011 — also ein Anstieg um den Faktor zweieinhalb! Hief3
es am Anfang in der lokalen Berichterstattung etwa noch ,,Russen-Pipeline macht
unser Sachsen kaputt®, so titelte die Mérkische Oderzeitung spiter ,,Gas-Pipeline
schafft Jobs“. Die Leipziger Volkszeitung sprach sogar von einem ,,Juwel fiir die
Entwicklung der Infrastruktur”. Das zeigt, dass mit der OPAL nicht nur das Erdgas,
sondern auch die Kommunikation ihren Weg gefunden hat. Kein anderes deutsches
Erdgasprojekt hat je so umfassend den Dialog vor Ort gesucht. Fiir die Nachbar-
schaftskommunikation und das Issues Management von OPAL wurde WINGAS
mit dem Deutschen Internationalen PR-Preis 2012 und dem PR-Report Award aus-
gezeichnet.

Mehr als nur Methode: Eine Frage der Haltung

Ein Unternehmen ist auf vielfaltige und fordernde Weise mit der Gesellschaft ver-
bunden. Wer neue Infrastruktur entwickeln will, muss zunichst den Dialog ent-
wickeln. Dabei geht es nicht um eine bloie Methode — es geht vielmehr um eine
Haltung. Um wirkliche Dialog- und Kompromissbereitschaft. Hier haben die Ver-
antwortlichen in vielen Unternehmen Nachholbedarf. Unternehmen wie auch Zi-
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vilgesellschaft miissen frithzeitig das Gesprach suchen und es ehrlich und offen
fithren. Ansonsten droht dem Unternehmen und der Industrienation Deutschland
grofer Schaden. Der gesellschaftlich-politische Rahmen fiir grofle Bauprojekte hat
sich in den vergangenen Jahren radikal verdndert. Unternehmen miissen erken-
nen, dass nur das in der Praxis umsetzbar ist, was auch kommunikativ vermittelbar
ist. Dieser Prozess verlangt Unternehmen einiges abist aber alternativlos. Die An-
nahme, dass Partizipation Handlungsspielrdume einschrénkt, ist ohnehin falsch.
Vielmehr stimmt das Gegenteil: Beteiligung zu ermdglichen verschafft mehr Pla-
nungssicherheit und kann Prozessabldufe beschleunigen. Verdnderte gesellschaft-
liche Rahmenbedingungen machen es erforderlich, dass sich Unternehmen in
ihren Projekten an verdnderte gesellschaftliche Erwartungen anpassen. Wihrend
es frither geniigt haben mag, dass die Kommunikation den Projektablauf begleitet
oder bedarfsweise unterstiitzt, muss die Kommunikation heute von Beginn an als
integraler Teil der Projektplanung begriffen werden. Kommunikation ist nicht Be-
gleitmusik zum Projektablauf oder Troubleshooter im Krisenfall, sondern eine un-
verzichtbare Basis fiir den Projekterfolg. Der Kommunikation kommt eine Schliis-
selrolle zu, wenn Deutschland die Energiewende meistern und auch in Zukunft
grof3e Infrastrukturprojekte erfolgreich umsetzen will.
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Man kann nicht nicht kommunizieren

Projektkommunikation in der Energiewende

Elmar Thyen

Man muss nicht einmal reden, geschweige denn schreiben, um nicht doch zu han-
deln. In dem Moment, in dem zwei Akteure in eine Bezichung treten, kann man
nicht mehr nicht kommunizieren. Dieses von Paul Watzlawick aufgestellte Kom-
munikationsaxiom ist dem Ingenieur, aber auch mancher Genehmigungsbehoérde
auf den ersten Blick fremd: wie kann etwas sein, wo nichts ist? Hier liegt die Auf-
gabe des Kommunikators in der erfolgreichen Projektentwicklung und -kommu-
nikation — er ist der Mittler zwischen Projektierern und Betroffenen — Menschen
wie Institutionen, den sogenannten Anspruchsberechtigten oder auf Englisch Sta-
keholdern. Der folgende Beitrag beschiftigt sich mit der kommunikativen Ebene
der Kraftwerks-Projektentwicklung der Trianel GmbH Aachen.

Trianel ist das fiihrende Netzwerk von Stadtwerken in Europa. Unser Geschéfts-
modell besteht darin, kommunale und regionale Versorgungsunternehmen in ihrer
Eigenstindigkeit zu unterstiitzen. Hierzu biindeln wir komplementére Aktivitdten
unserer Gesellschafter und ermdglichen ihnen somit das Erreichen einer kritischen
GroBe. So konnen sie Aktivititen realisieren, die fir ein Stadtwerk alleine nicht
durchfithrbar wéren. Trianel versetzt Stadtwerke in die Lage, in allen Sektoren der
energiewirtschaftlichen Wertschopfungskette titig zu werden. Als ,, Trendscout
iibernimmt das in Aachen beheimatete Netzwerk auch eine Frithwarn- und Inno-
vationsfunktion.

Historisch entstand Trianel 1999 als GroBhandelsplattform fiir Strom und Gas.
Im Rahmen der Strommarktliberalisierung schlossen sich kommunale Energiever-
sorger zusammen, um an den neu entstehenden GroBhandelsmirkten konkurrenz-
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fahig handeln zu konnen. Die Schwerpunkte des Netzwerks liegen heute in den
Sektoren Energiehandel, Energieerzeugung und Unterstiitzung im Vertrieb. Mitt-
lerweile gehdren mehr als hundert Versorger als Partner oder Gesellschafter zum
Trianel-Netzwerk. Sie versorgen zusammen iiber zehn Millionen Menschen. 56
Unternehmen sind direkt an Trianel beteiligt; neben Stadtwerken in Deutschland
hat Trianel Gesellschafter in der Schweiz, den Niederlanden und Osterreich.

Auch wenn der Kunde dies aufgrund seiner stéindig steigenden Stromrechnun-
gen kaum fiir moglich hélt: die Margen im Stromvertrieb, im Endkundengeschéft
sind durch den scharfen Wettbewerb vergleichsweise niedrig. Vor diesem Hinter-
grund sind Kooperationen und die ErschlieBung zusédtzlicher Wertschopfungsstu-
fen fiir kommunale Versorger sinnvoll. Wahrend kleinere Projekte wie Blockheiz-
kraftwerke oder Solarparks aus eigener Kraft gestemmt werden kénnen, waren
GroBkraftwerke bis vor wenigen Jahren au3erhalb der Reichweite selbst mittelgro-
Ber Stadtwerke. Im Netzwerk jedoch 1ésst sich auch diese Herausforderung bewiél-
tigen. 2005 beschlossen rund 30 Stadtwerke unter der Federfithrung von Trianel
den deutschlandweit ersten Bau eines kommunalen GroBkraftwerks: des Trianel
GuD-Kraftwerks in Hamm. Das 850-MW-Kraftwerk ging unter Beifall von Of-
fentlichkeit und Politik 2007 ans Netz. Um sich nicht alleine auf Gas als Brennstoff
zu verlassen, begann Trianel 2005 mit der Vorprojektierung von zwei Kohlekraft-
werken im westfélischen Liinen und im niederrheinischen Krefeld. Parallel dazu
wurden ein Gasspeicher in Gronau-Epe (Inbetriebnahme 2008) und der Offshore
Windpark Borkum geplant.

Als kommunaler Wettbewerber der vier groen Stromkonzerne in Deutschland
hatte Trianel sich in den ersten Jahren seines Bestehens ein durchweg positives
Image erarbeitet. Die Kohlekraftwerksprojekte jedoch verdnderten die 6ffentliche
Wahrnehmung des Netzwerks entscheidend. 2006 wurden die Kraftwerksprojekte
in Krefeld und Liinen 6ffentlich bekannt gemacht.

In Liinen stimmte der Stadtrat einstimmig fiir den Verkauf des Baugrundes an
Trianel, in der Biirgerschaft wie auch bei Umweltschiitzern jedoch regte sich Wi-
derstand. Mehr als 10.000 Unterschriften wurden gesammelt, eine neue Wéhler-
gemeinschaft zog aus dem Stand mit einem zweistelligen Ergebnis in den Stadtrat
ein. Die Gegner sammelten erfolgreich Geld zur Finanzierung einer Klage gegen
die Kraftwerksgenehmigung.

Auch beim Bau des urspriinglich auf Steinkohlebasis projektierten Kraftwerks
in Krefeld-Uerdingen sowie bei Vorhaben, die neue Pumpspeicherkraftwerke be-
treffen, stiell Trianel teils auf deutlichen Widerstand. Im weiteren Verlauf werden
diese Fallbeispiele ausfiihrlich diskutiert. Sie alle haben das Unternehmen sensibi-
lisiert und auch gezwungen, seine bisherige Kommunikationsstrategie kritisch zu
hinterfragen und schlie3lich neu auszurichten. Denn anders als noch vor wenigen
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Jahrzehnten ist zu den beiden bestimmenden Hauptfaktoren einer erfolgreichen
Projektentwicklung, Genehmigungsféhigkeit und Wirtschaftlichkeit, ein dritter
hinzugekommen: die gesellschaftliche Akzeptanz.

Diese drei Faktoren stehen nicht nur nebeneinander, sie korrelieren auch mit-
einander. Denn wenn ein Projekt gesellschaftlich akzeptiert ist, beschleunigt dies
einerseits das Genehmigungsverfahren — die Behdrde kann ohne nachteilige Ein-
flussnahme agieren. Andererseits spart die gesellschaftliche Akzeptanz Geld und
Zeit, die fiir die Erarbeitung von Gutachten ndtig wiirden, mithin verbessert sich
damit auch die Wirtschaftlichkeit. Alle drei Faktoren hidngen dabei von einem
Grundsatz ab: Vertrauen.

Vertrauen als Basis nachhaltiger Interaktion

An dieser Stelle sei ein Exkurs zum Thema Vertrauen gestattet. Ich vertrete die
These, dass jede nachhaltig wirkende Interaktion auf Vertrauen basiert. Dies gilt
fiir zwischenmenschliche Beziehungen ebenso wie fiir jene in der Wirtschaft. Das
Vertrauen in die Leistungsfahigkeit von Individuen wie von Institutionen stiitzt
sich dabei sowohl auf kodifizierte als auch kulturell tradierte Normen. Vertrauen
ist dabei stets abhédngig von Raum und Zeit. Ein ,,ewiges Vertrauen“ ldsst sich
nicht erringen. Mithin verbirgt sich hinter dem Begriff Vertrauen eine volatile, eine
verdnderliche und fliichtige Grof3e, die auf Seiten des Rezipienten stets auch von
seinem eigenen Dasein beeinflusst wird.

Vertrauen ist eine der Leitwahrungen der Wirtschaft. Um nachhaltig wirtschaf-
ten zu konnen, halte ich Vertrauenspflege fiir eine zentrale Managementaufgabe.
Es ist zu kurz gefasst, die Sicherung oder Gewinnung von Vertrauen einzig dem
Vertrieb oder gar der Kommunikationsabteilung eines Unternehmens zu iiberlas-
sen. Vertrauenspflege ist stets auch Aufgabe des Top-Managements. Ein Unterneh-
men, dessen Spitzenmanager 6ffentlich als nicht vertrauenswiirdig wahrgenom-
men wird, droht in einer offenen Gesellschaft iiber kurz oder lang in eine prekére
Lage zu geraten.

Die Basis vertrauensvoller Kommunikation bilden persénliche Beziehungen.
Kommunikation wiederum wirkt vertrauensbildend. Und hier kommt Watzlawick
ins Spiel: Man kann nicht nicht kommunizieren. Dies gilt insbesondere bei der Pro-
jektentwicklung. Ab dem Moment, in dem der Stein ins Rollen kommt, das Projekt
erstmals kommuniziert wird, ist eine kontinuierliche aktive Kommunikation mit
den Stakeholdern unabdingbar, Schweigen gefahrdet den Projekterfolg.

Denn auch wenn scheinbar nicht kommuniziert wird, wird der Projektkritiker
das kommunikative Vakuum zu nutzen wissen.
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Wabhrheit als relative GroRe

Dabei ist zu beachten, dass Wahrheit eine durchaus relative Grofe ist: Wahr, so
Watzlawick, ist nicht was A (der Projektentwickler) sagt, sondern was B (der
potenzielle Kritiker) versteht. Dies zu wissen und zu beriicksichtigen ist elemen-
tar, gerade in der Projektkommunikation. Was fiir den Wissenschaftler ein Axiom
seines Feldes sein mag, kann beim Nichtwissenden Unbehagen, ja Ablehnung her-
vorrufen.

Uber die Bedeutung der Wahrnehmung als Wahrheitsfilter ist man sich insbe-
sondere im Militdr bewusst. Jeder Befehl des Vorgesetzten wird vom Rangnied-
rigeren bestdtigt: Somit ist sichergestellt, dass die Kommunikation bei ihm auch
angekommen ist.

Ebenso wie ewiges Vertrauen nicht herstellbar ist, gibt es auch keine neutra-
le Kommunikation. Schon die aus Effizienzgriinden notwendige Vorfilterung der
Informationen ist eine Form von Manipulation. Das trifft auch und insbesondere
auf die Medien zu. Dabei ist die zentrale Manipulationsleistung des Journalisten
die Auswahl der Fakten. Da der Journalist ein vertriebliches Interesse an seinem
Produkt hat, wird er immer dazu tendieren, das Besondere herauszustellen, das
Alltagliche aber auch das ihm Unverstidndliche wegzulassen. Die aus 19. Jahr-
hundert stammende Journalistenregel, dass es keine Nachricht ist, wenn ein Hund
einen Mann beifit, es aber sehr wohl berichtenswert ist, wenn ein Mann einen Hund
beiflt, hat bis heute Bestand. Diese Regel flihrt beim Mediennutzer fast zwangs-
laufig zu einer Verzerrung der Wirklichkeit.

Eine weitere kommunikationswissenschaftliche Binsenweisheit verdient eben-
falls Beachtung: Jede Kommunikation hat einen Sach- und Beziehungsaspekt. Und
es ist der Bezichungsaspekt, der bestimmt, ob und wie der sachliche Inhalt ver-
standen wird. Erneut wird deutlich, warum Vertrauen die Basis jedes Erfolgs ist.

Persuasive Kommunikation als vertrauensbildende
MafBBnahme?

Ein auf den ersten Blick iiberraschendes, aber insbesondere in der Werbung be-
wihrtes Instrument, Vertrauen herzustellen, ist das Uberreden. Marcus Reinmuth
bezeichnet in seiner Dissertation ,,Vertrauen schaffen durch glaubwiirdige Unter-
nehmenskommunikation® den Terminus ,,Persuasive Kommunikation® als eine
Form der zwischenmenschlichen Kommunikation, die auf das Beeinflussen des
Kommunikationspartners zielt (Reinmuth 2006, S. 132 f.). Persuasive Kommuni-
kation definiert sich durch ein komplexes Strategiemuster, mit dem Konvergenz
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in Wissens-, Handlungs- oder Einstellungsfragen hergestellt werden soll, bzw. mit
dem die Einstellungen und Handlungen und das Wissen des Rezipienten modi-
fiziert werden sollen. ,,Bei der persuasiven Kommunikation spielen die Eigen-
schaften des Kommunikators, des Mediums, des Inhalts und des Rezipienten eine
Rolle. Persuasion gelingt, wenn Glaubwiirdigkeit attestiert wird; Glaubwiirdigkeit
wird zugeschrieben, wenn persuasive Kommunikation gelingt” (Reinmuth 2006,
S. 195).

Fiir eine glaubwiirdige Unternehmenskommunikation greift, wie heute zuneh-
mend klarer wird, reines Uberreden aber zu kurz. Das riihrt allein aus der Breite
und Vielfalt der Stakeholder im Zuge einer Projektentwicklung. Im eigenen Inte-
resse muss es das Ziel eines Vorhabentrigers sein, simtliche Stakeholder in den
vertrauensbildenden Prozess einzubeziehen. Hierzu gehoren Politik und Behorden
ebenso wie betroffene Gruppen und Individuen, der ehrenamtliche Naturschutz
sowie Biirger in der Region, die sich einfach angesprochen oder herausgefordert
fiithlen. Schon der Widerstand einzelner Stakeholder kann das gesamte Projekt ge-
fahrden. Kommt es zur Koalition unterschiedlicher Stakeholder gegen ein Projekt,
potenziert dies das Risiko noch erheblich.

Basis Stakeholder-Analyse

Die Voraussetzung fiir eine erfolgreiche Kommunikation bildet damit die Stake-
holderanalyse. Man muss sich frithzeitig im Klaren sein, wer vor Ort welche Rolle
spielt. Die Spanne reicht dabei von Bundes-, Landes- und Kommunalpolitik iiber
Umweltverbiande und Gewerkschaften bis hin zu Touristikverbanden und Anwoh-
nern. Eine umfassende Stakeholderanalyse plant ebenso Biirgerinitiativen ein, die
sich noch gar nicht gebildet haben, einfach weil davon auszugehen ist, dass sie sich
eines Tages formieren.

Auch fiir Trianel war diese Erkenntnis, wie bereits beschrieben, mit einem
Lernprozess verbunden. An drei konkreten Beispielen aus der jiingeren Unterneh-
menshistorie will ich das erldutern.

Fallbeispiel 1: Kohlekraftwerk Liinen

Der erste Fall bezieht sich auf das Kohlekraftwerk Liinen. Es ist die grofite Inves-
tition in der Geschichte der westfalischen Hansestadt. Der Bau am Stummbhafen
am Datteln-Hamm-Kanal kostet 1,4 Mrd. €. Mit der hier erzeugten Leistung von
750 MW lassen sich 1,6 Mio. Haushalte mit Strom versorgen. Es ist mit seiner
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Inbetriebnahme das modernste und effizienteste Steinkohlekraftwerk Europas.
Projektstart war 2006. Im Jahr darauf gab es in Liinen einen einstimmigen Ratsbe-
schluss fiir den Verkauf des Baugrundstiicks am Liiner Stummbhafen an die Kraft-
werksgesellschaft. Bis zu seiner Inbetriebnahme im Dezember 2013 jedoch gab
es fiir den Projektentwickler Trianel wie die beteiligten Stadtwerke eine gesell-
schaftspolitische und juristische Achterbahnfahrt.

Einer der Katalysatoren des Stimmungsumschwungs war der vierte Sach-
standsbericht des UN-Ausschusses fiir Klimadnderungen (IPCC) im Jahr 2007.
Dieser fasst periodisch den wissenschaftlichen Kenntnisstand iiber die globale Er-
wiarmung zusammen. Der in Ausziigen im Februar 2007 verdffentlichte Bericht
erreichte insbesondere in Deutschland eine iiberragende Medienaufmerksamkeit.
Die in Deutschland fiihrenden Umweltverbande identifizierten Kohlekraftwerke
als einen der Haupttreiber fiir den Klimawandel und verschérften ihre politische
Kampagnenarbeit.

Im Miérz 2007 griindete sich in Liinen eine Biirgerinitiative. Sie sammelte iiber
12.000 Unterschriften gegen das Kraftwerk und versuchte den Bau per Klage und
Biirgerentscheid zu verhindern. Dennoch erging im Mai 2008 die behdrdliche Ge-
nehmigung zum Kraftwerksbau. Mit Blick auf die Kommunalwahlen 2009 bilde-
te der biirgerliche Teil der Kraftwerksgegner eine freie Wihlergemeinschaft. Die
Griinen, die das Kraftwerk anfangs noch unterstiitzt hatten, wechselten gro3e Teile
ihrer Ratsfraktion aus. Bei der Kommunalwahl 2009 erreichten die Kraftwerks-
gegner, verteilt auf vier politische Gruppierungen, rund 30 % der Ratsmandate.

Parallel dazu sorgte der Kraftwerksbau auch iiberregional fiir politische Debat-
ten. Im bayrischen Dachau und im Schweizer Kanton Tessin wurden von lokalen
Aktivisten Biirgerbegehren gegen die Beteiligung ihrer regionalen Energieversor-
ger am Kohlekraftwerk Liinen initiiert. Trianel sah sich damit konfrontiert, inner-
halb kiirzester Zeit vom Good Guy zum Bad Guy zu mutieren. Aus Sicht der Ver-
antwortlichen war diese Imagednderung vollig unberechtigt — hatte das Netzwerk
doch nichts anderes umgesetzt, als das, was zuvor die gesamte Politik gefordert
hatte: den Bau eines neuen Kraftwerkes, um damit zum einen umweltschéddlichere
Altkraftwerke abschalten zu kénnen und zum zweiten die fehlenden Kapazititen
nach dem Ausstieg aus der Atomkraft zu kompensieren.

In dieser Situation erfolgte in Liinen eine Anpassung der Kommunikations-
strategie. Ziel war es nun, das Kraftwerk im Bau als die arbeitsplatzschaffende
und wertschopfende, kurzum ,,positive Normalitdt™ darzustellen, die es aus Tria-
nel-Sicht auch ist. Unter dem Leitbild ,,Das Kraftwerk als Nachbar* lud und 14dt
die Kraftwerksgesellschaft die Anrainer zu Sommerfesten am Kiihlturm und die
Lokalmedien zu Pressefriihstiicken ein. Die Kraftwerksgesellschaft engagiert sich
im Jugendsponsoring. Der Kraftwerksleiter — der als Ruhrgebietler die direkte und
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unverbliimte Sprache der Region spricht — ist dabei Anker der Kommunikation.
Zugleich wird auf jede Form von ,,Luxuskommunikation* verzichtet, statt Hoch-
glanzanzeigen zu schalten, wird in Vereinszeitungen inseriert.

Bis November 2011 konnte mit dieser Strategie in Liinen eine weitgehende Be-
friedung der Situation erreicht werden. Es entstand eine positive Grundstimmung
in der gesellschaftlichen Mitte, zumal Trianel auch Gesprachsfiaden zur Biirgerin-
itiative und zum BUND gekniipft hatten. Dass parallel dazu am Oberverwaltungs-
gericht (OVG) Miinster die Klage gegen das Kraftwerk lief, wurde eher als sport-
liche, denn als existentielle Auseinandersetzung wahrgenommen. Nachdem aber
das OVG am 1. Dezember 2011 den bisherigen Vorbescheid fiir den Kraftwerksbau
aufhob, weil die Umweltvertraglichkeit des Kraftwerks nicht hinreichend nach-
gewiesen sei, entstand filir die Kraftwerkskommunikation fiir mehrere Wochen ein
kommunikatives Vakuum, das erst mit der Aufarbeitung der Prozessergebnisse und
der erneuten Beantragung der Genehmigungen gefiillt wurde. Seit November 2013
hat das Kraftwerk nun eine neue Genehmigung: Ob gegen diese erneut geklagt
wird, stand zur Drucklegung noch nicht fest.

Fallbeispiel 2: Kraftwerk Krefeld

Anders stellt sich die Lage beim Trianel Kraftwerksprojekt auf dem Geldnde des
CHEMPARK Krefeld-Uerdingen dar. Geplant war auch hier urspriinglich ein Koh-
lekraftwerk. Das Projekt startete ebenfalls 2006. Die aus CDU und FDP gebildete
Landesregierung von Nordrhein-Westfalen unterstiitzte das Vorhaben vorbehalts-
los, der Krefelder Rat lehnte es jedoch Anfang 2007 ab. Trianel hielt dennoch an
dem Vorhaben fest und erreichte 2009 die Zustimmung einer Stadtratsmehrheit
zum Projekt. Dann aber drehte sich die politische Grof3wetterlage. In der Landes-
regierung und damit auch in der zustdndigen Bezirksregierung Diisseldorf kam
Rot-Griin ,,ans Ruder®, zudem setzte 2011 eine weitere bundesweite Anti-Koh-
le-Kampagne ein. Unter dem Druck drohender juristischer Auseinandersetzungen
sowie der damit verbundenen wirtschaftlichen Risiken revidierte Trianel die Pla-
ne und favorisierte nunmehr fiir Krefeld statt des Kohlekraftwerks ein Gas- und
Dampfturbinenkraftwerk. Der Einsatz von Gas ist zwar weniger wirtschaftlich, ein
Steinkohlekraftwerk ist allerdings gesellschaftspolitisch in Nordrhein-Westfalen
nicht mehr realisierbar.

Der unternehmerische Schwenk wurde auch bewusst Teil der Kommunika-
tionsstrategie. Bereits ein halbes Jahr vor der geplanten offiziellen Bekanntgabe
des Umstiegs von Kohle auf Gas wurden die 6rtlichen Biirgerinitiativen und der
BUND dariiber informiert. Zudem wurden die Hauptopponenten des Kohlepro-
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jekts mehrfach iiber den aktuellen Planungsstand des Gaskraftwerks unterrichtet.
Als der Brennstoffwechsel schlie3lich 6ffentlich wurde, veréffentlichte die Presse
ungewohnte Schlagzeilen: ,,Umweltschiitzer jubeln iiber Trianel-Plane®. Im weite-
ren Verlauf der Projektentwicklung ist es selbstverstidndlich, die Umweltverbande
jederzeit auch proaktiv iiber den Stand der Projektentwicklung zu informieren, im
Gegenzug erleben wir eine positive Begleitung des Gaskraftwerksprojekts durch
diese Stakeholder.

Sensibilisiert durch die Entwicklungen in Liinen wie Krefeld wurden die viel-
faltigen Erfahrungen unternehmensintern kritisch aufbereitet. Als der Bereich Er-
zeugung Ende 2010 die Unternehmenskommunikation bat, die Projektentwicklung
bei der Suche nach potentiellen Standorten fiir Pumpspeicherkraftwerke zu unter-
stiitzen, wurde ein vollig neuer Ansatz gewéhlt.

Fallbeispiel 3: Wasserspeicherkraftwerk Schmalwasser

Pumpspeicherkraftwerke konnen als emissionsfreie und hochflexible Erzeugungs-
einheiten ein relevanter Baustein der Energiewende sein. Streit entziindet sich in
der Regel an zwei Aspekten: Zum einen ist aus Naturschutzsicht der hohe Flachen-
verbrauch und im Bereich des Unterbeckens der Wegfall von Uberschwemmungs-
flachen kritikwiirdig, zum anderen befindet sich das Oberbecken im Regelfall an
einer im Sinne des Wortes ,herausragenden Liegenschaft”. Dies fiihrt in grofer
RegelmaBigkeit zu emotionalen Reaktionen der Anlieger. Denn ein Oberbecken
liegt wahlweise am (noch) hochsten Punkt des Ortes, auf einer malerischen Hoch-
ebene oder an einem bedeutenden Hohenzug. Ein warnendes Beispiel fiir den Wi-
derstand gegen Pumpspeicherkraftwerke ist das geplante Pumpspeicherkraftwerk
Atdorf, das ein Mitbewerber im badischen Hotzenwald realisieren mochte. Auf-
grund vielfaltiger Herausforderungen und des teils massiven Gegenwinds liegt die
Entwicklung des Projekts derzeit auf Eis.

Bei den Pumpspeicherprojekten wurde erstmals bei Trianel ein integrierter
technisch-kommunikativer Ansatz etabliert. Am Anfang stand die Standortsuche
mit einem computergestiitzten geografischen Informationssystem, das iiber 3000
Standorte in Deutschland identifizierte. Die Schirfung der Kriterien (z. B. Ab-
stand zu Wohnbebauung und Infrastruktureinrichtungen) reduzierte die Anzahl der
Standorte auf 24. In einer ersten groben Stakeholderanalyse wurden die Standor-
te geclustert und bewertet. Zwolf Standorte in Bayern, NRW, Niedersachsen und
Thiiringen blieben iibrig. Zu jedem dieser potenziellen Baufelder erfolgte parallel
zur Untersuchung der naturrdumlichen Gegebenheiten eine Identifizierung aller
denk- und erkennbaren Stakeholder: neben den unmittelbar betroffenen Anrainern
auch mittelbar Betroffene aus den Bereichen Energie, Natur und Tourismus.
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Trianel setzte bei der Kommunikation mit den identifizierten Stakeholdern den
neuen Kommunikationsansatz um. Dieser gliedert sich grob in fiinf Schritte:

. Konzeption

. Information und Analyse
. Strategieentwicklung

. Strategieumsetzung

. Erfolgskontrolle
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Ein Teil der Strategieumsetzung war, sowohl das Standortsuchverfahren als auch
die Standorte selbst auf Bundesebene mit dem Naturschutzbund und dem BUND
zu diskutieren.

Die danach einsetzende Ansprache der ,,regionalen Stakeholder beginnt stets
bei der jeweiligen Landesregierung. Zogert diese oder duflert Vorbehalte gegen das
geplante Projekt, wird der Standort zuriickgestellt, gibt sie griines Licht, beginnt
die Kommunikation gegeniiber den Landesorganisationen der Umweltverbénde.
Nur wenn diese keine Ausschlusskriterien gegen die Standorte vorbringen, wer-
den Landrat sowie die Biirgermeister der Standortkommunen informiert. Nur mit
deren Zustimmung wiederum erfolgt die Information des Stadtrates. Schlief3t ein
Landrat oder Biirgermeister das Projekt aus, wird es gestoppt. Im Stadtrat schlief3-
lich wird das Projekt in nichtéffentlicher Sitzung diskutiert und um Zustimmung
geworben. Unmittelbar nach einer positiven Bewertung der Planungen durch den
Stadtrat wird das Projekt verdffentlicht. Dieses Vorgehen widerspricht nur schein-
bar der Forderung nach friiher Offentlichkeitsbeteiligung, da im Stadtrat keine fer-
tige Planung, sondern eine Projektskizze diskutiert wird. Das Vorgehen versucht
die Interessen des Investors und der Offentlichkeit auszugleichen.

Auf Basis der Projektskizze wird schlieBlich die Offentlichkeit informiert.
Zeitnah nach dem Ratsentscheid, idealerweise direkt am Morgen danach, findet
eine erste Pressekonferenz statt. Hier werden auch baldige Biirgerversammlungen
angekiindigt. Bereits vor diesen Biirgerrunden informieren wir fachspezifische
Stakeholder, etwa lokale Naturschiitzer, Jager oder Ornithologen. Hierbei geht es
primér darum, frithzeitig Fachmeinungen einzuholen und Multiplikatoren bewusst
mit einem Wissensvorsprung auszustatten (Abb. 1).

Bei aller niichternen Theorie haben wir es immer zunédchst mit Menschen zu
tun. Die Auswahl der Gespréchspartner aus dem Unternehmen fiir den Dialog mit
den Stakeholdern orientiert sich an Hierarchie und Sympathie. Die Kommuni-
katoren miissen hierarisch in der Lage sein, eine fiir den jeweiligen Stakeholder
relevante Zusage machen zu diirfen. Und sie sollen dies zugleich auf eine tiber-
zeugende Weise vermitteln konnen. Gibt es also auf gleicher Hierarchieebene zwei
Mitarbeiter, ist derjenige vorzuziehen, der iiberzeugender kommunizieren kann.
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Abb. 1 Simulation des
Pumpspeicherkraftwerks
Schmalwasser

Die Anfragen aus Biirgerversammlungen bearbeiten wir in Einzelrunden nach.
Zeitgleich betreiben wir sowohl eine proaktive Kommunikation mit der ortlichen
und regionalen Presse als auch eine proaktive Zusammenarbeit mit Umweltver-
banden und interessierten Biirgern.

Auf dieser Basis werden aktuell zwei Planungen fiir Pumpspeicherkraftwer-
ke im Thiiringer Wald und im Kreis Hoxter in Ostwestfalen begleitet. Ein dritter
Standort in der Eifel wurde aufgrund fehlenden regionalpolitischen Riickhalts im
Sommer 2013 aufgegeben.

Wihrend die Projektentwicklung in Ostwestfalen vergleichsweise wenig um-
stritten ist, birgt das Projekt im Thiiringer Wald eine ganze Reihe an kommuni-
kativen Klippen. Im Ergebnis eines Potenzialvergleichs hatte sich gezeigt, dass
die Talsperre Schmalwasser bei Tambach-Dietharz im Thiiringer Wald aufgrund
des geringsten spezifischen Flachenbedarfs sowie der wesentlich kiirzeren Reali-
sierungszeiten die besten Bedingungen fiir die Errichtung eines Wasserspeicher-
kraftwerkes bietet. Fiir das Oberbecken, aus dem das Wasser aus einer Hohe von
rund 300 m in die Tiefe fallt und im Volllastbetrieb iiber 1000 MW erzeugt, gab es
zundchst drei Varianten. Nachdem alle Plane auch den Medien vorgestellt worden
waren, bildete sich erster Widerstand.

Sowohl Naturschutzverbdnde, Anrainer als auch (noch nicht) organisierte Ein-
zelpersonen duflerten Kritik an dem Vorhaben, erste Anzeichen fiir das Entstehen
kritischer Biirgerinitiativen waren erkennbar. Um den konstruktiven Dialog zum
Pumpspeicherkraftwerk zu ermdglichen und aufrecht zu halten, wurde der Vor-
schlag von Projektgegnern, einen Runden Tisch zu griinden, aufgegriffen.

Am Runden Tisch werden inzwischen seit Sommer 2012 die unterschiedlichen
Auswirkungen des Projekts auf Energiewirtschaft, Natur, aber auch Wintersport
und Tourismus in hoher Detailtiefe diskutiert. Der Runde Tisch spricht Empfeh-
lungen fiir die Genehmigungsverfahren aus. Dabei hat er auch unmittelbar Ein-
fluss auf die Planungen. Parallel zum Runden Tisch erarbeitete das Projektteam
die Raumordnungsunterlagen, die die erste Genehmigungsgrundlage bilden. Das
Raumordnungsverfahren, das die ungefahre Lage des Oberbeckens und den Ver-
lauf der Stromtrasse beschreibt, soll im ersten Halbjahr 2014 abgeschlossen sein.
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Exkurs: Widerstand - Entstehung und Verlauf

Wie formiert sich Widerstand und woraus speist er sich? Diese Fragen sind
meiner Wahrnehmung nach in der Kommunikationsforschung bisher nicht
ausreichend betrachtet worden. Ein Ausflug in die Erfahrungen aus dem
Change-Management, das Wechselprozesse im Arbeitsleben beschreibt, gibt
erste Anhaltspunkte: danach formiert sich Widerstand zundchst aufgrund
jeder nicht selbst initiierten Verdnderung. Fiir die Mehrheit der Menschen
ist das jedoch noch unproblematisch. Werden diese Verdnderungen aber als
bedrohlich empfunden, entstehen Angste. Wenn die Angst iiberhandnimmt,
ist jede rein sachbezogene Argumentation schnell am Ende. Denn mit Angst
konnen die Ingenieurswissenschaften nur bedingt umgehen. Ein Ingenieur
kann die Angst von Menschen nicht wirklich nehmen, weil sie meist weit
entfernt vom eigentlichen Projekt existiert. Angst ist damit das sachlich irre-
levanteste, aber zugleich stirkste aller Gegenargumente.

Widerstand néhrt sich aber durchaus auch aus niichternen Argumenten.
Hierzu gehort Reaktanz — ndmlich wenn das Projekt Menschen in ithrem
bisherigen Handlungsspielraum einschriankt. Hierzu zdhlt auch, wenn die
offerierte Losung sachlich nicht iiberzeugt. Hinzu kommen Eigeninteressen,
sofern die sich ankiindigenden Verdnderungen die materiellen oder sozialen
Besitzstinde von Anrainern bedrohen — einschlie8lich Status und Ansehen.
Auch das ist ein sehr starkes Argument, doch es lésst sich fast immer mate-
riell 16sen. Anders stellt sich die Lage dar, wenn relevante politische Grup-
pierungen Projekte aus intrinsischen Motiven und Uberzeugungen heraus
bekdampfen, die mit der eigentlichen Sache nichts zu tun haben. Spétestens
im Wahlkampf droht in einer solchen Situation jede Entwicklung eines
GrofBprojektes zerrieben zu werden.

Schlieflich stoflen Vorhabentridger immer wieder auf Widerstidnde, die
sich am besten mit ,,Rache und Vergeltung® charakterisieren lassen. Hier
geht es um das Begleichen ,,offener Rechnungen®. Solchem Widerstand ist
nur begrenzt mit Logik zu begegnen. Nicht selten tauchen aus dem Nichts
plotzlich Projektgegner auf, die kaum einzuordnen sind. Erst die Analyse der
Projektbefiirworter gibt hdufig Anhaltspunkte fiir den Ursprung des Wider-
stands.

Im Laufe einer Projektentwicklung ist die sachorientierte Gruppe inner-
halb der Kritiker hdufig zu tiberzeugen. Dies gilt insbesondere dann, wenn
die Projektentwickler selbst kompromissbereit agieren. Ein gewisser Pro-
zentsatz an Kritikern jedoch wird unverriickbar bei seiner Haltung bleiben.
Dieser harte Kern ldsst sich hdufig daran erkennen, dass er sogenannten
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polymorphen Widerstand leistet. Jedes Sachargument wird negiert. Je nach
Situation ist das Projekt aus Sicht solcher Gegner wegen seiner Unwirt-
schaftlichkeit oder der Profitorientierung des Projektentwicklers abzu-
lehnen. Polymorphen Widerstand frithzeitig zu identifizieren ist fiir den
Projekterfolg essentiell.

VDI setzt MaBstibe zur Offentlichkeitsbeteiligung

Aufgrund der Vielzahl in der Bundesrepublik umstritten diskutierter GroBprojekte
begann auch der Verein Deutscher Ingenieure (VDI) sich mit der gesellschafts-
politischen Dimension der Kommunikation von Infrastrukturprojekten zu beschaf-
tigen. Zeitgleich mit der Projektentwicklung der Trianel Wasserspeicherkraft-
werksprojekte erarbeitete der VDI die VDI-Richtlinie 7000, die im Herbst 2013
als Griindruck erschienen ist (vgl. VDI 2013, siehe hierzu auch den Beitrag von
Brettschneider in diesem Band). Diese Richtlinie entstand im intensiven Diskurs
zwischen Vorhabentrdgern wie Trianel, Stakeholdern wie dem BUND und dem
VDI. Dabei hat die Praxis aus der Trianel-Projektentwicklung Wasserspeicher-
kraftwerke die Richtlinie ebenso beeinflusst, wie die Zwischenentwiirfe der Richt-
linie die Projektentwicklung selbst.

Die VDI-Richtlinie wird MaBstébe fiir Projektentwickler setzen. Auf knapp 70
Seiten wird anschaulich erldutert, wie eine erfolgreiche friihzeitige Offentlichkeits-
beteiligung aussehen kann.

Nach Ansicht des VDI stehen Organisationen unter ,,einem wachsenden kom-
munikativen Handlungsdruck, wenn sie 6ffentlich relevante Industrie- oder Infra-
strukturprojekte durchfiihren wollen* (VDI 2013). Haufig wiirden Konflikte mit
Anspruchsgruppen erst im Rahmen von Genehmigungsverfahren sichtbar. In die-
sem Fall sind seitens der Vorhabentréger allerdings bereits umfangreiche Ressour-
cen verbraucht worden.

Fiir kleine und mittlere Unternehmen kdnnen solche Konflikte zu Fehlinves-
titionen mit gravierenden Auswirkungen fiihren. Die VDI-Richtlinie will zur Lo-
sung dieser Problematik entscheidend beitragen.

Eine friihzeitige und systematische Beteiligung der Offentlichkeit dient dabei
fiinf Zielen:

* Aufbau des Vertrauens in Akteure und Prozesse
* Risikominderung fiir die Vorhabentrdiger
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o Verbesserung der Planungsprozesse und -ergebnisse
» Entlastung der Genehmigungsverfahren
 Aktive Steuerung des Prozesses

Die operative Umsetzung der friihen Offentlichkeitsbeteiligung teilt die Richtlinie
in vier Phasen:

Phase 1: Strukturen und Kompetenzen aufbauen

Phase 2: Offentlichkeit strukturiert beteiligen

Phase 3: Genehmigungsverfahren unterstiitzen

Phase 4: Bauphase und Projekt begleiten

Der VDI geht jedoch iiber die rein technische Abwicklung hinaus. Die Richtli-
nie formuliert zehn Gebote fiir eine erfolgreiche Offentlichkeitsbeteiligung, deren
konsequente Anwendung ,,der Schliissel fiir Vertrauen zwischen den Akteuren®
(VDI 2013) ist. Aufgrund der Bedeutung dieser Grundsitze werden Sie hier un-
gekiirzt veroffentlicht.

1. Friihzeitigkeit
Das Konzept der frithen Offentlichkeitsbeteiligung kann dann am erfolg-
reichsten greifen, wenn die Aktivitdten deutlich vor den gesetzlich geregelten
Planungs- und Genehmigungsverfahren angesetzt werden. Hier bestehen die
grofiten Handlungsspielrdume, die Organisationen nutzen sollten.

2. Transparenz
Zielsetzung, Interessen, die Auswahl von Methoden, Mallnahmen und Akteu-
ren, verschiedene Phasen des Projektes sowie die Prozesse der Offentlich-
keitsbeteiligung sind nachvollziehbar und verstdndlich zu begriinden und
leicht zuginglich zu dokumentieren. Interessierte sollten darauf aufmerksam
gemacht werden, wie ihre Fragen und Anliegen behandelt wurden. Falls erfor-
derlich, ist die Vertraulichkeit von Informationen zu beachten.

3. Klarheit
Wichtig ist eine klare, gut verstindliche Sprache, die auf die spezifi-
schen Anforderungen der Zielgruppen eingeht. Robustes Wissen und noch
bestehende Wissensliicken bzw. Unsicherheiten sollten klar voneinander
abgegrenzt werden. Klarheit bezieht sich auch auf den organisatorischen Rah-
men, die Zustidndigkeiten, Aufgabenteilung und die Spielregeln wihrend des
Prozesses, auf die Fragestellung, die erwartbaren Ziele und Ergebnisse sowie
die Grenzen des Prozesses.

4. Glaubwiirdigkeit
Zentrale Elemente sind die Authentizitit und die Aufrichtigkeit der handeln-
den Akteure. Auch hier ist die Begriindung von Interessen oder Erwartungen
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der Schliissel fiir einen dauerhaften Erfolg. Bereitgestellte Informationen
miissen wahr, genau und substanziell sein und diirfen nicht in die Irre fithren.
Informationen und Daten miissen mithilfe von anerkannten und reproduzier-
baren Methoden und Kennzahlen erarbeitet werden.

Handlungsspielrdume

Friihe Offentlichkeitsbeteiligung baut auf dem Willen und der Bereitschaft
auf, gemeinsam etwas gestalten zu wollen, entsprechende Handlungsspiel-
rdume zu schaffen, nach gemeinsam tragbaren Alternativen zu suchen und
diese spdter auch umzusetzen. Diese Handlungsspielrdume und ggf. ihre
Grenzen sind im Vorfeld von Verfahren der frithen Offentlichkeitsbeteiligung
in der Organisation auszuloten und im Prozess kontinuierlich zu iiberpriifen,
um angemessen auf Entwicklungen reagieren zu koénnen. Wichtig ist auch,
dass die Organisationen so vertreten werden, dass aufgrund der bestehenden
Handlungsspielraume Entscheidungen getroffen werden kdnnen.

. Offenheit

Um Anregungen aus dem Prozess der frithen Offentlichkeitsbeteiligung auf-
nehmen zu konnen, braucht es eine grundlegende Flexibilitdt und Toleranz
der handelnden Personen gegeniiber anderen Vorschldgen, Werthaltungen und
AuBerungsformen und eine prinzipielle Bereitschaft zur Reflexion und zur
Anpassung der eigenen Strategien und Mallnahmen. Dialoge brauchen eine
Offenheit des Ergebnisses im Rahmen der im Idealfall gemeinsam festgeleg-
ten Zielsetzung.

Angemessenheit

Anliegen oder Vorschlidge sind vor dem Hintergrund des gesetzlichen Rah-
mens, von Selbstverpflichtungen, von zu beriicksichtigenden Interessen, Res-
sourcen und zu erwartenden Chancen und Risiken sorgfaltig zu priifen. Die
Methoden und Ergebnisse dieser Priifung sind selbst zum Gegenstand des
Dialogs zu machen. Ebenso steht die Angemessenheit von Kommunikations-
mustern und Verhaltensweisen auf dem Priifstand.

. Respekt

Eine grundlegende Wertschitzung gegeniiber anders Denkenden, deren Wer-
ten und Kommunikationsmustern ist eine wichtige Basis fiir alle Beteili-
gungsverfahren. Dies gilt insbesondere im Konfliktfall. Respekt schliefit die
prinzipielle Anerkennung des Anderen ohne Absichten zur Instrumentalisie-
rung mit ein.

. Kontinuitit

Frithe Offentlichkeitsbeteiligung baut immer auf einer Geschichte von Ereig-
nissen auf, auf Beziechungen und Erfahrungen mit Akteuren und Prozessen.
Um die Komplexitét dieser Entscheidungsgrundlagen zu reduzieren, emp-
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fiehlt sich eine moglichst hohe Kontinuitdt von Personen. Kontinuitét schliefit
dann die Verldsslichkeit der Akteure mit ein, die hier gelisteten Grundsitze
anzuwenden, fortlaufend an der Verbesserung der Prozesse mitzuwirken und
Verhaltensweisen im Sinne der Grundsétze anzupassen.
10. Personliche Verantwortung

Akteure konnen nur dann als authentisch wahrgenommen werden, wenn sie
personlich Verantwortung fiir die MaBnahmen der friilhen Offentlichkeits-
beteiligung {ibernehmen. Jedes Projekt braucht deshalb einen Kopf, der als
Reprisentant des Vorhabens dient und der Offentlichkeit als Ansprechpartner
zur Verfiigung steht. Die Person sollte iiber ausreichende Senioritdt verfligen,
um Entscheidungen zu treffen bzw. durchzusetzen und Verlésslichkeit bewei-
sen, indem er oder sie dem Projekt iiber einen langen Zeitraum vorsteht.

Die VDI-Richtlinie macht deutlich: Frithe Offentlichkeitsbeteiligung ist in der Pro-
jektentwicklung weder ein Appendix noch eine PR-MafBinahme, sondern ein ernst-
hafter Dialog auf Augenhohe. Hierzu bedarf es seitens des Unternehmens einer
Prozessstruktur mit einem definierten Mandat und einem konkreten Erwartungs-
management. Mithin funktionieren Beteiligungsverfahren nicht als sich selbst
organisierende Prozesse. Denn bei der Planung und Umsetzung von Infrastruk-
turprojekten ist hiufig ein Beteiligungsparadox zu erkennen: Zu Beginn der Pla-
nungsphase ist das Interesse in der breiten Offentlichkeit sehr gering, gleichwohl
sich hier noch die besten Mitgestaltungsmdoglichkeiten boten. Schreitet jedoch die
Planung voran, so dass das Vorhaben in seinen Dimensionen und Auswirkungen
fasslicher wird, wachsen auch Interesse und Mitwirkungswille der Menschen. Nur
ist dann der Gestaltungsspielraum bereits geschrumpft.

Ist das Projekt frithzeitig und umfassend kommuniziert, mag immer noch man-
cher fragen: Und nun? Als Antwort hierauf mdchte ich zusammenfassend Alfred
Herrhausen zitieren: ,,Wir miissen das, was wir denken, sagen. Wir miissen das,
was wir sagen, tun. Wir miissen das, was wir tun, dann auch sein“ (Alfred Herr-
hausen Gesellschaft o. J.).
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Biirger wollen nicht Projekte
verhindern, sondern konstruktiv
daran mitwirken

Gesprach mit Ursula Theiler

Frau Dr. Theiler, Sie sind Sprecherin der Biirgerinitiative ,,pro Kanallandschaft
Kleinmachnower Schleuse”. Was sagen Sie dazu, dass das Thema Biirgerbetei-
ligung und Akzeptanz plétzlich so viele bewegt? Erleben wir gerade eine neue
gesellschaftliche Mode?

Dr. Ursula Theiler: Nein, eine Modeerscheinung ist das nicht. Dahinter steht ein
deutlich gewachsenes Bewusstsein der Biirger. Sie wollen dariiber mitentscheiden,
wie ihr Umfeld gestaltet wird. Das betrifft zundchst einmal alle Bereiche und alle
Schichten der Gesellschaft. Wenn wir Akzeptanzdebatten jetzt vor allem im Infra-
strukturbereich erleben, liegt das daran, dass sich die Menschen gerade hier oft
vor vollendete Tatsachen gestellt sehen. Viele Projekte sind vorentschieden, be-
vor {iberhaupt eine Biirgerbeteiligung einsetzt. In dem Malle, wie sich das immer
weiter fortsetzt und die Betroffenen sich zunehmend weniger gehort fiihlen sich,
artikuliert sich Biirgerwille dann eben auch auflerhalb der vorgegebenen Wege.
Dabei wollen die Biirger ja nicht generell ein Projekt verhindern — sie wollen aus
personlicher Betroffenheit konstruktiv daran mitgestalten, um die fiir sie zu er-
wartenden Nachteile zu minimieren. Viele Debatten lielen sich entschérfen, wenn
die Menschen von vornherein in bestimmte Vorhaben von 6ffentlicher Tragweite
einbezogen wiren.

U. Theiler (0<)
Kleinmachnow, Deutschland
E-Mail: theiler@schleusenprotest.de
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Was schlagen Sie aus Sicht der Biirgerschaft vor?

Wir brauchen mehr Klarheit und Transparenz {liber die Auswirkungen geplanter
Infrastrukturprojekte fiir die Biirger von Anfang an, mehr Offenheit fiir eine enga-
gierte Biirgerbeteiligung, sowie eine ehrliche Einsicht bei den Verantwortlichen,
dass dieses Einbinden friiher als bisher einsetzen muss. Doch nicht selten hat eine
Verwaltung Angst, dass ihr jetzt jemand in die Akten schaut. Oder eine Behor-
de, die jahrelang intern geplant und vorbereitet hat, will ihr Projekt einfach nicht
mehr gefdhrden, indem sie es 6ffentlich zur Debatte stellt. Allenfalls ist man bereit,
noch marginale Anpassungen vorzunchmen. So erleben wir dann nicht selten ein
rein taktisch motiviertes Abfragen der Biirgermeinung. Das sind klare Alibiver-
anstaltungen! Oder man bekommt als Biirgerinitiative vier Wochen Zeit, mehrere
Dutzend Aktenordner einzusehen, an denen Fachleute zuvor jahrelang gearbeitet
haben. Damit schafft man jedoch keine Akzeptanz. Die Verwaltung wie auch alle
anderen Vorhabentriger miissen sich selbst als Pflicht auferlegen, alle Planungs-
informationen friithzeitig offenzulegen und die Biirger von Anfang an in die ver-
schiedenen Planungsstufen einzubeziechen. Im Grunde benétigen wir die Institu-
tionalisierung eines aktiven Informationsmanagements, das die Vorhabentrager
verpflichtet, auf Einwinde Betroffener einzugehen.

Sie fordern also einen Verzicht auf taktisch motiviertes Abfragen von Biirgermei-
nungen oder Alibiaktivititen. Wie soll ein faires Verfahren, ein Verfahren wie Sie
sagen ,, auf Augenhohe“ aussehen?

Hierzu muss zundchst in der Politik ein Wertewandel einsetzen und ein neues Rol-
lenbild entstehen, weg vom Berufspolitiker zurlick zum Volksvertreter, um fort-
schreitender Politikverdrossenheit und dem Glaubwiirdigkeitsverlust staatlicher
Entscheidungen entgegenzuwirken.

Politiker miissen als Handlungsbeauftragte der Biirger wiedererkennbar sein.
Leider herrscht vielerorts der Eindruck vor, dass Politiker nicht vorrangig dem
Willen der Biirger dienen und Biirgerinteressen umsetzen, sondern dass Infrastruk-
turprojekte zuerst den wirtschaftlichen Interessen einiger weniger dienen. Und wo
erst einmal dieses Empfinden entsteht, sind Konflikte programmiert. Treten diese
Kontroversen dann auf, lassen sie sich durch die Behorden im Nachhinein auch
nicht mehr 16sen. Biirgerbeteiligung muss also tatséchlich gewollt sein und in-
sofern, wie gesagt, institutionalisiert werden. Noch liegt es zumeist im Ermessen
einer Verwaltung, ob sie Betroffene an dem Verfahren beteiligt. Das Misstrauen
der Biirger gegeniiber den Planungstrdgern ldsst sich so nicht ausrdumen, schon
gar nicht Akzeptanz gewinnen.
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Was schlagen Sie diesbeziiglich vor?

Um frithzeitig Akzeptanz herstellen zu konnen, halte ich eine grundsitzlich ver-
besserte Biirgerbeteiligung fiir unverzichtbar. Biirgerbeteiligung darf nicht ldnger
nur Ermessenssache der Vorhabentrager sein, sondern muss von Anfang an in den
Verfahren verankert werden. Das heif3t, Verwaltung und Politik miissen bereit sein,
Macht an die Biirger abzugeben. Noch fehlen verbindliche Regeln fiir diese Teil-
habe an Entscheidungen zu Projekten im 6ffentlichen Raum. Hierzu gehdren eine
frithestmdgliche Einbindung der Betroffenen in die Planung sowie eine ergebnis-
offene Diskussion, sowie eine Einbeziehung der Biirger wihrend der gesamten
Projektlaufzeit. Am Projektanfang muss eine umfassende Priifung aller denkbaren
Varianten stehen — auf Basis objektiver Kriterien und umfassender Begriindungen.
Selbst eine Nullvariante, also die Nichtumsetzung eines Vorhabens, darf nicht von
vornherein ausscheiden. Auf gar keinen Fall darf ein Plan bereits unumstdBlich
feststehen, wenn man die Biirger erstmals einbezicht.

Und wenn ein Vorhabentrdger hierbei ,,mauert”, etwa wichtige Details unter-
schldgt oder seinen Informationspflichten nicht ausreichend nachkommt?

Um mehr Akzeptanz zu erlangen, sollten iiber das gesamte Verfahren Kontrollme-
chanismen installiert werden. Dariiber muss dann eine unabhéingige Stelle wachen.
Und es hat dann auch wehzutun, wenn sich zeigt, dass wichtige Informationen
zuriickgehalten wurden — etwa iiber Sanktionen oder Eskalationsprozeduren. Sind
die verschwiegenen Fakten von erheblicher Relevanz fiir das Projekt, muss man es
auch stoppen oder entsprechend dndern konnen. Hier spielt auch die Notwendig-
keit hinein, dass sich der Vorhabentrdger nicht hinter Fachausdriicken versteckt,
sondern die Biirger in verstidndlicher Weise liber das Projekt informiert. Oft werden
die Mitglieder von Biirgerinitiativen, da sie meist fachfremd sind, von Verwal-
tungswegen, amtlichen Vorschriften und Fachbegriffen geradezu erschlagen.

Nun sind grofie Infrastrukturvorhaben meist auch anspruchsvolle ingenieurtech-
nische Planwerke. Da ldsst sich nicht immer alles ins Alltagsdeutsch iibersetzen.

Was aber deren Auswirkungen betrifft, sollte es schon mdglich sein. Sinnvoll wé-
ren daneben auch Ombudsleute oder Berater, an die sich Biirger mit ihren Fragen
wenden kdnnen bzw. die deren Interessen in einzelnen Projekten vertreten. Das lie-
e sich auf verschiedene Weisen realisieren, zum Beispiel wire die Einbeziehung
der Verbraucherzentralen als allgemein bekannte Anlaufstelle denkbar. Aulerdem
konnen sich Biirger auch in erstaunlich schneller Zeit Fachwissen aneignen. Ich
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musste mich auch sehr fix und griindlich z. B. mit Wasserstraf3enklassifikationen
oder europiischen Richtlinien fiir die Binnenschifffahrt auseinandersetzen. Wich-
tig ist, dass eine Symmetrie zwischen Biirgern und Vorhabentrigern hergestellt
wird und ein Dialog auf Augenhdhe moglich ist. Jene, die von einem geplanten
Projekt betroffen sind, sollten grundsétzlich in die Lage versetzt werden, rechtzei-
tig und umfassend dazu Stellung nehmen und sich einzubringen zu kénnen.

Und dazu brauchen sie eine angemessene Zeit, um sich iiber das Projekt zu infor-
mieren und eine Meinung zu bilden?

Ja. Die jetzigen Reaktionszeiten fiir Information und Einsichtnahme sind viel zu
kurz und kommen vor allem wesentlich zu spit. Zu dem Zeitpunkt, wenn Biirger
informiert werden, haben auf der Seite der Behorden Fachleute oft jahrelang den
dem Projekt gearbeitet. Auf Seiten der Biirger engagieren sich dagegen meist fach-
fremde Menschen in ihrer Freizeit, die sich erst einarbeiten miissen — neben Beruf
und familidren Verpflichtungen. Aulerdem muss Betroffenheit erst entstehen; das
AusmaB der Betroffenheit durch ein Infrastrukturprojekt ist fiir die Biirger oft zu-
nédchst nicht abschétzbar und wird durch den Vorhabentrager auch eher herunter-
gespielt. Und danach braucht es einige Zeit, bis sich entsprechende Strukturen ge-
bildet haben, innerhalb derer die Biirger ihre Interessen vertreten.

In den derzeitigen Verfahren halte ich zudem die jetzige Préklusionsregelung
fiir fraglich. Diese sollte aufgehoben werden, also das Verfallen bestimmter Ein-
spruchsfristen. Von den Betroffenen sollte nicht mehr verlangt werden als von den
Vorhabentrdgern: Diese diirfen spéter nachbessern, die Biirger nicht. Auch ein Be-
troffener muss zu einem spéteren Zeitpunkt noch Einwdnde vorbringen kdnnen,
wenn weitere relevante Informationen bekannt werden. Auch konnten Ausgleichs-
mafnahmen und Entschiddigungen einen wesentlichen Beitrag leisten, um mehr
Akzeptanz fiir ein Projekt zu erreichen.

Wie meinen Sie das? Ldisst sich Akzeptanz auch aushandeln, quasi kaufen?

Ich meine, dass man Nachteile leichter akzeptiert, wenn dafiir kompensierende
MafBnahmen umgesetzt werden, die der Bevolkerung an anderer Stelle einen Zu-
satznutzen liefern. Durch Infrastrukturprojekte erleidet eine Region u. U. einen
erheblichen Standortnachteil, beispielsweise durch neue Stromtrassen oder neue
Flugrouten. Die Biirger haben diesen Nachteil nicht gewollt, miissen ihn aber in
Kauf nehmen und erleiden dadurch evtl. erhebliche Einschriankungen oder Ein-
buBen, z. B. Lairmbelastungen oder auch finanzielle Nachteile (bspw. Verluste der
Grundstiicks- und Immobilienwerte). Versucht man, diese Nachteile durch neue
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Standortvorteile aufzuwiegen, kann u. U. Akzeptanz fiir das Projekt erhdht wer-
den. Beispielsweise konnte die Akzeptanz fiir ein umstrittenes StraBenprojekt er-
hoht werden, wenn gleichzeitig ein lange gewiinschter Radweg gebaut wird. Es
ist im Grunde nichts anderes als bei Vorhaben in der Natur: Rodet oder versiegelt
ein Investor ein Stiick Landschaft, ist er gesetzlich verpflichtet, Ausgleichsmaf-
nahmen dafiir zu leisten.

All das wird Zeit kosten, aber auch Geld und personelle Ressourcen. Bewusst zwei-
deutig gefragt: Rechnet es sich am Ende auch fiir den Projekttriger?

Eine hohere Akzeptanz von Planungsvorhaben kann zu einer schnelleren Umset-
zung von Projekten und zu geringeren Kosten fiihren, da sich die Vorhaben ohne
oder mit weniger Widerstédnden vor Ort schneller und mit mehr Planungssicherheit
umsetzen lassen und sich der kalkulierte Nutzen dadurch schneller realisieren lasst.
Zeitige Biirgerbeteiligung hilft auch, Alternativen auszuloten, etwa Trassenfiihrun-
gen, mit denen alle leben konnen und auf die die Planer nur nicht kamen, da ihnen
die Vor-Ort-Kenntnis fehlt und damit das Empfinden fiir Betroffenheiten. Nicht
zuletzt konnen durch Akzeptanz der Projekte teure Gerichtsverfahren vermieden
werden, die oft gerade gegen Ende der Verfahren weitere zeitliche Verzogerungen
und Umsetzungsunsicherheiten mit sich bringen. Insofern kann durch héhere Ak-
zeptanz Geld gespart und ein Projekt schneller und erfolgreicher umgesetzt wer-
den.

Es ist also nicht nur eine Frage des guten Tons, wenn eine Behorde sehr frith
und sehr offen die Biirger in Verfahren und Planungen einbezieht. Also: Biirger
frithzeitig einbinden, mdgliche Betroffenheiten ermitteln und dann gemeinsam
nach Losungen suchen, statt sich schon vorher auf eine bestimmte Variante fest-
zulegen, die dann womdglich kippt und damit deutlich héhere Kosten verursacht.

Was die Ombudsstellen betrifft, sollten sie von vornherein in die Gesamtkosten
eines Projekts einflieen. Das wiére durchaus denkbar und wird in anderen Berei-
chen dhnlich gehandhabt. Beispielsweise tragt im privaten Bereich bei einer Schei-
dung ja auch der Hauptverdiener meist die Anwaltshonorare beider Seiten.

Zudem meine ich, dass allein der Vorhabentrédger fiir den Erfolg des Projektes
verantwortlich sein muss, was zwingend auch einschlieft, Akzeptanz hierfiir bei
der Bevolkerung herzustellen sowie Projektkosten und Umsetzungszeit iberschau-
bar zu halten. Das liefert auch der Verwaltung Anreize, das Projekt im Miteinander
mit den Biirgern mdglichst schnell und effizient umzusetzen. Hierzu zéhle ich dann
auch eine vereinfachte Anfechtbarkeit von Projekten, falls neue relevante Infor-
mationen bekannt werden oder sich die Rahmenbedingungen gravierend dndern —
etwa bei sehr langem Planungsvorlauf. Dabei meine ich, sollten Projektlaufzeiten
generell verkiirzt werden.
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Die Verwaltung ist ,, Hiiterin dieser Verfahren®. Sind aber die Behdérden, die im
Zuge allgegenwiirtigen Okonomisierens zunehmend als Kostenfaktor gesehen und
,,zusammengespart “ werden, iiberhaupt noch in der Lage, diese Aufgaben rundum
wahrzunehmen?

Eine effiziente Umsetzung von Planungsprojekten wird gegen den Biirgerwillen
zunehmend schwieriger werden. Akzeptanz bei den betroffenen Biirgern herzu-
stellen, wird ein wesentlicher Erfolgsfaktor fiir Infrastrukturprojekte werden.

Bei knappen Haushaltskassen muss eine strikte Priorisierung der Projekte nach
ihrem Bedarf und ihrem geplanten Nutzen erfolgen. Fiir hoch priorisierte Projekte
miissen ausreichende Ressourcen dann auch in der Verwaltung vorhanden sein.
Knappe Kassen konnen kein Argument fiir den Verzicht auf eine effiziente Biirger-
beteiligung sein, zumal diese zu Effizienzsteigerungen und Kosteneinsparungen
beitragen kann.

Unser Land kann und sollte sich in Zukunft nur solche Projekte leisten, die
sich im gesellschaftlichen Konsens gestalten lassen. Ich bin sicher, mit der not-
wendigen Bereitschaft, aufeinander zuzugehen und dem Ausnutzen vorhandener
Kreativitdt und Entscheidungsspielrdume auf allen Seiten lassen sich Wege finden,
um wirtschaftlichen Fortschritt und Wachstum einerseits und berechtigte Biirger-
interessen andererseits miteinander zu vereinbaren.

Ein Wort zu Ihrer Biirgerinitiative. Sie haben ja unlingst erreicht, dass eine 190 m
lange Schleuse in Kleinmachnow nicht gebaut wird. Haben Sie den Eindruck, dass
sich nach solchen Erfolgen auch andere Biirger leichter in Akzeptanzdebatten ein-
mischen — eben weil sie nun wissen, dass kritisches Einflussnehmen nicht chancen-
los ist?

Zunidchst mochte ich anmerken, dass neben dem Einsatz unserer Biirgerinitiative
viele verschiedene Faktoren und Mitstreiter zum Erfolg des Widerstands gegen
den GroBausbau der Kleinmachnower Schleuse gefiihrt haben. — Threr Aussage
wiirde ich nur bedingt zustimmen. Sicher ermutigt es manchen, sich einzubrin-
gen, wenn es positive Beispiele gibt und man merkt: Biirgerengagement lohnt sich.
Aber letztlich spielen viele spezifische Dinge eine Rolle. Es geht stets um eine
konkrete Sache und darum, inwiefern jemand selbst hiervon betroffen ist. Man
macht es nicht, weil es schick ist, Protest zu veranstalten. Denn die Arbeit in einer
Biirgerinitiative kostet immens viel Energie, Nerven und Kraft, oft mit dem Ein-
druck, einen aussichtslosen Kampf zu fiihren. Oft gerit das zu einem zweiten Job,
den man am Feierabend oder am Wochenende macht — zu Lasten der Familie und
der eigenen Erholung. Wer sich das auflddt, wer Demos organisiert, Pressemeldun-



Burger wollen nicht Projekte verhindern, sondern konstruktiv daran mitwirken 371

gen schreibt, Internetseiten betreut, Flyer entwirft, verteilt, Plakate klebt und sich
auch bei minus 10 Grad die Beine am Infostand in den Bauch steht oder von Tiir
zu Tir zieht, um Unterschriften zu sammeln, der muss schon einen sehr starken
Anreiz hierflir haben, dazu ein zédhes Durchhaltevermdgen und eine hohe Frustra-
tionsgrenze. Und dies riihrt einzig aus der eigenen Betroffenheit.

Ist die eigene Betroffenheit nicht auch bei Themen gegeben, die sich nicht direkt
vor der eigenen Haustiir abspielen? Ist biirgerschaftliches Engagement nicht ge-
rade bei wirtschafispolitischen Grundsatzfragen gefragt, die dann ja die vielen
Einzelprojekte erst nach sich ziehen?

Biirgerschaftliches Engagement entsteht aus personlicher Betroffenheit. Werden
die Bedenken der von einem konkreten Projekt Betroffenen in den Planungsver-
fahren nicht angemessen beriicksichtigt, manifestiert sich der Biirgerwille aul3er-
halb der Verfahrenswege. Insofern ist biirgerschaftliches Engagement immer sehr
individuell und einzelfallbezogen. Abzugrenzen hiervon ist ein grundsétzliches
politisches Interesse und Engagement in unserem politischen Parteiensystem, wo-
bei das eine das andere nicht zwingend nach sich zieht.

Dies fiihrt dazu, dass man den ,, Aufhéiinger* eins Einzelprojekts nutzt, um grund-
sdtzliche Fragen zu kldren. Dafiir eignet sich oft das Projekt nicht, auch die Ver-
fahren sind dafiir nicht ausgelegt und die erhofften Entscheidungen liegen aufSer-
halb der Kompetenz der Projektverantwortlichen!

Die aus umstrittenen Infrastrukturprojekten jiingst gewonnenen Erkenntnisse und
Erfahrungen sollten zeitnah genutzt werden, um Biirgerinteressen besser gesetzlich
zu verankern und tberfallige Reformen unseres Planungsrechts umzusetzen. Das
offentliche Interesse an diesen Fragestellungen ist vorhanden.

Wie kann konnen diese Grundsatzfragen mehr in den Blickpunkt der Biirgerinnen
und Biirger geriickt werden?

Eine breite 6ffentliche Diskussion zu einzelnen Grundsatzfragen anzustoB3en und
mit Biirgerinnen und Biirgern dazu in Dialog zu treten, ist Aufgabe unserer politi-
schen Entscheidungstriager. Dabei miissen ein echtes Interesse und die Bereitschaft
zu Verdnderungen erkennbar sein.
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Lehren aus einer Akzeptanzverweigerung in
Minchen und im Bayerischen Oberland

Gernot Brauer

Die Fakten

Im Herbst 2013 nahmen die bayerische Landeshauptstadt Miinchen, die Markge-
meinde Garmisch-Partenkirchen und die beiden Landkreise Traunstein mit dem
Wintersportort Ruhpolding und Berchtesgadener Land mit regelméafBigen Rodel-
und Bob-Wettbewerben am Konigssee einen neuerlichen Anlauf fiir die Austra-
gung Olympischer Winterspiele in Oberbayern. Vorausgegangen war 2011 eine
beim IOC erfolgreich abgelieferte, dann aber drastisch durchgefallene Bewerbung
fiir 2018. Klug geworden aus langen, zdhen Debatten wihrend der ersten Bewer-
bungsphase besonders in Garmisch-Partenkirchen und gewarnt durch Gegenwind
auch aus Miinchen beschlossen die Organisatoren, am 10. November 2013 1,3 Mio.
Biirger aller vier Gebietskorperschaften tiber die Bewerbung fiir 2022 entscheiden
zu lassen. Beflirworter und Gegner fiihrten einen intensiven Wahlkampf. Fiir die
Spiele in Miinchen und im Oberland warb ein Biindnis aus Sport, Politik und Wirt-
schaft, darunter die Miinchener Verkehrsbetriebe, der FC Bayern, Sky Deutsch-
land und sogar die Innungen der Metzger und Friseure. Zu den Gegnern gehorten
die Partei Biindnis 90/Die Griinen, der Bund Umwelt und Naturschutz (BUND),
die Naturfreunde, der Deutsche Alpenverein und die globalisierungskritische NGO
attac. Organisiert waren beide Seiten in Vereinen: OlympiJa und NOlympia (vgl.
0. V. 2013a).
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Biirgerentscheide, zu denen die vier Gebietskorperschaften wegen der Bewer-
bung fiir 2022 aufriefen, gehdren speziell in Bayern inzwischen zum gewohnten
politischen Bild. In der Regel fullen sie auf Biirgerbegehren. Die 6ffentliche Hand
hat, wenn sie Abstimmungsunterlagen verschickt, den zur Entscheidung aufgeru-
fenen Biirgern die wesentlichen Argumente des Biirgerbegehrens mitzuteilen und
stellt diesen Aussagen ebenso regelméfig gegenteilige Aussagen der Regierung
oder der Kommune gegeniiber, so dass die abstimmenden Biirger Pro und Contra
aufbereitet dargestellt bekommen.

Anders verhilt es sich jedoch bei einem Ratsbegehren. Setzt ein Stadt- oder Ge-
meinderat ein solches an, dann iiberlésst er eine Entscheidung, die er sonst selbst
trifft, den Biirgern. So wie die kommunale Verwaltung ihrem Stadt-, Kreis- oder
Gemeindeparlament zu Ratsentscheidungen normalerweise eine Beschlussemp-
fehlung liefert und die Zustimmung beantragt, wihrend sie keineswegs zugleich
auch eine kontrire Ablehnungsempfehlung gibt, so wird auch bei einem Ratsbe-
gehren eine Beschlussempfehlung der Stadt oder der Gemeinde verdffentlicht, in
dem die Biirger die nach Ansicht des Rats nétigen Hintergrundinformationen er-
halten. Entsprechend hatte der Miinchner Stadtrat den Biirgern der bayerischen
Landeshauptstadt erldutert, warum er ihnen zur Olympiabewerbung 2022 ein Ja
empfahl.

Die Gegner kritisierten dies angesichts fritherer Biirgerentscheide auf der Basis
von Biirgerbegehren mit dazu ndtigen Pro- und Contra-Informationen als einseitig
und schiirten damit in der zur Entscheidung aufgerufenen Bevolkerung Skepsis.
Die rechtlich zwar einwandfreie, aber eben einseitige Begleitinformation der Stadt
zum Ratsbegehren wurde von den Gegnern als politisch verfehlt auf die Horner
genommen. Das war prompt zu hdren und im Web auch zu lesen: ,,Der Gipfel stiad-
tischer Indoktrination war die aufdringliche Beilage eines Olympia-Bewerbungs-
Prospekts zu den Wahlbenachrichtigungen nebst ausfiihrlicher Darstellung des
Stadtratsbeschlusses von SPD und CSU. Zuviel kann eben auch genau das Gegen-
teil bewirken. Ubertdlpeln und zuscheiBen ldsst sich niemand gern. Die Finanz-
kréftigen haben es deutlich tibertrieben. Die Wirksamkeit von Werbung findet dort
ihre wohlverdiente Grenze, wo sie nur noch nervt. Denn etwas wurde vergessen:
Die Bayern sind zwar sehr von sich {iberzeugt und nicht gerade Weltmeister in Be-
scheidenheit, aber sie geniigen sich vollauf. Sie brauchen kein Olympia-Spektakel
zur Selbstdarstellung auBler der Wiesn® (Blaschka 2013).

Die Olympia-Gegner sahen dem Biirgerentscheid fiir oder gegen eine Miinchner
Bewerbung um die Winterspiele 2022 mit relativ groer Zuversicht entgegen: ,,Wir
sind natiirlich sehr optimistisch. Wir sind im Vergleich zum letzten Mal sehr ge-
wachsen®, betonte die griine Miinchner ,NOlympia‘-Sprecherin Katharina Schulze
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(0. V.2013). Ihre Partei Biindnis 90/Die Griinen hatte zuerst im Stadtverband Miin-
chen, dann im Landesverband und schlieBlich auch auf Bundesebene auf ihrem
Parteitag 2010 in Freiburg ein Votum gegen eine Olympiabewerbung beschlossen.
Zugleich war das NOlympia-Netzwerk schnell gewachsen — ,,und wird sich auch
nicht auflésen. Wir bleiben weiter dran, um fiir demokratische und transparentere
Strukturen im Sport zu kimpfen! (Schulze 2013).

Trotzdem war allgemein eine leichte Mehrheit der Bevolkerung fiir eine Bewer-
bung erwartet worden, hatten sich doch zahlreiche prominente Sportler 6ffentlich
fiir ein Ja ausgesprochen. In den Augen der Kritiker hatte sich das allerdings eher
kontraproduktiv ausgewirkt: ,,Die Beflirworter (Beckenbauer, Hoenel3, Uschi Glas
und all die vielen Jasager) hatten ihren gesamten Propaganda-Apparat aufgebo-
ten, ein Millionenbudget investiert, ganze Batterien von Plakatstdndern aufgestellt
(gegen mickrige 250 [Plakatstinder] der Gegner im gesamten Stadtgebiet), um die
Botschaft ins Volk zu himmern: Ja (zu den Knebelvertridgen des IOC)! An Haus-
fassaden prangten iiberdimensionierte Werbebanner, etwa am Marienplatz vor dem
Hugendubel [einer mehrstdckigen Buchhandlung direkt gegeniiber dem Rathaus],
wohl auch zur Selbst-Berauschung der Olympi-Ja-Fraktionen im Rathaus. Ein
bisschen arg viel ,Ja‘ fiir ziemlich viel Schmarrn (Blaschka 2013).

Wer die Werbebanner hinterfragte, kam zu einem relativ erniichternden Urteil:
,Die Faktenlage fiir den Biirgerentscheid ist diinn, die Vertrdge' werden nicht of-
fengelegt, wichtige demokratische Regeln? — wie eine objektive® Information der
Bevolkerung — wurden bereits gebrochen: mit den Wahlunterlagen wurde nur die
Pro-Information verschickt. Uber was soll die Bevolkerung eigentlich abstimmen?
Uber die ,Katze im Sack** (Hamberger et al. 2013).

Am 10. November 2013 entschieden die Biirger der Landeshauptstadt eben-
so wie die in Garmisch-Partenkirchen und in den beiden Landkreisen Traunstein
und Berchtesgadener Land. In allen vier Stimmbezirken sagten sie zur Bewerbung
um die Olympischen Winterspiele 2022 mehrheitlich Nein. Zwar war die Wahl-
beteiligung in Miinchen mit 29 % niedrig; in Traunstein lag sie aber bei 40 und
in Garmisch-Partenkirchen sogar bei 55 %. Uberall siegten die Bewerbungs-Geg-
ner: in Miinchen mit 52,1 %, in Garmisch-Partenkirchen mit 51,6 %, im Landkreis

! Gemeint waren die Vertriige, die die Stadt und das IOC zu schlieBen hitten, in erster Linie
der sogenannte Host City Vertrag, in dem die Stadt, die die Spiele ausrichten will , zahlreiche
Verpflichtungen eingehen muss.

2 Das Wort Regeln ist hier zulissig, auch wenn keine demokratische Vorschrift verletzt wor-
den ist.

3 Gemeint ist eine Pro- und Contra-Information. Dass die Darstellung der Befiirworter aus
deren Sicht nicht objektiv gewesen sei, kann nicht unterstellt werden.
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Berchtesgaden mit 54 % und im Landkreis Traunstein sogar mit 59,7 % — ,,eine
Klatsche, wie ich sie im Leben nie erwartet hitte, ein 0:4-Debakel” (Skisprung-
Olympiasieger Sven Hannawald zit. nach o. V. 2013, S. 1). Miinchens Oberbiirger-
meister Christian Ude, der sich wie schon bei der Bewerbung fiir 2018 vehement
fiir die Spiele in Miinchen und im bayerischen Oberland eingesetzt hatte, riumte
eine ,.klare Niederlage* (ebd.) ein, und das nicht nur fiir 2022, sondern auf unab-
sehbare Zeit.

Die Griinde

Auch wenn Gegner der Bewerbung ein solches Ergebnis erhofft und erwartet hat-
ten: Die Ausrichter des Biirgerentscheids hatten damit nicht gerechnet und suchten,
als sich das Resultat abzeichnete, erst einmal nach Griinden. Fiir den Miinchner
Oberbiirgermeister Christian Ude war die Entscheidung das Ergebnis einer, wie
er sagte, ,,zunehmend kritischen Einstellung von Bevolkerungsteilen gegen Sport-
Grofereignisse” (ebd.). Der bayerische Ministerprasident Horst Seehofer zeigte
sich liberzeugt, ,,dass der Spitzensport vor allem durch Kommerz bestimmt* (ebd.)
werde. Bedauern klang da nicht mit. Nur der Chef des Deutschen Olympischen
Sportbundes Michael Vesper sprach von einer ,,vertane[n] Chance* und nannte das
Resultat ,,sehr bitter fiir den deutschen Sport™ (ebd.). Dabei hatte Veser noch we-
nige Wochen vor dem Biirgervotum ,.transparente Spiele* (Effern 2013, S. 3) ver-
sprochen. Dazu hatte er einen achtseitigen Ethik-Code vorgestellt; und gemeinsam
mit der Sportbeauftragten von Transparency International Sylvia Schenk hatte er
versprochen, ,,dass das [der Ethik-Code] nicht ein wunderbares Papier wird, das in
den Schubladen vergammelt* (Effern 2013).

Das wird es nun doch, wenn auch aus unterschiedlichsten Griinden: weil die
Gegner ,,Umweltzerstorungen fiirchten, weil sie das IOC fiir eine zwielichtige Or-
ganisation halten, weil sie den Sinn der GroBveranstaltung generell bezweifeln
(Hutter und Staudinger 2013, S. 42). Die griilne NOlympia-Sprecherin Katharina
Schulze sah sich in dieser Absage vollauf bestitigt: ,,Wir waren so stark, weil wir
ein breites Biindnis aus unterschiedlichen Organisationen waren, die unterschied-
liche Zielgruppen erreicht haben” (ebd.). Die Ursachenanalyse der NOlympia-
Fraktion war klar: ,,Der Hauptverantwortliche fiir die Niederlage sitzt im fernen
Lausanne. Das Gebaren des IOC, die Knebelvertrige, so sagte NOlympia-Sprecher
Christian Hierneis, habe den Ausschlag gegeben® (ebd.). Der Miinchner Oberbiir-
germeister ,,bedauerte zutiefst™, dass die Miinchner Biirger ,,GroBereignisse neuer-
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dings mit Orten wie Katar* und Sotschi® identifizieren (ebd.), die im 6ffentlichen
Eindruck fiir MaBlosigkeit von Sportveranstaltungen stehen.

Dass die Entscheidung so ausfallen wiirde, hatte sich schon vor der Abstim-
mung angedeutet: ,,Zu undurchschaubar sind die Machenschaften des IOC auf der
einen und zu erkennbar ist die Saturiertheit der Biirger® auf der anderen Seite*
(Matzig 2013, S. 2). Zugleich wurde aber klar, ,,dass die Ablehnung der Olympi-
schen Spiele auch einen generellen Wandel kenntlich macht* (ebd.). Von ihm ist
nun zu sprechen.

Die Hintergriinde

David und Goliath

Die Bewerbungsgegner sprachen von einem ,,Kampf wie ,David gegen Goliath®,
den sie nach ihrer Uberzeugung durch ,,viel ehrenamtliches Engagement, eine
Sensibilisierung fiir die Probleme und die besseren Argumente gewonnen haben*
(Schulze 2013). Dieses ,,Dagegensein“ kommentierte der Journalist Gerd Matzig
(2013) am Tag nach der Abstimmung in der Siiddeutschen Zeitung, ,,ist in unserer
Zeit viel virulenter und dominanter als das Dafiirsein (S. 2).

»Wer hier David und wer Goliath ist“ (Matzig 2013), lie3 sich im Wahlkampf
um diese dritte Miinchner Olympiabewerbung nach 1972 und 2018 leicht fest-
stellen. ,,Goliath hat mit einer heftigen Maschinerie geworben, viel Geld in die
Hand genommen und mit der Brechstange fiir seine Ziele gekdmpft®, urteilte der
Berchtesgadener Griinen-Chef Bernhard Zimmer (zit. nach Miihlfenzl 2013, S. 4).
Goliath — also die Befiirworter der Bewerbung — liberschwemmte die Stadt Miin-
chen mit Wahlplakaten und hatte gegeniiber dem dortigen Rathaus wie schon kurz
erwihnt eine mehrere Stockwerke hohe GroBleinwand mit einem Zustimmungs-
Appell authidngen lassen. In den Miinchner S-Bahn-Ziigen hatte Goliath eine Pro-
Olympia-Durchsage verbreiten lassen: ,,Sehr geehrte Fahrgéste, wir bitten um Ihre
Aufmerksamkeit. Die S-Bahn Miinchen unterstiitzt die Bewerbung um die Olym-

4 In das Wiisten-Emirat Katar hat die FIFA die FuBballweltmeisterschaft 2022 vergeben.
Den Ausschlag hierfiir hat offenbar die Héhe der Summe gegeben, die Katar dafiir aufge-
bracht hat.

5 Den Olympischen Winterspielen 2014 im Schwarzmeer-Badeort Sotschi ging der Ruf vo-
raus, diese vom russischen Staatsprésidenten Putin gewollten und geforderten Spiele hétten
dort vollig unverhéltnismaBige Eingriffe in die Natur erzeugt und wiirden zugleich die teu-
ersten aller Olympischen Winterspiele.

¢ Auf diesen Gedanken gehen wir in Abschn. 3.6 niher ein.
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pischen Spiele 2022. Der hierfiir nétige Infrastrukturausbau sichert die Zukunft des
offentlichen Nahverkehrs in der Landeshauptstadt und 6kologische Winterspiele
2022. Wir bitten daher um Ihre Unterstiitzung beim Biirgerentscheid am 10. No-
vember* (zit. nach Pany 2013).” Aber das trieb Gegner nur auf Barrikaden: ,Nicht
einmal in der S-Bahn blieb man verschont von der Ja-Sagerei in gnadenlosen Laut-
sprecher-Durchsagen. Auf heftige Beschwerden hin musste dieser MVV-Monopol-
Missbrauch schlieB3lich eingestellt werden (Blaschka 2013).

David hingegen war personalisiert durch Ludwig Hartmann, einen Abgeordne-
ten der Griinen im bayerischen Landtag und Griinder des Netzwerkes NOlympia.
David konnte nur rund ein Zehntel der Ressourcen aufbringen, die die Befiirworter
eingesetzt hatten. Aber das focht die Kritiker der Bewerbung nicht an: ,,, Vielleicht
hilft uns die Materialschlacht der Gegenseite sogar®, sagte NOlympia-Sprecher
Hierneis. ,Die Menschen wollen mit Argumenten liberzeugt werden und nicht das
Gefiihl haben, Euphorie verordnet zu bekommen**“ (Kemnitzer 2013). Die Skepti-
ker und Kritiker der Bewerbung wehrten sich jedoch nicht nur gegen diese Strate-
gie einer Umarmung, sondern hatten auch gewichtige Contra-Argumente zu bieten.

Stadte- und Nationen-Geiselnahme

Wie ein roter Faden zog sich durch die Kritik an der geplanten Bewerbung ,,das
schon heute als mafios erscheinende IOC und seine elende Praxis der Stidte- und
Nationen-Geiselnahme* (Matzig 2013). Fiir die frilhere Obfrau im Bundestags-
Sportausschuss Viola von Cramon stand sehr bald fest: ,,Olympia wie es derzeit
aufgefiihrt werde, habe mit der urspriinglichen Idee des Sports nichts mehr zu
tun“ (zit. nach o. V. 2013), denn ,,Bedingungen wie vom Internationalen Olym-
pischen Komitee (I0C) diktiert machten eine Bewerbung "demokratietheoretisch
und steuerrechtlich unméglich" (zit. nach o. V. 2013). Fiir die NOlympia-Sprech-
erin Katharina Schulze war ,,der Grundgedanke der schonen olympischen Idee
schon lange verloren gegangen. Kommerz und Profit stehen im Vordergrund, der
Mensch und der Sport sind nur noch Nebensache. Das haben die Menschen er-
kannt“ (Schulze 2013).

Und in der Tat: In Leserzuschriften an die Siiddeutsche Zeitung hief es bei-
spielsweise: ,,Das IOC versucht in Umkehrung des Konnexitétsprinzips anzuschaf-

7 ,,Wer den Kommentaren dazu in der Bahn oder im BR-Ziindfunk [einer beliebten Sendung
des Bayerischen Rundfunks fiir junge Horer] zugehort hat, bzw. den Gegenstimmen, die sich
ja schon bei der ersten gescheiterten Winterspiel-Bewerbung Miinchens und Garmisch-Par-
tenkirchens vor zwei Jahren deutlich bemerkbar machten®, setzte Pany (2013) hinzu, ,,der
ahnte, warum die Pro-Olympia-Vertreter derart in die Tasten hauen mussten* (Pany 2013).
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fen und ausschlieBlich die Biirger zahlen zu lassen, selbst aber den Part des Kassie-
rens zu iibernehmen® (0. V. 2013). In anderen Leserzuschriften an die SZ war von
den ,,Geld-Macht-Menschen des IOC und anderer, die méchtig an solchen Spielen
verdienen® (0. V. 2013), die Rede und von einer ,,Blanko-Vollmacht fiir einen Ver-
trag, dessen Inhalt den Verantwortlichen aus Landratsamt, Gemeinde und Sport
schon bekannt ist, der aber mir als ,Unterzeichner® nicht mitgeteilt wird. Vor allem
haben wir erkannt® (0. V. 2013) schrieb ein anderer SZ-Leser aus dem bayerischen
Oberland, ,,flir wen dies eine Chance ist und wem nur die nachfolgenden Lasten
bleiben® (0. V. 2013).

Die Griinen-Politikerin Schulze gab darauf eine breit geteilte Antwort: Es
handele sich um ,,Knebelvertriage, bei denen die Risiken einseitig bei den Aus-
tragungsorten liegen” (Schulze 2013). In einer Veranstaltung der griinen Land-
tagsfraktion im holzvertifelten Wappensaal des Miinchner Hofbrduhauses unter
dem Titel ,,JOC kassiert — Miinchen zahlt’s* ging es kurz vor dem Biirgerentscheid
eineinhalb Stunden ,,nur um Zahlen, um das Geschéftsgebaren des IOC, um die
Knebelvertrage. eine deutliche Abfuhr an Gier und egozentrische IOC-Vertrage®
(Rosner 2013). Von einer ,,unbegrenzt wachsenden Gigantomanie durch das IOC*
(Hamberger et al. 2013) war da die Rede und von ,,explodierenden Kosten fiir
die Ausrichtung Olympischer Spiele” (Hamberger et al. 2013). Feststehende, nicht
verhandelbare Rahmenbedingungen ndhmen den Ausrichterorten jede Selbstbe-
stimmung. Deshalb gebe es, vor allem in demokratisch regierten Landern, immer
weniger Bewerber (vgl. Hamberger et al. 2013).% Das Votum der Biirger sei des-
halb ,.keine Entscheidung gegen den Sport, sondern eine krachende Niederlage fiir
das intransparente [OC* (Hamberger et al. 2013).

Nicht alle Zwiénge, die die Bewerbung erzeugt hitte, lieBen sich allerdings eins
zu eins dem IOC anlasten. Einige hatten zwar mit IOC-Vorgaben zu tun, fullten
aber auf hieraus abgeleiteten Entscheidungen von Gemeinden, etwa in der Ge-
meinde Inzell im Landkreis Traunstein. Dort stimmten bei einer Wahlbeteiligung
von mehr als 60 Prozent 68,68 Prozent aller Biirger, also mehr als zwei Drittel,
gegen die Bewerbung, vor allem weil das Bewerbungskonzept vorsah, Deutsch-
lands modernste, erst vor zwei Jahren fertiggestellte Eisschelllauthalle mit einem
FuBlboden auszulegen, damit dort Journalisten arbeiten kdnnten, wihrend der
olympische Eisschnelllauf in einer eigens zu errichtenden tempordren Halle in

8 Hamberger nannte es ,,nicht verwunderlich, dass sich — gerade in Zeiten des Klimawandels
— nur noch schwer ein Ort fiir Olympische Winterspiele 2022 finden 14sst. Nach den USA ist
auch die Schweiz mit Graubiinden nach einem Volksentscheid im Mérz 2013 als Bewerber
ausgestiegen. Und es folgte noch ein Ausstieg: Auch Barcelona sagte fiir 2022 ab. Die Be-
volkerung Oslos entschied sich am 9.9.2013 mit knapper Mehrheit (53,5 %) fiir ,Oslo 2022
(Hamberger et al. 2013).
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Miinchen ablaufen sollte, um dem IOC wie von ihm verlangt moglichst wenige
Veranstaltungsorte anbieten zu miissen (vgl. Effern 2013b).

Sorge um die 6kologische Nachhaltigkeit

Die 10C-Kritik hatte auf der erwdhnten Veranstaltung im Miinchner Hofbréau-
haus die Debatte beherrscht, bis eine Frau im Publikum sich meldete: IThr fehle der
Aspekt der Umweltzerstorung, ,,dazu hort man gar nichts“. ,,Wie aus der Pistole
geschossen®, berichtete die taz, kamen daraufhin ,,die Argumente der Olympia-
gegner: die zu fiallenden Baume, versiegelte Fliachen, neue Speicherseen, eine zehn
Kilometer lange Loipe in Ruhpolding und, und, und* (Kemnitzer 2013). Umwelt-
schiitzer betonten in Gespriachen allerorten immer wieder, dass fiir diese Olympi-
schen Spiele in Miinchen zweitausend Bdume gefallt werden miissten (vgl. Kem-
nitzer 2013)

In der ,,berechtigten Sorge um die 6kologische Nachhaltigkeit™ (Matzig 2013,
S.2) handelte auch der Deutsche Alpenverein. Trotz seiner Uberzeugung, Sport und
Naturschutz gehdrten zusammen (so DOSB-Generaldirektor Michael Vesper, zit.
nach Effern 2013a), votierten auf gemeinsamen Antrag ausgerechnet seiner Sek-
tionen Miinchen und Oberland seine Mitglieder mit einer 70-prozentigen Mehrheit
gegen die Bewerbung (vgl. Effern 2013a). Erwartet worden war noch kurz zuvor
ein ,,Ja, aber...“ Ein Antrag auf Verschérfung des nur einschriankenden ,,aber* war
jedoch gar nicht mehr zur vereinsinternen Abstimmung gestellt worden — so klar
hatte sich ein Widerspruch zum erst 2012 verabschiedeten DAV-Leitbild gezeigt,
das den Schutz der Alpen eindeutig in den Mittelpunkt stellt. Eine Olympiabe-
werbung galt damit als nicht mehr vereinbar (vgl. Effern 2013a). Diese Haltung
bestitigte sich in Leserzuschriften an die SZ. Fiir einen Akademiker aus Landsberg
am Lech etwa zeigte sich, ,,dass die Menschen ein ungebremstes Wachstum, Kom-
merz und fortschreitende Umweltzerstorung langsam satt haben und ganz andere
Prioritdten fiir eine gelingende Zukunft setzen® (0. V. 2013, S. 17).

Ubereventisiert und zugrundvermarket

,Unsere Stidte sind schon ldngst iibereventisiert und zugrundevermarktet®, hatte
der SZ-Journalist Matzig (2013, S. 2) in seiner Rundum-Kritik als weiteren Minus-
punkt festgestellt. Er bezog sich auf die wachsende Zahl kommerzieller ,,Events®
in unseren Stidten, fiir die 6ffentliche Raume zunehmend ungeniert zeitweilig
gesperrt werden und in nicht wenigen Féllen dann nur mehr gegen Eintritt zu-
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ganglich sind. Solche durchaus grofiraumigen Sperrungen erlebt gerade Miinchen
mit seinem weltweit groften Volksfest, dem Oktoberfest. Jedes Jahr werden die
Biirger dazu von der grofiten Freifldche der Stadt, der Theresienwiese, fiir dessen
Auf- und Abbau iiber ein Drittel des Jahres von bewachten Bauzdunen ausgesperrt.
Fiir einen Teil dieses Festes, die ,,Oide Wiesn“ (Alte Wiesn), wird ein Euro Ein-
tritt verlangt. Andere attraktive Innenstadtplédtze werden ebenfalls immer 6fter und
linger von privaten® Veranstaltern angemietet und sind dann nur mit Eintrittskarte
zuginglich. Der eigentlich 6ffentliche Raum wird so zunehmend privatisiert.

Dass Bahnhofshallen langst nicht mehr fiir jedermann zugénglich sind, sondern
nur noch fiir Personen, die nicht gegen das von der Bahn verhingte Hausrecht
verstoflen, wird in diesen friiher selbstverstidndlich 6ffentlichen Gebauden schon
weithin akzeptiert. Auch dass an die Stelle frither einschrankungslos &ffentlicher
Einkaufsstralen zunehmend privat gemanagte und iiberwachte Shopping Malls
treten, iberrascht fast niemanden mehr. Ob 6ffentliche Gemeinwesen damit ,,zu-
grundevermarktet® werden, ist sicher Ansichtssache; der Trend zur Privatisierung
offentlicher Rdume hélt jedoch an, und Privatisierungsbegehren bei Olympischen
Spielen bis hin zur IOC-Forderung nach Reservierung von Fahrspuren auf 6ffent-
lichen Straflen nur fiir Olympia-Aktive geben dieser vielbeklagten Tendenz sinn-
fallig Ausdruck.

Abrechnung mit der Moderne

Kritik dieser Art ist ein Symptom fiir eine generelle Unzufriedenheit vieler Men-
schen mit einer als unabweisbar erkldrten grundsétzlichen Wachstumsverpflich-
tung in geradezu allen Lebensbereichen. ,,Ein immer wihrendes ,hoher, schneller,
weiter ist nicht das non plus Ultra“ (Schulze 2013), hatte etwa die Griinen- und
NOlympia-Sprecherin Schulze gesagt. Erst kurze Zeit zuvor hatte sie bereits eine
Mehrheit der abstimmenden Miinchner Biirger gegen eine dritte- Start- und Lande-
bahn des dortigen Flughafens mobilisiert. Dem Oberbiirgermeister sind im Auf-
sichtsrat des Airports bei der Genehmigung von Ausbauplénen seither weitgehend
die Hiande gebunden.'® GroBprojekte wie etwa Stuttgart 21 sind bekanntlich auch
anderswo auf erbitterte Widerstidnde gestolen. Der gemeinsame Nenner vieler kri-

° Ebenso wie beim Oktoberfest beteiligt sich die Stadt kriftig an dieser Entwicklung. So ist
auch der sommerliche Konzertabend ,,Klassik am Odeonsplatz* eine Veranstaltung unter
stadtischer Obhut.

1 Die Bayerische Staatsregierung, die an den Ausbauplénen festhalten will, beabsichtigt,

den Miinchner Biirgerentscheid durch einen landesweiten zweiten Biirgerentscheid auszu-
hebeln.
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tischer Haltungen war nach Matzigs Einschétzung ,.eine liberfillige Abrechnung
mit einer Moderne, die nicht nur unterirdische Bahnhofe, Flugverkehr, Schnee-
kanonen und den Markenfetischismus eines halbseidenen und dreivierteltotalitidren
Global Players namens IOC hervorgebracht hat, sondern geradezu zwangslaufig
auch die modernen Olympischen Spiele, wie wir sie heute kennen; als Event und
Spektakel” (Matzig 2013, S. 2).

Durch die Reihen der bayerischen Olympiagegner zog sich deshalb so etwas
wie ein gemeinsames Gefiihl, es gelte, Wiinsche niedriger zu hingen und mit den
FiiBen auf dem Boden zu bleiben: ,,Unsere Argumente haben gezogen, die Leu-
te haben sich gefragt: Wieder eine 17-tdgige Sause, wofiir brauchen wir das?“
(Schulze zit. nach o. V. 2013b). Trotzdem muss in Regionen, die sich von der
Veranstaltung Olympischer Spiele einen infrastrukturellen Schub erwarten, auch
ohne solche Spicele die Infrastruktur weiter ausgebaut werden — das sehen auch
die Biirger so. Die sich dullerten, wollten dazu aber keine Verkniipfung mit Olym-
pischen Spielen. ,,Es wire sinnvoll, wenn unsere Landespolitiker solche Projekte
ohne Olympia-Betdubung auf den Weg bringen wiirden“ (0. V. 2013b, S. 17).

Angst vor Verdnderungen

1972, zu Miinchens ersten Olympischen Spielen, war die Stadt von Aufbruch ge-
kennzeichnet gewesen, und die Planung fiir den Ausbau der Stadt als Veranstal-
tungsort ermdglichte Entscheidungen, die heute kaum noch moglich erscheinen
— etwa die flir das ldngst weltberiihmte Zeltdach, dessen Baubarkeit anfangs sehr in
Frage stand und das erst nach wesentlicher Umkonstruktion statischen Erfordernis-
sen standzuhalten begann. Der Bebauungsplan fiir das Olympische Dorf war erst
genehmigt worden, als dessen zehn Stockwerke hoch aufgetiirmte Terrassenhduser
langst standen, und deren Bauauftrag hatte freihdndig vergeben werden miissen,
weil fiir eine Ausschreibung schlicht die Zeit gefehlt hatte. Damals herrschten
,»Gigantismus und Kraftmeierei. Nicht aber, um ein wiedererstarktes, sondern ein
wiederbeseeltes Deutschland vorzufiihren® (Matzig 2013, S. 2). Der Olympiapark
1972 ,,war ein Symbol fiir Miinchner Modernitit, fiir Miinchner Weltoffenheit, fiir
Miinchner Mut. Der Olympiapark 2013 zeigt die neue Miinchner Bescheidenheit:
Man ist zufrieden, wenn das Denkmal nicht verfillt. Es soll, wie so vieles hier, ge-
falligst so bleiben, wie es ist“ (Mayer 2013, S. 2).

Planungsversdaumnisse wie vor 1972 wiren sicherlich nicht nochmals passiert,
weil die Stadt schon fiir die Bewerbung um die Spiele des Jahres 2018 die néti-
gen Schritte hinter sich gebracht hatte. Aber wo blieb der vor 1972 alles tragen-
de Schwung? Er ist verschwunden: ,,Uns ist vor lauter Sorge und Bewahrung die
Kraft abhanden gekommen zu gestalten* (Matzig 2013, S. 2).



NOlympia — Warum Deutschland keine Olympischen Winterspiele bekommt 383

Erstaunlich ist das nicht. ,,Viele Miinchner wollen einfach nicht, dass die Stadt
immer weiter wichst und alles immer teurer wird* zitierte die taz Christian Hier-
neis (zit. nach Kemnitzer 2013), einen der Sprecher von NOlympia Miinchen. ,,Fiir
die Biirger in Miinchen hétte ein Imagegewinn auch hohere Mieten bedeutet — das
haben sie gesehen®, sekundierte Hartmann (zit. nach Voigt 2013). Viele Miinchner,
resiimierte Mayer ganz im Einklang mit anderen Kommentatoren, hétten Sorge,
dass ihnen die Stadt iiber den Kopf wichst, ,,dass sie nicht mithalten kdnnen, wenn
ganze Stadtviertel veredelt werden und das Leben immer teurer wird“ (Mayer
2013, S. 43)."! Die Biirger, folgerte er, suchten ,,das Gliick im Kleinen. Olympia
empfinden sie nicht als Chance und Bereicherung, sondern als Risiko und Last*
(Mayer 2013, S. 43).

Auf die oberbayerischen Landkreise, die keinen vergleichbar starken Zuzugs-
druck erleben wie Miinchen, das Jahr fiir Jahr bis zu 30.000 Zuziigler verkraften
muss, treffen diese Befiirchtungen nicht zu. Trotzdem haben auch sie wie Miinchen
gegen die Bewerbung votiert. In der Einschdtzung der Bewerbungsgegner haben
sie damit ,,gegen die Profitgier und die klassischen Sportlobbyisten gestimmt, die
immer und immer wieder versucht haben klarzumachen, dass man durch die Olym-
pischen Spiele einen Imagegewinn hétte — die Welt schaut zu, und es kostet sogar
nichts. Dieses Versprechen hat nicht gezogen* (Hartmann zit. nach Voigt 2013).

In Garmisch-Partenkirchen, wo die Bewerbung fiir 2018 die Ortsbevdlkerung
massiv entzweit, ja ,,zerrissen (Riedel 2013, S. 43) hatte'?> und wo ein mehrheit-

'Wie stark diese Grundstimmung war, zeigte der Wahlslogan, mit dem Christian Udes
Nachfolgekandidat fiir das Amt des Miinchner Oberbiirgermeisters, der Miinchner SPD-
Wirtschaftsreferent Dieter Reiter, im 1. Quartal 2014 um Wihlerstimmen warb. ,,Damit
Miinchen Miinchen bleibt®, war sein Motto.

12 In einem ,,Humus aus verletztem Stolz und Heimatliebe* (SZ 2011, S. 2) hatte sich 2010
und 2011 gegen die Benutzung bislang naturbelassener Grundstiicke fiir die Spiele in einer
Gemeinde, deren stirkster Trumpf ihr Landschaftsbild ist, veritabler Widerstrand entwickelt.
Die Presse hatte tiber ,,Aufruhr in Garmisch* berichtet, ,,dem man nur weitere Fettndpfchen
entgegenzusetzen hatte,” tiber den ,,0ffentlichkeitswirksam inszenierten Riickzug diverser
Umweltinitiativen* und ,,das Anti-Olympia-Votum auf dem griinen Bundesparteitag in Frei-
burg“ (ebd.) Den Nahrboden fiir den sich in Garmisch-Partenkirchen ausbreitenden Wider-
stand hatten die Bewerber nach Medienbeobachtungen ,,mit ihren ersten monstrosen Planen
inklusive eines jeweils riesige Athleten- und Journalisten-Dorfs im Griingiirtel zwischen den
letzten Gebduden und den Bergen® selbst geliefert. ,,Die meisten betroffenen Grundstiicks-
besitzer erfuhren erst aus der Presse davon.* (ebd.) Am 8. Mai 2011 hatten die knapp 21.000
Einwohner von Garmisch-Partenkirchen dann in zwei Biirgerentscheiden iiber die gemeinsa-
me Bewerbung mit Miinchen fiir das Jahr 2018 zu entscheiden. Die Zustimmungsquote lag
bei 58 Prozent; das Verlangen, die mit dem IOC vereinbarten Vertrdge auf RechtmaBigkeit
zu iiberpriifen, scheiterte knapp mit 49 % — ein Gesamtergebnis, bei dem ,,auch die Gegner
ihr Gesicht behielten. Ein Votum, das die Wogen ein wenig glitten konnte. [und] ein iiber-
lebenswichtiger Sieg* (Brauer 2011).
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lich positives Votum fiir 2018 erst sehr spét erreicht worden war, waren diese Wun-
den bei der neuerlichen Abstimmung noch nicht verheilt. Dort stimmte die Mehr-
heit auch deshalb dagegen, ,,damit er nicht wieder aufreifit, der grofie Graben, der
ganze Familien zu erbitterten Gegnern gemacht hatte (Riedel 2013, S. 43).

Folgerungen
Tolerant samma scho, aba blad samma ned

, Tolerant samma scho, aba bldd samma ned* (0. V. 2013), hatte ein Leser der Siid-
deutschen Zeitung seinem Blatt in Bezug auf den Biirgerentscheid in schonstem
Bayerisch geschrieben. Miinchen diirfe sich nicht ,,zum Deppen des IOC machen*
(zit. nach o. V. 2013), hatte zuvor schon der Fraktionschef der Griinen im baye-
rischen Landtag Ludwig Hartmann gesagt. Mit diesem Fokus der Kritik auf das
»~Monster IOC hatten die Bewerbungsgegner sogar alle Plane unterlaufen, die ge-
planten Olympischen Winterspiele in Bayern zu den dkologischsten aller Zeiten zu
machen und damit weltweit zu punkten. Schon in der Bewerbung fiir 2018 hatte es
geheiBen, 85% der Anlagen seien vorhanden; die neu zu bauenden Ergdnzungen
fielen kaum ins Gewicht. Trotzdem war ein Gesamtaufwand von mehreren Milliar-
den Euro kalkuliert worden. In der Planung 2022 waren die geplanten Landschafts-
eingriffe nochmals reduziert worden; besonders in Garmisch-Partenkirchen sollte
die Bautitigkeit geringer ausfallen als fiir 2018 geplant. Deshalb hatte auch Roser
geurteilt: ,,Miinchen hétte bei einem Zuschlag zeigen kdnnen, dass Olympia auch

anders geht als 2014 in Sotschi oder 2018 in Pyeongchang*.!?

Akzeptanz ware als Schwiache erschienen

,»Nach Retortenevents voller Gigantismus und Naturzerstérung, die in Russland
bevorstehen und in Stidkorea zu befiirchten sind, hitte Miinchen mit Nachhaltig-
keit, Tradition und Fiirsorge die olympische Idee in Erinnerung rufen und einen
Gegenentwurf vorfithren kdnnen, wie man das Spektakel zeitgemél und verant-
wortungsvoll zugleich inszeniert®, hatte Rosner (2013) geurteilt. Doch dafiir lieBen
sich die Menschen, wie er einsehen musste, nicht mobilisieren. Eine Akzeptanz der

13 Der GroBteil der in Pyeongchang fiir 2018 nétigen Olympischen Anlagen muss neu er-
richtet werden.



NOlympia — Warum Deutschland keine Olympischen Winterspiele bekommt 385

10C-Vorgaben von ,,gierigen Herren der [olympischen] Ringe mit ihren egozen-
trischen Vertrdgen™ (Rosner 2013) wire den Biirgern Schwiche erschienen, ihre
Opposition gegen ein solches Diktat wurde als Stirke gedeutet: ,,Diese Botschaft
hat hoffentlich Strahlkraft* (Rosner 2013).

Ohne Beteiligung ist Akzeptanz nicht zu haben

Akzeptanz fehlte um so mehr, als die Bedingungen der Bewerbung kein Ergebnis
eines Dialogprozesses waren, sondern als schieres IOC-Diktat aufgefasst wurden.
Dabei wurden auch Medien, die sich tendenziell eher positiv zu Olympia auf-
gestellt hatten, in die Kritik (auch der Medien selbst) mit einbezogen. “Olympia
2022: Watschn fiir Politiker und Medien™ titelte beispielsweise ,,Der Freitag™ am
16. November 2013 (S. 1).

Die Sportler und die Kommunen, die die Spiele wollten, hatten sich diesen
Zwiéngen gebeugt, wesentlich deshalb, um die Strahlkraft der Veranstaltungsor-
te international zu fordern, also aus Marketinggriinden. Nicht so die Biirger. Thre
Entscheidung bestatigte, was auch zuvor bereits galt: Wer Beteiligung will, muss
die klassischen Dialogprozesse von Kenntnis {iber Duldung und Zustimmung zu
Mitwirkung durchlaufen. Denn Akzeptanz fuflt auf Beteiligung. Nur so ist sie zu
haben.
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Im stadtischen Blirgertum verankert
Akzeptanz flr etwas, was,,nur kostet”:

Finanzierung von Kultur in einer
durchokonomisierten Gesellschaft

Andreas Schulz

Im stadtischen Biirgertum verankert...

1743 haben 16 biirgerliche und adelige Personlichkeiten die Konzertgesellschaft
das ,,GroBle Concert* und damit das Gewandhausorchester gegriindet. Jeder zahlte
einen betrachtlichen Obolus in die gemeinsame Kasse, aus der die angestellten 16
Musiker finanziert wurden. Konzertierte man zunichst noch bei den Griindungs-
vétern im privaten Rahmen, zog man im Herbst 1744 in den Gasthof ,,Drey Schwa-
nen am Briihl um. Dort blieb man bis 1778.

Die eigentlichen Urspriinge des Gewandhausorchesters reichen aber bis ins
Jahr 1479 zuriick. In diesem Jahr stellte der Leipziger Magistrat drei Kunstpfeiffer
in stiddtische Dienste. Diese Stadtmusikanten hatten im Leipziger Musikleben eine
wichtige Rolle. Sie spielten bei Festakten im Rathaus, in Gottesdiensten der Leip-
ziger Kirchen sowie im Theater.

Im April 1780 schlug der damalige Biirgermeister Leipzigs Carl Wilhelm Miil-
ler die Errichtung eines neuen Konzertsaales {iber dem Tuchboden auf dem alten
Bibliotheksgebidude, dem Gewandhaus, vor. Am 25. November 1781 fand das Er-
offnungskonzert im neuen Konzertsaal des Gewandhauses statt. Von diesem leitete
sich auch der Name Gewandhaus-orchester ab. Oberhalb der Biihne prangte das
Motto ,,res severa est verum gaudium®. Dieses Zitat aus dem 23. Seneca-Brief be-
gleitet uns noch heute als Leitmotiv. Die Aussage, dass ,,wahre Freude eine ernste
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Sache® ist, beschreibt im Kern unsere Mission, Musik zur Freude der Menschen
zu vermitteln.

Der erste Gewandhaussaal war ganz aus Holz in das Obergeschoss des Zeug-
hauses nahezu wie eine Geige in einen Geigenkasten hineingesetzt. So bildete der
Saal einen riesigen Resonanzkdrper und wirkte selbst wie ein Musikinstrument.
500 Zuhorer fanden in ihm Platz, erlebten Mozarts einziges Leipziger Gastspiel
oder Clara Wiecks ersten o6ffentlichen Auftritt, waren dabei, als Carl Maria von
Weber oder Liszt als Pianisten brillierten, sahen Berlioz und Brahms und Wagner
dirigieren und bekamen als Erste Stiicke zu horen, die heute in aller Welt berithmt
sind: Beethovens fiinftes Klavierkonzert zum Beispiel oder Schuberts grofie C-
Dur-Sinfonie, Mendelssohns Violinkonzert oder Schumanns ,,Friihlingssinfonie®.

Schon ab der ersten Konzertsaison 1781/1782 wurden 496 Anrechte verkauft;
die ,,Groflen Concerte” waren also ausverkauft und es gab fast keine freien Ein-
trittskarten auf dem Markt. Die wohlbetuchte Leipziger Biirgerschaft war unter
sich. Man war unglaublich stolz auf sein Orchester. Es gehorte zum guten Ton,
die Konzerte zu besuchen. Sie waren Dreh- und Angelpunkt des gesellschaftlichen
Lebens. Die Geschichte des Gewandhausorchesters ist also zutiefst in der Biirger-
schaft Leipzigs verwurzelt. Und damit hebt sich das Gewandhaus-orchester auch
von den vielen hofischen Orchestergriindungen ab. Es ist das wohl dlteste biirger-
liche Orchester der Welt.

Fast 100 Jahre spielte man in diesem ersten Konzertsaal. Es war ein musikali-
scher ,,Hotspot“, denn alle renommierten Dirigenten, Solisten und Komponisten
kamen nach Leipzig. Die Nachfrage nach den Konzerten wuchs rasant. Hier spielte
sprichwortlich die Musik. Hier wurden gewichtige Urauffithrungen oder bedeuten-
de Komponisten-Zyklen gespielt. In der Saison 1825/1826 wurde beispiclweise
der weltweit erste Zyklus aller Beethoven-Sinfonien, dies sogar noch zu Lebzeiten
Ludwig van Beethovens, aufgefiihrt.

Wien und Leipzig waren zu der Zeit die wohl bedeutendsten Musikstidte in
Europa. Diese Stellung Leipzigs wurde durch die Griindung des ersten Musik-
Konservatoriums durch Felix Mendelssohn Bartholdy 1843 noch unterstrichen.

Im September 1840 beschloss der Rat der Stadt Leipzig die Anerkennung des
Gewandhausorchesters als Stadtorchester mit der Verpflichtung, drei Spielstétten
zu bedienen: Das Gewandhaus, die Oper sowie die Thomaskirche. Dies gilt bis
heute und ist in der Welt einzigartig.

Um 1860 begannen Uberlegungen zur Errichtung eines neuen Konzerthauses.
Dabei dachten die Gewandhausdirektoren, damals ein ehrenamtlich arbeitendes
Gremium Leipziger Biirger, an einen Platz in bester ,,Citylage®. Die Stadtregierung
aber hatte anderes im Sinn: Ein Konzerthausbau am Stadtrand konnte die Initial-
ziindung fiir ein neues Stadtviertel sein. Und so kam es dann auch.
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Im Dezember 1884 wurde das zweite Gewandhaus er6ffnet. Der grofle Saal mit
seinen 1500 Pldtzen zéhlte aufgrund seiner herausragenden Akustik zu den besten
in Europa. Der Kammermusiksaal mit 500 Pldtzen war ein Nachbau des ersten
Gewandhaussaales. Das zweite Gewandhaus wurde schnell ein Vorbild fiir viele
andere Konzerthausneubauten. Anders als der alte Gewandhaussaal gehorte das
neue Haus nicht der Stadt, sondern der Gewandhausdirektion. Dieses architekto-
nische Meisterwerk wurde jedoch im Februar 1944 durch Brandbomben zerstort.
Das Orchester wurde so seiner Heimat beraubt und es musste nun fast 40 Jahre in
einem Interim, der Kongresshalle am Zoo, spielen.

Letztlich ist es dem personlichen Einsatz und der Initiative von Kurt Masur, der
seit 1970 das Amt des Gewandhauskapellmeisters inne hatte, zu verdanken, dass
das dritte Gewandhaus gebaut und im Oktober 1981 er6ffnet werden konnte. Es ist
der einzige Konzertsaalneubau der damaligen DDR und auch der einzige Konzert-
hausbau des Leipziger Architekten Prof. Rudolf Skoda. Er hat das Gewandhaus im
engen Schulterschluss mit Masur entworfen. Dieser hatte Skoda auf etliche Tour-
neen des Gewandhausorchesters mitgenommen, um ihm die besten Séle der Welt
zu zeigen. So sammelte Skoda jede Menge Ideen und Anregungen, die er dann in
die Bauplanung einbringen konnte.

Am heutigen Augustusplatz steht das Gewandhaus im Herzen der Stadt Leip-
zig. Haus und Orchester haben tiber Jahrhunderte das Musikleben gepragt und sind
bis zum heutigen Tag ein Anzichungspunkt fiir alle Gréen der nationalen und
internationalen Musikwelt. Bedeutende Gewandhauskapellmeister wie Felix Men-
delssohn Bartholdy, Carl Reinecke, Arthur Nikisch, Wilhelm Furtwingler, Bruno
Walter, Vaclav Neumann, Kurt Masur, Herbert Blomstedt und seit 2005 Riccardo
Chailly stehen fiir eine beeindruckende Dirigentenliste. Und diese Liste lieBe sich
mit Solisten, Gastdirigenten, Komponisten, Ensembles und Gastorchestern fort-
setzen. Das ,,Who is Who* der Musikszene fand und findet sich noch immer im
Gewandhaus ein.

Leipzig zéhlte 2013 rund 527.000 Einwohner und das Gewandhausorchester ca.
12.800 Abonnenten. Diese hohe Zahl an Abonnenten in einer mittelgroen Stadt
steht exemplarisch fiir die Verbundenheit der Biirger mit ihrem Orchester. Die so-
genannten ,,Groflen Concerte” finden heute wie damals immer noch donnerstags
und freitags statt. Die Tradition hat einen besonderen Stellenwert. Wer so eine
beeindruckende Geschichte hat, wie diese Institution, wer die Stadt tiber Jahrhun-
derte musikalisch geprigt hat, ist aus dem 6ffentlichen Bild der Stadt, aus ihrer Ge-
sellschaft nicht wegzudenken. Die Biirger sind stolz auf ihr Gewandhausorchester,
selbst wenn sie keine Abonnenten oder regelméfige Konzertbesucher sind. Dies
belegen immer wieder Umfragen unter Nichtbesuchern des Gewandhauses. Darii-
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ber hinaus ist das Gewandhausorchester neben dem Thomanerchor der musikali-
sche Botschafter der Musikstadt Leipzig.

Fiir die Trippelaufgabe hat das Gewandhausorchester heute 185 Planstellen.
Wenn man so will, hat der Rat der Stadt 1840 ein fusioniertes Orchester geschaf-
fen. Wiirden alle drei Einrichtungen Gewandhaus, Oper und Thomaskirche ein
jeweils eigenes Orchester unterhalten, miisste die Stadt die Gehalter fiir ca. 260
Musiker aufbringen. So leben und arbeiten 185 Gewandhausmusiker in der Stadt.
Sie unterrichten teilweise an der Musikhochschule oder an der Musikschule, orga-
nisieren in ihren Stadtteilen Kammermusikkonzerte und engagieren sich in ihrer
Freizeit in vielen Bereichen des 6ffentlichen Lebens. Sie pragen das musikalische
Stadtbild in ganz vielfdltiger Weise. Dies gilt librigens auch fiir den Gewandhaus-
kapellmeister. Er ist die musikalische Autoritdt. Sein Wort hat Gewicht und dass
das Amt zudem einen ganz besonderen gesellschaftspolitischen Stellenwert haben
kann, hat die vermittelnde Rolle von Kurt Masur wihrend der Friedlichen Revo-
lution 1989 gezeigt.

Das Gewandhausorchester und das Gewandhaus sind seit ihrer Griindung ganz
tief im stddtischen Biirgertum sowie im Stadtbild verankert. Trotz dieser nachhal-
tigen Verankerung steht die Institution seit der Wende in einem besonderen Span-
nungsfeld. Dies betrifft nicht nur den globalen Wettbewerb der Spitzenorchester,
sondern zielt insbesondere auf die lokale Auseinandersetzung mit den finanziel-
len und kulturpolitischen Rahmenbedingungen. Die Stadtpolitik steht eindeutig
zu ihrem Gewandhausorchester und fordert es im besten Sinne, aber in finanziell
schwierigen Zeiten wird vieles hinterfragt und der tégliche Rechtfertigungsdruck
bestimmt oft unser Handeln.

Akzeptanz fiir etwas, was nur , kostet”...

Alle kulturellen Einrichtungen der Stadt Leipzig, die mehr oder weniger von 6f-
fentlichen Subventionen gefordert werden, arbeiten in einem Spannungsfeld zwi-
schen Kunden, Politik, Geschéftspartnern, Sponsoren, Presse und weiteren Dritten.
Es gilt durch iiberzeugende Inhalte und einzigartige Projekte, durch hohe Besu-
cherzahlen sowie sehr gute Einnahmen und eine bemerkenswerte Pressebericht-
erstattung Erfolge zu generieren. Mit Erfolgen wichst die Akzeptanz. Je hoher die
Akzeptanz, desto sicherer steht die Institution auf festem gesellschaftlichen und
kulturpolitischen Fundament.

Aber dieser Erfolgsdruck birgt auch erhebliche Risiken. Konzentriert man sich
zum Beispiel nur auf sehr gute Einnahmen, kann die kiinstlerische Qualitdt der
Programme leiden. Einen ,,Idealzustand* von Erfolgen in allen Belangen erreicht
eine kiinstlerische Einrichtung eher selten. Allein die sogenannten ,,Leuchttiirme*
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von Orchestern, Opernhdusern oder Museen konnen eventuell aufgrund ihrer Gro-
Be, ihrer finanziellen Mittel, ihrer Alleinstellung sowie eines sehr guten Manage-
ments solche Ziele erreichen.

Was tut nun der Eigenbetrieb Gewandhaus zu Leipzig um Akzeptanz zu gene-
rieren? Der Eigenbetrieb zdhlte in der Konzertsaison 2012/2013 insgesamt 275
Mitarbeiter, davon 185 Orchestermusiker und 90 Verwaltungsmitarbeiter. Im Or-
chester sind 134 Ménner und 51 Frauen aus 17 Nationen beschiftigt.

Nach ihren Dienstvertragen musizieren die Musiker im Gewandhaus, in der
Oper sowie in der Thomaskirche. Es gibt keine Ausnahmen, dass ein Musiker nur
in der einen oder anderen Spielstitte seinen Dienst verrichten kann. Alle drei Insti-
tutionen stehen gleichwertig im Einsatz der Musiker. Zwischen der Oper und dem
Gewandhaus gibt es einen Vertrag, der die Nutzung sowie die Verrechnung des Ge-
wandhausorchesters festlegt. Dieser Schritt wurde aus Haushaltsklarheitsgriinden
vor vielen Jahren gemacht. Die Oper ist mit 39 % und das Gewandhaus mit 61 %
an den Orchesterkosten beteiligt. Dafiir hat die Oper eine garantierte Besetzungs-
grofBe von 70 Musikern. Sobald Werke mit groeren Besetzungen geplant werden,
muss es eine sehr enge Abstimmung zwischen Oper, Gewandhaus und Thomanern
geben. Nur mit dem Regiebetrieb der Thomaner gibt es keine Verrechnung. Dies
hat stadtinterne Griinde.

Mitte der 90er Jahre hatte sich die Stadt dafiir entschieden das Gewandhaus in
einen Eigenbetrieb zu iiberfiihren. In dieser Rechtsform kann die Institution gut
arbeiten, wenngleich die langfristige strategische Planung vorsieht, den Eigenbe-
trieb in eine Stiftung tiberfiihren zu wollen.

Das Gewandhaus veranstaltet in dieser Saison rund 220 Eigenveranstaltungen
und ca. 290 Mietveranstaltungen. Dies ist eine beeindruckende Dichte und zeigt,
unter welcher extremen Auslastung die Immobilie steht. Dabei ist zu beachten,
dass das Gewandhaus im Sommer fiir 4 Wochen geschlossen ist, damit viele drin-
gend erforderliche Wartungs-, Instandsetzungs- und Sanierungsarbeiten durchge-
fithrt werden konnen. Es verbleiben also nur 11 Monate fiir ca. 510 Veranstaltun-
gen. Fiir diese Vielzahl stehen der Gro3e Konzertsaal mit 1906 Plitzen sowie der
Mendelssohn-Saal mit 498 Pldtzen und zahlreiche Foyers zur Verfiigung.

In der Saison 2012/2013 zdhlte das Gewandhaus ca. 260.000 Besucher; die
Eigenveranstaltungen des Gewandhauses besuchten rund 170.000 Besucher, was
einer Auslastung tiber alle Veranstaltungen von ca. 68 % entspricht. Dabei sind die
Konzerte des Gewandhausorchesters zu ca. 95% ausgelastet. Die weiteren Kon-
zerte, wie Kammermusik, Chor- und Orgelkonzerte, Klavier- und Liederabende,
Konzerte mit neuer Musik (musica nova), Gastorchester und andere Konzerte ha-
ben im Durchschnitt eine niedrigere Auslastung.
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Zu diesen vielfaltigen Aktivititen in Leipzig kommen noch pro Saison ca.
25-35 Tourneekonzerte des Gewandhausorchesters hinzu. Regelmifige Reisen
fithren das Orchester nach Asien sowie Amerika und zu den wichtigsten Zentren
in Europa, wie beispielsweise Wien, Paris, London oder zu den renommierten Fes-
tivals in Luzern, Salzburg, den Proms und anderen. Die Tourneen sind ein wichti-
ger Baustein zur internationalen Imagebildung und kiinstlerischen Positionierung
des Orchesters. Nicht nur hervorragende Konzerte in Leipzig sowie liberzeugende
Medienprojekte (CD, DVD, Horfunk und TV, Live Stream im Internet etc.), son-
dern auch erfolgreiche Tourneen sind ein wichtiger Bestandteil, um den ,,Wert* der
»Marke® Gewandhausorchester zu steigern und um im internationalen Wettbewerb
der Spitzenorchester eine vordere Position einnehmen zu kénnen.

Je erfolgreicher wir kiinstlerisch sind, desto mehr kommen bestimmte renom-
mierte Gastkiinstler, die durch ihre jeweiligen Konzertagenturen gesteuert werden,
zu uns und desto eher erhalten wir spannende Medienangebote oder Einladungen
zu Festivals. Beispielweise war das Gewandhausorchester viele Jahre nicht mehr
bei den Salzburger Festspielen. Durch die so unglaublich erfolgreiche Arbeit mit
Riccardo Chailly hat das Gewandhausorchester nun seit 2012 wieder regelméBige
Einladungen fiir zwei Konzerte zu diesem bedeutenden Festival.

Es gilt aber auch: je erfolgreicher wir kiinstlerisch sind, desto mehr musikbe-
geisterte Touristen kommen in die Stadt, was zum Beispiel fiir die Hotel- und Gast-
stittenbranche wichtig ist. Im Jahr 2011 hat das Gewandhaus ein internationales
Mabhler-Festival anldsslich des 100. Todestages des Komponisten veranstaltet. Die
Top-Orchester der Welt haben sich fiir zwei Wochen in Leipzig ein Stelldichein
gegeben. Reisegruppen aus verschiedenen Lindern waren teilweise fiir mehrere
Tage oder sogar fiir eine Woche in der Stadt. So hat das Festival fiir eine hohe Um-
wegrentabilitdt gesorgt. So schaffen besondere Schwerpunkte in der Spielplanung
eine zusitzliche Aufmerksamkeit und Akzeptanz.

Noch ein weiterer Aspekt ist im Tourneegeschéft zu bedenken. Wir arbeiten
eng mit der Stadt, insbesondere dem Amt fiir Wirtschaftsforderung sowie der LTM
(Leipzig Tourismus und Marketing GmbH), aber auch auf Landesebene mit der
Staatskanzlei zusammen. Im Rahmen von Tourneen begleiten uns die politischen
Vertreter. Empfange vor oder nach dem Konzert, Gesprache mit Riccardo Chailly
in der Pause oder Ansprachen von mir zur Begriilung schaffen eine Plattform, um
Leipzig als Wirtschaftsstandort zu présentieren. Im Rahmen der Ansiedelungs- und
Investitionspolitik sind wir also ein wichtiger Baustein. Die Musik und das erfolg-
reiche Konzert liefern die emotionale Ebene, um Interessenten fiir Leipzig zu be-
geistern. Und auch hier kénnen wir so passend die Geschichte der Griindung des
Gewandhausorchesters erzdhlen: biirgerliche Kaufleute haben sich fiir die Musik
engagiert, haben diese gefordert und haben das Gewandhausorchester als wesent-
lichen Standortfaktor ihrer Stadt verstanden. Und dies ist noch heute so.
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Der Wirtschaftsplan des Gewandhauses weist im Geschiftsjahr 2013 bei
einem stddtischen Zuschuss in Hohe von 18.350.000 € Gesamtertrdge in Hohe
von 36.409.000 € und Gesamtaufwendungen in Hohe von 36.184.000 € aus. Die
Einnahmen ergeben sich hauptsichlich aus Ticketverkdufen, dem Vermietungsge-
schift, dem Tourneegeschéft, aus der Drittmittelgewinnung sowie aus der Verrech-
nung der Orchesterleistung in der Oper. Damit hat das Gewandhaus eine Eigen-
finanzierungsquote von iiber 50 %!

Lassen Sie mich nun an drei ausgewéhlten Beispielen aufzeigen, wie wir uns
positionieren, um bei unseren Kunden und Partnern die notwendige Anerkennung
zu erhalten. Was wir unternehmen, um Vertrauen und Transparenz herzustellen.

1. In der Presse- und Medienarbeit des Gewandhauses verfolgen wir den Grund-
satz von Transparenz und proaktiver Kommunikation. Dies gilt nicht nur fiir
positive Themen, sondern auch fiir kritische Themen. Als beispielsweise der
Sachsische Landesrechnungshof 2010 seine Untersuchungen im Gewandhaus
durchgefiihrt hat, gab es verschiedene kritische Ergebnisse, die aus Sicht des
Gewandhauses nicht den Tatsachen entsprachen. So stellte der Landesrech-
nungshof eine nicht vorhandene Legitimation des Haustarifvertrages fiir die
Musiker durch den Stadtrat fest. Damit einhergehend seien die Gehaltsein-
gruppierungen falsch und den Musikern sei {iber Jahre zu viel Gehalt ausbe-
zahlt worden. Wir hingegen haben aufgezeigt, dass diese Behauptung falsch
sei und es sehr wohl einen Stadtratsbeschluss zu diesem Vorgang gibt. Noch
bevor diese Ergebnisse nach der Prisentation durch den Landesrechnungshof
unkommentiert an die Offentlichkeit gelangt sind, haben wir proaktiv Hinter-
grundgespriache mit der Leipziger Presse gefiihrt,

Die Ergebnisse kann man noch heute im Internet nachlesen Die iiberregionale
Presse und insbesondere verschiedene Internet-Blogs berichteten eher negativ
iiber das Gewandhaus im Sinne von Geldverschwendung. In den wenigsten
Féllen haben sich die Journalisten die Miihe gemacht, die Sichtweise der Rech-
nungspriifer zu hinterfragen und auch die Meinung des Gewandhauses zu den
Themen einzuholen. Die Leipziger Presse hingegen hat sehr sachlich berichtet.
Aber dennoch miissen wir bei aller Information und bei allen Hintergrundge-
spriachen immer beachten, dass die Presse stets ihre Neutralitit wahren wird.
Wir kdnnen keinen Einfluss ausiiben und unser Agieren darf auch nie Anschein
einer Beeinflussung haben.

Presse- und Medienarbeit ist fiir uns ein sehr wichtiger Baustein in der Auflen-
darstellung. Wir versuchen Presse und Medien umfinglich und professionell
mit allen Informationen zu versorgen. Dies tun wir sehr regelmifig. Gespréche
und Treffen gehdren mit zu dieser Arbeit. Alle zwei Jahre lassen wir durch eine
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Agentur eine Medienresonanzanalyse erstellen, um die eigene Arbeit kritisch zu
reflektieren.

Das Organisieren von Interviews oder die Einladungen zu Tourneebegleitungen
gehoren ebenfalls zum Aufgabenprofil der Pressestelle. Teilweise sind uns, wie
zum Beispiel in Japan, externe Berater behilflich, um die dortige Mentalitit
der Journalisten besser zu verstehen. Von den Tourneen stellen wir jeweils eine
Ubersicht aller Presseberichte zusammen. Diese stellen wir gezielt wichtigen
Multiplikatoren, aber auch den Vertretern des Betriebsausschusses Kultur, des
fiir uns zustédndigen Gremiums im Rathaus, zur Verfiigung. Eine enthusiastische
Presse sorgt immer fiir eine hohe Anerkennung.

Seit zwei Jahren sind wir auch mit einer sehr intensiven Arbeit in den Social
Medias vertreten. Dariiber hinaus war das Gewandhausorchester das erste Or-
chester in Europa, das einen Blog im Internet eingerichtet hat, um aktuell von
den Tourneen des Orchesters zu berichten.

In der Pressearbeit versuchen wir moglichst viele Kommunikationskanile
gleichzeitig zu nutzen. Wir wollen so viele positive Meldungen iiber unsere
Arbeit wie moglich absetzen und wollen die Offentlichkeit an unseren Erfolgen
teilhaben lassen, aber auch iiber Verdnderungen oder Neuerungen informieren.
Die Pressearbeit ist ein wichtiger Baustein zur Imagebildung.

2. Im November 2005 wurde der Sponsor’s Club des Gewandhauses gegriindet,
ein weiteres Beispiel fiir die Férderung von Akzeptanz. Ziel war es, die bereits
vorhandenen Sponsoren in die Systematik eines iiberzeugenden Angebotspro-
fils zu biindeln sowie neue Partner zu gewinnen. In den drei Bereichen Clas-
sic (ab 5 TEUR), Premium (ab 50 TEUR) und Global (ab 350 TEUR) kdnnen
Sponsoringpartnerschaften abgeschlossen werden. Dabei gewihrleistet der
Club durch eine limitierte Anzahl von Partnern eine hohe Exklusivitét.

In dem Leistungspaket fiir die Partner ist sichergestellt, dass diese Einnahmen
ausschlieBlich fiir kiinstlerische Projekte, wie Tourneen, Konzerte, Musikver-
mittlung, Kompositionsauftriage etc., verwendet werden. Sie flieen also nicht
in den Verwaltungsetat.

So haben wir im Sponsor’s Club starke Fiirsprecher und Unterstiitzer der
kiinstlerischen Arbeit des Gewandhauses. Der Club ist aulerdem ein hervor-
ragendes Netzwerk, aber auch ein Lobbyinstrument. Und wir schaffen iiber die
vielen gemeinsamen Aktivititen, wenn beispielsweise Sponsoren Tourneen des
Gewandhausorchesters begleiten oder wenn sie Musiker oder den Gewand-
hauskapellmeister im personlichen Gesprich treffen, eine starke Identifika-
tion. Mittlerweile gibt es einige Fille im Sponsor’s Club, wo Unternehmen,
die bereits Mitglied sind, selbst neue Unternehmen als Sponsoren gewonnen
haben. Die Partner sind allesamt begeistert, genieen einen besonderen Stel-
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lenwert und haben eine sehr personliche Ansprache durch die Mitarbeiter des
Gewandhauses. Sie haben Einblicke hinter die Biihne und in das Geschehen
eines Orchesters und sind Berater sowie Vermittler. Sie sind engagierte Biirger
und bilden damit eine Klammer zu den 16 Kaufmannsfamilien, die 1743 das
Gewandhausorchester gegriindet haben. Das biirgerliche Engagement hat die
Orchesterinstitution iber Jahrhunderte getragen, nicht nur mit dem Besuch der
Konzerte, sondern auch mit der direkten finanziellen Unterstiitzung.

Ein ebenfalls ganz wichtiger Baustein in der Férderung des Gewandhausorches-
ters und des Gewandhauses sind die Mitglieder der Gesellschaft der Freunde
des Gewandhauses. Der Freundeskreis mit seinen rund 650 Mitgliedern hat sich
insbesondere die Anschaffung von hochwertigen Instrumenten fiir das Orches-
ter als Ziel gesetzt. Die Liste der Instrumenten-Geschenke der vergangenen
Jahre ist beeindruckend. Uberwiegend Einzelpersonen oder Familien stellen
den Mitgliederkreis. Mit Beitrdgen und Spenden machen sie vieles moglich.
Probenbesuche und Konzerte sind nur ein Teil dessen, was das Gewandhaus als
Gegenwert ermdglicht. Auch hier herrscht eine Identifikation im besten Wort-
sinn. Die Freude, wenn beispielsweise ein neues Instrument dem Orchester
iibergeben wird, ist auf beiden Seiten, bei den Mitgliedern und bei den Musi-
kern, iberwaltigend. Es entstehen personliche Beziehungen.

Diese beiden Kreise, die Sponsoren und die Freunde, sind ein sehr wichtiges
Netzwerk flir das Gewandhaus. Sie betreiben eine unschitzbare Lobbyarbeit
fiir unsere Institution. Und wir investieren mit Freude und Engagement sechr
viel Zeit und Aktivitdten, um diese Kreise immer wieder zu bereichern. Wir er-
halten eine grofle Unterstiitzung und haben eine Vielzahl von Multiplikatoren,
von Freunden, die positiv tiber das Gewandhausorchester und das Gewandhaus
sprechen und die durch ihre jeweilige Arbeit neue Sponsoren oder neue Freunde
gewinnen. Hier fragt niemand nach Kosten, sondern das Orchester wird aus
tiefer Uberzeugung unterstiitzt. Es wird mit ehrenamtlichem Engagement und
hoher Wertschétzung begleitet.

3. Der dritte Bereich sind die Konzertbesucher. Hier sind uns die Abonnenten
besonders wichtig, da sie in der Regel eine Serie mit sechs Konzerten des
Gewandhausorchesters gebucht haben. Viele von ihnen haben sogar zwei oder
drei Serien gekauft. Eine Vielzahl der Anrechtsplétze wird heute noch familien-
intern weitergegeben. Eine weitere wichtige Zielgruppe sind die Reiseveran-
stalter. Hier kdnnen wir auf mehr als 400 Adressen regelméBig zuriickgreifen.
Mit einer A-B-C-Grof3kundenstrategie klassifizieren wir die Kunden und arbei-
ten so systematisch an einer Weiterentwicklung der Grokunden.

In der Marketingstrategie setzen wir auf drei Zielgruppen, zum einen auf die
sogenannten ,,Seniors (Alter: 70+), auf die ,,Best Ager* (Alter: 50—69) und auf
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die ,,Mid Ager” (Alter: 20—49). Dabei gilt es, die erste und zweite Zielgruppe
mit Kundenbindungsmitteln und speziellen Werbeformen anzusprechen. Sie
bilden den Kern, also den grofiten Teil der Abonnenten. Und sie sind aus fi-
nanzieller Sicht die Basis der Einnahmen im Abonnement. Die ,,Mid Ager* fiir
ein Abonnement oder zumindest fiir eine intensivere Bindung an das Haus zu
gewinnen, ist schon schwieriger. Hierfiir setzen wir gezielt auf internetbasierte
Werbeformen oder versuchen durch die Angebote der Musikvermittlung iiber
die Kinder auch die Eltern zu erreichen.

Dariiber hinaus bieten wir ein umfangreiches Programm im Rahmen der Musik-
vermittlung fiir die Zielgruppe der sogenannten ,,Youngster (Alter: 0—19) an.
Zu sehr giinstigen Preisen gibt es Tickets fiir Familien- und Entdeckerkonzerte.
Dariiber hinaus besuchen unsere Musiker sehr regelméBig Kindergérten und
Schulen, um dort kleine Konzerte zu spielen oder ihre Instrumente vorzustellen.
Mit diesen Aktivitdten sowie besonderen Fithrungen im Gewandhaus, wollen
wir die Jlingsten, teilweise auch mit ihren Eltern, ins Haus ,,locken®.

Ein ganz besonderes Projekt im Rahmen der Musikvermittlung stellt die ,,Audio
Invasion® dar. Einmal im Jahr 14dt das Gewandhaus an einem Samstag um 22
Uhr zu einem Gewandhausorchester-Konzert ein. Es folgt eine Stunde Musik
mit einem klassischen Programm. Anschlieend gibt es eine ganz andere Musik
und die jungen Leute konnen sich auf drei ,,dance floors® vergniigen. Diese Ver-
anstaltung ist mittlerweile so populér, dass viele von auBlerhalb (Berlin, Ham-
burg) anreisen, um nicht nur das Gewandhausorchester, sondern auch die in der
Szene aktuellen DJs oder interessantesten Bands zu horen. 90 % der Besucher
waren noch nie im Gewandhaus. Hier gelingt es wirklich Schwellenéngste vor
der Hochkultur abzubauen. Die Konzertgédste horen gespannt dem klassischen
Konzert zu und erleben hier ohne Vorurteile die Musik. Eine sagenhafte Stim-
mung erfiillt den Konzertsaal, und wenn sich anschlieBend die Musiker des
Gewandhausorchesters unter die Géste mischen und mit ihnen ins Gesprich
kommen, dann gibt es wohl keine bessere Moglichkeit auch eine Akzeptanz bei
dieser Zielgruppe zu erreichen.

Der Altersdurchschnitt der Konzertbesucher bei unseren Eigenveranstaltungen
liegt bei ca. 63 Jahren. Dieser Wert klingt zundchst erschreckend, aber ich ma-
che mir da grundsitzlich keine Sorgen. Das Publikum wird zwar élter, aber in
der tiber 300-jdhrigen Geschichte des Konzertwesens ist das Publikum noch
nie ,,ausgestorben®. Demografische Verschiebungen der Alterspyramide hatten
und haben sicherlich Einfluss auf das Konzertwesen. Und heute miissen wir bei
so einer gro3en Anzahl an dlteren Menschen iiberlegen, bestimmte Konzert-
formate zu einer anderen Tageszeit als 20 Uhr abends anzubieten. Dies kdnnen
Konzerte um 11 Uhr oder um 16 Uhr sein. Zusétzlich kann man iiberlegen, be-
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stimmte Fahrservices anzubieten. Manche Konzerthduser in Deutschland bieten
zum Beispiel einen solchen Abhol- und Bringservice speziell fiir dltere Kon-
zertbesucher.

Unsere Konzertbesucher konnen aus einem reichhaltigen Angebot von ca.
220 Eigenveranstaltungen auswihlen. Im Zentrum stehen dabei natiirlich die
Konzerte des Gewandhausorchesters. Wir bieten den Gésten vor den ,,Groflen
Concerten” Einfiihrungsvortridge an. Den ganzen Konzertabend begleiten wir
mit Service, damit sich die Géste ausschlieBlich auf die Musik konzentrieren
konnen. Dies beginnt bei der Anreise mit dem Auto oder 6ffentlichen Verkehrs-
mitteln. Im Parkhaus gibt es einen Sondertarif fiir Konzertgéste und die Fahrt
mit dem Nahverkehr ist in der Eintrittskarte inkludiert.

Sollte den Konzertgésten etwas iiberhaupt nicht gefallen oder sie sogar ver-
drgern, so nimmt unser Servicepersonal dies gerne auf. Wir betreiben ein um-
fangreiches und proaktives Beschwerdemanagement, um die Hinweise unserer
Kunden zu beachten. Der Besucherservice an der Garderobe sowie beim Ein-
lass wird immer wieder auf Hilfsbereitschaft und Freundlichkeit geschult.

Die Gewandhauskasse und insbesondere das Abonnenten-Biiro haben besonde-
re Offnungszeiten. Sollte ein Abonnent Fragen zu seinem Abo haben, so kann er
dies am Donnerstag oder am Freitag vor dem Konzert erledigen, da das Service-
biiro jeweils bis 20 Uhr gedffnet hat.

Viele Mallnahmen der Marketingstrategie werden am Ende der Saison im Ver-
triebsbericht reflektiert und mit den Werten der Vorjahre verglichen. So kdnnen
wir unsere Arbeit immer wieder kontrollieren und verbessern. Auerdem fiihren
wir Besucherbefragungen durch und laden Abonnenten regelmiflig zu soge-
nannten Fokusgruppen ein, wo wir im kleinen Kreis mit bis zu acht Personen
ins Gespriach kommen. Wir wollen wissen, was unsere Géste bewegt, was wir
verbessern konnen und wo es unter Umstdnden Unmut gibt. Wir wollen aber
auch Themen rund um das Orchester, die Programmwahl und Tourneeaktivi-
titen diskutieren. So kdnnen Teile unserer Besucher Hintergrundinformationen
erhalten, die sie sicherlich auch anderen Abonnenten berichten werden.

Zur Saison 2014/2015 wird es eine ndchste Preiserh6hung geben. Bislang la-
gen die Preise bei den Gewandhausorchester-Konzerten bei 57,70 €, 47,50 €,
37,50 €, 28,50 €, 17,50 € und 6 €. Zukiinftig sind die Preise 65 €, 50 €, 40 €,
30 €, 20 € und 5 €. Aufgrund von steigenden Kosten und gleichbleibenden
Zuschiissen der 6ffentlichen Hand miissen die Preise erhoht werden. Dies ge-
schieht im Durchschnitt alle drei Jahre. Viele Konzertgiste verstehen dies, auch
wenn sie damit nicht zufrieden sind. Andere Kunden, aber im Durchschnitt we-
niger als 5%, kiindigen, weil sie es sich nicht mehr leisten kdnnen.
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Es ist sehr bedauerlich, wenn wir Konzertbesucher durch Kiindigungen auf-
grund zu hoher Eintrittspreise verlieren. Im Bundesdurchschnitt vergleichbarer
Orchester liegen wir immer noch im unteren Mittelfeld. Wir haben bewusst
eine grofle Spreizung der Preise eingefiihrt und bieten zusitzlich eine Vielzahl
von vergiinstigten Tickets fiir beispielweise sozial schwache Zielgruppen oder
junge Generationen (Schiiler, Studenten, Auszubildende) an.

Preiserhhungen sind sicherlich ein sehr kritischer Punkt in der Kommuni-
kation mit den Konzertbesuchern. Das Gewandhaus berichtet aktiv in allen
Medien sowie in personlichen Anschreiben an die Abonnenten, warum Preis-
erhhungen notwendig sind. Wir erldutern die steigenden Kosten detailliert, um
durch Transparenz und Information Verstdndnis und Zustimmung zu erhalten.
Die Stadt Leipzig stiitzt mit ihrer Zuwendung jede Eintrittskarte mit ca. 78 %.
Wiirde das Gewandhaus keinerlei Zuschiisse erhalten und bei gleichem Spiel-
betrieb arbeiten, dann miisste der Durchschnittspreis (1) fiir ein Ticket bei ca.
100 € liegen. Dies wire fiir die meisten Konzertgéste nicht bezahlbar.

Wenn wir unsere Konzertangebote wirklich allen Menschen zugénglich machen
wollen, dann bendtigen wir die Unterstiitzung der Stadt Leipzig. Sie ist der
Tréager der ,,Grundfinanzierung* und die Einnahmen aus dem Verkauf von Ein-
trittskarten, aus dem Vermietungsgeschéft, aus der Leistungsverrechnung des
Orchesters mit der Oper sowie die Spenden- und Sponsoreneinnahmen machen
es liberhaupt erst moglich, dass der Eigenbetriecb Gewandhaus, der ein Non-
Profit-Unternehmen ist, seine Kosten decken kann.

Ja, so ein Orchester- und Konzerthausbetrieb kostet einfach Geld. Wir kénnen
diesen Betrieb nicht auf der Grundlage der eigenen Aktivitdten finanzieren.
Kulturelle Einrichtungen benétigen die Forderung der 6ffentlichen Hand. Und
alle Mitarbeiter des Gewandhauses sind stets bemiiht, das Haus und das Or-
chester so erfolgreich wie moglich zu prasentieren. Wir liefern im eigentlichen
Sinn eine Dienstleistung — auch, wenn diese aus etwas sehr Schonem besteht,
nédmlich der Musik.

Lassen Sie mich zum Thema ,,Kosten*“ Richard von Weizsicker zitieren, der
bereits 1991 festgestellt hat: ,,...Kultur kostet Geld. Sie kostet Geld vor allem
auch deshalb, weil der Zugang zu ihr nicht in erster Linie durch einen privat ge-
fiillten Geldbeutel bestimmt sein darf* (Weizsidcker 1991). Der Altbundespra-
sident hat seinerzeit daran erinnert, ,,dass Kultur nicht etwas sein darf, was die
6ffentlichen Hénde nach Belieben betreiben oder auch lassen diirfen” (Weiz-
sdcker 1991). Denn ,,substanziell“ habe die Forderung ,,von Kulturellem nicht
weniger eine Pflichtaufgabe der 6ffentlichen Haushalte zu sein als zum Beispiel
der Stralenbau, die 6ffentliche Sicherheit oder die Finanzierung der Gehlter
im Offentlichen Dienst* (Weizsdcker 1991). Weizsdcker nannte es ,,grotesk,
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dass wir Ausgaben im kulturellen Bereich zumeist Subventionen nennen, wih-
rend kein Mensch auf die Idee kdme, die Ausgaben fiir ein Bahnhofsgebaude
oder einen Spielplatz als Subventionen zu bezeichnen (Weizsécker 1991). Der
Ausdruck lenke uns ,,in die falsche Richtung, mahnte der Politiker. Denn Kul-
tur sei ,,kein Luxus, den wir uns leisten oder auch streichen konnen, sondern
der geistige Boden, der unsere eigentliche innere Uberlebensfihigkeit sichert
(Weizsicker 1991).

Diese ausgewihlten Beispiele zeigen, in welcher Vielfalt wir arbeiten und wie alle
Bereiche eng miteinander vernetzt sind. Weitere Schnittstellen zu anderen Part-
nern, wie Dienstleistern oder Politik habe ich hier noch gar nicht beleuchtet. Als
offentliche Einrichtung mit 6ffentlichem Geld miissen wir transparent sein und die
Menschen davon iiberzeugen, dass wir zum einen unseren Kulturauftrag erfiillen
und zum anderen verantwortungsbewusst mit den uns anvertrauten Mitteln um-
gehen.

Wenn wir dann noch fiir diese Arbeit mit hochkarétigen Preisen ausgezeichnet
werden, freut es uns umso mehr. So haben wir fiir zahlreiche CD- und DVD-Auf-
nahmen (Beethoven, Brahms, Mahler) bedeutende Preise erhalten, aber auch fiir
das Konzertprogramm der Saison 2008/2009 oder die Auszeichnung zur ,,Marke
des Jahrhunderts* im Jahr 2009.

Nach auflen und innen miissen wir also Transparenz, Vertrauen und Akzeptanz
allen Partnern gegeniiber schaffen. Wir wollen so erfolgreich wie moglich auf dem
lokalen Markt, aber auch auf dem internationalen Markt agieren. Unsere Aullen-
darstellung soll mdglichst beeindruckend sein, sie soll getragen sein, durch unsere
,,Produkte* und durch alle Mitarbeiter. Die Sicht auf unser Unternehmen soll Freu-
de machen, wir wollen Werte vermitteln und Identitét stiften, alles ganz im Sinne
des ,,res severa verum gaudium®.

Finanzierung von Kultur in einer durch6konomisierten
Gesellschaft...

Wenn ich gerade den Altbundesprésidenten Richard von Weizsicker als Fiirspre-
cher von 6ffentlicher Kulturforderung zitiert habe, so mochte ich jetzt eine Gegen-
sicht jiingeren Datums vorstellen. Es handelt sich um das 2012 erschienene Buch
,,Der Kulturinfarkt®, in dem die vier Autoren Dieter Haselbach, Armin Klein, Pius
Kniisel und Stephan Opitz iiber Kulturpolitik, Kulturstaat und Kultursubvention
polemisieren. ,,Von Allem zu viel und iiberall das Gleiche* (Haselbach et al. 2012),
lautet eine ihrer Kernaussagen.
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Sie empfinden die deutsche Kulturlandschaft ,,ungerecht finanziert®, sie mei-
nen, dass zu viel Geld in ein ,,verkrustetes System® flieBe und betrachten das Kon-
zept einer ,,Kultur fiir Alle” aus den 70er Jahren als gescheitert. So denken sie laut
dariiber nach, was wire, ,,wenn die Hélfte aller hoch subventionierten Opernhéu-
ser, Theater und Museen geschlossen wiirde”. Begriindet wird all dies mit einer
gewagten These: ,,Das oberste Ziel 6ffentlicher Kultureinrichtungen ist nicht etwa
Kunst oder Innovation, sondern der schiere Selbsterhalt®.

Der Inhalt des Buches hat eine heftige 6ffentliche Diskussion ausgelost. In Hor-
funk, Fernsehen, Tageszeitungen und im Internet wurde das Thema iiber Wochen
intensiv diskutiert. Die Verantwortlichen von kulturellen Einrichtungen standen
plotzlich kollektiv in einer Ecke und waren aufgefordert ihr Dasein und Wirken zu
verteidigen. Es wurden teilweise absurde Pro- und Contra-Diskussionen gefiihrt,
so dass man sich langsam fragen musste, um was es hier eigentlich geht.

In der Tat ist Kultur heute lingst kein Tabu-Thema mehr. Mancher Politiker
findet es geradezu ,,schick® {iber Kultur zu polemisieren, diese nur noch aus Kos-
tensicht und nicht mehr nach ihren vermittelnden, bildenden und gesellschaftli-
chen Werten zu beurteilen. Man traut sich Theater zu schlieBen oder Orchester
zu fusionieren. Ein Argument, das man in diesem Zusammenhang immer wieder
hort, ist, dass Kulturforderung ja nur eine freiwillige Leistung ist. Wenn Politi-
ker dann aus struktureller oder finanzieller Sicht nicht weiter wissen, werden gern
Unternehmensberatungen verpflichtet, von denen man sich die ultimative Losung
wiinscht. In Leipzig wurde beispielsweise die Miinchener Unternehmensberatung
Actori beauftragt, verschiedene Szenarien iiber eine mogliche Zusammenlegung
der Verwaltungen von Oper und Gewandhaus oder von Oper und Theater zu {iber-
priifen. In den kommenden Monaten werden wir die politischen Diskussionen dazu
erleben und das Ergebnis abwarten.

Der Rechtfertigungsdruck auf die Kulturinstitutionen steigt also. Vor dem Hin-
tergrund der finanziellen Note der Lander und Gemeinden ist dies durchaus ver-
standlich. Das dichte Netz an geférderter Hochkultur steht immer noch beispielhaft
fiir Deutschland. In anderen europdischen Lindern, auBer vielleicht in Osterreich,
findet man nichts Vergleichbares. Und aus meiner Sicht gilt es, diesen einmaligen
Kultur-Schatz unbedingt zu erhalten. Er steht exemplarisch fiir unsere Kulturna-
tion und hat ein besonderes Alleinstellungsmerkmal in Europa. Was wir heute kiir-
zen, ist morgen nicht wieder herstellbar.

Bemerkenswert in diesem Zusammenhang ist, dass der Freistaat Sachsen 1993
das Séchsische Kulturraumgesetz beschlossen hat, was einzigartig in Deutschland
ist. In groBBer Verantwortung um die reichhaltige Theater- und Orchesterlandschaft
wurde vorab ein Gutachten mit weitreichenden Empfehlungen erstellt. So hat
das Kulturraumgesetz die mannigfache Kulturlandschaft Sachsens erhalten. Das
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Gesetz sieht die Gliederung des Freistaates in fiinf landliche sowie drei urbane —
neben Leipzig noch Chemnitz und Dresden — Kulturrdume vor. Damit wurde erst-
mals in Deutschland Kulturpflege als kommunale Pflichtaufgabe mit Gesetzesrang
verankert. Der Freistaat beteiligt sich hierbei an der gemeinsamen Finanzierung
regional bedeutsamer Einrichtungen und MaBnahmen in den Kulturrdumen. Dies
geschieht im Rahmen eines Kulturlastenausgleiches, an den das Land seit 2005
jéhrlich mindestens 82 Mio. € iiberweist. Doch gegenwirtig ldsst die Dresdner
Regierung evaluieren, wie gut die kulturellen Institutionen aufgestellt sind, wie sie
gemanagt werden und wie die Entwicklungen der Wirtschaftspldne aussehen. Das
geschieht natiirlich auch vor dem Hintergrund, dass 2019 der Solidarpakt IT aus-
lauft und die ostdeutschen Lander danach erheblich weniger Geld zur Verfiigung
haben.

Im Jahr 2006 hat die Semperoper Dresden die wirtschaftliche Bedeutung der
Semperoper fiir Dresden und die Region untersuchen lassen. Dabei wurden die
direkten (Ubernachtungen, Gastronomie, Verkehr etc.) und die indirekten (Investi-
tionen, Tourismus, Wirtschaft etc.) wirtschaftlichen Auswirkungen ebenso analy-
siert, wie die fiskalischen Effekte. Das Ergebnis zeigte, dass jeder Euro staatlicher
Forderung 3,90 € erwirtschaftet. Auch das Gewandhaus wird vor dem Sommer
2014 eine solche Berechnung prasentieren. Wir werden das sicherlich positive Re-
sultat umfangreich in unserer Kommunikation verwenden. Solche Umwegrentabi-
litditsberechnungen sind wichtig fiir die Positionierung einer Institution, aber auch,
um deutlich aufzuzeigen, dass beispielsweise das Gewandhaus nicht ,,nur kostet,
sondern auch ein erheblicher Wirtschaftsfaktor ist.

Dies ist immer wieder relevant, wenn seitens der Industrie bedeutende Grof3-
ansiedlungen realisiert werden. Das kulturelle Angebot einer Stadt ist mittlerweile
langst kein weicher Standortfaktor mehr, sondern ein harter. Fragt man beispiel-
weise den ehemaligen Werksleiter des BMW-Werkes in Leipzig, Peter Claussen,
was bei der Entscheidung fiir die Ansiedelung des Werkes in Leipzig maB3gebliche
Faktoren waren, so gehdorte die Attraktivitit der Musikstadt Leipzig mit ihrem um-
fassenden und abwechslungsreichen Angebot dazu. Kultur hat also einen hohen
Stellenwert im Attraktivitdtswettbewerb der Stddte und Regionen.

In Deutschland wurden erstmals in den 80er-Jahren, also bereits vor 35 Jahren,
Berechnungen zur Umwegrentabilitdt von Kulturausgaben aufgestellt. Mit diesen
Berechnungen wurden staatliche Kulturforderungen teilweise auch 6konomisch
gerechtfertigt. Einige Bundesldnder haben die Bedeutung der Kulturwirtschaft
frithzeitig erkannt. 1991 erstellte Nordrhein-Westfalen einen ersten Kulturwirt-
schaftsbericht, der die Situation und das wirtschaftliche Potential von Kunst und
Kultur darstellte.
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Heute nehmen die elf Teilmérkte der Kultur- und Kreativwirtschaft eine bedeu-
tende Rolle ein. Wie dem vom Bundesministerium fiir Wirtschaft und Technolo-
gie herausgegebenen ,,Monitoring zu ausgewahlten wirtschaftlichen Eckdaten der
Kultur- und Kreativwirtschaft 2011 zu entnehmen ist, arbeiteten in Deutschland
im Jahr 2011 fast eine Million Menschen in dieser Branche. Der Gesamtumsatz
betrug mit 143,38 Mrd. € 2,6 % an der Gesamtwirtschaft. An der Bruttowertschop-
fung war man mit 2,4% beteiligt. Die Kultur- und Kreativwirtschaft lag damit
im Branchenvergleich zusammen mit der Automobilindustrie, dem Maschinenbau
sowie dem Finanzgewerbe an vorderer Stelle (vgl. BMWi 2012, S. 86).

Vor fiinf Jahren wurde die "Initiative Kultur- und Kreativwirtschaft der Bundes-
regierung" ins Leben gerufen. Thr Ziel ist es, die Chancen der Kultur- und Kreativ-
wirtschaft weiter zu erschlieen. Dabei sollen die Wettbewerbsfahigkeit gestarkt
und die Arbeitsplatzpotenziale besser ausgeschopft und weiterentwickelt werden.

In seiner Rede vom 10. November 2009 betonte Bernd Neumann, der damalige
Beauftragte der Bundesregierung fiir Kultur und Medien: "Die Kultur- und Krea-
tivwirtschaft ist heute unbestritten eine bedeutende Wachstumsbranche. Wir brau-
chen eine lebendige, aktive und expansionsfreudige Kultur- und Kreativwirtschaft,
und zwar nicht nur als Job-Motor, sondern vor allem auch wegen ihres groflen
Innovationspotenzials fiir unsere Gesellschaft — gerade in Zeiten, in denen die Glo-
balisierung den internationalen Wettbewerb verschérft!* (zit. nach BMWi 2010).
Der Kulturstaatsminister erklirte weiter: "Vor allem drei Bereiche tragen entschei-
dend dazu bei, dass sich die Kultur- und Kreativwirtschaft in Deutschland kraftig
entwickelt. Es sind Bildung und Ausbildung als Fundament des gesellschaftlichen
Fortschritts, die 6ffentliche Forderung von Kultur, durch die Einrichtungen wie
Museen, Theater, Opern- und Konzerthduser existenzféhig bleiben, sowie die Ver-
besserung der sozialen und wirtschaftlichen Bedingungen, unter denen Kiinstler,
Kreative und Kulturschaffende arbeiten.” (BMWi 2012).

Der iiber 500 Seiten starke Schlussbericht der Enquete-Kommission ,,Kultur in
Deutschland wurde im Dezember 2007 durch die Vorsitzende Gitta Connemann
préasentiert. Hier zeigt sich ebenfalls sehr deutlich der herausragende Stellenwert
der Kultur- und Kreativwirtschaft. In ihrem Vorwort schreibt Frau Connemann:
»Zu lange galten Kultur und Wirtschaft gerade in Deutschland als unvereinbarer
Gegensatz. Doch diese Berithrungsidngste 16sen sich auf — gliicklicherweise. Kul-
tur nicht als Wirtschaftszweig zu begreifen wire nicht nur naiv. Die Kulturpolitik
wiirde sich damit in Haushaltsdebatten um ein wichtiges Argument bringen, denn
die Kulturwirtschaft hat sich zu einer Zukunftsbranche mit Wachstums- und Be-
schiftigungspotenzial entwickelt. Hier entstehen Arbeitsplitze und Wertschopfung
—vor allem in Klein- und Kleinstunternehmen. Sie sind das Kraftzentrum der Kul-
turwirtschaft und der Beginn der Wertschopfungskette. Die Kultur als Wirtschafts-
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zweig mit grolen Chancen zu behandeln bedeutet weder eine Entwertung der Kul-
tur noch eine Bedrohung ihrer gesellschaftlichen Bedeutung. Vielmehr tragt der
Wirtschaftsbereich Kultur zur Sicherung eines vielfaltigen kulturellen Lebens in
Deutschland bei“ (zit. nach Enquete-Kommission ,,Kultur in Deutschland* 2007,
S. 7).

Es lielen sich noch eine Vielzahl von Ausfiihrungen zum unverzichtbaren Wert
der Kultur aufzihlen. Langfristige Investitionen in die Kultur einer Stadt oder einer
Region haben sich bislang immer ausgezahlt. Das letzte aulerordentliche Beispiel
in Deutschland ist das Festival Ruhr.2010. Hier wurde eine ganze Region unter
dem Thema Kulturhauptstadt hochst erfolgreich entwickelt.

Diese vielen Beispiele lassen die Frage nach der Akzeptanz fiir Kultur, die
nur etwas kostet, doch eindeutig in den Hintergrund treten. Es ist richtig, dass die
Kommunen zunehmend Probleme haben, die lokale Kultur zu finanzieren. Denn
die Kunst- und Kulturférderung ist nach dem Grundgesetz in Deutschland in erster
Linie Sache der Linder und Gemeinden. Da der Bund aber immer mehr Kosten,
gerade im Sozialbereich, auf die Lander und Gemeinden umlegt, bekommen diese
zunehmend Probleme alles gleichwertig zu subventionieren. In vielen Féllen miis-
sen Prioritédten gesetzt werden, geraten somit auch Kulturinstitutionen unter Druck.
Doch ist dies auf lange Sicht ein erheblicher Fehler. Denn Kultur erzeugt unbestrit-
ten einen gesellschaftlichen Mehrwert: Sie ist Bestandteil von Allgemeinbildung
und tragt maBgeblich zu einer hohen Lebens- und Freizeitqualitit bei. Damit lockt
sie auch Investoren und kunstinteressierte Neubiirger und erzeugt als touristischer
Faktor zugleich eine hohe Umwegrentabilitét. All das festigt und erhdht ihre Ak-
zeptanz.

Befragt man die deutschen Musikliebhaber, worin sie die Hauptaufgaben von
Orchestern und Musiktheatern sehen, rangieren laut dem 9. KulturBarometer, das
die Deutsche Orchestervereinigung und das Zentrum fiir Kulturforschung am 20.
September 2011 in Berlin priasentiert haben, ganz vorn die Punkte ,,Bewahrung des
kulturellen Musikerbes* und ,,Kinder fiir Musik und Erbe begeistern® (vgl. DOV
und ZFKF 2011). Wie alle vergleichbaren Institutionen haben wir damit den Auf-
trag, junge Menschen fiir die Musikvermittlung in unsere Hauser zu ziehen. Fiir
uns ergibt sich daraus der Anspruch, die Nachwuchsarbeit weiter zu intensivieren.

Dies ist umso notwendiger, da gerade vor wenigen Tagen eine Forsa-Umfra-
ge verdffentlicht wurde, die im Auftrag der Hamburger Korber-Stiftung gemacht
wurde. In der Pressemitteilung der Korber-Stiftung vom 14. Januar 2014 heil3t es
dazu: ,,Kaum Interesse an klassischer Musik — Zwei Drittel der Deutschen sehen
Konzerthduser in der Pflicht, klassische Musik mehr Menschen zugénglich zu ma-
chen. Fiir 88 % der Deutschen ist klassische Musik ein wichtiges kulturelles Erbe.
Aber nur jeder Fiinfte hat im vergangenen Jahr ein klassisches Konzert besucht
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—von den Unter-30-Jahrigen sogar nur jeder Zehnte*. Kai-Michael Hartig, der Lei-
ter des Bereichs Kultur der Korber-Stiftung, kommentiert dies so: ,,Konzerthduser
sind eigentlich in einer komfortablen Situation: Viele akzeptieren die &ffentlichen
Ausgaben fiir klassische Musik. Aber sie erreichen immer weniger Menschen, vor
allem nicht die jungen. Moderne Konzerthduser miissen sich der Herausforderung
stellen und Ideen entwickeln, wie sie mehr Interesse wecken kénnen® (zit. nach
DOV und ZFKF 2011). Weiterhin erginzt Hartig: ,,Es wird fiir den Musikbetrieb
in Zukunft verstarkt darauf ankommen, wie die Inhalte aufbereitet und prisentiert
werden. Notig seien charismatische und glaubwiirdige Vermittlerpersonlichkeiten.
Sie miissten Schwellendngste abbauen, Begeisterung auch fiir komplexe Inhalte
wecken und fiir das offene, neugierige Wahrnehmen werben® (zit. nach DOV und
ZFKF 2011).

Fassen wir abschlieBend alles bislang Gesagte in einem Satz zusammen. Dazu
mochte ich die Siiddeutsche Zeitung vom 11./12. Januar 2014 zitieren. Im Feuil-
leton titelte Joseph Hanimann (2014): ,,Kultur will zwar teuer bezahlt sein — zahlt
sich dann aber aus“. Besser kann man wohl kaum auf den Punkt bringen, dass die
Akzeptanz von Kultur heute eigentlich kein Thema mehr sein sollte.

Literatur

Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie [BMWi]. (10. November 2010). Kultur-
staatsminister Bernd Neumann: Kultur- und Kreativwirtschaft bietet groes Innovations-
potenzial fiir unsere Gesellschaft. http://www.kultur-kreativ-wirtschaft.de/KuK/Naviga-
tion/Aktuelles/pressemitteilungen,did=368266.html. Zugegriffen: 2. April 2014.

Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie [BMWi]. (2012). Monitoring zu ausgewéhl-
ten wirtschaftlichen Eckdaten der Kultur- und Kreativwirtschaft 2011. http:/www.bmwi.
de/Dateien/KuK/PDF/monitoring-zu-ausgewaehlten-wirtschaftlichen-eckdaten-der-
kultur-und-kreativwirtschaft-2011-langfassung, property=pdf,bereich=bmwi2012,spra-
che=de,rwb=true.pdf. Zugegriffen: 2. April 2014.

Deutsche Orchestervereinigung [DOV] & Zentrum fiir Kulturforschung [ZFKF]. (20. Sep-
tember 2011). Prisentation des 9. KulturBarometers am 20. September 2011, 11.00 Uhr
im Deutschen Anwaltsinstitut, Berlin. http://www.miz.org/dokumente/2011 KulturBa-
rometer.pdf. Zugegriffen: 2. April 2014.

Enquete-Kommission ,,Kultur in Deutschland*. (11. Dezember 2007). Schlussbericht. http://
www.kulturrat.de/dokumente/enquete-bericht.pdf. Zugegriffen: 2. April 2014.

Hanimann, J. (11. Januar 2014). Kultur will zwar teuer bezahlt sein — zahlt sich dann aber
aus. In Siiddeutsche Zeitung.

Haselbach, D., Klein, A., Kniisel, P., & Opitz, S. (2012). Der Kulturinfarkt. Von allem zu viel
und tiberall das Gleiche (2. Aufl.). Miinchen: Knaus.

Korber-Stiftung. (14. Januar 2014). Kaum Interesse an klassischer Musik. http://www.ko-
erber-stiftung.de/presse/pressemeldungen/presse-details-stiftung/artikel/kaum-interesse-
an-klassischer-musik.html. Zugegriffen: 2. April 2014.


http://www.kultur-kreativ-wirtschaft.de/KuK/Navigation/Aktuelles/pressemitteilungen,did=368266.html
http://www.kultur-kreativ-wirtschaft.de/KuK/Navigation/Aktuelles/pressemitteilungen,did=368266.html
http://www.bmwi.de/Dateien/KuK/PDF/monitoring-zu-ausgewaehlten-wirtschaftlichen-eckdaten-der-kultur-und-kreativwirtschaft-2011-langfassung
http://www.bmwi.de/Dateien/KuK/PDF/monitoring-zu-ausgewaehlten-wirtschaftlichen-eckdaten-der-kultur-und-kreativwirtschaft-2011-langfassung
http://www.bmwi.de/Dateien/KuK/PDF/monitoring-zu-ausgewaehlten-wirtschaftlichen-eckdaten-der-kultur-und-kreativwirtschaft-2011-langfassung
http://www.miz.org/dokumente/2011_KulturBarometer.pdf
http://www.miz.org/dokumente/2011_KulturBarometer.pdf
http://www.kulturrat.de/dokumente/enquete-bericht.pdf
http://www.kulturrat.de/dokumente/enquete-bericht.pdf
http://www.koerber-stiftung.de/presse/pressemeldungen/presse-details-stiftung/artikel/kaum-interesse-an-klassischer-musik.html
http://www.koerber-stiftung.de/presse/pressemeldungen/presse-details-stiftung/artikel/kaum-interesse-an-klassischer-musik.html
http://www.koerber-stiftung.de/presse/pressemeldungen/presse-details-stiftung/artikel/kaum-interesse-an-klassischer-musik.html

Im stadtischen Birgertum verankert 405

Weizsicker, R. von (1991). Kultur kostet Geld. http://www.bb-wa.de/en/allgemeines/175-
kultur-kostet-geld.html. Zugegriffen: 2. April 2014.

Prof. Andreas Schulz Jg.1961, studierte in Hamburg Musik- und Literaturwissenschaft und
war von 1986 bis 1994 beim Schleswig-Holstein Musik Festival téitig. Von 1995 bis 1997
ibernahm er die Geschiftsfithrung der Glocke Veranstaltungs-GmbH Bremen und ist seit
1998 Gewandhausdirektor am Gewandhaus zu Leipzig. Als Honorarprofessor lehrt er an der
Hochschule Bremen fiir das Fachgebiet Musik- und Kulturmanagement. Andreas Schulz ist
Mitinitiator der Deutschen Konzerthauskonferenz.


http://www.bb-wa.de/en/allgemeines/175-kultur-kostet-geld.html
http://www.bb-wa.de/en/allgemeines/175-kultur-kostet-geld.html

	Zum Geleit
	Ein Vorwort
	Inhaltsverzeichnis
	Herausgeber- und AutorInnenverzeichnis

	Die Herausgeber 
	Die Autoren 
	Einführung
	Kapitel 1
	Akzeptanz in der Medien- und Protestgesellschaft – Gedanken, Analysen, Thesen
	Akzeptanzdiskurse in den Medien und in der Gesellschaft: Einleitende Bemerkungen
	Akzeptanz
	Infrage stellen als Normalzustand
	Neue Verfahren und neue Diskurse
	Partizipation und Transparenz
	Gemeinwohl und Bürgermacht
	Deeskalation und Konfliktlösung
	Medien und Wirklichkeit
	Meinungsbildung und Social Media
	Legitimation und Kommunikation
	Zusammenfassung und Thesen
	Literatur


	Teil I
	Gesellschaftliche Akzeptanz im wissenschaftlichen Diskurs
	Kapitel 2
	Glaubwürdigkeit, Vertrauen und Akzeptanz

	Glaubwürdigkeit = Vertrauen?
	Annäherung an den Begriff Vertrauen
	Vertrauen im Blick der Sozialwissenschaften
	Vertrauen in der PR-Forschung
	Theorie öffentlichen Vertrauens (Bentele)
	Glaubwürdigkeit und Vertrauen als Voraussetzung für Akzeptanz?
	Literatur


	Kapitel 3
	Akzeptanz durch Transparenz?
	Einleitung
	Transparenz: Ein vielschichtiges und „interdisziplinäres“ Phänomen
	Überblick zum aktuellen Forschungsstand
	Die Bedeutung von Transparenz für Organisationen
	Kommunikative Transparenz als strategischer Erfolgsfaktor
	Akzeptanz durch Transparenz?
	Literatur


	Kapitel 4
	Akzeptanz durch Beteiligung

	Einleitung
	Partizipation – Einordnung, Begriff, Ziele und Grenzen
	Demokratietheoretische Einordnung
	Partizipation und Betroffenenbeteiligung
	Ziele von Betroffenenbeteiligung

	Die Bedeutung von Kommunikation und Beteiligung für Infrastrukturprojekte
	Der Prozess des Kommunikationsmanagements – Infrastrukturprojekte und Bürgerbeteiligung planen
	Situationsanalyse – Besonderheiten bei Beteiligungsprozessen
	Die Verzahnung von Kommunikationsmaßnahmen und Projektplanung

	Beteiligungsverfahren
	Klassifizierung informeller Beteiligungsverfahren
	Ausgewählte informelle Beteiligungsverfahren

	Fazit
	Überblick über Verfahren und Methoden informeller Bürgerbeteiligung
	Literatur


	Kapitel 5
	Akzeptanzkonflikte auf der Straße

	Infrastrukturprojekte zwischen Protest und Akzeptanz
	Protest in Deutschland – ein historischer Überblick
	Formen des Protests
	Das Profil des „typischen Wutbürgers“ am Beispiel von Stuttgart 21
	Analytischer Bezugsrahmen
	Protestkampagnen
	Bourdieus Habitus-Struktur-Praxis Modell

	Schlussfolgerungen
	Literatur


	Kapitel 6
	Akzeptanzdebatten in veränderten Medienlandschaften
	Einleitung
	Strukturwandel der Öffentlichkeit und unidirektionale Massenmedien
	Der Kommunikationsraum Internet und das Partizipationspotenzial von Social Media
	Mediatisierung und Medienkultur
	Partizipation – zwischen Schlagwort und technischem Potenzial
	Folgen für die Konstitution von Öffentlichkeit
	Akzeptanzzuschreibung – Komplexität, Defizite und Dynamiken
	Literatur


	Kapitel 7
	Lokale Akzeptanzdiskurse
	Akzeptanz im Lokalen
	Akzeptanz und Kommunikation
	Lokale Kommunikationsräume
	Lokaler Raum als Heimat
	Medien und Öffentlichkeit im lokalen Raum
	Ebenen öffentlicher Kommunikation
	Kommunikatives Bezugsebenenmodell bei Akzeptanzdiskursen
	Implikationen für Akzeptanzmanagement und Akzeptanzkommunikation
	Literatur




	Teil II
	Akzeptanz der Akteure im öffentlichen Diskurs
	Kapitel 8
	Akzeptanz für Projekte in Wirtschaft und Gesellschaft
	Zur Methodik
	Thesen zu fünf Themenkomplexen
	Zusammenfassung


	Kapitel 9
	Legitimitätseinbußen des Staates – eine gesellschaftsethische Reflexion
	Der Anspruch der Gerechtigkeit als Gleichheitsvermutung
	Postdemokratische Verhältnisse
	Finanzdemokratie
	Wettbewerbsstaat
	Aktivierender Sozialstaat
	Kooperative Geisel
	Resümee
	Literatur


	Kapitel 10
	Komplexes Problemlösen – über Gemeinsamkeiten im Handlungsumfeld von Managern und Politikern und die Bedeutung von Vertrauen und Akzeptanz
	Vorbemerkung
	Komplexe Probleme
	Erwartungen an Manager und Politiker bei der Lösung „komplexer Probleme“ und prinzipielle Lösungsansätze
	Gemeinsamkeiten im Handlungsumfeld von Managern und Politikern
	Fünf Stoßrichtungen zur Lösung komplexer Probleme
	Erste Richtung: Komplexe Probleme hinterfragen und Interesse wachhalten!
	Zweite Richtung: Anreize schaffen und die Effektivität bei der Wahrnehmung übertragener Verantwortung erhöhen!
	Dritte Richtung: Aufdeckung von Interessenskonflikten entsprechend guter „Corporate Governance“ auch in der Politik!
	Vierte Richtung: Die positive Bedeutung von „Gier“ im Systemzusammenhang werten!
	Fünfte Richtung: Akzeptanz und Vertrauen gewähren und verdienen!

	Literatur


	Kapitel 11
	„Justiz muss sich als ruhender Pol in der Gesellschaft medialen Trends weitgehend verweigern“

	Kapitel 12
	Wirtschaft und Gesellschaft – Auswege aus der Vertrauenskrise

	Die Vertrauenskrise und ihre Folgen
	Wurzeln des Misstrauens: Die Malthusianische Katastrophe und die Furcht vor dem Wachstum
	Die Mitverantwortung der Wirtschaft
	Wertschöpfung braucht Wertvorstellungen
	Eine Gretchen-Frage
	Wirtschaft: Ein blinder Fleck?
	Die vergessene Technik
	Dialog braucht Augenhöhe – auf beiden Seiten
	Literatur


	Kapitel 13
	Rückbesinnen und vorwärts denken – 
Die Kommunikation der Finanzwelt braucht mehr als ein Facel
	Den ehrbaren Kaufmann wiederentdeckt
	Finanzkommunikation im Härtetest
	Veränderte Medienlandschaft verändert Finanzkommunikation
	Herausforderung 1: Gesicht zeigen!

	Gute Regulierung als Freund
	Herausforderung 2: Mit einer Stimme sprechen!
	Herausforderung 3: Nur wer wahrgenommen wird, wird ernst genommen
	Herausforderung 4: Erklären, erklären, erklären – auf allen Kanälen

	Fazit
	Literatur


	Kapitel 14
	Bürgerbeteiligung in formalen Verfahren


	Kapitel 15
	Finanzielle Bürgerbeteiligungen am Beispiel der Energieversorgung

	Thesen zur Einleitung
	Finanzielle Bürgerbeteiligungs-Modelle
	Bestandsaufnahme
	Rechtliche Instrumente
	Finanzielle Aspekte
	Akzeptanz und Kommunikation
	Projektumsetzung und Strukturierung
	Fazit und Ausblick
	Literatur


	Kapitel 16
	Bundeswehr und Gesellschaft
	Literatur 


	Kapitel 17
	„Prüft alles und behaltet das Gute!“
	Ecclesia semper reformanda
	Der Blick nach Innen
	Aus Fehlern lernen
	Akzeptanz durch Kommunikation
	Literatur


	Kapitel 18
	Akzeptanz und klassische Medien

	Literatur


	Kapitel 19
	Regelbruch als Versprechen: Neue Medien, neuer Journalismus

	Vorbemerkung
	Selbstermächtigung
	Zwischenspiel
	Kontrastprogramm
	Paradigmenwechsel
	Paradoxe Intervention
	Methodische Vertiefung
	Ausblick
	Literatur


	Kapitel 20
	Vom fehlenden Bürgersinn, der Politik das Zumutbare abzuverlangen
	Einführung von direkter Demokratie
	Die Ermutigung der Akteure
	Wir dürfen die Politik nicht den Berufsdemokraten überlassen
	Ohne Parteireform gibt es keine Reformpolitik
	Die repräsentative Demokratie braucht ein lebendiges Parlament
	Die moderne Demokratie braucht einen Bürgerpräsidenten
	Literatur




	Teil III 
	Akzeptanz und Diskurs in Fallbeispielen
	Kapitel 21
	Richtig kommunizieren. „Stuttgart 21“ und die Lehren für die Kommunikation bei Infrastruktur- und Bauprojekten
	Die Protest-Dynamik zu „Stuttgart 21“
	Vom Protest bis zur „Schlichtung“
	Die „Schlichtung“
	Die Landtagswahl in Baden-Württemberg und die Volksabstimmung

	Gründe für Proteste gegen Infrastruktur- und Bauprojekte
	Allgemeine Anforderungen an „gute“ Kommunikation und Öffentlichkeitsbeteiligung
	Grundregel 1 – Aufgeschlossene und wertschätzende Grundhaltung
	Grundregel 2 – Klare Rahmenbedingungen
	Grundregel 3 – Frühzeitige Einbeziehung der Bürger
	Grundregel 4 – Umfassende Faktenklärung
	Grundregel 5 – Einbeziehung von unterschiedlichen Interessen
	Grundregel 6 – Professionelle Prozessgestaltung für Fairness und Transparenz
	Grundregel 7 – Klarheit über Umgang mit den Ergebnissen
	Grundregel 8 – Finanzierung
	Grundregel 9 – Verständlich kommunizieren
	Grundregel 10 – Vielfalt der genutzten Kommunikationsinstrumente

	Kommunikation und Öffentlichkeitsbeteiligung in den Leistungsphasen der Ingenieurplanung
	Phase 1: Grundlagenermittlung
	Phase 2: Vorplanung
	Phase 3: Entwurfsplanung
	Phase 4: Genehmigungsplanung
	Phase 5: Ausführungsplanung
	Phasen 6 und 7: Vorbereitung und Mitwirkung bei der Vergabe
	Phase 8: Bauausführung
	Phase 9: Objektbetreuung und Dokumentation

	Legitimation durch Kommunikation
	Literatur


	Kapitel 22
	Tausend Meter Baustelle in der City Leipzigs
	Planungsziel und Situation vor Ort
	Hauptakteure und erste Arbeitsschritte
	Beratung extern und intern
	Bürgerbeteiligungsprozess und die Grundposition
	Weiterentwicklung und konzeptionelle Arbeit
	Auftakt im November 2011
	Mühen in zweiter Ebene
	Auf dem Weg zur 6. Planvariante
	Endspurt im März 2012
	Bürger als Partner – Aussichten
	Literatur


	Kapitel 23
	Die Akzeptanz von Großprojekten steigern
	Einleitung
	Ausgangslage – Fehlende Akzeptanz für Großprojekte und veränderte gesellschaftliche Rahmenbedingungen
	Veränderte gesellschaftliche Rahmenbedingungen
	Stakeholder und steigende Anforderungen an die DB

	Handlungsprogramm – Die Weichen für die Zukunft stellen
	Leitfaden „Erhöhung Akzeptanz von Infrastrukturgroßprojekten“
	Erstellung eines integrierten Kommunikationskonzepts in vier Schritten

	Ausblick
	Literatur


	Kapitel 24
	Machbar ist nur, was vermittelbar ist!
	Deutschlands längste Baustelle: Die OPAL
	Recht haben reicht nicht – Kommunikation ist Pflicht
	Zunächst einmal: Kritiker und Protagonisten kennen
	Akzeptanz als Geschäftsgrundlage
	Individuell, partizipativ, emotional
	Positive Themen setzen: Was nebensächlich scheint, in den Blick rücken
	Social Media und Informationen für die Sinne
	Gemeinsam gewonnen
	Mehr als nur Methode: Eine Frage der Haltung
	Literatur


	Kapitel 25
	Man kann nicht nicht kommunizieren.
	Vertrauen als Basis nachhaltiger Interaktion
	Wahrheit als relative Größe
	Persuasive Kommunikation als vertrauensbildende Maßnahme?
	Basis Stakeholder-Analyse
	Fallbeispiel 1: Kohlekraftwerk Lünen
	Fallbeispiel 2: Kraftwerk Krefeld
	Fallbeispiel 3: Wasserspeicherkraftwerk Schmalwasser
	VDI setzt Maßstäbe zur Öffentlichkeitsbeteiligung
	Literatur


	Kapitel 26
	Bürger wollen nicht Projekte verhindern, sondern konstruktiv daran mitwirken

	Kapitel 27
	NOlympia – Warum Deutschland keine Olympischen Winterspiele bekommt
	Die Fakten
	Die Gründe
	Die Hintergründe
	David und Goliath
	Städte- und Nationen-Geiselnahme
	Sorge um die ökologische Nachhaltigkeit
	Übereventisiert und zugrundvermarket
	Abrechnung mit der Moderne
	Angst vor Veränderungen

	Folgerungen
	Tolerant samma scho, aba bläd samma ned
	Akzeptanz wäre als Schwäche erschienen
	Ohne Beteiligung ist Akzeptanz nicht zu haben

	Literatur


	Kapitel 28
	Im städtischen Bürgertum verankert
	Im städtischen Bürgertum verankert …
	Akzeptanz für etwas, was nur „kostet“…
	Finanzierung von Kultur in einer durchökonomisierten Gesellschaft …
	Literatur







